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29. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz
am 29. August 2002

Die Sitzung wird um 9:30 Uhr vom Präsidenten des
Landtags eröffnet.

Präsident Grimm:

Guten Morgen, meine Damen und Herren! Ich begrüße
Sie zur 29. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz.
Zu schriftführenden Abgeordneten berufe ich Dr. Ed-
mund Geisen und Simone Huth-Haage, die die Redner-
liste führen wird.

Entschuldigt sind für heute die Abgeordnete Hedi Thelen
und Staatsminister Professor Dr. Jürgen Zöllner.

Ich freue mich, Frau Staatsministerin Doris Ahnen zum
heutigen Geburtstag ganz herzlich gratulieren zu dürfen.

(Beifall im Hause)

Als Gäste im Landtag begrüße ich Mitglieder des Turn-
gau Sickingen, Polizisten der Polizeiinspektion Morbach
sowie Schülerinnen und Schüler der Klasse 12 des
Aufbaugymnasiums Alzey. Seien Sie herzlich begrüßt!

(Beifall im Hause)

Entsprechend der festgesetzten Tagesordnung rufe ich
Punkt 1 der Tagesordnung auf:

Fragestunde
– Drucksache 14/1362 –

Ich weise darauf hin, dass die Mündlichen Anfragen
Nummern 6, 11 und 13 erst fristgerecht für die morgige
Sitzung eingegangen sind. Ich rufe die Mündliche An-
frage der Abgeordneten Ulla Brede-Hoffmann (SPD),
Start der neuen Ganztagsschulen – Nummer 1 der
Drucksache 14/1362 – betreffend, auf.

Frau Brede-Hoffmann, bitte schön.

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD:

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie stellt sich der Start der 81 neuen Ganztags-
schulen aus der Sicht der Landesregierung dar?

2. Konnten die Zielvorgaben der Personalplanung
hinsichtlich des zusätzlichen pädagogischen Perso-
nals der Ganztagsschulen erfüllt werden?

3. Wie gestaltet sich für die zusätzlichen Angebote der
neuen Ganztagsschulen das zahlenmäßige Ver-
hältnis von Lehrkräften, pädagogischen Fachkräften
und außerschulischen Kooperationspartnern?

Präsident Grimm:

Es antwortet Frau Staatsministerin Ahnen.

Frau Ahnen,
Ministerin für Bildung, Frauen und Jugend:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die Mündliche Anfrage beantworte ich namens der
Landesregierung wie folgt:

Mit dem Schuljahresbeginn 2002/2003 nehmen erstmals
81 Ganztagsschulen in der neuen Form ihren Betrieb
auf. Diese Schulen wurden unter 168 Anträgen auf Ein-
richtung eines Ganztagsschulangebots ausgewählt.

Eine überraschend hohe Anzahl von Schülerinnen und
Schülern nimmt an den Ganztagsschulangeboten teil.
Diese Zahl ist noch einmal gestiegen, nachdem Schüle-
rinnen und Schüler und deren Eltern von der konkreten
Ausgestaltung der einzelnen Angebote und der pers o-
nellen Besetzung informiert waren. Die Teilnehmerzahl
an allen neuen Ganztagsschulen beträgt zum Stichtag
15. August  9.039 Schülerinnen und Schüler. Das sind
36 % aller Schülerinnen und Schüler der 81 Ganztags-
schulen. Davon wurden fast 3.000 Schülerinnen und
Schüler an den 27 Hauptschulen gezählt, 2.520 an den
Grundschulen, 2.062 an den Regionalen Schulen, 641
an den Realschulen, 549 an den Sonderschulen, 231 an
der Dualen Oberschule und 62 am Gymnasium.

Nicht nur Schülerinnen und Schüler und deren Eltern
waren  von Inhalt und Organisation des Ganztags-
schulangebots vor Ort beeindruckt, sondern auch die
Schulbehörde und das Ministerium. Dies ist der sorgfäl-
tigen Vorbereitung durch Kollegien und Schulleitungen,
aber auch dem Engagement  der Schulträger zu verdan-
ken, die die räumliche Versorgung, den Schülertransport
und die Organisation des Mittagessens gesichert haben.
Die neuen Ganztagsschulen haben den Spielraum bei
der Ausgestaltung ihres Programms genutzt. Dabei
haben sie attraktive Konzepte umgesetzt, die die Be-
dürfnisse, Interessen und Neigungen von Schülerinnen
und Schülern berücksichtigen, aber auch die Rahmen-
vorgaben erfüllen.

Insbesondere die Eltern haben die auf der Hand liegen-
den bildungspolitischen Vorteile neben den für sie per-
sönlich bedeutsamen Argumenten für die Ganztags-
schule erkannt. Auch damit ist die breite Zustimmung zu
erklären, die die Ganztagsschule schon in der Aufbau-
phase erzielt hat.

Dies vorausgeschickt beantworte ich die einzelnen Fra-
gen wie folgt:

Zu Frage 1: Aufgrund der erreichten Qualitätsstandards,
der gelungenen Organisation, der attraktiven Angebote
und des Engagements aller Beteiligten vor Ort kann der
Start der neuen Ganztagsschulen als außerordentlich
erfolgreich bezeichnet werden. Diese Bewertung bestä-
tigen auch die Rückmeldungen aus den Standorten.
Schulbesuche haben diesen Eindruck bekräftigt. Allen
Beteiligten ist dafür zu danken, dass sie durch ihre tat-
kräftige Unterstützung zu einem solch überzeugenden
Beginn beigetragen haben.

Zu den Fragen 2 und 3: Sämtliche Ziele der Personal-
planung wurden erreicht. Alle 81 Ganztagsschulen ha-
ben eine sehr gute Personalversorgung, mit der sie
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differenzierte Angebote gestalten und dabei sehr weit-
gehend individuelle Interessen und Bedürfnisse von
Schülerinnen und Schülern berücksichtigen können.

Nach den Rahmenvorgaben sollten mindestens 50 %,
aber höchstens zwei Drittel des Personalbedarfs von
Lehrkräften abgedeckt sein. Nach den Rückmeldungen
der Schulen entfallen 52 % auf diese Beschäftigtengrup-
pe.

Zu 27 % wird fest angestelltes Personal eingesetzt,
darunter insbesondere pädagogische Fachkräfte wie
Erzieherinnen und Erzieher sowie Sozialarbeiterinnen
und Sozialarbeiter. Zu 21 % wurden darüber hinaus
Verträge mit außerschulischen Partnern auf der Grund-
lage der bekannten Rahmenvereinbarungen oder mit
Einzelpersonen abgeschlossen. Die Einbindung der
außerschulischen Partner zeigt, dass diese soziale Ver-
antwortung übernehmen und mitverantwortlich sein
wollen für ihre Schule und deren Erfolg.

So weit die Antwort der Landesregierung.

(Beifall der SPD und der FDP)

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Keller.

Abg. Keller, CDU:

Frau Staatsministerin, zunächst herzlichen Glückwunsch
zu Ihrem Geburtstag namens der CDU-Fraktion.

In den Rahmenbedingungen war vorgesehen – damit
wurde auch geworben –, dass bis zu zwei Drittel des
Personalbedarfs der neuen Ganztagsschulen durch
Lehrkräfte abgedeckt werden sollen. Jetzt sind es nur
mickrige 52 %.

(Heiterkeit bei SPD und FDP)

Woran liegt das Ihrer Meinung nach?

Frau Ahnen,
Ministerin für Bildung, Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Keller, Ihre Frage
empfinde ich als ein kleines Geburtstagsgeschenk, weil
ich vorhin ausgeführt habe, dass in den Rahmenbedin-
gungen explizit steht, dass in der Regel mindestens
50 %, aber nicht mehr als zwei Drittel durch Lehrkräfte
abgedeckt werden sollen. Die Schulen konnten selbst
entscheiden, wie viel Prozent sie Lehrkräfte haben wol-
len, wie viel Prozent sie pädagogische Fachkräfte haben
wollen und wie viele Rahmenverträge mit außerschuli-
schen Partnern sie eingehen.

(Beifall bei SPD und FDP)

Wir haben es vollständig so umgesetzt, wie es von den
Schulen gewünscht wurde. Ich halte 52 % für ein hervor-

ragendes Ergebnis, zumal es zu 100 % den Wünschen
der Schulen entspricht.

(Beifall der SPD und der FDP)

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Wiechmann.

Abg. Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Frau Ministerin, namens der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN wünsche ich Ihnen alles Gute zu Ihrem Ge-
burtstag.

(Mertes, SPD: Ist das eine Frage?)

Da Sie bezogen auf die Fragen von Frau Brede-
Hoffmann Ihre Pressemitteilung vom 19. August 2002
vorgelesen haben, frage ich Sie, ob sie vielleicht auch
meine vom gleichen Tag vorlesen können.

(Heiterkeit des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der CDU)

Nun eine ernst gemeinte Frage: Die Zahlen in Ihrer
Pressemitteilung vom 19. August 2002, in der Sie von
mehr als 9.000 Schülerinnen und Schülern sprechen,
und die Zahlen der Verlautbarungen Ihres Ministeriums
vom 25. März 2002 stimmen nicht überein.

Sie haben eben gesagt, dass das daran liegt, dass sich
nach der Ausgestaltung noch mehr Eltern gemeldet
haben. Können Sie vielleicht trotzdem versuchen, diese
Diskrepanz noch einmal zu erklären? Bitte teilen Sie
auch mit, wann sich die Eltern zum letzten Mal melden
sollten, um das Ganztagsangebot in Anspruch nehmen
zu können.

Frau Ahnen,
Ministerin für Bildung, Frauen und Jugend:

Auch diese Frage beantworte ich Ihnen ausgesprochen
gern, da die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die wir
jetzt in den Ganztagsschulen haben, über den im März
verkündeten Zahlen liegt. Die Zahlen, die im März er-
fasst worden sind, galten für den Anmeldetermin in den
Schulen. Den haben wir benötigt, um die Personalpla-
nungen hinzubekommen.

Es haben dann Schulen bei uns zunehmend angefragt,
dass von weiteren Eltern Interesse geäußert worden sei.
Da haben wir gesagt, dass wir bereit sind, dieses zu
akzeptieren, sofern wir das durch die Personalzuwei-
sung abdecken können. Wir wollten also nicht, dass
einfach weitere Schüler nach diesem Termin aufge-
nommen werden, wir aber nicht das Personal zuweisen
können.

Aufgrund einer ausgesprochen hohen Flexibilität bei der
Schulaufsicht und beim Ministerium bezieht sich die
Personalzuweisung auf die erhöhte Zahl der Schülerin-
nen und Schüler. Insofern ist es uns durch eine hohe



1928 Landtag Rheinland-Pfalz - 14. Wahlperiode - 29. Sitzung, 29. August 2002

Flexibilität gelungen, weitere Schülerinnen und Schüler
aufzunehmen und die Schulen trotzdem entsprechend
der neuen höheren Zahl auszustatten. Auch das ist
meiner Meinung nach ein Beleg dafür, dass die Attrakti -
vität groß ist und wir gerade in der Anlaufphase Eltern
etwas länger die Möglichkeit einräumen wollten, ihr Kind
für die Ganztagsschule anzumelden.

Präsident Grimm:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Keller für eine Zusatzfra-
ge das Wort.

Abg. Keller, CDU:

Frau Ministerin, mindestens 50 % und höchstens 66 %
Lehreranteil. Wir sind bei 52 %. Jeder, der rechnen
kann, sieht, dass jetzt gerade die Hürde übersprungen
wurde.

(Mertes, SPD: Lehrer sind
doch keine Hürden!)

Dies vorausgeschickt stelle ich folgende Fragen:

1. Haben Sie Informationen oder Rückmeldungen von
Schulen bekommen, denen es schwer gefallen ist, die
Minimalquote von 50 % Lehreranteil zu erfüllen?

2. Gibt es Schulen, die unter diesem Lehreranteil von
50 % liegen?

Frau Ahnen,
Ministerin für Bildung, Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Keller, Ihre Nachfrage
stimmt mich hoffnungsfroh, weil Ihre Position bisher die
war – zumindest konnte ich das zu Schuljahresbeginn
lesen –, dass Sie noch immer nicht davon überzeugt
sind, dass die Ganztagsschule ein bildungspolitisches
Angebot ist.

(Keller, CDU: Wir reden
nachher drüber!)

Ihr Insistieren auf die Lehrerquote, dem ich völlig zu-
stimme, stimmt mich insofern hoffnungsfroh, dass Sie
jetzt auch die bildungspolitischen Möglichkeiten der
Ganztagsschule erkannt haben.

(Beifall der SPD und der FDP)

Wir haben diese von Anfang an betont und deshalb auch
diesen hohen Anteil an hauptamtlichem Personal vor-
ausgesetzt. Sie wissen, dass wir uns damit nachdrück-
lich von benachbarten Bundesländern unterscheiden,
die nach wie vor meinen, man könne eine Ganztags-
schule ohne Lehrkräfte organisieren. Dann gilt das, was
ich eben gesagt habe.

(Lelle, CDU: Wir sprechen nicht
von  Ganztagsschule,  sondern

von Ganztagsbetreuung!Das
ist schon ein Unterschied in

den Ansprüchen!)

– Ja, dann sollten wir aber auch betonen, dass wir höhe-
re Ansprüche haben und in Rheinland-Pfalz ein bil-
dungspolitisches Angebot unterbreiten.

(Beifall der SPD und der FDP)

Dann sollten Sie auch die Debatte so führen.

Die Schulen haben die Möglichkeit gehabt zu wählen.
Natürlich kann ich nicht ausschließen, dass Schulen
zum Beispiel gesagt haben: Uns ist es zu mühsam oder
zu schwierig, eine zusätzliche Lehrkraft zu bekommen.
Wir haben sehr gute Erfahrungen mit pädagogischen
Fachkräften gemacht. Deshalb gehen wir diesen Weg. –
Wir haben uns in dem, was wir gemacht haben, entspre-
chend an den Wünschen der Schulen orientiert. Die
52 %, die ich genannt habe, ist die Zahl über alles. Es
gibt zum Beispiel auch ein Gymnasium, das gesagt hat,
es möchte das Angebot zu 100 % mit Lehrkräften ab-
decken und tut dies auch. Die Abweichungen von um die
50 % sind in der Regel aber nicht sehr groß. Ich habe
mir alle 81 Schulen angesehen.

Präsident Grimm:

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten
Wiechmann.

Abg. Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Frau Ministerin, wenn ich das richtig verstehe, liegt eine
ganze Menge – Sie haben gesagt, ein Gymnasium hat
eine Lehrerversorgung von 100 % – an Schulen unter
den Maßgaben, die von Ihrem Ministerium aufgestellt
wurden. Ist das richtig?

Frau Ahnen,
Ministerin für Bildung, Frauen und Jugend:

Alle Schulen bewegen sich im Rahmen dessen, was das
Ministerium aufgestellt hat, weil das Ministerium gesagt
hat: In der Regel 50 % bis höchstens zwei Drittel. – Wir
haben akzeptiert – das war zum Beispiel eine Diskussi-
on und das habe ich auch persönlich entschieden –,
dass dieses Gymnasium gesagt hat, es wolle eine Leh-
rerversorgung zu 100 %. Wir haben gesagt: Okay, wenn
das  Gymnasium  das so möchte,  weichen wir davon
ab. – Wenn eine andere Schule gesagt hat, wir möchten,
weil es oft um Bruchteile von Stellen geht – das muss
man sich auch überlegen –, nur eine Lehrerversorgung
mit 45 %, haben wir das auch akzeptiert.

Alle Schulen haben aus meiner Sicht eine wirklich opti-
male Ausstattung, und Sie haben sie gemessen an dem
Programm, das sie vorsehen. Da gibt es eben aus mei-
ner Sicht Unterschiede zwischen einer Grundschule und
einem Gymnasium. Deshalb bin ich der Meinung, dass
diese Flexibilität ausgesprochen sinnvoll ist. Daher ha-
ben wir auf diese Wünsche reagiert.

(Beifall der SPD und der FDP)
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Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Brede-
Hoffmann.

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD:

Frau Ministerin, können Sie bestätigen, dass die aller-
meisten Schulen im Besonderen in Ihrem Nachmittags-
angebot pädagogische Angebote gemacht haben, die
lernorientiert, stützorientiert und förderorientiert sind und
den Schülerinnen und Schülern zusätzliche pädagogi-
sche Angebote gemacht haben, und der freizeitpädago-
gische Anteil wie Sport und Spiel deutlich geringere
Anteile ausmacht?

Frau Ahnen,
Ministerin für Bildung, Frauen und Jugend:

Frau Abgeordnete, ich kann Ihnen bestätigen, dass alle
Ganztagsschulen Elemente aus allen vier Bereichen, die
wir in unseren pädagogischen Rahmenbedingungen
vorgegeben haben, unterbreiten, das heißt, unterrichts-
bezogene Ergänzungen, wie zum Beispiel Hausaufga-
benbetreuung, das bedeutet Projekte, bei denen bei-
spielsweise länger an einem Thema gearbeitet wird, das
bedeutet Förderangebote, und das bedeutet auch Frei-
zeitgestaltung. Ich sage Ihnen – das ist allerdings mein
persönlicher Eindruck, der noch nicht repräsentativ ist,
da wir das erst erfahren werden, wenn wir aus allen
Schulen sehr differenzierte Rückmeldungen haben wer-
den –, ich war angenehm davon überrascht, wie hoch
und wie wichtig der Förderaspekt gesetzt wurde. Das gilt
übrigens auch für die Schülerinnen und Schüler, was ich
ganz toll finde.

Sie hatten sicherlich auch die Gelegenheit, Zeitung zu
lesen und die Fernsehberichterstattung zu verfolgen. Ich
fand es geradezu verblüffend, wie sehr auch Schülerin-
nen und Schüler damit argumentiert haben, indem sie
gesagt haben: Ja, wir wollen auch ein gutes Freizeitan-
gebot, aber primär sind wir hier, weil wir mehr lernen
wollen und weil wir mehr Möglichkeiten der Förderung
nutzen wollen. – Wenn ein komplettes zehntes Schuljahr
an einer Hauptschule im Land sagt, wir setzen uns zu-
sammen und entscheiden uns komplett dafür, am
Ganztagsschulangebot teilzunehmen, gibt es keinen
besseren Beleg für den Fördercharakter dieser Schulen.

(Beifall der SPD und der FDP)

Präsident Grimm:

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten
Wiechmann.

Abg. Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Frau Ministerin, wenn Ihnen das so wichtig ist – das
glaube ich Ihnen –, stellt sich doch die Frage nach der
pädagogischen und didaktischen Qualifikation insbeson-
dere bei den außerschulischen Kooperationspartnerin-
nen und Kooperationspartnern. Können Sie vielleicht

schon einen Überblick geben, wie Sie dies überprüft und
festgestellt haben?

(Mertes, SPD: Akten anlegen!)

Frau Ahnen,
Ministerin für Bildung, Frauen und Jugend:

Wir haben entsprechende Festlegungen über die Quali-
fikation des Personals in den Rahmenvereinbarungen
getroffen. Jetzt möchte ich aber doch noch einmal sehr
deutlich sagen: Wenn Sie meinen, außerschulisch sei
gleichzusetzen mit nicht qualifiziert, dann halte ich das
für ein ausgesprochenes Problem für diejenigen, die
dieses Angebot unterbreiten.

(Beifall der SPD und der FDP)

Ich sage auch dazu – es gibt auch Beteiligte im Raum –,
dass ein ganz erheblicher Anteil die Musikschulen im
Land ausmachen. Dort sind qualifizierte Musikpädago-
ginnen und Musikpädagogen vorhanden. Sie sind in der
Regel aber nicht Lehrerinnen und Lehrer.

(Beifall der SPD und der FDP)

Diese Beispiele ergeben einen hohen Anteil. Ich bin fest
davon überzeugt, dass es Angebote gibt – deshalb ha-
ben wir als eines der wenigen Bundesländer eine solch
hohe Hürde aufgestellt – bei denen ich dezidiert der
Meinung bin, das müssen Lehrkräfte machen. Mich freut
zum Beispiel, dass die Hausaufgabenbetreuung ganz
überwiegend von Lehrkräften durchgeführt wird. Ich
halte das für richtig, weil dadurch auch Wertschätzung
zum Ausdruck kommt. Es gibt aber viele gute andere
Angebote in der Ganztagsschule, die von anderen Be-
rufsgruppen genauso gut angeboten werden können.
Meiner Meinung nach liegt auch eine Chance für die
Ganztagsschule darin, dass Lehrkräfte, pädagogische
Fachkräfte und fachlich qualifizierte außerschuliche
Partner zusammenarbeiten. Das gilt zum Beispiel auch
für solche aus der Wirtschaft, was gemeinsam immer
wieder in Sonntagsreden gefordert wird.

(Beifall der SPD und der FDP)

Präsident Grimm:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die mündliche
Anfrage ist beantwortet. Vielen Dank, Frau Ministerin.

(Beifall der SPD und der FDP)

Ich rufe nun die Mündliche Anfrage der Abgeordneten
Peter Anheuser, Michael Billen, Dieter Schmitt und
Christine Schneider (CDU), Umsetzung des Zwölf-
Punkte-Programms der Landesregierung – Förde-
rung der Aufgabe der Kellerwirtschaft – Nummer 2
der Drucksache 14/1362 – betreffend, auf.

Ich erteile Frau Abgeordneter Schneider das Wort.
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Abg. Frau Schneider, CDU:

Im Rahmen des so genannten Zwölf-Punkte-
Sofortprogramms der Landesregierung aus dem Jahr
2000 sollte bereits für den Weinherbst 2000 bzw. 2001
das Landesprogramm zur Aufgabe der Kellerwirtschaft
gefördert werden. Damit und durch die längerfristige
Bindung von Erzeugergemeinschaften, Genossen-
schaften oder Kellereien kann eine Stabilisierung des
Fassweinmarktes erzielt werden. Vor dem bevorstehen-
den Weinherbst 2002 bleiben viele Winzer weiterhin im
Unklaren, ob die Möglichkeit der Umsetzung des Lan-
desprogramms nun gegeben sein wird.

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung:

1. Wann hat die Landesregierung die Maßnahmen, mit
denen Weinbaubetriebe bei der Aufgabe ihrer eige-
nen Kellerwirtschaft und dem Einstieg in eine Er-
zeugergemeinschaft oder dem Abschluss langfristi-
ger Lieferverträge von Trauben unterstützt werden
sollen, zur Notifizierung bei der Europäischen
Kommission angemeldet bzw. wann ist das ent-
sprechende Verfahren eingeleitet worden?

2. Welche konkreten Fördermaßnahmen bzw. -be-
dingungen sind Gegenstand des geplanten Landes-
programms?

3. Welche Änderungen sind an welchen von der Lan-
desregierung vorgeschlagenen Förderkonditionen
des Landesprogramms durch die Vorgaben der Eu-
ropäischen Kommission notwendig geworden?

4. Ist nach jetzigem Verhandlungsstand sichergestellt,
dass zumindest zum Weinherbst 2002 das geplante
Landesprogramm von den rheinland-pfälzischen
Winzern in Anspruch genommen werden kann?

Präsident Grimm:

Es antwortet Herr Weinbauminister Bauckhage.

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die schwierige Situation am Fassweinmarkt wurde
in diesem Hause schon häufig erörtert. Aufgrund der
Preissituation am Weinmarkt und unter dem Aspekt der
Qualitätssicherung ist es das Ziel der Landesregierung,
den Anteil der rheinland-pfälzischen Weinernte, der am
Fassweinmarkt gehandelt wird, zurückzuführen.

Daher wurde von der Landesregierung im Jahr 2000 im
Rahmen des Zwölf-Punkte-Programms für die Weinwirt-
schaft die Entwicklung eines Landesprogramms zur
Förderung von Weinbauunternehmen angekündigt, die
die eigene Kellerwirtschaft aufgeben und damit zu einer
Verringerung des Fassweinanteils beitragen.

Für dieses Programm mussten zunächst die haushalts-
mäßigen Voraussetzungen geschaffen werden. Zusätz-
lich ist die Genehmigung durch die Europäische Kom-

mission einzuholen. Da die EU-Kommission an derartige
nationale Programme strengste Maßstäbe anlegt und
intensiv prüft, wurde auch kein konkreter Zeitpunkt für
den Beginn der Maßnahme genannt.

Dies vorangestellt, beantworte ich die Mündliche Anfra-
ge wie folgt:

Zu Frage 1: Die Notifizierung wurde mit Schreiben der
Bundesregierung vom 29. April 2002 bei der EU-
Kommission eingeleitet. Bereits im November 2001
waren dem Bund die ersten Unterlagen zugeleitet wor-
den.

Zu Frage 2: Die Förderung soll aus Gründen einer einfa-
chen Verwaltungsabwicklung pauschaliert pro Hektar
eingebrachter Rebflächen erfolgen.

Für die Anbaugebiete Ahr, Mittelrhein und Mosel-Saar-
Ruwer ist ein Förderbetrag von 2.500 Euro je Hektar
eingebrachter Rebfläche vorgesehen. Für die Anbauge-
biete Nahe, Pfalz und Rheinhessen ist ein Betrag von
2.000 Euro je Hektar eingebrachter Rebfläche vorges e-
hen. Der Höchstbetrag je Antragsverfahren beträgt
12.500 Euro pro Betrieb.

Zu Frage 3: Die EU-Kommission hat erhebliche Beden-
ken vorgebracht. Sie besteht – ungeachtet der Prämien-
sätze – auf der strikten Einhaltung des Gemeinschafts-
rahmens für staatliche Beihilfen im Agrarsektor. Die vom
Land zur Verwaltungsvereinfachung vorgesehenen
Pauschalierungen oder die zeitliche Befristung der Still-
legungsverpflichtung hat sie bislang abgelehnt.

Im Einzelnen verlangt die EU-Kommission:

– Die Beihilfen zum Kapazitätsabbau sollen in eine
Gesamtkonzeption zur Umstrukturierung des Sek-
tors eingebunden werden.

– Die Beihilfebegünstigten sollen eine ausreichende
Gegenleistung erbringen. Die Produktionskapazitä-
ten (Presse, Fässer und Tanks) sind tatsächlich zu
verschrotten oder unumkehrbar stillzulegen.

– Die Förderung soll auf den Ausgleich von im Ein-
zelfall nachgewiesenen Wertverlusten des Vermö-
gens zuzüglich eines Anreizes in Höhe von 20 %
beschränkt bleiben.

– Die Hälfte der Kosten der Beihilfemaßnahmen ist
aus Beiträgen des betreffenden Sektors aufzubrin-
gen. Dies kann durch freiwillige Beiträge oder durch
Zwangsabgaben erhoben werden.

Zu Frage 4: Die Landesregierung wird einen Teil der
Vorgaben der EU-Kommission bei der endgültigen Aus-
gestaltung des Programms berücksichtigen. Über die
Umsetzung der weiteren Vorgaben werden gegenwärtig
Gespräche mit der EU-Kommission geführt.

Vor diesem Hintergrund kann das Beihilfeprogramm
leider nicht mehr zum Herbst 2002 umgesetzt werden.

So weit die Beantwortung der Fragen.
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Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dieter
Schmitt.

Abg. Schmitt, CDU:

Herr Minister,  das  heißt  im  Klartext,  dass die Winzer
– sie rechnen schon seit drei Jahren damit – keinen
Antrag stellen können. Warum hat die Landesregierung
erst im April 2002, wenn ich Sie richtig verstanden habe,
offiziell die EU-Notifizierung eingeleitet, nachdem sie
dies bereits im Herbst 2000 angekündigt hat?

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Wir mussten zunächst einmal bei uns die haushaltsmä-
ßigen Voraussetzungen schaffen. Für Sie ist das nicht
wichtig, aber für uns schon. Außerdem mussten wir
einen Antrag bei der Bundesregierung stellen. Die Bun-
desregierung wiederum musste dies bei der EU bean-
tragen. Ich glaube, die Bundesregierung hat am
29. April beantragt.

Ich werde übrigens in Kürze zu Herrn Fischler fahren
und die Problematik insgesamt mit ihm besprechen. Das
Verfahren ist von der EU äußerst stringent angelegt.

Präsident Grimm:

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten
Schmitt.

Abg. Schmitt, CDU:

Herr Minister, ich bestreite nicht die Problematik hin-
sichtlich der Antragstellung. Ich kritisiere. Deshalb frage
ich Sie erneut: Wann hat die Landesregierung bei der
Bundesregierung den Antrag gestellt, nachdem sie im
Herbst 2000 verbindlich im Plenum gesagt hat: Wir wer-
den dieses Programm einführen und umgehend bean-
tragen. – Das kann ich Ihnen aus den Vermerken, die
damals diskutiert wurden, und aus den Protokollen
schriftlich vorlegen.

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Im November 2001 haben wir die Unterlagen an die
Bundesregierung gegeben. Diese muss erst alle Unter-
lagen haben. Sie wissen, dass Verhandlungen stattge-
funden haben und immer noch stattfinden. Die EU-
Kommission will dieses Programm sehr stringent und
restriktiv fahren.

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage der Frau Abgeordneten Kiltz.

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Minister, wieso hat es über ein Jahr gedauert, bis
der Vorgang bei der Bundesregierung gelandet ist? Sie
haben im August 2000, nicht im Herbst, Herr Kollege
Schmitt, dieses so genannte Zwölf-Punkte-Programm
verkündet. Davon war das ein Bestandteil. Gerade ha-
ben Sie den Termin November 2001 genannt. Warum ist
das erst 15 Monate später nach Berlin gegangen?

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Wir hatten vorher Verhandlungen mit der EU und auch
der Bundesregierung geführt. Es gab viele Nachfragen.
Wir mussten das möglichst „wasserdicht“ beantragen,
zumal die Landkreise Trier-Saarburg, Bernkastel-Wittlich
und Cochem-Zell 2000 und 2001 ähnliche Programme
aufgelegt haben und diese Programme nicht haben
notifizieren lassen. Die Situation war insgesamt schwie-
rig, weil eine Notifizierung vor diesem Hintergrund gese-
hen werden musste. Wir mussten verhandeln, in wel-
chem Rahmen wir überhaupt in ein entsprechendes
Programm hineinkommen konnten.

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage der Frau Abgeordneten Schneider.

Abg. Frau Schneider, CDU:

Herr Minister, Sie haben gesagt, dass die Landesregie-
rung einen Teil der Forderungen der EU bei der endgül-
tigen Umsetzung übernehmen will. Wann gedenkt die
Landesregierung, die endgültigen Umsetzungsrichtlinien
fertig zu machen? Wann gedenken Sie, das Gespräch
mit der EU wahrzunehmen? Findet das noch in diesem
Jahr oder erst im nächsten Jahr statt?

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Das Gespräch werde ich mit Herrn Fischler im Novem-
ber dieses Jahres führen.

(Kramer, CDU: Sind Sie auf
der Warteliste?)

– Ich muss doch von Herrn Fischler einen Termin be-
kommen. Er hat auch noch andere Termine.

Präsident Grimm:

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten
Schmitt.

Abg. Schmitt, CDU:

Herr Minister, versetzen Sie sich bitte einen Moment in
die Situation eines Winzers.

(Dr. Weiland, CDU: Kann er nicht!)
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Er hat darauf vertraut, dass eine Zusage der Landesre-
gierung zumindest so umgesetzt wird, dass er den An-
trag stellen kann. Auch im dritten Jahr kann er das nicht.
Glauben Sie, dass ein Winzer bereit und aufgrund seiner
finanziellen Situation in der Lage ist, auf das Jahr 2003
zu setzen? Glauben Sie, das trägt zur Glaubwürdigkeit
der Politik bei?

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Ich muss es noch einmal sagen. Es ist verständlich,
dass Sie das nicht verstehen wollen.

(Schmitt, CDU: Sie hätten es
beantragen müssen!)

Einen Antrag zu stellen und ihn ablehnen zu lassen, das
kann jeder und sich dann hinstellen und sagen, gut, die
EU hat es abgelehnt.

(Beifall der FDP und der SPD)

Da wir nicht abgelehnt haben wollten, haben wir ver-
sucht, den Antrag möglichst so einzupassen, dass es
auch genehmigt wird. Die EU sieht das sehr restriktiv.
Sie war am Anfang der Meinung, überhaupt nicht zu
genehmigen.

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage der Frau Abgeordneten Raab.

Abg. Frau Raab, SPD:

Herr Minister, ist es nicht so, wenn ein Programm nicht
entsprechend nach allen Seiten abgeprüft worden ist,
wie beispielsweise das Programm der drei Landkreise
zur Gewährung von Beihilfen zum Erwerb von Anteilen
an Erzeugergemeinschaften, welches jetzt mit hoher
Wahrscheinlichkeit nicht notifiziert wird, was auch von
Herrn Fischler so bestätigt ist, dass man dann Gefahr
läuft, dass bereits ausgezahlte Beiträge wieder zurück-
gezahlt werden müssen?

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Das ist so. Ich kann Ihnen das nur bestätigen.

Das Problem war, dass die drei Landkreise seinerzeit
nicht haben notifizieren lassen. Diesbezüglich haben
auch Gespräche bei der EU stattgefunden. Diese Ge-
spräche waren so entwaffnend und so entlarvend, dass
man sagen muss, dass wir nachschauen mussten, ein
Programm aufzulegen, das keinen ähnlichen, sondern
einen anderen Charakter hat.

Die EU hat sehr strenge Maßstäbe angelegt, auch den
Maßstab, dass ein Teil aus eigenen Mitteln zu erbringen
ist.

Präsident Grimm:

Weitere Fragen sehe ich nicht. Die Mündliche Anfrage
ist beantwortet. Vielen Dank, Herr Minister.

(Beifall der FDP und der SPD)

Ich rufe die Mündliche Anfrage der Abgeordneten
Friedel Grützmacher (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN),
Naziveranstaltung u. a. mit der NPD am 31. Au-
gust 2002 in Ramstein – Nummer 3 der Drucksache
14/1362 – betreffend, auf.

Sie haben einen langen Vorspann. Sie wissen, dass er
entbehrlich ist. Aber Sie können ihn natürlich vortragen.

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Naziveranstaltung u. a. mit der NPD am 31. August 2002
in Ramstein.

Am 31. August 2002, am Vorabend des 1. September,
dem Jahrestag des Naziüberfalls auf Polen (Beginn des
2. Weltkriegs), wollen die neonazistische NPD bzw. der
JN Landesverband Rheinland-Pfalz sowie zahlreiche
Nazis und Rechtsextremisten aus Rheinland-Pfalz und
dem Saarland einen Naziaufmarsch in Ramstein organi-
sieren. Eine ähnliche Veranstaltung hat schon im
Jahr 2001 stattgefunden. Angeblich sollen Friedrich
Baunack (rechtsextremer Liedermacher und ehemaliges
Mitglied der Republikaner), Jörg Hähnel und die Nazi-
Bands Brigade M (Niederlande) und Noie Werte einen
Auftritt zugesagt haben. Der Landesvorsitzende der
neonazistischen NPD, Martin Laus, und Sascha Roß-
müller, Bundesvorsitzende der neonazistischen Jungen
Nationaldemokraten (JN), wollen die Veranstaltung zu
rechtsextremer, fremdenfeindlicher und neonazistischer
Propaganda nutzen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wer hat wann die Nazi-Veranstaltung (angeblich
Fest genannt unter dem Titel „Frieden für Deutsch-
land – Ami go home“) beantragt, wann wurde sie
genehmigt und welche Auflagen wurden erteilt?

2. Warum wurde die Veranstaltung genehmigt?

3. Warum sieht die Landesregierung keine Gründe für
ein Verbot der Naziveranstaltung?

4. Teilt die Landesregierung die Auffassung, dass sich
die Nazis in der Pfalz einen Stützpunkt schaffen
wollen und mit solchen Aktionen strategische Ziele
verfolgen (im Sinne der Neuen Rechten, um zum
Beispiel „kulturelle Hegemonie“ herzustellen)?

Präsident Grimm:

Es antwortet Herr Staatsminister Zuber.
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Zuber, Minister des Innern und für Sport:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ich darf die Mündliche Anfrage der
Frau Abgeordneten Grützmacher wie folgt beantworten:

Zu den Fragen 1 und 2: Der stellvertretende Landesvor-
sitzende des NPD-Landesverbands Rheinland-Pfalz,
Herr Sascha Wagner, hat namens dieses Landesver-
bands mit Schreiben vom 2. Juni 2002 bei der Ver-
bandsgemeindeverwaltung Ramstein-Miesenbach die
Veranstaltung eines Friedensfestes als Kundgebung
zum Anti-Kriegstag in Ramstein am 31. August 2002
angemeldet. Gleichzeitig ist von Herrn Wagner bei der
Verbandsgemeindeverwaltung Ramstein-Miesenbach
die Erteilung aller dafür erforderlichen Genehmigungen
beantragt worden.

Die geplante Veranstaltung des NPD-Landesverbands
Rheinland-Pfalz am 31. August 2002 bedarf keiner ver-
sammlungsrechtlichen Genehmigung. Das Versamm-
lungsrecht sieht ein derartiges Genehmigungsinstitut für
Versammlungen nicht vor.

Dem NPD-Landesverband Rheinland-Pfalz ist seitens
der Verbandsgemeindeverwaltung in versammlungs-
rechtlicher Hinsicht unter anderem aufgegeben worden,
bei der Durchführung der Veranstaltung am
31. August 2002 Folgendes zu beachten und einzuhal-
ten:

– Die Benutzung von Fahnen sowie von Transparen-
ten und sonstigen Dingen, deren Aufschrift oder
Aufdruck gegen Strafbestimmungen oder gegen die
öffentliche Ordnung verstoßen, ist unzulässig.

– Die Verwendung von Kennzeichen verfassungswid-
riger Organisationen sowie das Tragen von Unifor-
men, Uniformteilen oder gleichartigen Kleidungs-
stücken als Ausdruck einer gemeinsamen politi-
schen Gesinnung ist untersagt.

– Die Zahl der einzusetzenden Ordner wird auf zehn
festgelegt. Sie sind durch weiße Armbinden, die nur
die Bezeichnung „Ordner“ tragen dürfen, kenntlich
zu machen.

Zudem hat die Verbandsgemeindeverwaltung Ramstein-
Miesenbach dem NPD-Landesverband Rheinland-Pfalz
für seine Veranstaltung mit Bescheid vom 23. Au-
gust 2002 eine Gestattung gemäß § 12 des Gaststätten-
gesetzes erteilt und mit Schreiben vom 23. August 2002
eine Genehmigung zur Benutzung des Naherholungs-
gebiets „Seewoog“ als Veranstaltungsort übersandt.

Die gaststättenrechtliche Gestattung und das Schreiben
mit der Benutzungsgenehmigung enthalten ebenfalls
etliche Nebenbestimmungen und Rechtshinweise. Ich
bin gern bereit, über diese Nebenbestimmungen und
Hinweise auf die Rechtslage sowie die weiteren ver-
sammlungsrechtlichen Vorgaben der Verbandsgemein-
deverwaltung Ramstein-Miesenbach auf Wunsch im
Einzelnen zu berichten.

Zu Frage 3: Bei der NPD handelt es sich nicht um eine
Partei, deren Verfassungswidrigkeit festgestellt worden
ist. Das ist bekannt. Solange dies so ist, hat sie grund-
sätzlich das Recht zur Veranstaltung von Versammlun-
gen.

Die Voraussetzungen für das Verbot einer öffentlichen
Versammlung unter freiem Himmel oder eines Aufzugs
sind in § 15 Abs. 1 des Versammlungsgesetzes gere-
gelt. Danach kann eine Versammlung verboten werden,
wenn nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung
erkennbaren Umständen die öffentliche Sicherheit und
Ordnung bei Durchführung der Versammlung oder des
Aufzugs unmittelbar gefährdet ist.

Aufgrund der aktuellen Erkenntnislage kommt ein ver-
sammlungsrechtliches Verbot der Veranstaltung des
NPD-Landesverbands Rheinland-Pfalz am 31. Au-
gust 2002 nicht in Betracht.

Zu Frage 4: Der Landesregierung ist bekannt, dass der
NPD-Landesverband Rheinland-Pfalz seit längerer Zeit
die Absicht verfolgt, im Pfälzer Raum eine Immobilie zu
erwerben – im Übrigen hat sich das nicht in jüngster Zeit
auch auf den Raum Rheinhessen erstreckt –, um dort
ein überregionales „Nationales Zentrum“ einzurichten.

Mit Aktionen, wie der Veranstaltung in Ramstein am
31. August 2002, versucht die NPD vorrangig, ihre
Strategie des „Kampfes um die Straße“ weiter umzuset-
zen. Durch die vordergründige Verknüpfung derartiger
Aktionen mit tagespolitisch bedeutsamen Themen, wie
zum Beispiel Globalisierung, Friedens- und Sozialpolitik,
will die Partei zudem neue Anhängerschichten gewin-
nen.

Die dabei für die NPD maßgeblichen ideologischen
Aspekte lassen zum Teil durchaus eine Nähe zu den
Ideen der intellektuellen Neuen Rechten erkennen, dies
etwa mit Blick auf den Begriff der „kulturellen Hegemo-
nie“, so wie das auch in der Kleinen Anfrage erwähnt
worden ist.

So weit meine Antwort, Herr Präsident, meine Damen
und Herren.

(Beifall der SPD und der FDP)

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage der Frau Abgeordneten Grützmacher.

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Zuber, welche Vorkehrungen hat die Polizei ge-
troffen, damit es nicht zu Auseinandersetzungen und zu
Zusammenstößen kommt, da auch eine Gegendemon-
stration angekündigt wurde?

Zuber, Minister des Innern und für Sport:

Verehrte Frau Abgeordnete Grützmacher, Sie werden
sicherlich jetzt nicht von mir erwarten, dass ich die ent-
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sprechenden Veranlassungen in der Öffentlichkeit mit-
teile.

(Beifall bei der SPD und des
Abg. Creutzmann, FDP –

Creutzmann, FDP: So ist es! –
Frau Kohnle-Gros, CDU: Unglaublich!)

Sie dürfen aber davon ausgehen, dass die entsprechen-
den Vorkehrungen getroffen worden sind, wie dies auch
in der Vergangenheit, beispielsweise in den letzten Mo-
naten, der Fall war.

Präsident Grimm:

Eine weitere Zusatzfrage der Frau Abgeordneten
Grützmacher.

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Zuber, Sie haben richtig gesagt, dass die NPD
noch nicht verfassungswidrig ist. Es sind aber Bands
angesagt, die eindeutig der rechtsextremistischen Szene
zuzurechnen sind. Gibt es keine Möglichkeit, unter die-
sem Aspekt ein Verbot dieser Versammlung anzuge-
hen?

Zuber, Minister des Innern und für Sport:

Ich habe Ihnen die Voraussetzungen genannt, unter
denen ein Verbot nach dem Versammlungsgesetz aus-
gesprochen werden kann.

(Creutzmann, FDP: Wir leben doch
in einem Rechtsstaat, mein Gott!)

Ich habe darauf hingewiesen, dass in diesen Bedingun-
gen auch ein ausdrückliches Verbot verankert ist, solche
Transparente zu zeigen. Es bleibt also abzuwarten, ob
das tatsächlich der Fall sein wird. Im Übrigen würden
dann die nach dem Versammlungsgesetz gegebenen
Möglichkeiten einzusetzen sein.

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage der Frau Abgeordneten Kohnle-Gros.

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU:

Herr Staatsminister, würden Sie mir Recht geben, wenn
ich sage, dass die jüngste Vergangenheit gezeigt hat,
dass gewaltsame Übergriffe, mit denen die Polizei und
auch die Justiz beschäftigt waren, vor allem von den
linken Gegendemonstranten und nicht von den Rechts-
radikalen ausgegangen sind?

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Ach, Frau Kohnle-Gros! –

Schwarz, SPD: Waren Sie dabei?)

Zuber, Minister des Innern und für Sport:

Frau Abgeordnete Kohnle-Gros, natürlich ist es bei ent-
sprechenden Zusammenstößen auch zu der von Ihnen
beschriebenen Sachlage gekommen. Die Polizei hat
sich jeweils erfolgreich darum bemüht, die Ordnung
wieder herzustellen. Ich wiederhole noch einmal: Da
bekannt war, dass eine Gegendemonstration angekün-
digt war, haben wir uns schon im Vorfeld darum bemüht,
die Weichen so zu stellen, dass ein solches Aufeinan-
dertreffen verhindert wird bzw. rasch eingeschritten
werden kann.

Präsident Grimm:

Eine weitere Zusatzfrage der Frau Abgeordneten
Grützmacher.

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Zuber, Sie hatten angeboten, noch weitere Aufla-
gen darzustellen. Ich denke, mündlich ist dies nicht
notwendig. Ich wäre Ihnen aber dankbar, wenn Sie uns
das schriftlich zukommen lassen könnten.

Zuber, Minister des Innern und für Sport:

Frau Abgeordnete Grützmacher, das kann ich Ihnen
gern zur Verfügung stellen. Ich weiß nicht, ob alle Da-
men und Herren des Parlaments daran interessiert sind.
Ihnen sichere ich das gern zu. Wenn es weitere Mitglie-
der des Landtags gibt, die Interesse daran haben, bitte
ich darum, mir dies mitzuteilen.

(Creutzmann, FDP: Alle Fraktionen,
Herr Zuber! –

Kramer, CDU: Alle Fraktionen!)

– Gut, ich stelle es den Fraktionen gern im Detail zur
Verfügung.

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Altherr.

Abg. Dr. Altherr, CDU:

Herr Staatsminister Zuber, ist es richtig, dass die Ver-
bandsgemeindeverwaltung in Ramstein mit dem Frei-
zeitgelände im Stadtteil Miesenbach den Veranstal-
tungsort schon so gewählt hat, dass möglichst wenig
Aufsehen durch diese Veranstaltung erregt wird?

Zuber, Minister des Innern und für Sport:

Herr Abgeordneter Dr. Altherr, das kann ich nur bestäti-
gen. Das zeigt einmal mehr, dass sich natürlich auch
diejenigen, die auf der kommunalen Seite damit be-
schäftigt sind, rechtzeitig Gedanken machen.
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Präsident Grimm:

Es gibt keine weiteren Zusatzfragen. Dann ist die Münd-
liche Anfrage beantwortet. Herzlichen Dank!

(Beifall der SPD und der FDP)

Ich rufe die Mündliche Anfrage des Abgeordneten
Herbert Jullien (CDU), Betriebs- und Personalrätefo-
rum am 22. August dieses Jahres im Mainzer
Schloss – Nummer 4 der Drucksache 14/1362 – be-
treffend, auf.

Abg. Jullien, CDU:

Herr Präsident! Zu der von Ihnen genannten Mündlichen
Anfrage frage ich die Landesregierung:

1. Welche Interessengruppen erhielten von Minister-
präsident Beck eine Einladung zum Betriebs- und
Personalräteforum, und nach welchen Kriterien
wurden diese ausgewählt?

2. Sind ausschließlich Betriebs- und Personalräte
eingeladen worden, oder fanden auch sonstige In-
teressengruppen Berücksichtigung, und wenn ja,
welche?

3. Welche gewerkschaftliche Repräsentanz kommt bei
der Auswahl zum Ausdruck?

4. Aus welchen Gründen wurden nicht alle Vorsitzen-
den der Hauptpersonalräte eingeladen?

Präsident Grimm:

Es antwortet der Chef der Staatskanzlei.

Rüter, Staatssekretär:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Namens der Landesregierung beantworte ich die
Mündliche Anfrage des Herrn Abgeordneten Jullien wie
folgt:

Der Ministerpräsident pflegt seit seinem Amtsantritt
einen regelmäßigen Gedanken- und Informationsaus-
tausch mit Betriebs- und Personalräten. Dazu gehören
monatlich mehrere Betriebsbesuche, Gespräche mit
Personalvertretungen oder die Teilnahme an Betriebs-
und Personalversammlungen.

Im vergangenen Jahr lud der Ministerpräsident Betriebs-
und Personalräte zu einem Diskussionsforum in die
Staatskanzlei ein. Der gegenseitige Austausch von In-
formationen und das konstruktive Gespräch mit den
gewählten Vertreterinnen und Vertretern der Arbeitneh-
merschaft ist dem Ministerpräsidenten ein wichtiges
Anliegen und Bestandteil der von ihm vertretenen Politik
der Nähe zu den Menschen.

Auf nachdrückliche Bitte der an dem Diskussionsforum
zahlreich beteiligten Betriebs- und Personalräte hat der

Ministerpräsident diese Form der gegenseitigen Infor-
mation und des Gedankenaustauschs in diesem Jahr mit
dem zweiten Betriebs- und Personalräteforum am
22. August im Mainzer Schloss fortgesetzt. Es ist beab-
sichtigt, diesen Dialog in den kommenden Jahren weiter
zu führen und damit deutlich zu machen, dass diese
Veranstaltungen schon eine begründete Tradition haben
und nicht etwa kurzfristig veranlasst waren.

Diese Anmerkungen vorausgeschickt, beantworte ich die
Mündliche Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Eingeladen wurden die Vorsitzenden von
rheinland-pfälzischen Betriebs- und Personalräten, so-
weit das erbetene Adressenmaterial von Einzelgewerk-
schaften und dem Deutschen Beamtenbund, Landes-
verband Rheinland-Pfalz, rechtzeitig zur Verfügung
gestellt wurde. Im Einladungsschreiben wurde die bzw.
der jeweilige Vorsitzende gebeten, die Einladung auch
an die Kolleginnen und Kollegen weiter zu geben. Diese
breit angelegte Form der Einladung sollte möglichst
vielen Betriebs- und Personalräten die Teilnahme an
dem Diskussionsforum ermöglichen. Dies ist mit den
über 900 Teilnehmern, die anwesend waren, wohl auch
gelungen.

Zu Frage 2: Neben Betriebs- und Personalräten wurden
die Vorsitzenden der Einzelgewerkschaften im Deut-
schen Gewerkschaftsbund und die Vorsitzende des
Deutschen Beamtenbundes, Landesverband Rheinland-
Pfalz, eingeladen.

(Kramer, CDU: Das stimmt nicht! –
Ministerpräsident Beck: Sie

saß neben mir!)

Die Vorsitzenden der im rheinland-pfälzischen Landtag
vertretenen Fraktionen erhielten stellvertretend für ihre
Fraktionen ebenfalls eine Einladung.

Zu Frage 3: Die eingeladenen Vertreter der Gewerk-
schaften und des Deutschen Beamtenbundes repräsen-
tieren die in den DGB-Gewerkschaften und im Deut-
schen Beamtenbund organisierten Arbeitnehmervertre-
ter. Mit der Einladung und ihrer Teilnahme kommt die
den Gewerkschaften und dem Deutschen Beamtenbund
zukommende, entsprechend bedeutende Rolle in der
Gesellschaft als wichtiger Sozialpartner zum Ausdruck.

Zu Frage 4: Wegen der besonderen Gewichtung der
Schulen wurden die Vorsitzenden des Hauptpersonal-
rates aller Schularten eingeladen. Eingeladen wurden
ferner die Vorsitzenden der Personalräte aller obersten
und oberen Landesbehörden, der Polizeidirektionen und
-inspektionen, der Kreis-, Stadt- und Verbandsgemein-
deverwaltungen und verbandsfreier Gemeinden. Durch
diese sehr breite Einladungspraxis wurde sichergestellt,
dass Personalvertretungen aller Landes- und Kommu-
nalbehörden an diesem Diskussionsforum teilnehmen
konnten.

Eine bei der Vorsitzenden des Deutschen Beamtenbun-
des, Landesverband Rheinland-Pfalz, erbetene An-
schriftenliste mit weiteren einzuladenden Personalver-
tretungen kam so spät, sodass eine Berücksichtigung
nicht mehr möglich war. Die Vorsitzende hat in ihrem
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Schreiben selbst darauf hingewiesen und darum gebe-
ten, das Adressenmaterial für künftige Veranstaltungen
zu berücksichtigen.

(Zuruf des Abg. Kramer, CDU)

Der Ministerpräsident und ich sind im Übrigen davon
ausgegangen, dass alle Vorsitzenden der Hauptperso-
nalräte eingeladen worden sind. Das ist in der Tat – das
konnten wir erst jetzt feststellen – durch ein Versehen
unterblieben, für das ich mich ausdrücklich entschuldige.

(Kramer, CDU: Aha! –
Beifall des Abg. Kramer, CDU)

Es hat keinerlei politischen oder sonstigen nicht sachl i-
chen Hintergrund. Die Liste ist bereits für die nächste
Veranstaltung komplettiert, und Herr Ministerpräsident
Beck wird dies persönlich in einem Schreiben den Vor-
sitzenden der Hauptpersonalräte mitteilen.

So weit die Antwort.

(Beifall der SPD und der FDP –
Kramer, CDU: Okay!)

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Jullien.

Abg. Jullien, CDU:

Herr Staatssekretär, Sie haben nun ein Versehen sei-
tens der Staatskanzlei eingeräumt. Könnten Sie das
etwas näher präzisieren? Worauf ist dieses Versehen
zurückzuführen? Wie ist es dazu gekommen?

(Staatsminister Zuber: Es war ein
versehentliches Versehen!)

Rüter, Staatssekretär:

Das kann ich gern tun, wenn Ihnen das so wichtig ist. Ich
kann davon ausgehen, dass Sie auch durch die Vorsit-
zende des Deutschen Beamtenbundes, Landesverband
Rheinland-Pfalz, informiert worden sind.

Frau Stopp war bei mir und hat mich etwa acht Tage vor
der Veranstaltung darauf hingewiesen, dass Sie Beden-
ken hätte, dass nicht alle Hauptpersonalräte bzw. deren
Vorsitzende eingeladen worden seien.

Ich möchte jetzt keine Mitarbeiter nennen, das wäre
sicher nicht in Ihrem Sinn. Ich habe aber in der Staats-
kanzlei nachgefragt, und mir ist gesagt worden, alle
Hauptpersonalräte seien eingeladen worden. Dann hat
sich nachträglich herausgestellt, dass der betreffende
Mitarbeiter den Unterschied zwischen Hauptpersonalrä-
ten und Personalräten der Ministerien nicht so genau
kannte. Von daher sind ihm Fehler unterlaufen, die für
das nächste Mal bereinigt werden.

Präsident Grimm:

Es liegen keine weiteren Fragen mehr vor. Die Mündli-
che Anfrage ist beantwortet.

(Beifall bei SPD und FDP)

Ich rufe die mündliche Anfrage des Abgeordneten
Reinhold Hohn (FDP), Bundeskartellamt untersucht
Grünen Punkt – Nummer 5 der Drucksache 14/1362 –
betreffend, auf und erteile Herrn Abgeordneten Hohn
das Wort.

Abg. Hohn, FDP:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Vor dem
Bundeskartellamt wurde ein formelles Verfahren eröff-
net, mit dem die Vereinbarkeit des dualen Systems mit
dem Kartellverbot des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen untersucht wird.

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:

1. Ist die Landesregierung der Auffassung, dass die
monopolartige Stellung des Grünen Punktes ihrer
Verpflichtung aus dem Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetz zuträglich ist?

2. Welche alternativen Regelungen würde die Landes-
regierung in Rheinland-Pfalz favorisieren, wenn die
vom dualen System beantragte Freistellungsfähig-
keit vom Kartellverbot versagt wird?

3. Sieht die Landesregierung durch mehr Wettbewerb
durch die Beteiligung anderer Systeme, die Koope-
ration der Entsorgungsunternehmen oder durch
Selbstentsorgung Vorteile hinsichtlich der Entsor-
gungseffizienz und der Kosten der Entsorgung?

Präsident Grimm:

Ich erteile der Frau Umweltministerin das Wort.

Frau Conrad, Ministerin für Umwelt und Forsten:

Herr Präsident, Herr Abgeordneter Hohn, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Namens der Landesregie-
rung beantworte ich die Fragen wie folgt:

Zu Frage 1: Ich möchte zunächst einmal feststellen,
dass die Struktur des dualen Systems und seine Stel-
lung innerhalb der Verpackungsverordnung eine be-
wußte und gewollte Entscheidung des Verordnungsge-
bers im Jahr 1991 war. Das kommunale Entsorgungssy-
stem sollte durch ein weiteres System, nämlich das
duale System der Wirtschaft, ergänzt und entlastet wer-
den.

Der Verordnungsgeber hatte in Kauf genommen, dass
sich die Verpackungswirtschaft zur Erfüllung der Pro-
duktverantwortung organisiert und Wettbewerb nur un-
terhalb des Dachs des dualen Systems stattfindet. Seit
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dieser Zeit gewährleistet das duale System die Entsor-
gung und Verwertung von Verkaufsverpackungen.

Die Erfüllung der abfallrechtlichen Anforderungen durch
die DSD AG stelle ich also nicht infrage, wohl aber muss
die Frage gestellt werden, ob die Verpackungsverord-
nung nicht ökoeffizienter organisiert werden kann.

Zu Frage 2: Die Frage nach Alternativen zur bestehen-
den Regelung stellt sich auch unabhängig von den An-
forderungen  des  Wettbewerbsrechts  an  die  Ver-
packungsentsorgung. Es geht um ein stärker an
Stoffströmen und Effizienzkriterien ausgerichtetes Sys-
tem. Eine Neuordnung der Verpackungsverordnung
steht also an. Es gibt dafür keine Patentlösung, aber
immerhin Beispiele aus anderen Ländern der Europäi-
schen Gemeinschaft, die eine nähere Überprüfung loh-
nen. Eckpfeiler für eine Neuregelung muss allerdings
sein, dass die Produktverantwortung gewahrt und auch
eine hochwertige Verpackungsverwertung sichergestellt
ist. Das bedeutet, es bedarf einer klaren gesetzlichen
Definition, wie eine zulässige Verpackungsverordnung
auszusehen hat und welche Verpackungsmengen min-
destens stofflich zu verwerten sind. Zulässige Verwer-
tungsverfahren müssen zertifiziert werden.

Jeder rücknahmepflichtige Hersteller und Vertreiber
kauft dann unter Marktbedingungen die entsprechenden
Verwertungskapazitäten ein und weist sie auch nach.
Das Bundeskartellamt hat das jetzige System im Übri-
gen bis 2006 nicht infrage gestellt, also haben wir die
Zeit, solche Modelle zu prüfen. Wir sollten diese Zeit
auch nutzen.

Zu Frage 3: Ich habe mit meiner Antwort auf die zweite
Frage bereits deutlich gemacht, dass es bei der Umge-
staltung der Verpackungsentsorgung um mehr geht als
um Wettbewerbsrecht. Jedenfalls ist eines sicher: Wenn
Wettbewerb in anderen Branchen des Wirtschaftslebens
zur Mobilisierung von Kostensenkungspotentialen führt,
vermag es nicht einsehbar zu sein, warum dies nicht
auch auf dem Feld der Abfall- oder Wertstoffwirtschaft
der Fall sein soll. Weil mehr Wettbewerb nicht autom a-
tisch eine gewollte hochwertige Entsorgung garantiert,
muss diese Umgestaltung zuallererst den notwendigen
ökologischen Standard fes tschreiben.

Vielen Dank.
(Beifall bei SPD und FDP)

Präsident Grimm:

Gibt es Fragen? – Bitte schön, Herr Kollege Hartloff.

Abg. Hartloff, SPD:

Frau Ministerin, wie hoch schätzen Sie das Kostenein-
sparungspotenzial in etwa, wenn man eine Marktchance
eröffnen würde?

Frau Conrad, Ministerin für Umwelt und Forsten:

Herr Abgeordneter Hartloff, dies ist zur Zeit wahrschein-
lich schwer darzustellen. Wir wissen nur, dass das duale

System ein Finanzvolumen von ca. 40 Milliarden DM,
jetzt 20 Milliarden Euro bewegt. Wenn solche Mengen in
einer Monopolstellung ausgeschrieben werden, dann
kann dies schon zu Wettbewerbsverzerrungen führen.
Man muss davon ausgehen, dass mehr Wettbewerb
unter diesem Dach auch andere Entsorgungssysteme
hervorruft, sodass dies dadurch auch zu Einsparungen
führen wird.

Präsident Grimm:

Zu einer Zusatzfrage erteile ich Herrn Abgeordneten
Dr. Braun das Wort.

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Frau Ministerin, in Rheinland-Pfalz gibt es seit Jahren
eine Diskussion um die Zulassung von Konkurrenten
zum DSD. Bisher gibt es Vorabverträge mit Konkurren-
ten, aber noch keine Umsetzungen. Wie sieht es konkret
aus? Gibt es mehrere Konkurrenten am Horizont, oder
gibt es nur einen, sodass wir dann von einem Monopoli-
sten zum nächsten stolpern würden? Ich denke, das ist
auch für das Kostensenkungspotential entscheidend.

Frau Conrad, Ministerin für Umwelt und Forsten:

Herr Abgeordneter, es gibt mehrere Konkurrenten am
Markt. Zwei Namen sind immer wieder im Gespräch,
unter anderem Belland oder Landbell. Einer hat bei uns
eine Anfrage gestellt. Die Antragsunterlagen so, wie sie
vorgeschrieben sind, sind nicht vollständig, sodass eine
Entscheidung unsererseits zur Zeit weder möglich noch
notwendig ist.

Präsident Grimm:

Es liegen keine weiteren Fragen mehr vor; dann ist die
Mündliche Anfrage beantwortet.

(Beifall bei SPD und FDP)

Es stellt sich nunmehr die Frage, ob wir noch drei Minu-
ten vor Ablauf der Fragestunde eine weitere mündliche
Anfrage aufrufen. Ich gehe davon aus, dass dies ange-
sichts des sonstigen Zeitdrucks nicht der Fall sein soll.
Im Übrigen ist die Anfrage Nummer 6 auch erst für mor-
gen fristgerecht eingegangen. Frau Abgeordnete Spur-
zem ist auch damit einverstanden, dass ihre Anfrage
morgen aufgerufen wird. – Bitte schön, Herr Hartloff, zur
Geschäftsordnung.

Abg. Hartloff, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich beantrage
die  Aussprache  zur  Mündlichen   Anfrage  Nummer  1
– Drucksache 14/1362 –.

Präsident Grimm:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Jullien das Wort.
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Abg. Jullien, CDU:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die CDU-
Fraktion beantragt die Aussprache zur Mündlichen An-
frage Nummer 2 – Drucksache 14/1362 –, „Umsetzung
des Zwölf-Punkte-Programms der Landesregierung –
Förderung der Aufgabe der Kellerwirtschaft“ betreffend.

Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, dass die Aus-
sprache geteilt wird.

Wir beginnen mit der Diskussion über die Antwort der
Landesregierung zur Mündlichen Anfrage der Abge-
ordneten Ulla Brede-Hoffmann (SPD), Start der neu-
en Ganztagsschulen – Nummer 1 der Drucksache
14/1362 – betreffend.

Ich erteile Frau Abgeordneter Brede-Hoffmann das Wort.

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Lassen Sie
mich ein paar Zitate aus den Presseveröffentlichungen
der letzten Wochen vortragen. Wir lesen „Ganztags-
schüler erwartet ab Montag ein klasse Angebot. Die
Nachfrage nach Ganztagsschule ist sehr groß. Viele
Erweiterungen stehen auf dem Plan. Wir bieten neue
Chancen zu lernen. Der Rektor ist vom Konzept über-
zeugt. Handwerk pro Ganztagsschule.“

Die Ganztagsschule hat begonnen. Wir lasen die Aus-
sage eines Rektors: „Manche Kinder hätten am liebsten
einfach alles gemacht. Langeweile konnte erst gar nicht
aufkommen.“ Jetzt kommt der letzte Satz: „Die Schüler
sagen, einfach spitze.“ Bei so viel Lob wird man im Leh-
rerzimmer etwas verlegen. Einen solchen Anfang für
eine neue Schulform, für einen neuen Schulentwick-
lungsschritt kann man sich eigentlich nur wünschen. Wir
haben ihn bekommen.

(Beifall bei der SPD und
vereinzelt bei der FDP)

Wir haben ihn nicht bekommen, weil die Ministerin heute
ein Geburtstagsgeschenk braucht. Frau Ministerin, herz-
lichen Glückwunsch von dieser Stelle aus!

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Wir haben ihn bekommen, weil viele Partnerinnen und
Partner bei der Entwicklung der neuen Schulform tätig
waren. Allen voran sind die Schulen und die Schulleitun-
gen, die Lehrerinnen und Lehrer, aber auch die Eltern
und zum Teil die Schülerinnen und Schüler selbst zu
nennen. Dazu gehören auch die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Ministeriums, denen ich ganz besonders
Danke schön sagen kann. All die Menschen haben mit
dem großen Ziel zusammengearbeitet, wir wollen die
Schulentwicklung weiterbringen, wir wollen neue, besse-
re, interessantere pädagogische Angebote zu einer

guten Schule hinzubringen. Diese Menschen haben
engagiert über viele Monate gearbeitet.

(Beifall bei der SPD)

Diese vielen Monate sind an den Leuten in den Schulen
vorbeigesaust. Ich glaube, wir können das alle nachvoll-
ziehen. Es schienen viele Monate zu sein. Wenn man
ein solch großes Projekt bewegen will, waren es eigent-
lich wenige Monate. Es verdient umso  mehr Respekt,
was in den Schulen geleistet worden ist, nämlich in
dieser engen Zeit an allen Schulen ein ganz hervorra-
gendes breites pädagogisches Angebot zu entwickeln.
Das hat in seiner Vielfalt all unsere Erwartungen weit
überschritten. Wenn man unseren Antrag mit den Vor-
schlägen, Ideen und Träumen sieht, wie Ganztagsschule
aussehen soll, dann sind die von der Realität der Ange-
bote, die wir nach diesem ersten Durchlauf von 81
Schulen vorgelegt bekommen haben, deutlich überboten
worden, Herr Kollege Wiechmann.

(Zuruf des Abg. Lelle, CDU)

Wir hatten nicht über Waldprojekte oder Ähnliches dis-
kutiert.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Die Schulen haben das aus ihrer regionalen Betroffen-
heit heraus entwickelt. Sie haben im Zusammenwirken
mit außerschulischen Kooperationspartnern, mit Päd-
agoginnen und Pädagogen, die nicht in der Schule tätig
waren, ein ganz hervorragendes differenziertes Angebot
ausgewählt, was zu der Zeile führen konnte, die Schüle-
rinnen und Schüler hätten am liebsten alles gemacht.
Sie konnten sich gar nicht entscheiden. Das Angebot
war so vielfältig und interessant.

Respekt an die Schulen, Respekt an das Ministerium,
Respekt an die Fachabteilung, die das zusammenge-
bracht hat, Respekt vor allen Dingen für die Entschie-
denheit, Eigenverantwortung an Schule zu übernehmen,
gebotenen Freiraum, den das Ministerium deutlich be-
schrieben hat, wahrzunehmen und die individuell richtige
und passende Lösung für die Schule zu entwickeln.

(Zuruf des Abg. Kramer, CDU –
Unruhe im Hause –

Glocke des Präsidenten)

Präsident Grimm:

Frau Kollegin, gestatten Sie mir eine Zwischenbemer-
kung. Der Geräuschpegel ist entschieden zu hoch. Das
ist außerordentlich störend und macht auch kein gutes
Bild.

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD:

Das gibt uns Mut dafür, dass Schulentwicklung bedeutet,
nicht nur an Ganztagsschulen unter dem Prinzip, Eigen-
verantwortung an die Schule geben, mehr Selbstverant-
wortung in das Kollegium, an die Schulleitung zu dele-
gieren, sondern dass dieses Prinzip von Schulentwick-
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lung natürlich auch an unseren anderen Halbtagsschu-
len aller Schularten funktionieren wird. Dieser Funke ist
längst übergesprungen. Das können wir zu Beginn die-
ses Schuljahres sehen. Wir schauen uns an, wie viele
Schulen mit erweiterten Angeboten das Schuljahr be-
gonnen haben, die nicht Ganztagsschule in der neuen
Schulform geworden sind. Das geschieht zusammen mit
Eltern, mit außerschulischen Partnern in Eigenverant-
wortung unter Verantwortung des Schulträgers. Dieser
Funke ist längst übergesprungen. Unsere Schulen be-
finden sich auf diesem Weg.

Lassen Sie mich noch einen Satz sagen. Das war vorhin
ein intensives Thema. Sind die 51/52 % Lehrkräfte päd-
agogisch genug? Lassen Sie mich sagen, dass der
Zweifel an pädagogischen Fachkräften, die mit 27 % von
den Schulen verpflichtet worden sind, ein interessanter
Zweifel ist. Das sind Erzieherinnen und Erzieher, Schul-
sozialarbeiter, Pädagoginnen und Pädagogen, Sozial-
pädagoginnen und Sozialpädagogen, die an die Schulen
gekommen sind. Menschen, deren zentrales Studien-
thema die Pädagogik, das soziale Lernen und soziale
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen war, in ihrer Qualifi-
kation anzuzweifeln, ist schon etwas Heftiges.

(Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
21 %!)

Lassen Sie mich etwas sagen: Wo Ganztagsschule
draufsteht, muss auch Ganztagsschule drin sein. – Das
war der Satz von GEW und VEB. Herr Keller ist auf
diesen Satz mit mindestens zwei Füßen gesprungen.

Präsident Grimm:

Frau Kollegin.

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD:

Die drei Sekunden Lärmminderung darf ich noch nutzen.

Präsident Grimm:

Diese haben Sie schon längst verbraucht.

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD:

Diese Pädagogik ist tatsächlich erkennbar geworden.
Dafür danken wir allen Beteiligten.

(Beifall bei SPD und FDP)

Präsident Grimm:

Es spricht Herr Abgeordneter Josef Keller.

Abg. Keller, CDU:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Liebe Frau Kollegin Brede-Hoffmann, Sie haben

wirklich schon erheblich bessere Reden gehalten. Sie
waren wie so oft in dem Zwang, es muss gelobt werden,
die Regierung hat etwas gemacht. Dann kommt das
Weihrauchfass. Es muss Weihrauch verströmen.

(Zuruf der Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD)

Seit neun Tagen gibt es 81 neue Ganztagsschulen in
Rheinland-Pfalz.

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD)

Korrekter müsste es eigentlich heißen: Schulen mit mehr
Ganztagsangeboten.

(Vereinzelt  Beifall  bei  dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie ziehen schon die Schlussbilanz und sagen, alle
Erwartungen sind übertroffen worden. Solche hellseheri-
schen Fähigkeiten haben Sie wirklich nicht, noch nicht
einmal der Ministerpräsident. Das wird der Sache nicht
gerecht.

(Beifall bei der CDU)

Wir wünschen diesen Schulen genauso wie Sie viel
Erfolg bei der Bewältigung der neuen Aufgaben. Wir
danken diesen Schulen,

(Frau Brede-Hoffmann, SPD: Das
klingt aber nicht so, Herr Kollege!)

dass sie sich beteiligt haben, obwohl sie unter einem
enormen Zeitdruck ihr Konzept entwickeln mussten.

(Zuruf von der CDU)

Danken möchten wir auch jemandem, den Sie verges-
sen haben. Das sind wir in Rheinland-Pfalz gewohnt.
Das sind diejenigen, die die Zeche mit bezahlen müs-
sen. Das sind die Schulträger, in der Regel die Kommu-
nen.

(Beifall bei der CDU)

Im Gegensatz zu der Annahme der Ministerin waren
durchaus erhebliche Investitionskosten notwendig.

(Zuruf des Abg. Schwarz, SPD)

Die Kommunen haben das trotz dramatischer Haus-
haltssituation finanziert. Wenn ich an die Stadt Ludwigs-
hafen denke, dann hat dort jede Ganztagsschule
50.000 Euro gekostet. Das war das dringend Erforderli-
che an Investitionskosten.

Ausdrücklich warnen möchten wir jedoch vor einem zu
hohen Erwartungsdruck mit Blick auf die Wirkung der
neuen Ganztagsschule. Jetzt bin ich bei dem, was die
Ministerin vorhin angesprochen hat. Die Ganztagsange-
bote sind nicht, wie sie immer wieder und vor allen Din-
gen die SPD immer wieder sagt, in erster Linie eine
bildungspolitische Maßnahme, bei der zum Beispiel
Leistungsschwache gefördert werden, bei der Hochbe-
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gabte gefördert werden, bei der Instrumentalunterricht in
kleinen Gruppen absolviert werden kann usw.

(Frau Spurzem, SPD: Genau
so ist es!)

Das ist es nicht. Sie stellen auch keinen pädagogischen
Quantensprung dar, wie Ministerpräsident Beck immer
wieder sagt.

Die Ganztagsangebote, so wie sie konzipiert und pers o-
nell ausgestattet sind, begründen auch keine neue Lehr-
und Lernkultur, wie Frau Ministerin immer wieder sagt.
Die Ganztagsangebote sind auch keine entscheidende
Antwort auf die niederschmetternden PISA-Ergebnisse.
Das muss man der Ehrlichkeit halber sagen.

(Beifall bei der CDU –
Zuruf der Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD)

– Frau Brede-Hoffmann, in der Verpackung ist nicht drin,
was draufsteht. Das kann man nachprüfen.

(Beifall der CDU)

Das wäre eigentlich ein Fall für die Verbraucherschutz-
beauftragte, die es ja noch gibt. Sie müsste diese Mo-
gelpackung entdecken. Vielmehr tragen die Ganztags-
angebote in erster Linie dem gestiegenen Betreuungs-
bedürfnis Rechnung.

Sie sind also in erster Linie eine familien- und wirt-
schaftspolitische Maßnahme, welche bekanntermaßen
auch die CDU-Fraktion mitträgt. Wir tragen das mit.
Dass auch noch unterrichtliche Elemente vorhanden
sind und sich Schülerinnen und Schüler verbessern,
wenn sie in der Hausaufgabenbetreuung sind, wenn sie
in Arbeitsgemeinschaften sind, das erwarten wir natür-
lich auch. Aber das sind erst die Nummern 2 und 3.
Priorität hat – sonst hätten Sie es anders konzipieren
müssen – die Betreuung.

Jetzt mache ich noch einige kurze Ausführungen zum
Personalschlüssel. Darüber haben wir vorhin kurz disku-
tiert. In den Rahmenbedingungen haben Sie bis zu 66 %
versprochen und haben damit geworben. Jetzt sind wir
bei 52 %. Mindestens müssten es 50 % sein. Bei einem
Durchschnitt von 52 % ist es sicher, dass ein hoher
Prozentsatz unter 50 % liegt. Frau Ministerin, jetzt ba-
gatellisieren Sie das. Plötzlich sagen Sie, in der Regel
müssten es 50 % sein. Eine schlüssige Antwort, warum
viele Schulen auf mehr Lehrerstunden verzichtet haben,
was nicht logisch ist – die Schule ist bestrebt, viel Unter-
richt mit Lehrerstunden abzudecken –, sind Sie schuldig
geblieben. Es liegt der Verdacht nah, dass es mit der
Lehrerversorgung gehapert hat und die Schulen zu-
nächst einmal daran gedacht haben, den Vormittagsun-
terricht mit Lehrkräften zu bedienen und dann erst die
Ganztagsangebote.

Danke schön.

(Beifall der CDU)

Präsident Grimm:

Ich würde jetzt gern einer Kollegin oder einem Kollegen
der FDP-Fraktion das Wort erteilen.

(Abg. Frau Morsblech, FDP,
meldet sich zu Wort)

– Bitte schön, Frau Morsblech.

Abg. Frau Morsblech, FDP:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich dachte,
dass Herr Kollege Wiechmann vor mir spricht. Ich finde
es auch etwas bedauerlich, dass das nicht der Fall ist.

(Mertes, SPD: Glauben Sie, er
hat so viel zu sagen?)

– Er hat immer Dinge zu sagen, auf die man gut reagie-
ren kann, aber ich kann schon einiges vorwegnehmen,
was gleich kommt. Die Debatte findet nicht zum ersten
Mal statt.

(Vereinzelt Beifall und Heiterkeit
bei FDP und SPD –

Lelle, CDU: Hellseher, wie
Frau Brede-Hoffmann!)

Herr Keller, wir sind sicherlich nicht hier, um eine
Schlussbilanz zu ziehen. Das müssten Sie auch am
Ablauf der Dinge erkennen können, dass weder die
Landesregierung noch die sie tragenden Fraktionen sich
anmaßen würden, zu diesem Zeitpunkt eine Schlussbi-
lanz zu ziehen. Wir tun hier etwas, was Sie auch als
Oppositionsfraktion eingefordert haben, nämlich den
Verlauf der Dinge kritisch zu überprüfen, und zwar an
den verschiedenen Stationen.

Im Moment sind wir am Beginn eines neuen Schuljah-
res, und zwar am Beginn des Schuljahrs, in dem die
ersten Ganztagsangebote starten. Ich denke, das ist ein
guter Zeitpunkt, hier auch einmal darüber zu diskutieren,
was der Anspruch war – das, was Sie die Verpackung
nennen – und was tatsächlich an Angeboten vorhanden
ist. Ich denke, dass Sie natürlich nur abgestandenen
Kaffee bringen können; denn wir haben einmal aus-
nahmsweise zu Beginn des Schuljahres nicht die Oppo-
sitionsdebatte, die Unterrichtsversorgung sei grauenvoll,
die Sie immer heraufbeschwören, sondern wir haben
eine Diskussion, in der es um etwas Positives, um etwas
Gelungenes geht. Es fällt Ihnen sicherlich schwer, das
dann auch zu sehen.

Wenn wir die Ansprüche vergleichen, dann hatten wir
hohe Ansprüche. Wir hatten nicht nur den Anspruch der
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf, der si-
cherlich auch mit im Vordergrund der Diskussion um die
Ganztagsangebote stand, sondern eben auch bildungs-
politische Ansprüche. Wenn Sie im Übrigen auf die
PISA-Studie verweisen, die PISA-Ergebnisse kamen
nach der Initiative zu den neuen Ganztagsangeboten
und haben uns aber sicherlich in diesem Vorhaben noch
einmal Recht gegeben. Wir haben bildungspolitische
Ansprüche. Wir haben sicherlich auch den Anspruch,
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qualitativ hochwertige Freizeitangebote zu liefern. Da
muss ich noch einmal auf den Kollegen Wiechmann
zurückkommen, der eben wenigstens schon entspre-
chende Fragen gestellt hat.

Herr Wiechmann, wenn wir zur Hälfte pädagogische
Bildungsangebote machen und zur anderen Hälfte – die
Sozialpädagogik beschimpfen Sie sicherlich nicht – aber
auch dafür sorgen, dass die Schülerinnen und Schüler,
die sich den ganzen Tag an der Schule aufhalten, dort
entsprechende Freizeitangebote bekommen, und Sie
sagen, diejenigen, die sich da engagieren mit hoher
Einsatzbereitschaft, mit einer ganz breiten Diskussion,
wie sich außerschulische Jugendarbeit auch in Schule
einbringen kann, die es in dem Maße in der ganzen
Bundesrepublik noch nicht gegeben hat und die man
auch einmal positiv hervorheben muss, also all diese
Menschen – Landesjugendring, Kinderschutzbund, die
Landwirtschaftskammer, die Landfrauen, die Musik-
schulen, die  Sportvereine,  der  Landessportbund –
schicken nicht qualifiziertes oder nicht ausreichend qua-
lifiziertes Personal in die Schulen und machen dort An-
gebote, die Ihrer Meinung nach nicht qualitativ hochwer-
tig genug sind, um an den Schulen als Freizeitangebote
angeboten zu werden, dann ist das eine tiefe Beleidi-
gung für diese Menschen, die auch bisher außerhalb der
Schule die Jugendarbeit tragen, die auch ein Stück
unserer Gesellschaft tragen und die durchaus die Ange-
bote gemacht haben, die wir uns auch wünschen und für
die wir in der Politik besonders dankbar sein sollten;

(Beifall der FDP und der SPD –
Mertes, SPD: Wirklich wahr!
Es ist immer das Gleiche!)

denn sie stammen aus ehrenamtlichem Engagement
und werden trotzdem in einem hoch qualifizierten Maß
abgehalten. Ich denke, da muss man danken und darf
diese Menschen nicht beschim pfen.

(Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Das habe ich auch nicht getan,

Frau Morsblech! Das ist
nicht wahr!)

Natürlich danken auch wir als regierungstragende Frak-
tionen an dieser Stelle den Schulträgern; denn es
musste die eine oder andere bauliche Maßnahme vor-
genommen werden. Es musste das eine oder andere
Problem mit Schülertransporten geregelt werden. Ich
hatte aber nicht den Eindruck, dass sich die Schulträger
dadurch besonders belastet fühlen.

(Frau Brede-Hoffmann, SPD:
Im Gegenteil!)

Ich hatte auch nicht den Eindruck, dass sich die Schulen
selbst unter besonderem Zeitdruck gefühlt haben; denn
was da geleistet worden ist, hat ein solches Engagement
ausgelöst, dass ich den Eindruck hatte, hierauf wurde
lange gewartet und man hat gern den höheren Einsatz
gebracht, um diese Angebote zu realisieren. Auch dem
gilt unser Dank an dieser Stelle.

Ich möchte ausnahmsweise einmal die Redezeit jetzt
nicht überschreiten. Ich werde nachher noch ein biss-

chen Gelegenheit haben, auf das eine oder andere zu
reagieren.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall der FDP und der SPD)

Präsident Grimm:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht nun
Herr Abgeordneter Wiechmann.

Abg. Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Liebe Frau
Kollegin Morsblech, ich habe mit keinem Wort, auch in
meinen Fragen, nie, die Qualifikation irgendwelcher
außerschulischer Kooperationspartner angezweifelt. Das
ist überhaupt nicht wahr.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe hinterfragt. Hinterfragen – das haben Sie gera-
de eben gesagt – ist Aufgabe der Opposition.

(Zuruf von der FDP: Mätzchen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es bleibt da-
bei, das Ganztagsangebot an zusätzlichen Schulen in
Rheinland-Pfalz ist die bildungspolitische Allzweckwaffe
der SPD. Immer und immer wieder wird es abgefeiert.
Bei der Landtagswahl war es – das muss ich dazusa-
gen – natürlich ein durchaus gelungener Überra-
schungscoup. Dann musste das Ganztagsangebot an
den rheinland-pfälzischen Schulen als Antwort auf PISA
herhalten. Jetzt schließlich ist es auch der bildungspoliti-
sche Schwerpunkt, das Highlight überhaupt für den
Schulanfang, wobei auch der Herr Ministerpräsident sein
ganzes politisches Gewicht mit in die Waagschale wirft.

(Frau Brede-Hoffmann, SPD:
Ja, das ärgert Sie!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn das so
weitergeht, dann würde es mich nicht überraschen,
wenn Sie die ersten hundert Tage der Ganztagsschulen,
dann das erste Jahr und wer weiß was nicht noch alles
immer wieder zum Anlass nehmen werden, Ihre unzu-
reichenden Maßnahmen für Ganztagsschulen immer
wieder abzufeiern.

(Frau Brede-Hoffmann, SPD:
Gute Idee! 111 Tage! –
Billen, CDU: So ist es!)

Meine Damen und Herren, aber auch jetzt, wo glückli-
cherweise nach PISA die Bildungspolitik zu Recht wie-
der Konjunktur hat, werden wir GRÜNEN es nicht zulas-
sen, dass verschleiert wird, wo der eigentliche Schwer-
punkt der Politik dieser Landesregierung liegt.

(Mertes, SPD: Im Straßenbau!)
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Wer 500 Millionen Euro zusätzlich in Asphalt und Beton
in dieser Legislaturperiode investiert, – – –

(Heiterkeit bei der SPD)

– Hören Sie mir einmal zu, Sie sagen immer, Bildungs-
politik ist unser Schwerpunkt. Nur, die Hälfte der zusätz-
lichen Investitionen, die Sie in Straßen und Beton ma-
chen, stecken Sie in die Bildung. Das zeigt doch ganz
deutlich, wo der Schwerpunkt dieser Landesregierung
liegt.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Mertes, SPD: Dampfwalzen

statt Bildung!)

Wenn schon nicht mit den eingesetzten Finanzen, dann
muss man wenigstens mit seiner Wortwahl das zusätzl i-
che Ganztagsangebot an den rheinland-pfälzischen
Schulen aufbauschen. Die Vokabel „flächendeckend“
habe ich Gott sei Dank seit ungefähr drei, vier, fünf Mo-
naten nicht mehr aus Ihrem Mund gehört, weil es nicht
wahr wäre. Sie nutzen jetzt den Begriff der „neuen“
Ganztagsschule, und Sie benutzen ihn, weil er durchaus
Sinn macht, wenn man die eigenen Leistungen in die-
sem Bereich übermäßig betonen will. Nach der Wort-
wahl der Landesregierung starteten zum Schuljahresbe-
ginn 81 neue Ganztagsschulen.

Das bedeutet vor dem Hintergrund der Schullandschaft
der allgemein bildenden Schulen, dass neben den ganz
wenigen wirklichen Ganztagsschulen und den bisherigen
Schulen mit einem Ganztagsangebot – dies waren rund
2 % bis 3 % der Schulen – weitere 4,6 % der allgemein
bildenden Schulen ein Ganztagsangebot vorhalten kön-
nen. Aber selbst dieser geringe Prozentsatz von 4,6 %
verschleiert immer noch das Ganztagsangebot an den
Schulen in Rheinland-Pfalz. An diesen neuen Ganztags-
schulen, wie Sie diese nennen – das hat Frau Ministerin
Ahnen eben gesagt –, haben sich durchschnittlich 36 %
oder etwas mehr als 9.000 Schülerinnen und Schüler
angemeldet und nehmen ein Ganztagsangebot wahr.
Das sind nur ganze 1,8 % der Schülerinnen und Schüler
in Rheinland-Pfalz. Das sind die Zahlen. Das entspricht
der Realität.

(Mertes, SPD: Das tun Sie nicht!)

Ich denke, es wird sehr deutlich, warum Sie diese
Schulen, an denen in der Regel die Mehrheit der Schüle-
rinnen und Schüler weiterhin halbtags ist, jetzt neue
Ganztagsschulen nennen. Ich würde Sie eher alte
Halbtagsschulen mit partiellem Nachmittagsangebot
nennen. Ich glaube, das würde dem eher entsprechen,
was Sie aufgebaut haben.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Frau Ministerin, auch der Hinweis auf die Ganz-
tagsangebote in den anderen Bundesländern hilft Ihnen
nicht weiter; denn wenn am Ende dieser Legislaturperi-
ode die 300 alten Halbtagsschulen mit partiellem Nach-
mittagsangebot erreicht sein werden, dann wird ein
Angebot für höchstens 10 % aller rheinland-pfälzischen
Schülerinnen und Schüler zur Verfügung stehen.

Zu Beginn der 90-er Jahre hat die ehemalige Kultusmi-
nisterin, Frau Dr. Rose Götte gesagt, 40 % der Schüle-
rinnen und Schüler, nicht 40 % der Schulen, benötigen
ein Ganztagsangebot. Sie sind weit davon entfernt. Sie
lassen sich immer wieder für Ihre geringen Zahlen „ab-
feiern“. Das ist etwas, was ich nicht für richtig halte. Ich
muss Ihnen ausdrücklich sagen, es ist deutlich gewor-
den und nötig, dass wir GRÜNEN uns weiterhin immer
wieder dafür einsetzen werden, dass der wirkliche Be-
darf an Ganztagsschulen für Rheinland-Pfalz ermittelt
wird

(Glocke des Präsidenten)

und eine entsprechende mittel- und langfristige Bil-
dungs- und Finanzplanung zur Deckung dieses Ge-
samtbedarfs aufgestellt wird.

Vielen Dank.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, ich darf Gäste im Landtag
begrüßen, und zwar den Freundeskreis Rodeneck aus
Südtirol, sowie Schülerinnen und Schüler der Klasse
10 d der IGS Mainz-Bretzenheim. Seien Sie herzlich
willkommen im Landtag!

(Beifall im Hause)

Es spricht nun Frau Bildungsministerin Ahnen.

Frau Ahnen,
Ministerin für Bildung, Frauen und Jugend:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Zunächst freue ich mich über die Gelegenheit, doch
noch etwas ausführlicher über den Start unserer 81
neuen Ganztagsschulen diskutieren zu können. Ich
denke, dass es dieses große und wichtige Projekt und
vor allen Dingen diejenigen, die sich in den Schulen
hierfür so sehr engagiert haben, verdient haben, dass
von dieser Stelle ein herzlicher Dank ausgeht und wir
uns im Rahmen unserer parlamentarischen Beratung
hierfür auch ein bisschen Zeit nehmen.

Dass die Opposition nun sagt, was die Debatte eigent-
lich soll, und die Regierung sich freut, dass diese De-
batte stattfindet, liegt bei solchen Themen in der Natur
der Dinge. Ich sage schon, es geht um ein Projekt von
einer Dimension, über die wir nicht so häufig diskutieren.
Ich glaube auch deswegen, dass es wichtig ist, dass
dies heute im Landtag noch einmal zum Thema gemacht
worden ist.

(Zuruf des Abg. Lelle, CDU)

Ich habe mich gefreut, dass den Ganztagsschulen par-
teiübergreifend ein guter Start gewünscht wurde. Ich
fand es auch für die Schulen zu Schuljahresbeginn ein
überzeugendes Angebot, Ihnen deutlich zu machen,
dass wir das gemeinsam wollen.
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Herr Abgeordneter Wiechmann, man muss dann nur
aufpassen. Ich glaube, mit solchen Ausdrücken wie „alte
Halbtagsschulen mit partiellem Ganztagsangebot“, tref-
fen Sie nicht mich, sondern Sie treffen 81 Schulen im
Land.

(Beifall der SPD und der FDP –
Frau Brede-Hoffmann, SPD:

Richtig!)

Das wird einzig und allein gegen Sie zurückschlagen.

(Zuruf  des  Abg.  Dr.  Braun,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben kritisiert, wir würden die Schulträger nie er-
wähnen und das sei unzureichend, weil diese sich auch
sehr engagiert hätten. Ich kann nur sagen, seitens des
Ministeriums gibt es keine Presseerklärung, in der nicht
ausdrücklich auf das Engagement der Schulträger hin-
gewiesen wird. Die Schulträger haben diese Chance
erkannt.

Ich bitte zitieren zu dürfen: „Das Motto unserer Regio-
nalen Schule lautet ‚Fordern und fördern‘. Beides ist in
dem erweiterten Zeitrahmen der Ganztagsschule effekti-
ver möglich. Deshalb haben wir uns ideell und finanziell
bereits zu einem sehr frühen Zeitpunkt dafür eingesetzt,
dass die Einrichtung eines Ganztagsschulangebots
schon zum ersten Antragstermin möglich war.“

Das ist kein Zitat des Ministeriums, sondern von Herrn
Bürgermeister Koppke, Verbandsgemeinde Kirchberg,
der offensichtlich gerade auch die bildungspolitischen
Chancen dieses Ganztagsschulangebots erkannt hat.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Da sind die Schulträger vielleicht ein Stück weiter, als
das manchmal in der Debatte den Eindruck gemacht
hat.

(Beifall der SPD und vereinzelt
bei der FDP –

Mertes, SPD: So ist es!)

Der gelungene Start, die gute Unterrichtsversorgung,
das breit gefächerte interessante Angebot an unseren
neuen Ganztagsschulen hat in der Tat viel Vorbereitung
vorausgesetzt, und für viele waren es arbeitsreiche
Sommerferien, gerade auch für die Schulen selbst.

Die Ganztagsschule trifft offensichtlich bei den Schullei-
tungen sowie bei den Lehrerinnen und Lehrern, bei den
Schulträgern, bei den Schülerinnen und Schülern und
bei den Eltern auf hohe Resonanz. Die Landesregierung
hat einen eindeutigen, auch finanziellen Schwerpunkt
gesetzt. Das war bei angespannter Haushaltslage nicht
immer einfach. Aber es war wichtig; es war aus meiner
Sicht notwendig.

Die Ganztagsschule ist aus familien- und frauenpoliti-
schen Gründen, arbeitsmarktpolitischen Gründen, sozi-
alpolitischen Gründen, vor allem aber aus bildungspoliti-
schen Gründen wichtig und notwendig. Sie ist eben nicht
primär ein Betreuungsangebot, sondern sie ist primär

eine Chance, ein intensiveres Lernen und Leben in der
Schule zu realisieren.

(Beifall der SPD und der FDP)

Wenn als schärfste Waffe gegen die Ganztagsschule ins
Feld geführt wird, sie sei kein Allheilmittel nach PISA,
dann nennen Sie mir ein Allheilmittel nach PISA.

(Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Es ist Ihre einzige Antwort auf PISA!)

Aber sie ist eine probate Antwort auf viele Fragen, die
PISA zu Recht aufwirft, und eine, die nach PISA nicht
nur im Land Rheinland-Pfalz, sondern inzwischen weit
darüber hinaus als eine geeignete Antwort anerkannt
wird.

(Beifall der SPD und der Abg.
Frau Morsblech, FDP)

Ich sage noch einmal, wenn selbst Schülerinnen und
Schüler ihre Ansprüche an die Ganztagsschule primär
bildungspolitisch begründen, Schulträger dies erkennen,
dann bin ich der festen Überzeugung, es wird höchste
Zeit, dass dies auch im Parlament für uns alle gilt und
die bildungspolitischen Chancen dieser Schulart partei-
übergreifend anerkannt werden.

(Beifall der SPD und der FDP)

Die Schulen sind personell gut abgesichert. Jetzt wird
gesagt, auch wenn die Zahlen so sind, dann muss es
ganz viele geben, wo das vielleicht doch anders ist. Ich
fand es schon auffällig, dass Sie in dieser ganzen De-
batte nicht eine einzige Schule nennen konnten, wo es
von der Schule formuliert ein Problem gibt.

(Beifall der SPD und der FDP)

Das ist für mich die entscheidende Rückmeldung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nächste Wo-
che werden wir bereits die Anmeldezahlen für den
zweiten Antragstermin vorliegen haben. Deswegen gehe
ich davon aus, dass uns die Ganztagsschule in dieser
Legislaturperiode noch öfter beschäftigen wird. Sie ist
nämlich keine Eintagsfliege. Sie ist eines der zentralen
Projekte, das sich die Landesregierung für diese Legis-
laturperiode vorgenommen hat.

Ich hoffe, dass es uns auch weiterhin so erfolgreich
gelingt, die Ganztagsschule in Rheinland-Pfalz voranzu-
bringen, wie dies offensichtlich zum Schuljahresbeginn
der Fall war.

(Beifall der SPD und der FDP)

Präsident Grimm:

Es spricht Frau Abgeordnete Brede-Hoffmann.
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Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Keller,
ich habe mich gerade mit meiner Kollegin Frau Schmidt
unterhalten, die Sie noch aus früheren Ausschusszeiten
kennen. Es hat uns ein tiefes Mitleid mit Ihnen erfasst,
weil wir uns überlegt haben, was Sie eigentlich noch
sagen sollen. Wenn wir in Ihrer Rolle stecken würden,
dann wäre uns auch nichts mehr eingefallen.

Der Start war gut. Die Angebote liegen schriftlich vor.
Wir können nachlesen, was die Schulen für ihre Schüle-
rinnen und Schüler planen und ihnen anbieten. Auch
daran kann man nicht herummeckern. Die Personalver-
sorgung ist gut, es sind Lehrkräfte vorhanden, und es
wird ein pädagogisches Angebot gemacht. Die Schüle-
rinnen und Schüler wollen lernen, um bessere Noten zu
erhalten und um mehr Erfolg in der Schule zu haben.
Was um Gotteswillen soll der arme Herr Keller denn
dann noch s agen?

Die Frau Ministerin hat vorhin bereits darauf hingewie-
sen, dass Ihnen noch nicht einmal wie in früheren Zeiten
das Thema „Unterrichtsversorgung“ einfällt. Es gab
scheinbar keinen Grund mehr wie in anderen Jahren,
das permanente Gejammere abzulassen, die Unter-
richtsversorgung funktioniere nicht mehr. Das war schon
ein schwieriger Part, den Sie heute hatten. Deshalb
möchte ich Ihnen mein Mitleid und Beileid deutlich aus-
drücken.

(Beifall der SPD und der FDP)

Herr Wiechmann, bei Ihnen fällt mir etwas anderes auf.
Das macht mir allerdings ein bisschen Sorgen. Dabei
habe ich kein Mitleid mit Ihnen.

Sie rechnen uns vor, wie wenig Prozent der Schülerin-
nen und Schüler das Ganztagsangebot wahrnehmen
würden. Das sei alles viel zu wenig und würde nicht dem
Bedarf entsprechen. Wissen Sie, was Sie da tun? Sie
kritisieren Eltern, Schülerinnen und Schüler, die ein
freiwilliges Angebot hätten annehmen können. Ich habe
großen Respekt vor jedem Elternteil, das entscheidet,
dass sein Kind in die Ganztagsschule gehen soll. Den
gleichen Respekt habe ich aber auch vor dem Elternteil,
das entscheidet, das sein Kind nicht in die Ganztags-
schule gehen soll. Auf das Freiwilligkeitsprinzip, das wir
bei unseren Ganztagsschulen angelegt haben, halten
wir ganz große Stücke;

(Beifall der SPD und der FDP)

denn im Gespräch mit den Lehrkräften sowie mit den
Schülerinnen und Schülern ist klar gesagt worden: Das
war der wichtigste Baustein, den ihr gesetzt habt. Ihr
lasst uns die Wahl. Wir entscheiden, was uns wichtig ist.
Ihr bevormundet uns nicht. - Herr Kollege, aber Sie
möchten nichts anderes, als bevormunden.

(Beifall bei SPD und FDP)

Präsident Grimm:

Das Wort hat Herr Kollege Lelle.

Abg. Lelle, CDU:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zunächst
eine Anmerkung zu der Rede von Frau Brede-Hoffmann.
Frau Brede-Hoffmann, Ihre Absicht abzulenken, ist klar.

(Mertes, SPD: Von was denn?)

Für bedenklich halte ich, dass Sie Redebeiträge von
Kollegen ins Lächerliche ziehen und damit dem Ernst
der Sache mit Gewissheit nicht entsprechen.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, die Haltung der CDU-
Fraktion zur Ganztagsschule ist klar. Wir werden die
Sache konstruktiv und kritisch begleiten. Wir werden uns
selbstverständlich an dem Begriff, den der Herr Mini-
sterpräsident geprägt hat – „Quantensprung in der Bil-
dungspolitik“ –, orientieren. Dabei wäre ich zum jetzigen
Zeitpunkt etwas vorsichtiger, Frau Brede-Hoffmann.

(Frau Brede-Hoffmann, SPD: Lesen
Sie doch die Konzepte durch!)

Sie zitieren sicherlich vorhandene Berichte über den
Beginn der Ganztagsschulen. Das will ich gar nicht be-
streiten. Dennoch weise ich darauf hin, dass die Lehrer-
verbände, wie der VBE und die GEW, zu Beginn erheb-
liche Kritik geübt haben. Der VBE bemängelt eine unge-
nügende Lehrerzuweisung. Die GEW übt Kritik, die
sicherlich mehr als happig ist und in Teilen meines Er-
achtens sogar überzogen ist. Dennoch muss man sie
aber ernst und zur Kenntnis nehmen. Wenn dieser Ver-
band, der Ihnen nicht sehr fern steht, sich von dieser
neuen Ganztagsschule distanziert, wenn er von einem
Wettbewerb der Billiglösungen spricht und wenn er klar
die Befürchtung äußert, die Ganztagsschule neuer Art
drohe zu einer reinen Betreuungs- und Verwahranstalt
am Nachmittag abzugleiten, dann ist das schon eine
heftige Kritik.

(Frau Brede-Hoffmann, SPD: Das ist
eine Unverschäm theit gegenüber

denjenigen, die Konzepte
entwickelt haben!)

Dann sind Sie gefordert, darauf einzugehen und Dinge
nicht lächerlich zu machen.

Frau Ministerin, in diesem kritischen Beitrag werden
noch andere spezifische Fragen unter anderem rechtl i-
cher Natur aufgeworfen, die an dieser Stelle sicherlich
nicht erörtert werden müssen, aber zu bedenken sind.

Meine Damen und Herren, die Haltung der CDU-
Fraktion ist klar. Wir werden uns am Quantensprung
orientieren.

(Glocke des Präsidenten)

Herr Präsident, gestatten Sie mir bitte, kurz anzumerken,
worauf wir Wert legen wollen. Wir legen Wert darauf,
dass es ein gutes Angebot zur Förderung der Schwä-
cheren gibt, die Sprachangebote insbesondere für aus-
ländische Kinder ausreichend sind und die Förderung
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der Hochbegabten durchgeführt wird. Das alles wird nur
mit einer entsprechenden Lehrerwochenstundenzuwei-
sung funktionieren.

Meine Damen und Herren, nach PISA sollten Sie Ihre
Zielsetzung überdenken. Die flächendeckende Einfüh-
rung ist meines Erachtens nicht zielführend, sondern wir
müssen uns insbesondere auf die Grundschule konzen-
trieren, wobei wir reichlich Nachholbedarf haben. Dabei
werden Sie an den 66 % gemessen.

Meine Damen und Herren, wir müssen insbesondere
dafür sorgen, dass in diesen Grundschulen die Integrati-
onsarbeit leistbar ist. Das ist offensichtlich aber nicht der
Fall, wenn ich an die Antwort auf die Kleine Anfrage von
Herrn Kollegen Wiechmann denke, in der steht, dass in
Teilen mehr als 50 % der Kinder der Grundschulklassen
ausländisch sind.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Grimm:

Ich erteile Frau Abgeordneter Morsblech das Wort.

Abg. Frau Morsblech, FDP:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Jetzt habe
ich doch noch das Vergnügen, auf die Rede von Herrn
Kollegen Wiechmann zu reagieren. Meine Erwartungen,
die ich in diese Rede gesetzt hatte, sind bei weitem
übertroffen worden. Herr Wiechmann, Beton in Rhein-
land-Pfalz, den wir als Landesregierung in diesem Land
einsetzen, hat wenigstens noch eine sinnvolle und ver-
nünftige Funktion. Der Beton in Ihren Köpfen ist, wie
man sieht, um einiges nutzloser und stimmt mich be-
denklich.

Es ist schon interessant, wie Sie das aufziehen. Auf der
einen Seite sagen Sie, das, was an den neuen Ganz-
tagsschulen bisher gemacht wurde, sei mehr oder weni-
ger Mist.

(Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Wann habe ich das gesagt?)

Auf der anderen Seite sagen Sie: Wenn Mist, dann bitte
flächendeckend.

(Beifall und Heiterkeit der FDP
und der SPD)

Beeindruckend ist in diesem Zusammenhang die Reali-
tätsferne: Wenn die Grünen an der Regierung wären,
dann hätten sie alle Ganztagsschulen aus dem Ärmel
geschüttelt. Wir machen das schrittweise. Jetzt gibt es
81 Ganztagsschulen. Wenn im nächsten Jahr welche
hinzukommen, dann sind es schon wieder mehr. Das
müssten in dieser Sprache auch Sie verstehen. Dann
können wir uns weiter unterhalten, und dann sind Sie
vielleicht irgendwann einmal damit zufrieden gestellt,
dass man Dinge schrittweise realisieren muss.

Ansonsten wird sich mit Polemik geholfen. Wir haben
etwas realisiert, das in Bezug auf die Ziele, die Inhalte,
die Motivation, die Finanzen, die Personalausstattung
usw. rundum gelungen ist. Ich denke, die CDU-Fraktion
ist an dieser Stelle besonders angesprochen; denn Sie
kannten das Konzept und haben ihm zugestimmt, Herr
Lelle. Jetzt wird das Konzept genauso umgesetzt, wie
wir es mit Ihrer Zustimmung beschlossen haben. Dann
fällt es Ihnen nur ein, Ihre Lieblingslehrerverbände zu
zitieren, weil das eigentlich gar nicht Ihre Meinung ist,
die Sie vortragen.

(Beifall bei FDP und SPD –
Zuruf des Abg. Lelle, CDU)

Wenn etwas, dem Sie zugestimmt haben, noch besser
umgesetzt wird, als wir es erwartet haben, dann können
Sie dem nichts mehr entgegenhalten. Die Akteure vor
Ort können Sie dann auch nicht beleidigen. Deshalb
ziehen Sie die Meinungen von anderen heran, die das
möglicherweise in dem einen oder anderen Fall kritisie-
ren. Das halte ich nicht für sehr redlich.

Die Debatte hat gezeigt, dass wir etwas Gelungenes auf
den Weg gebracht haben. Ich möchte der Frau Ministe-
rin ganz herzlich zum Geburtstag gratulieren und den
Dank an ihr Haus richten, dass das in diesem Ausmaß
so toll geklappt hat. Das war etwas Neues, und man
konnte nicht erwarten, dass das alles so reibungslos
klappt. Vielen Dank an alle Akteure, die das realisiert
haben. Ich denke, dem ist jetzt nichts mehr hinzuzufü-
gen.

(Beifall der FDP und der SPD)

Präsident Grimm:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Wiechmann das Wort.

Abg. Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich weiß gar
nicht, was ich alles noch sagen muss, damit Sie mich
nicht absichtlich missverstehen. Die Ganztagsschule ist
absolut notwendig. Sie ist aus völlig unterschiedlichen
politischen Handlungsfeldern heraus notwendig. Sie ist
auch notwendig, weil man den Bedarf sieht. Allein aus
den Anmeldungen von den 81 Schulen ergibt sich ein
durchschnittlicher Bedarf von 36 %.

(Zuruf der Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD)

– Frau Brede-Hoffmann, wenn Sie mir sagen, dass es
mir um eine Diskreditierung der Eltern oder Schülerinnen
und Schüler gehe, die dieses Angebot nicht wahrneh-
men wollen, sage ich Ihnen ganz klar: Dieses Angebot
wird doch nur von 5 % der Schulen überhaupt vorge-
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halten. 95 % der Schulen können dieses Angebot nicht
vorhalten.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Genau darum geht es uns.

(Frau Brede-Hoffmann, SPD: Fragen Sie
einmal Ihre Kollegin, wie sie das

finanzieren würde! –
Zuruf der Abg. Frau Morsblech, FDP)

– Genau, jetzt können wir gern über Finanzierungsfra-
gen reden. Frau Brede-Hoffmann, wenn Ihnen nichts
einfällt, dann sagen Sie, das sei alles unbezahlbar und
die GRÜNEN würden total unrealistische Vorschläge
unterbreiten. Genau so argumentieren Sie jedes Mal.

(Zuruf der Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, unser Haupt-
augenmerk liegt bei den Ganztagsangeboten weiter auf
der Qualität. Ich würde natürlich die Anstrengungen der
Schulen beim Aufbau ihres Ganztagsangebots diskredi-
tieren, wenn ich mich ohne eigene Anschauung zur
Qualität der seit kurzem bestehenden Angebote äußern
würde. Ich habe das nicht getan, und ich werde auch
nicht so blöd sein, dies zu tun, weil ich mir das zuerst
einmal ansehen möchte.

(Mertes, SPD: Jetzt backen Sie aber
schon wesentlich kleinere Brötchen!)

Ich  sage  allerdings  dazu:   Aus  den  Presseberichten
– insbesondere aus dpa-Meldungen – lese ich heraus,
dass sich eine meiner Befürchtungen bestätigt hat, näm-
lich dass sich die Nachmittagsangebote nur an eine
ganz normale Vormittagsschule anschließen wird. Ge-
nau das ist etwas, was wir nicht wollen. Wir wünschen
uns Schulen, die beispielsweise vermehrt Projekte in
den normalen Vormittagsbetrieb einbinden. Wir wün-
schen uns wirklich ganztägig durchorganisierte Bil-
dungseinrichtungen.

(Glocke des Präsidenten)

Dafür werden wir uns weiter einsetzen, auch wenn Ihnen
das nicht gefällt, Frau Brede-Hoffmann. Das ist aber
unsere Rolle als Opposition, die wir gern wahrnehmen.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zum zwei-
ten Teil der Aussprache, und zwar zur Aussprache über
die  Mündliche  Anfrage  der  Abgeordneten   Peter
Anheuser,  Michael  Billen,  Dieter  Schmitt  und
Christine Schneider (CDU), Umsetzung des Zwölf-
Punkte-Programms der Landesregierung – Förde-
rung der Aufgabe der Kellerwirtschaft – Nummer 2
der Drucksache 14/1362  – betreffend, auf.

Ich erteile der Abgeordneten Frau Schneider das Wort.

Abg. Frau Schneider, CDU:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Bei der Beantwortung unserer Mündlichen Anfrage
zum Thema „Zwölf-Punkte-Programm“ haben Sie ge-
zeigt, dass man Bewegung in der Politik auch nicht
dadurch vortäuschen kann, indem man etwas schneller
als sonst auf der Stelle tritt, Herr Minister.

(Beifall der CDU)

In der Plenarsitzung am 12. August 2000 wurde das
Zwölf-Punkte-Programm der Landesregierung zur Ver-
besserung der Weinmarktsituation verabschiedet. Auf
der Homepage der SPD-Landtagsfraktion ist dazu zu
lesen – ich zitiere mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten –:
„Es“ – das Zwölf-Punkte-Programm – „belegt das Enga-
gement des Landes für die Weinbauregionen und ist ein
wichtiger Erfolg im Interesse der Winzerinnen und Win-
zer.“

Wie sieht es aber eigentlich aus mit dem Engagement
für die Region, für unsere Region, die vom Weinbau
geprägt ist? Es ist fatal. Die Ernte steht vor der Tür. Aller
Voraussicht nach wird es sich um eine gute Ernte in
Qualität und Quantität handeln. Normalerweise müssten
unsere Winzer glücklich sein. Dennoch macht sich aber
vielerorts große Sorge breit und bei den Winzern, die im
Fassweinbereich tätig sind, sogar große Resignation.
Weshalb ist das so? Weil diese Landesregierung und die
sie tragenden Fraktionen seit Jahren nur Versprechun-
gen und große Reden von sich geben, sich aber in der
Realität nichts tut.

(Beifall der CDU)

Herr Minister, ich war heute darüber erschüttert, als Sie
uns vorgetragen haben, dass Sie erst im Novem-
ber 2001 den Antrag bei der Bundesregierung zur Notifi-
zierung des Programms gestellt haben. Sie haben von
August 2000 bis November 2001 gebraucht, um den
Antrag bei der Bundesregierung zu stellen. Diese Bun-
desregierung der ruhigen Hand hat dann wiederum fast
ein Jahr gebraucht, um den Antrag bei der EU zu stellen.

(Licht, CDU: Das ist ein Skandal!)

Dann sagen Sie heute: In diesem Jahr, vor diesem
Herbst wird dieses Programm nicht mehr umgesetzt
werden können.

Was ist aus Ihren großen Ankündigungen geworden? Im
Ausschuss am 26. Februar 2002 haben Sie selbst noch
gesagt – ich zitiere –: „Es befinden sich wichtige Teil-
märkte beim Wein, wie der Fassweinmarkt für weiße
Rebsorten, in einer deutlichen Schieflage.“ Außer dem,
dass Sie die Schieflage erkannt haben, haben Sie aber
nichts getan. Sie haben überhaupt nichts getan!

(Beifall der CDU)

Sie haben hübsche Programme geschrieben, nette
Reden geschwungen, aber nichts ist in der Realität
passiert.
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Herr Minister, was ist mit dem Programm zur Aufgabe
der Kellerwirtschaft? Seit über zwei Jahren Ankündigun-
gen und Ankündigungen. Heute sagen Sie bei der Be-
antwortung unserer Mündlichen Anfrage, dass ein Teil
der Forderungen der EU umgesetzt werde, dass Sie
irgendwann im November mit Kommissar Fischler ein
Gespräch führen werden, aber in der Realität hat diese
Landesregierung noch nichts getan. Wo sind die Pläne
zur Umsetzung? Haben Sie bereits mit den Kellereien,
mit den Erzeugergemeinschaften gesprochen, wie das
Programm umgesetzt werden soll, wenn es kommt?
Was haben Ihr Haus und diese Landesregierung zur
Vorbereitung getan, wenn dieses Programm kommt?

Herr Minister, in der Diskussion um die Aufgabe der
Kellerwirtschaft geht es nicht nur um die Winzerinnen
und Winzer in unserem Land. Ich habe dies von diesem
Pult aus schon oft genug betont, aber ich werde es Ih-
nen noch einmal sagen: Es geht um unser Land, es geht
um unsere Identität, es geht um den Erhalt unserer
Kulturlandschaft.

(Beifall der CDU)

Da reicht es nicht aus, wenn Sie sich hier und in den
Weinbau treibenden Gemeinden als Moderator hinstel-
len, sondern Sie müssen das endlich anpacken, aus
Ihrem Winterschlaf erwachen und das, was Sie vor
Wahlen ankündigen, auch endlich umsetzen.

(Beifall der CDU)

Ich fordere Sie im Namen der CDU-Fraktion, aber auch
im Namen der Winzerinnen und Winzer in unserem Land
auf: Handeln Sie endlich; denn es ist Zeit für Taten!

(Beifall der CDU –
Kramer, CDU: Jawohl!)

Präsident Grimm:

Ich erteile Frau Abgeordneter Raab das Wort.

Abg. Frau Raab, SPD:

Mein sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren! Wenn Sie das Thema heute nicht
angefragt hätten, so hätten wir das auf jeden Fall getan;

(Unruhe bei der CDU)

denn das Thema ist für die Winzerinnen und Winzer, für
die Kulturlandschaft und für Rheinland-Pfalz wichtig.
Meine sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der
CDU, ich versichere Ihnen aber, unsere Fragen hätten
sich deutlich von Ihren unterschieden.

(Schmitt, CDU: Und die Antworten?
Es kommt auf die Antworten an!)

Wir wollen eine marktgerechte Produktion, wir wollen
tragfähige Qualitätskonzepte, damit die Winzer aus

eigener Kraft ihre qualitativen Produkte anbieten können
und nicht am staatlichen Tropf hängen.

(Beifall bei der SPD)

Das Zwölf-Punkte-Programm gilt und ist gut. Wir wollen
die darin enthaltene Förderung der Aufgabe der Keller-
wirtschaft. Wenn aber Förderung gezahlt wird, muss sie
stimmen, und sie muss wasserdicht sein. Man sieht, was
passieren kann, wenn das nicht der Fall ist. Ich kann
Ihnen das gern zeigen.

(Schmitt, CDU: Zeigen Sie!)

„EU stoppt Fördergelder für Winzer“ so lautete der Titel
der Rheinzeitung am Freitag. „Brüssel erwartet vom
Kreis Rückforderung der ausgezahlten Mittel“ – Jetzt
kommt es: „Leise Hoffnung auf ein Landesprogramm“ –
Weshalb ist das so? Man sieht, wie das passieren kann.

Erinnern wir uns doch an das Jahr 1999, als dieses
Programm von den drei Landkreisen Bernkastel-Wittlich,
Cochem-Zell und Trier-Saarburg aufgelegt worden ist.
War das ein besonders schlechtes Weinjahr? Nein, das
war es nicht. Es war ein gutes Weinjahr. Es war aber
das Jahr der Kommunalwahl.

(Beifall bei der SPD –
Unruhe bei der CDU)

EU-Kommissar Fischler hat dem Land, den Landkreisen
und auch den entsprechenden Europaabgeordneten
frühzeitig mitgeteilt, dass die Ablehnung kommen wird.
Ich kann aus einem Brief von EU-Kommissar Fischler
zitieren: „... dass die Beihilferegelung in der derzeitigen
Form nicht den Bestimmungen des Gemeinschaftsrah-
mens für staatliche Beihilfen im Agrarsektor zu entspre-
chen scheint und deshalb nicht mit einer Genehmigung
gerechnet werden kann.“

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, dies
darf nicht noch einmal passieren, nur weil ein Schnell-
schuss gestartet wird. Deshalb ist es wichtig, dass die
Notifizierung gründlich und sicher durchgeführt wird.

(Beifall bei der SPD)

Eine solche Ablehnung darf auch nicht auf dem Rücken
der Winzerinnen und Winzer stattfinden.

(Zurufe von der CDU)

Ich sage ganz deutlich: Wir müssen in erster Linie an die
Betroffenen denken, die sich in der Lage befinden, diese
Mittel möglicherweise zurückzahlen zu müssen. Wir
stehen zur Förderung als Hilfe zur Selbsthilfe. Wir wollen
keine Sterbehilfe.

In den ganzen Gesprächen – ich bin an der Mosel sehr
oft unterwegs  – sagen mir viele Winzerinnen und Win-
zer: Schafft die ganzen Subventionen ab. Dann wird die
Qualität gewinnen und siegen.

Schauen Sie sich doch einmal Ihre Frage 1 an. In dieser
geht es um die Aufgabe der eigenen Kellerwirtschaft,
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den Einstieg in eine Erzeugergemeinschaft und den
Abschluss langfristiger Lieferverträge von Trauben. Was
ist das für eine Wirtschaft? Das ist eine Planwirtschaft,
die Sie wollen.

(Zuruf des Abg. Schmitt, CDU)

Stellen Sie sich einmal vor, was es für einen Winzer
bedeutet, seinen Keller aufzugeben.

(Zuruf der Abg. Frau Schneider, CDU)

Der Minister hat erwähnt, dass der Keller unwiederbring-
lich weg ist. Die Fässer sind zu verschrotten oder still-
zulegen. Das ist eine ganz schwierige Aufgabe, vor der
Winzerinnen und Winzer stehen, wenn sie die Kellerwirt-
schaft aufgeben müssen. Es ist ein Abschnitt und mögli-
cherweise ein Identitätsverlust.

Wir wollen Winzer, die aus eigener Kraft stark und wett-
bewerbsfähig sind. Wir wollen auch, dass unsere Wein-
kulturlandschaft erhalten und weiterentwickelt wird.

(Zuruf des Abg. Licht, CDU)

Deshalb ist es wichtig, dass dieses Programm zur För-
derung der Kellerwirtschaft gründlich und sicher notifi-
ziert wird, damit die Winzer auch wirklich die Mittel er-
halten, die ihnen versprochen werden.

Danke schön.

(Beifall der SPD und der FDP)

Präsident Grimm:

Es spricht Frau Abgeordnete Kiltz. Frau Kiltz kann viel-
leicht mit größerer Aufmerksamkeit rechnen als die
Vorrednerin. Ich bitte Sie, auch das Bild zu beachten,
das wir, das Parlament, unseren Gästen im Parlament
abgeben.

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist mir
immer ein besonderes Vergnügen, wenn der geballte
weinbauliche Fachverstand der CDU eine Aussprache
zu einer Anfrage, die sich weinbaupolitischen Themen
nähert, beantragt. Wir hatten das Vergnügen schon
öfter. Es wird mit der Zeit ein bisschen langweilig. Wir
wollen versuchen, ein bisschen Leben hineinzubringen.

Zunächst möchte ich feststellen, dass es in Rheinland-
Pfalz hervorragenden Wein gibt.

(Beifall der SPD, der CDU und der FDP)

Viele von uns hatten gestern Abend Gelegenheit, einen
wunderbar spritzigen Öko-Sekt und einen samtigen
Rotwein, auch Öko-Anbau, zu trinken. Vielen Dank an
die Vizepräsidentin, die uns alle eingeladen hat. Es war
ein genussvoller Abend mit gesunden und umweltver-
träglich erzeugten Produkten, die zudem hervorragend
geschmeckt haben.

Herr Kollege Schmitt, ich möchte Sie herzlich bitten,
diese Legendenbildung zu unterlassen, dass die Lan-
desregierung irgendwann ein Zwölf-Punkte-Programm
vorgelegt hätte. Ich kenne eine Liste. Vielleicht meinen
Sie diese. Im August 2000 hat Herr Bauckhage im Ple-
num ein so genanntes Zwölf-Punkte-Programm vorge-
tragen. Ich rufe Ihnen das gern noch einmal ins Ge-
dächtnis.

Punkt 1: Trinkalkoholdestillation. 

Das macht die EU. Das war schon immer möglich.

Punkt 2: Dringlichkeitsdestillation.

Das macht die EU. Das ist auch schon immer möglich
gewesen. Das sind zwei dicke Abflussrohre nach Brüs-
sel.

Punkt 3: 15 Millionen Zuschuss, die bei der Trinkalkhol-
destillation noch auf die EU-Beihilfe draufgelegt werden. 

Zugegeben, das war ein eigener Punkt.

Punkt 4: Übernahme der Organisations- und Transport-
kosten bei der Trinkalkoholdestillation. 

Das war ein halber eigener Punkt.

Punkt 5: Erntebergungskredite für Erzeugergemein-
schaften etc. 

Für wie blöd halten Sie uns eigentlich? Ich sitze seit
Jahren im Verwaltungsrat der Wiederaufbaukasse. Bei
den Erntebergungskrediten handelt es sich um ein All-
tagsgeschäft. Das ist eine Verhohnepipelung eines Par-
laments, in dem Mitglieder des Verwaltungsrats der
Wiederaufbaukasse sitzen.

Punkt 6: ISB-Sonderkreditprogramm. 

Das wird immer bei solchen Gelegenheiten aufgelegt.
Das ist auch nichts Neues.

Punkt 7: Zuschüsse für die Aufgabe der Kellerwirtschaft.

Punkt 8: EU-Lagerbeihilfen für die langfristige Lagerung
von Tafelwein. 

Was ist daran neu?

Punkt 9: Umstrukturierungsmaßnahmen. 

Das ist eine reine EU-Angelegenheit. Hier hat die Lan-
desregierung gar nichts zu vermelden, außer sie umzu-
setzen.

Punkt 10: Förderung der vertikalen Kooperation durch
bestehende Beratungseinrichtungen. 

Das ist sinnvoll und gut. Es gibt auch erste Erfolge. Das
ist aber das Alltagsgeschäft der Weinbauberatung.

Punkt 11: Marketingberatung. 

Das machen Sie doch immer. Was ist daran neu?
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Punkt 12: Weinwerbungsmaßnahmen. 

Mein Gott, wie überraschend, die Landesregierung för-
dert Weinwerbemaßnahmen.

Das ist das legendäre Zwölf-Punkte-Programm zur Be-
seitigung der Not, die zum Teil von der Branche selbst
verschuldet wurde, in der die Winzer sind, von dem seit
zwei Jahren geredet wird. Das ist pures Alltagsgeschäft
und völlig untauglich.

Herr Kollege Schmitt, weder das Zweieinhalb-Punkte-
Programm von Herrn Bauckhage – dieser ist in einer
schlechten Situation; Herr Brüderle hat ihm die vollen
Keller hinterlassen; er hat sich davongemacht; Herr
Bauckhage muss jetzt das Problem lösen – noch Ihre
hilflosen Appelle, die wir schon so oft hören durften,
dass sie einem hier und da wieder herauskommen, und
Ihr ständiges Rufen nach dem Staat helfen den Winzern
auf Dauer.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wissen Sie, was statt dessen hilft? Menge herunter und
Qualität hinauf.

Herr Schmitt, Sie können das Wort Mengenregulierung
noch nicht einmal buchstabieren, geschweige denn
aussprechen.

(Schmitt, CDU: Wie primitiv!)

Ich möchte Ihnen noch etwas sagen, was Sie auch nicht
gern hören. Sie bekommen dann immer Ekelpickel. Das
ist die Realität. Es gibt eine sehr gute Möglichkeit zur
Mengenregulierung, die in der Ökologisierung des Wein-
baus liegt.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich sage Ihnen gern, welche Marktpotenziale es gibt.

(Glocke des Präsidenten)

Die Verbraucher trinken den so gern und zunehmend
gern, dass man mit der Produktion in Deutschland gar
nicht nachkommt.

Ich möchte noch einen letzten Satz sagen und Sie bis
auf Weiteres verschonen. Die Rahmenbedingungen
müssen so gestaltet werden, dass die Menge auf Dauer
herunter geht und die Qualität hoch geht, damit unsere
fleißigen und guten Winzer in Rheinland-Pfalz auch eine
Chance haben. Hören Sie auf, immer die Hand aufzu-
halten und zu sagen: Der Staat rettet uns.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Grimm:

Es spricht Herr Abgeordneter Dr. Geisen.

Abg. Dr. Geisen, FDP:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren,
verehrte Kolleginnen und Kollegen! Weinbau ist mehr als
Produzieren. Ohne Weinbau wären viele unserer Regio-
nen nicht lebenswert.

(Beifall der CDU –
Schmitt, CDU: Jawohl, richtig!)

Unsere Landesregierung hat in der Vergangenheit alles
Mögliche getan, um die Weinwirtschaft zu fördern und zu
stützen. Das Zwölf-Punkte-Programm wurde weitgehend
erfüllt.

Die Probleme liegen im Wesentlichen in der Faßwein-
vermarktung.

Meine Damen und Herren, in Zukunft hängt die Existenz
unserer Weinbaubetriebe, die im internationalen Ver-
gleich immer noch über relativ kleine Strukturen verfü-
gen, von einer überbetrieblichen Zusammenarbeit ab.
Dies gilt für Außenwirtschaft, für das Marketing, insbe-
sondere aber auch für die Kellerwirtschaft.

Ein wichtiger Schritt in diese Richtung stellt hierbei die
finanzielle Förderung von horizontalen und vertikalen
Kooperationen in der Weinwirtschaft dar, um die qualita-
tive und quantitative Ausrichtung der Weinerzeugung an
den Erfordernissen des Marktes weiter zu verbessern
und zu richten sowie die Marktposition der Winzer ge-
genüber den Verarbeitungs- und Vermarktungsunter-
nehmen, wie dem Lebensmitteleinzelhandel, zu stärken.
Deshalb ist es für die FDP-Fraktion wichtig, dass unse-
ren Winzern glaubwürdig vermittelt wird, dass auch der
nach Qualitätsgrundsätzen arbeitende Trauben ablie-
fernde Betrieb ein Unternehmer ist und der Faßwein-
vermarkter, auch wenn er in der Kellerwirtschaft ge-
meinsam mit anderen arbeitet, ein Unternehmer ist. Es
gilt, dafür Sorge zu tragen, dass die Erzeuger solcher
hochwertiger Produkte die gebührende Wertschätzung,
die sich auch im Preis ausdrückt, bei den aufnehmenden
Kellereien erfahren.

Wir unterstützen ein Programm zur Aufgabe der Keller-
wirtschaft. Allein dies tun zu wollen, braucht seine Zeit.
Ein solches Programm anzunehmen, braucht auch Zeit
in den Köpfen der Winzer. Wenn Sie eben wahrgenom-
men haben, dass die EU enorme Forderungen an ein
solches Programm stellt, wie zum Beispiel unwieder-
kehrbare Maßnahmen innerhalb der Betriebe, wird noch
deutlicher, dass wir Zeit brauchen. Deswegen brauchen
wir auch Zeit für die Vorbereitung eines solchen Pro-
gramms, so wie die Landesregierung dies getan hat. Die
Landesregierung hat zunächst Steine aus dem Weg
geräumt, die mit nicht notifizierten Programmen zu tun
hatten. Die Landesregierung verhandelt mit Brüssel zu
Recht wegen der enormen Forderungen und der Kom-
pliziertheit dieser Programme und wegen der Bedeu-
tung, die ein solches Programm für den einzelnen Wein-
bauer und für seine Familie hat. Daher ist es richtig,
nicht auf Zeit zu spielen, sondern sich Zeit zu lassen, um
hierbei nichts, aber auch gar nichts übers Knie zu bre-
chen. Wir brauchen ein gutes Programm, eine gute
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Beratung und die Begleitung der Winzer durch die Be-
ratung, um ein solches Programm effizient durchführen
zu können.

Die FDP unterstützt die Initiative des Förderprogramms
der Landesregierung.

Danke schön.

(Beifall bei FDP und SPD)

Präsident Grimm:

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten
Schmitt das Wort.

Abg. Schmitt, CDU:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wenn ich heute die Reden gehört habe, muss man
feststellen: Sachkenntnis sollte auch in der Politik nicht
schädlich sein. – Ich glaube, dies ist auch notwendig.

(Beifall bei der CDU)

Frau Kollegin, wir gehen nicht darauf ein, dass 1999
Kommunalwahlen waren und wir den Antrag 2000 ge-
stellt haben, auch nicht, dass Sie mich als den Verursa-
cher des Zwölf-Punkte-Programms hingestellt haben
und die Landesregierung dafür nichts kann.

Ich blende das aus. Man könnte den Kolleginnen und
Kollegen heute sarkastisch sagen: Wenn ein Winzer das
hört, was hier in einer solchen Situation diskutiert wird,
dann müsste sich dieses Parlament in der Glaubwürdig-
keit dessen, was wir dem Weinbau gegenüber tun,
schämen.

(Beifall bei der CDU)

Es war ein Offenbarungseid. Herr Minister, ich habe es
heute morgen bei der Antragstellung nicht geglaubt,
dass Sie im August 2000 das Zwölf-Punkte-Programm
verkünden. Die Aufgabe der Kellerwirtschaft löst das
Problem allein nicht. Ich bin weit davon entfernt. Es hat
etwas mit Glaubwürdigkeit und auch etwas damit zu tun,
Worten auch Taten folgen zu lassen. Dass man dann
erst im November 2001 überhaupt den Antrag an die
Bundesregierung stellt, das ist eine auf Deutsch gesagt,
eine Ver... – ich lasse das Wort außen vor –, eine Ver-
äppelung der Winzer. Das hat dieser Winzerstand nicht
verdient.

(Beifall bei der CDU)

Die Winzer werden im Stich gelassen. Die Landesregie-
rung hatte nicht die Absicht – das unterstelle ich heute
morgen –, dieses Programm umzusetzen, auch nicht mit
der ruhigen Hand, sondern Sie hat drei Jahre gebraucht,
und erneut in diesem Jahr schauen die Winzer wieder in
die Röhre. Es wird schwieriger denn je, und die gesamte
Politik wird darunter Schaden leiden, nämlich diese
Frage anzukündigen und drei Jahre hintereinander nicht
umzusetzen.

Dann lobe ich die Kreise. Der Kreis Trier-Saarburg bei-
spielsweise hat allein im Jahr 2000/2001 230.000 DM für
die betroffenen Winzer zur Verfügung gestellt. Ich kenne
auch das Risiko, und ich weiß, Herr Minister, wie Sie
darauf reagieren werden. Ich sage: Den Worten sind
auch Taten gefolgt. – So sollten auch Sie sich messen
lassen. Das ist auch ein Beispiel, welchen Stellenwert
der Weinbau bei dieser Landesregierung hat. Wir sind
fünftes Rad am Wagen geworden, sonst hätte man mit
politischer Priorität auch versucht, es in Brüssel umzu-
setzen. Wer das will, hat schon ganz andere Programme
umgesetzt. Das hier ist nur am Rand gelaufen, und nicht
mehr und nicht weniger, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU –
Glocke des Präsidenten)

Abschließender Satz: Es wurde von einem Gesamtkon-
zept gesprochen. Sagen wir dann zumindest offen und
ehrlich, dass wir dieses Gesamtkonzept bisher nicht
hatten und nicht haben und schenken den Winzern jetzt
reinen Wein ein. Das ist immer noch besser als Verspre-
chen, die man nicht halten kann.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Grimm:

Für die SPD-Fraktion erteile ich Frau Abgeordneter
Baumann das Wort.

Abg. Frau Baumann, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Meine Da-
men und Herren von der CDU, ich finde es unerträglich,
immer wieder zu hören, Sachkenntnis wäre auf unserer
Seite nicht vorhanden. So etwas behaupten wir umge-
kehrt auch nicht.

(Vereinzelt Heiterkeit bei der CDU –
Zuruf von der CDU: Das können

Sie auch nicht!)

Bitte unterlassen Sie das auch; denn das, was wir in der
Weinbaupolitik vonseiten der SPD-Fraktion tun, lassen
wir uns nicht absprechen.

Jedes Mal – wenn ich noch keine grauen Haare hätte,
bekäme ich welche – sagen Sie, die Winzer jammern,
und wir jammern mit. Das hat Herr Schmitt heute wieder
ganz deutlich gemacht. Es ist Tatsache, wenn wir so
mitjammern, dann helfen wir dem Winzerstand nicht;
denn die Winzer wollen kein Gejammer haben, sondern
Sie wollen Ihre Arbeit ordentlich tun und ihre Produkte
ordentlich verkaufen. Dabei wollen wir Sie unterstützen
und nicht noch in dieses Gejammer einfallen.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe eigentlich noch nie gehört, um was es geht. Es
geht um einen Weinmarkt, es geht um das, was die
Winzer produzieren, sie dabei zu unterstützen, Produkte
auf den Markt zu bringen, die auch marktfähig sind, die
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dem Kunden gefallen und schmecken, Qualität zu er-
zeugen. Davon höre ich bei Ihnen überhaupt nichts. Dort
fehlt die Unterstützung ganz genau so. Der Winzerstand
hat nicht verdient, was Sie hier ablegen.

(Zurufe von der CDU)

Wenn Sie immer mehr auch auf Kooperation Wert legen
würden, in den einzelnen Weinbauregionen, auch in
Ihrer Region an der Mosel, welche Kooperationen dort
mittlerweile schon geleistet werden, ohne eine finanzielle
Unterstützung des Landes, denn sie funktionieren,

(Schmitt, CDU: Sagen Sie etwas
zu dem Programm!)

dann möchte ich davon auch einmal ein Wort von Ihnen
hören.

(Glocke des Präsidenten –
Abgeordneter Schmitt, CDU: Das
kommt bei dem anderen Thema!)

Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, ich begrüße Gäste im Land-
tag, und zwar Mitglieder der Juso-Arbeitsgemeinschaft
aus der Verbandgemeinde Nierstein-Oppenheim sowie
Mitglieder des SPD-Ortsvereins Fachbach. Herzlich
willkommen im Landtag!

(Beifall im Hause)

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich
der Frau Abgeordneten Kiltz das Wort.

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich glaube,
es gibt über eines in diesem Hause Einigkeit: Die Kul-
turlandschaft ist ein sehr hohes Gut. Das wird von uns
allen für sehr wichtig erachtet, auch für die Gesamtge-
sellschaft, also nicht nur, was die Winzer und die Bauern
angeht. – Der Beitrag der Winzerinnen und Winzer in
Rheinland-Pfalz ist außerordentlich hoch, insbesondere
in den Steil- und Steilstlagen, wo auch wirklich gezielt
Förderung stattfinden muss, damit wir dort nicht eine
Brache nach der anderen liegen haben und dann auch
touristische Einbußen hinnehmen müssen. Die Kollegin
von der Mosel weiß das.

Noch einmal, Herr Schmitt. Wenn ich mir anschaue,
dass Sie der Auffassung sind, dass Sie der Einzige sind,
der die Winzerinnen und Winzer in Rheinland-Pfalz
richtig vertritt, – –  –

(Schmitt, CDU: Ja, leider! –
Zuruf des Abg. Itzek, SPD)

Ich wette mit Ihnen – ich könnte einige Kisten Ökowein
mit Ihnen in diese Wette setzen –, wenn wir alle Winze-
rinnen und Winzer in Rheinland-Pfalz hier hätten, wür-
den sie dies vehement bestreiten, weil Ihre Politik bei

denen eher zu einer Notsituation geführt, als ihnen eine
Zukunft eröffnet hat.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Abg. Schmitt, CDU)

Ich will Ihnen zum Abschluss ein paar Zahlen nennen.
Öffentliche Mittel für den Weinbau in Rheinland-Pfalz:
Ich habe es einmal ausgerechnet. Sie haben eine Große
Anfrage vorliegen, und wir haben die eine oder andere
Mitteilung des Ministeriums.

Bodenordnung im Weinbau kostet uns jährlich
ca. 7,5 Millionen Euro, die Steillagenförderung jährlich
ca. 3,5 Millionen Euro, die Rebsortenumstellung, EU,
jährlich über fünf Jahre lang ca. 2 Millionen Euro.

Die Beratung der Winzerinnen und Winzer kostet uns
jährlich ca. 7,3 Millionen Euro. Ich finde dies wichtig. Ich
sage jetzt nichts darüber, dass man das abschaffen
sollte.

Die Weinwerbung, die wir schon das eine oder andere
Mal gestrichen haben, wie Sie sich erinnern, kostet im
Jahr ca. 1,6 Millionen Euro. Die einzelbetriebliche Förde-
rung im Bereich Weinbau steht mit 2,5 Millionen Euro
öffentlicher Mittel zu Buche.

Das heißt, wir haben ohne das Förderprogramm Um-
weltschonende Landbewirtschaftung – das auch noch
einmal eine Menge ausmacht –, ohne die Forschung,
ohne die Erntebergungskreditkosten der Wiederaufbau-
kasse und Ähnliches pro Jahr ca. 24 Millionen Euro, die
in den Weinbau fließen.

(Zuruf der CDU: Was kommt dann?)

Wir haben leider überhaupt kein Controlling, wir haben
keinen Bericht der Landesregierung darüber, ob diese
Hilfen zielgerichtet verwendet werden, ob sie ankommen
oder wie sie verwendet werden. Aber wir werden dar-
über noch im Zusammenhang mit der Großen Anfrage
sprechen.

Nun noch einmal an die Adresse der CDU:

(Glocke des Präsidenten)

Wenn Sie bei dieser Summe, die ich zusammengerech-
net habe, meinen, dieser Zuschuss zur Kellerwirt-
schaftsaufgabe sei der Rettungsanker für die Winzerin-
nen und Winzer in Rheinland-Pfalz, dann ist das nach-
gerade lächerlich.

Danke schön.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Grimm:

Herr Dr. Geisen, Sie haben das Wort. – Sie verzichten.

Bitte schön, Herr Minister Bauckhage.
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Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zunächst
einmal bin ich Ihnen dankbar, dass Sie die Zahlen ge-
nannt haben, Frau Kiltz, damit nicht der Eindruck ent-
steht, die Landesregierung würde nichts tun.

Das ist ein Begriff, knapp 50 Millionen DM jährlich.

(Ministerpräsident Beck: Euro!)

Euro? Nein, 50 Millionen DM.

(Itzek, SPD: 24 Millionen Euro!)

– 24 Millionen Euro. Das ist ein Betrag, der sich sehen
lassen kann.

Ein Zweites will ich erwähnen, damit wir auf der richtigen
Grundlage diskutieren. Wir haben seinerzeit in dieser
schwierigen Phase, als die Mengen enorm und die Win-
zer in Not waren, noch einmal ein gesondertes Pro-
gramm von 12 Millionen DM aufgelegt, um die Destillati-
on hochzubringen, das heißt, um den einzelnen Winzer
nicht bei 35 Pfennig hängen zu lassen, sondern ihm
50 Pfennig sicher zu gewährleisten. Ist das nichts, meine
Damen und Herren? Sie müssen wissen, es müssen
auch dieses Geld immer alle erst erwirtschaften.

Nun aber zur Sache der Aufgabe der Kellerwirtschaft.
Von diesem Zwölf-Punkte-Programm, das man unter-
schiedlich beurteilen kann, sind zehn Punkte erledigt.

(Zuruf  der  Abg.  Frau  Kiltz,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben ein Problem. Das ist das Problem der Aufga-
be der Kellerwirtschaft. Es macht auch keinen Sinn,
dass man auf dem Rücken der Winzer Politik macht,
sonst hätten wir es einfach beantragen können.

Das war nicht so einfach, weil – da hat Frau Raab das
Richtige gesagt – zwei Landkreise ein Programm auf-
gelegt haben, ohne es notifizieren zu lassen, meine
Damen und Herren. Es muss notifiziert werden.

(Zuruf  der  Abg.  Frau  Kiltz,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gab eine Beschwerde bei der EU. Wissen Sie, es ist
so schön, in Populismus zu machen, Herr Schmitt.

(Zuruf von der CDU)

Nein, es gab zu dem Zeitpunkt schon eine Beschwerde.
Weil diese Beschwerde vorlag – ich weiß nicht, wo sie
herkam, es gibt noch andere Beschwerden –, haben wir
versucht – nicht, dass die Landkreise das Geld zurück-
fordern mussten; normalerweise wäre es in Ordnung,
dass rückgefordert würde –, dies mit unserem Pro-
gramm kompatibel zu machen.

Das ist der Ausgangspunkt und die Grundlage dafür,
dass es nicht schneller gegangen ist. So mussten wir es
machen, denn eins war klar: Es wäre doch zum Lachen

gewesen, wenn die Landkreise – es war auch Ihr Land-
kreis dabei; Cochem-Zell,  Wittlich und Trier waren da-
bei – hätten zurückfordern müssen. Dann hätte ich mich
doch zurücklehnen und sagen können, seht einmal, man
muss vorher notifizieren lassen.

Exakt das wollten wir nicht. Das wollten wir in unser
Programm einpassen. Nun muss man sehen, dass die-
ses Programm höchst kompliziert ist.

Die EU verlangt eine endgültige Stilllegung der Anlagen,
eine Vernichtung, eine Unbrauchbarmachung der Anla-
gen. Wir hatten gesagt, wir wollten eine fünfjährige Ver-
pflichtung machen, also alles etwas weicher machen.
Das hat die EU nicht mitgemacht.

Nur damit wir sehen, wie es geht. Die EU wollte die
Stilllegungskosten ersetzt haben. Sie wollte, dass die
Hälfte, also 50 %, die Weinwirtschaft selbst erbringen
muss.

Dafür muss verhandelt werden, das heißt, entweder die
Winzer selbst, die Erzeugergenossenschaften oder die
Kellereien erbringen dies.

(Zuruf des Abg. Schmitt, CDU)

Jetzt können Sie sich doch vorstellen, dass die Kellerei-
en kein hohes Interesse daran haben; denn die Wein-
mengen sind vorhanden. Sie dürfen nicht so tun, als ob
es Grenzen gebe, meine Damen und Herren. Die Gren-
zen sind offen, die Mengen sind vorhanden.

Es war deshalb nicht möglich, die Kellereien sofort zu
bewegen, sich mit der Hälfte an den Programmen zu
beteiligen. Das sind die Grundlagen dafür, warum wir
nicht früher in der Form beantragt haben.

Nun kommt noch eins hinzu. Jetzt müssen wir noch
schauen, dass wir dies insgesamt kompatibel machen
zum einen mit EU-Recht und zum anderen mit den drei
Landkreisen, die voreilig ein Programm aufgelegt und
ausgezahlt haben, ohne es notifizieren zu lassen.

Es war bekannt, dass das notifiziert werden musste,
meine Damen und Herren. Das nenne ich Populismus.

(Beifall der FDP und der SPD)

Das ist Weinbaupolitik, wie man sie nicht machen kann,
meine Damen und Herren. Damit zerstört man das Ver-
trauen der Winzer in die Politik, nicht damit, dass man
ein Programm auflegen will, welches hinterher mit EU-
Recht kompatibel ist. Das muss das Ziel sein.

Wir können es doch ganz einfach machen. Ich könnte
mich zurücklehnen und sagen: Gut, fordert mal schön
zurück. – Wenn es nicht um die Winzer ginge, sondern
um die Uneinsichtigkeit der Kreise ginge, würde ich das
sogar sagen.

Aber es geht um die Winzer, die das Geld erhalten ha-
ben. Wir wollen nun nichts anderes tun, als dies mit dem
Landesprogramm kompatibel zu machen, weil das eine
der Anregungen, eine der Verhandlungsgrundlagen der
EU war.
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Das ist der Grund dafür, dass wir nicht sofort einfach
beantragt haben, mit dem Ergebnis, dass wir es nicht
notifiziert bekommen hätten. Das war der Grund, meine
Damen und Herren.

Deshalb machen wir das in aller Ruhe.

(Schmitt, CDU: Ja!)

Unser Zwölf-Punkte-Programm arbeiten wir ab und
arbeiten auch die Aufgabe der Kellerwirtschaft ab. Nur,
so zu tun, als ob man damit die Weinbauprobleme lösen
würde, das ist unverantwortlich gegenüber den einzel-
nen Betrieben, meine Damen und Herren.

(Schmitt, CDU: Das hat keiner gesagt!
Wer hat das gesagt? Keiner!)

Sie müssen mir doch nicht erläutern, warum Sie das
heute zur Aussprache stellen. Sie wollen doch damit
nichts   anderes   suggerieren   als,  schaut  einmal  her
– Frau Schneider hat es gesagt –, die treten auf der
Stelle. Meine Damen und Herren, nein, wir haben ver-
sucht, die Fehler der Landkreise entsprechend – – –

(Beifall der SPD –
Heiterkeit bei der CDU)

Natürlich ist es ein Fehler. Wenn Sie jetzt sagen, das
wäre kein Fehler, ist das wunderbar. Herr Schmitt, ma-
chen wir es so. Dann werde ich der EU ganz lapidar
sagen, bitte, lasst zurückfordern. So einfach ist das
ganze Spiel.

(Schmitt, CDU: Sie haben in einem
Schreiben vom Juli 2002 begrüßt,

dass die Kreise es m achen!)

– Wer begrüßt denn nicht Maßnahmen? Sie müssen
jedoch notifiziert werden. Das ist doch alles ganz ein-
fach. Das muss notifiziert werden. Es wird nicht notifi-
ziert, ein Hauptverfahren ist eingeleitet. Dann können wir
sagen, wir machen unser Programm separat und lassen
dies zurückfordern. So einfach ist das Spiel.

(Dr. Weiland, CDU: Das ist
doch Quatsch!)

Das will ich eben nicht.

(Schmitt, CDU: Sie haben es schriftlich
den  Kreisen  mitgeteilt!  Ich bin froh,
dass sie es machen und umsetzen!)

– Ich weiß doch selbst, was ich geschrieben habe, Herr
Schmitt.

(Zuruf des Abg. Schmitt, CDU)

Das ist doch keine Frage, dass das in Ordnung war. Die
Frage ist, dass das notifiziert werden muss.

(Zuruf der Abg. Frau Schneider, CDU)

Es geht um die Notifizierung, meine Damen und Herren.
Deshalb werden wir in Ruhe ein komplett genehmigtes

Programm vorlegen, auch mit Beteiligung des Wirt-
schaftssektors.

Das müssen sie erst einmal umsetzen. Schön, ich sage
Ihnen eins. Wir hatten gesagt, wir wollen bei der Auf-
nahme der Mitglieder in Genossenschaften diese wie
Altmitglieder behandeln lassen. Das wollten die Genos-
senschaften übrigens auch nicht.

Die EU sagt ganz klar, mindestens die Hälfte der Kosten
muss von der Wirtschaft aufgebracht werden. Das muss
erst geklärt werden. Wenn das geklärt ist, dann werden
wir das Programm komplett notifiziert vorlegen und sind
dann in der Lage, die Aufgabe der Kellerwirtschaft ent-
sprechend zu finanzieren, meine Damen und Herren.

Es hat keinen Sinn, dass man ein Programm strickt,
welches zum Schluss nicht notifiziert werden kann, wie
es die Landkreise getan haben. Wir wollten jetzt versu-
chen, dass diese Landkreisprogramme mit unserem
Programm kompatibel werden, um sie überhaupt recht-
lich gültig zu machen. Das war der Grund dafür.

Deshalb haben wir heute das Programm angemeldet
und werden es auch in Brüssel durchsetzen, meine
Damen und Herren.

Eines muss man wissen: Wer so tut und uns glauben
machen will, man könnte so einfach Programme auf-
stellen und die Winzer und die Betriebe einfach auszah-
len, der irrt sich. Die EU ist enorm restriktiv. Selbst beim
Destillationsprogramm mussten wir den Bundeskanzler
einschalten, um über die Hürde zu kommen. Das war
der Grund. Selbst das hätten wir ansonsten nicht ge-
nehmigt bekommen. Vor diesem Hintergrund muss
Weinbaupolitik gemacht werden. Nur das ist seriös, und
nur das ist glaubwürdig. Es ist nicht glaubwürdig, Pro-
gramme zu finanzieren, die hinterher mit dem EU-Recht
nicht kompatibel sind und keinen Bestand haben. Dann
muss man nämlich zurückfordern. Das ist der Punkt.

(Beifall der FDP und der SPD)

Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich kann daher die Aussprache zu die-
sem Tagesordnungspunkt schließen.

Abg. Anheuser, CDU:

Ich möchte eine Erklärung abgeben, Herr Präsident!

Präsident Grimm:

Eine persönliche Erklärung? Welcher Art soll die Erklä-
rung sein?

Abg. Anheuser, CDU:

Herr Präsident, meine Damen, meine Herren! Seit 1993
nehme ich an den Konferenzen der europäischen Wein-
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regionen teil. Ich habe 1999 erklärt, dass die Konferenz
zwei Maßnahmen beschlossen hatte, nämlich zum einen
die Umstrukturierungsmaßnahme und zum anderen die
kellerwirtschaftl iche Maßnahme.

Ich bin verlacht worden und niedergeschrien worden.
Aber die EU hat die Umstrukturierung umgesetzt und die
kellerwirtschaftliche Maßnahme, die heute in Rede steht,
abgelehnt. Nur so viel zur Klarstellung.

(Staatsminister Bauckhage: Vielen Dank! –
Beifall der CDU)

Präsident Grimm:

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf:

AKTUELLE   STUNDE

„Hochwasserschutz in Rheinland-Pfalz –
Konsequenzen aus der aktuellen
Überschwemmungskatastrophe“

auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 14/1338 –

„Katastrophen- und Hochwasserschutz in
Rheinland-Pfalz – zu ziehende Konse-

quenzen aus der aktuellen Über-
schwemmungskatastrophe“

auf Antrag der Fraktion der CDU
– Drucksache 14/1352 –

Es liegen zwei Anträge zum selben Thema vor. Wir
beraten die beiden Themen in einer Aktuellen Stunde.

Für die Antrag stellende Fraktion spricht zunächst Herr
Abgeordneter Dr. Braun.

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Wir alle kennen noch die Bilder von der Elbe, die in den
letzten Tagen in unseren Wohnzimmern zu sehen wa-
ren. Es war eine Katastrophe eines Ausmaßes, das wir
bisher in Deutschland noch nicht gekannt haben. Es war
ein Hochwasser, das es so in Deutschland noch nie gab.
Deswegen glaube ich, dass es richtig ist, wenn wir uns
im Parlament von Rheinland-Pfalz ernsthaft über die
Zukunft des Hochwasserschutzes in unserem Land
unterhalten.

Ein solches Hochwasser wie an der Elbe, ein solches
Regenereignis hätte - das sind nicht nur die Befürchtun-
gen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, sondern auch die
aller Fachleute - in Rheinland-Pfalz am Rhein minde-
stens ebensolche Verwüstungen verursacht. Man geht
davon aus, dass die Verwüstungen noch bedeutend
stärker gewesen wären, da der Rhein ein ausgebauter
Fluss ist und dort mehr Menschen wohnen und sich
mehr Industrieanlagen am Rhein befinden, die von ei-
nem solchen Hochwasser betroffen gewesen und weg-
gespült worden wären.

Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, ob später
noch weiterführende Anträge dazu notwendig sind. Vor
zwei Legislaturperioden gab es eine Enquete-
Kommission. Wir müssen in Rheinland-Pfalz darüber
sprechen, wie der Hochwasserschutz in Zukunft ge-
währleistet werden kann. Ansonsten heißt es auch bei
uns: „Land unter“. Wir können nicht sicher sein, dass es
in Rheinland-Pfalz in einem solchen Fall keine Toten
gäbe, und wir können auch nicht sicher sein, dass diese
Katastrophe nicht Umweltschäden verursacht, die nicht
wieder gutzumachen sind.

Von daher ist die Debatte absolut angebracht und not-
wendig. Niemand kann in Rheinland-Pfalz sagen, man
könne so weiter machen wie bisher. Vielmehr müssen
wir neue Konzepte entwickeln. Die jetzigen Konzepte,
die für 200-jährige Hochwasser geplant waren, sind nicht
ausreichend. Sie müssen dahin gehend geändert wer-
den, dass wir den Hochwasserschutz dem zukünftigen
Klimaereignis anpassen.

Deswegen müssen wir nicht nur über Hochwasser-
schutz, sondern vor allem über vorsorgenden Hochwas-
serschutz sprechen. Das heißt, Hochwasserschutz ist
auch Klimaschutz, ist Energiepolitik und eine umfassen-
de Maßnahme, die Gegenden an den Flüssen in Rhein-
land-Pfalz insgesamt zu schützen.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Man mag sich darüber streiten, inwieweit die Klimaver-
änderungen auf die Hochwasserereignisse eingewirkt
haben.  Aber  die   Verursachung  solcher  Hochwasser
– ich glaube, darin sind sich inzwischen alle einig – kann
nur durch ein verändertes Klima hervorgerufen werden.
An der Elbe war es ein 600-jähriges Hochwasser, und
wir sehen an den Regenereignissen in Rheinland-Pfalz
immer wieder, dass vom Mittelmeer her ungeheure
Feuchtigkeitsmengen nach Mitteleuropa transportiert
werden, die entsprechende Auswirkungen haben.

Der Hochwasserschutz ist Schutz vor Hochwasser. Er
muss aber auch entsprechend vorbeugen, damit solche
Klimaveränderungen nicht beschleunigt weitergehen.
Dies sind nur die ersten Auswirkungen. Deswegen ist es
wichtig, ein Gesamtpaket Klimaschutz und Hochwasser-
schutz zu schnüren.

Derzeit findet eine Diskussion über die Bebauung in den
Rheinauen und an den Flussufern statt. In Zukunft darf
nach unserer Auffassung absolut nicht mehr in die
Hochwasserzonen gebaut werden. Es darf nicht wie
bisher mit Kompromissen gearbeitet werden. Das ist
dringlich, und das muss durchgesetzt werden. Dies ist
eine Aufgabe, die sofort umgesetzt werden muss.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber nicht nur das Bauverbot muss greifen, sondern es
müssen auch Renaturierungsmaßnahmen an den Flüs-
sen selbst ergriffen werden. Auwälder müssen wieder
entstehen können. Dabei ist es gleichgültig, was es
kostet. Überall dort, wo Platz ist, müssen Deichrückver-
legungsmaßnahmen durchgeführt werden.
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Die Maßnahmen, die derzeit geplant sind, sind ein erster
Schritt und zum Teil natürlich auch umstritten, weil es
gesteuerte Polder sind. Die jetzigen Hochwasserkata-
strophen erfordern andere Maßnahmen als gesteuerte
Polder, weil es auch um die Fließgeschwindigkeit der
Flüsse geht und weil wir durch eine Verbreiterung der
Flussbetten wieder zu einem langsameren Fließen der
Flüsse beitragen müssen. Dies ist ein Gesamtpaket,

(Glocke des Präsidenten)

das Rheinland-Pfalz sehr viel Anstrengung und sehr viel
Geld und das vor Ort sehr viel Mühe kosten wird, es
durchzusetzen. Aber wir müssen darangehen, diese
Maßnahmen jetzt vorzubereiten. Wenn wir keinen weite-
ren Hochwasserschutz betreiben würden, wären die
Katastrophen danach umso schlimmer.

Vielen Dank.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Grimm:

Es spricht nun Herr Abgeordneter Licht.

Abg. Licht, CDU:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! „Flutszenario
mahnt zur Vorsorge“, so titelt die „Mainzer Rhein-
Zeitung“ am 24. August, und das Umweltministerium
antwortet: „Für eine Katastrophe wie an der Elbe wäre
Rheinland-Pfalz besser gerüstet.“

Meine Damen und Herren, diese Aussage ist gewagt,
wenn Sie sich einen um ein bis zwei Meter höheren
Pegelstand an rheinland-pfälzischen Gewässern über-
haupt vorstellen können. Hoffen wir, dass wir diesen
Vergleich in natura nie anstellen müssen.

Meine Damen und Herren, Vergleiche hinken ohnehin,
erst recht, weil wir wissen, dass beispielsweise der
Rhein der einzige Fluss ist, der ein funktionierendes
Frühwarnsystem hat. Die Elbe kennt überhaupt kein
Frühwarnsystem.

In diesen Tagen, Wochen und Monaten, ja, in den kom-
menden Jahren ist Solidarität mit den von der Flutkata-
strophe betroffenen Menschen und mit den betroffenen
Regionen gefragt, und es wird sie auch geben. Wie
anders könnten wir als Rheinland-Pfälzer uns auch
verhalten?

Die Hilfs- und Spendenbereitschaft auch in diesem Land
ist riesengroß, wie eine ganze Reihe von Beispielen in
diesen Tagen belegt. Auf Rheinland-Pfalz bezogen
empfehle ich jedem Parlamentarier, sich doch einmal
den Bericht der Enquete-Kommission vorzunehmen.

Der Landtag hat vor sieben Jahren den Bericht in der
Drucksache 12/7090 vorgelegt. Der Bericht bildet eine
gute Grundlage, um die aktuellen Forderungen des
einen oder anderen zu überdenken.

(Beifall des Abg. Kramer, CDU)

Wenn jetzt seitens der SPD und der FDP Forderungen
zur künftigen Vorsorge geäußert werden, dann müsste
ich eigentlich die Frage stellen, wo Sie in diesen sieben
Jahren gewesen sind.

(Beifall bei der CDU)

Wo war diese Regierung in den letzten sieben Jahren?

(Pörksen, SPD: Da würde ich einmal
ganz zurückhaltend sein!)

Die Forderungen von damals sind in großen Teilen vom
gesamten Parlament aufgestellt worden.

(Beifall bei der CDU)

Ich möchte noch einmal in Erinnerung rufen, wir haben
schon damals die Festlegung von Überschwemmungs-
gebieten gefordert.

(Lewentz, SPD: Hahaha!)

– Lesen Sie es doch nach. In den Überschwemmungs-
gebieten darf keine Ausweisung von Baugebieten mehr
erfolgen. – Das sind Zitate. Wenn Sie heute in dieser
Frage zu runden Tischen einladen, dann muss ich doch
wirklich fragen, ob Sie der Zeit hinterherlaufen.

Meine Damen und Herren, das Prinzip Hoffnung be-
stimmt das eine oder andere. Vor dem Hintergrund der
desolaten Haushaltslage muss man wissen, dass im
Hochwasserschutz einiges geleistet wurde, was ich auch
anerkenne, aber sicher noch vieles möglich wäre.

Herr Kollege Dr. Braun, lassen Sie mich auch deutlich
machen, Sie haben eine Behauptung aufgestellt, dass
wir zum ersten Mal in der Bundesrepublik Deutschland
bzw. auf deutschem Boden mit solchen Hochwasser-
ständen zu tun gehabt hätten. Aus Meißen wird am
30. Juni 1848 von einem noch um 30 Zentimeter höhe-
ren Pegelstand berichtet. Die Berichte aus dem Jahr
1799 haben diese noch übertroffen. Beim Rhein haben
wir aus den 90er-Jahren Pegelstände von 7,64 Meter.
Die 9,17 Meter, die dort gemessen wurden, stammen
aus dem Jahr 1882. Hochwasserschutz ist also auch
eine Frage ohne Wenn und Aber der Aufmerksamkeit,
Entschlossenheit und von Willen und Prioritäten. Politik
darf die Betroffenheitsadressen nicht immer erst beim
Hochwasser befragen. In der Anstrengung zur Verbes-
serung im Bodenschutz und im Klimaschutz müssen wir
uns ständig optimieren. Dies sind alles gemeinsame
Grundlagen. Wir müssen aber auch nicht in Hysterie
verfallen.

(Glocke des Präsidenten)

Die CDU hat in den letzten Jahren immer ein Klim a-
schutzprogramm für Rheinland-Pfalz gefordert, was ich
immer vorgetragen habe. Herr Präsident, lassen Sie
mich zum Schluss deutlich machen, zur Vorsorge gehört
auch, den Schadensfall zu überdenken. Hochwasser
wird es auch morgen und übermorgen in Rheinland-
Pfalz geben, auch wenn wir dies nicht hoffen. Ich denke,
daher ist der Hinweis auf einen CDU-Antrag aus dem
Jahr 1997 wichtig, in dem wir die Einrichtung eines
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Hochwasser- und Solidarfonds aus der Konsequenz der
Erfahrungen und der Betroffenheit gefordert haben, dass
über die Elemtarschadensverordnung in Rheinland-Pfalz
den Betroffenen nicht zu helfen ist. Wir müssen umden-
ken. Die Fondsdebatte im Osten werden die Rheinland-
Pfälzer sehr aufmerksam verfolgen und sie auf das
übertragen, was wir in Rheinland-Pfalz für notwendig
erachten müssen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Grimm:

Ich erteile Frau Abgeordneter Schleicher-Rothmund das
Wort.

Abg. Frau Schleicher-Rothmund, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege
Licht, Ihrer Frage, wo eigentlich diese Regierung war,
muss ich eine Gegenfrage gegenüberstellen: Wo war
Ihre Aufmerksamkeit in der Vergangenheit für den
Hochwasserschutz?

(Beifall bei SPD und FDP)

Die rheinland-pfälzische Landesregierung hat bereits
1991 mit der Renaturierung von Gewässern begonnen.

(Mertes, SPD: Es gibt doch keinen
Polder, gegen den ihr nicht seid!)

Sie hat 1995 ein international beachtetes Hochwasser-
schutzkonzept vorgelegt. Nun reden wir einmal ganz
klar: Das Problem ist oftmals, dieses Konzept vor Ort
umzusetzen. Wenn Sie uns hier und heute Ihre Mithilfe
dafür versprechen, sind wir sehr dankbar.

(Kramer, CDU: Das ist doch lächerlich!)

Ich kann Ihnen aber Beispiele aufführen, wo dieses
Hochwasserschutzkonzept leider nicht so einfach umzu-
setzen ist.

(Kramer, CDU: Die Daxlander Au
haben wir noch gebaut!)

– Herr Kramer, es ist gerade recht, dass Sie sich zu
Wort melden. Herr Kramer, Sie sind in den Hördter
Rheinauen anzutreffen und sagen: Auf keinen Fall dür-
fen wir die Hördter Rheinauen fluten.

(Beifall bei SPD und FDP –
Weitere Zurufe des Abg. Kramer, CDU)

– Herr Kramer, jetzt habe ich das Wort. Seien Sie bitte
so freundlich und hören mir zu. Sie sind in den Hördter
Rheinauen anzutreffen und sagen: Auf keinen Fall die
Rheinauen fluten. – Gleichzeitig wird fleißig von Ihrem
Kollegen Dr. Gölter ein Flugblatt fabriziert und in Zeiten
des Wahlkampfes verteilt, in dem steht: Bloß kein Polder
in Mechtersheim. Nehmt die Hördter Rheinauen, sie sind

weitaus günstiger. – Es wäre hilfreich, wenn Sie sich als
erstem Schritt einmal innerhalb Ihrer Fraktion auf eine
Linie einschwören würden.

(Beifall bei SPD und FDP –
Mertes, SPD: Oh ja! Sprecht

einmal miteinander! –
Zuruf von der CDU)

– Es war so, wie ich es sage. Ich habe das Blatt zu Hau-
se. Es wäre auch sehr hilfreich, wenn Sie vor Ort die
kommunalpolitischen Vertreter Ihrer Partei einmal auf
den Hochwasserschutz in seiner Gänze einschwören
würden.

Hochwasserschutz ist ein umfangreiches Konzept. Die
Fehler der Vergangenheit sind auch an vielen Flanken
geschehen. Es hat Versiegelungen gegeben. Es hat
Staustufen und Deichertüchtigungen gegeben.

(Zurufe der Abg. Licht und Kramer, CDU –
Zuruf des Ministerpräsident Beck –

Glocke des Präsidenten)

Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, die Rednerin hat das Wort.
Es ist wirklich nicht angezeigt, Zwie- oder Trigespräche
an der Rednerin vorbei zu führen. – Bitte schön, Frau
Kollegin.

Abg. Frau Schleicher-Rothmund, SPD:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Die rheinland-pfälzische Landesregierung hat ein um-
fangreiches und international beachtetes Hochwasser-
schutzkonzept vorgelegt, das an vielen Flanken angreift,
da unsere Hochwassersicherheit an vielen Flanken
zerstört worden ist. Es ist die Zielsetzung, wieder zu
einer 200jährigen Hochwassersicherheit zu kommen.
Dazu gibt es einige Maßnahmen. Es gibt den Polderbau,
die Deichertüchtigung, die Deichrückverlegung, aber
eben auch die Renaturierung, die „Aktion Blau“ und
natürlich die Bauvorsorge.

Ich würde mich freuen, wenn wir beim Thema „Bauvor-
sorge“ Ihre Unterstützung vor Ort hätten. Es ist nicht die
einfachste Übung, einem Kommunalpolitiker klar ma-
chen zu wollen, dass im Tiefgestade zu seiner eigenen
Sicherheit nicht mehr gebaut werden darf.

(Beifall bei SPD und FDP –
Kramer, CDU: Ich werde Ihre

Rede verschicken! –
Mertes, SPD: Das glaube ich gern!

Dann die Hände reiben!)

– Herr Kramer, dieses Thema ist für eine sachliche Dis-
kussion geeignet. Es ist wirklich nicht zur Profilierung
und Polemisierung geeignet. Wir müssen vielmehr die
einzelnen Retentionsräume für sich beurteilen.

(Kramer, CDU: Sie waren es!)
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– Ich weiß jetzt gar nicht, was Sie meinen. Wir müssen
die einzelnen Retentionsräume für sich beurteilen und
zu einer sachlichen Entscheidung kommen.

Das Leben am Fluss macht alle Anlieger am Fluss zu
einer großen Solidargemeinschaft. Als solches muss
dieses Leben auch verstanden werden.

(Itzek, SPD: So ist es!)

Es mutet dann im Übrigen ausgesprochen ignorant an,
wenn sich eine Interessengemeinschaft aus Altrip dazu
hinreißen lässt, dass die Retentionsräume ihnen nicht
zunutze kämen, sondern den Anliegern am Niederrhein
dienen würden.

(Mertes, SPD: So ist es! Hört! Hört!
So stand es in der Zeitung!)

– So stand es in der Zeitung, und so kann es nicht ge-
hen. Das ist eine große Solidargemeinschaft. So müs-
sen wir es auch verstehen und im Rahmen dieser Vor-
gabe handeln.

(Beifall bei SPD und FDP)

Die Altriper müssen sich auch einmal überlegen, wer
denn im Ernstfall eine Hochwasserbetroffenheit für sie
gering hält. Das sind nämlich diejenigen, die ihnen vor-
gelagert sind, die Oberlieger. Jeder Oberlieger ist ir-
gendwann auch einmal ein Unterlieger. So muss er
Hochwasserschutz verstehen.

Wir haben 1999 auch davon profitiert, dass die Franzo-
sen dankenswerterweise im Gegensatz zu den Baden-
Württembergern bereits ihre Verpflichtung eingegangen
sind und wir über einen großen Retentionsraum in
Frankreich verfügen konnten.

(Glocke des Präsidenten)

– Darf ich noch kurz einen Satz sagen?

Präsident Grimm:

Bitte schön.

Abg. Frau Schleicher-Rothmund, SPD:

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch einmal auf
die hessische CDU zu sprechen kommen, die lapidar
erklärt, sie könne die Fehlentwicklungen der letzten
150 Jahre am Rhein nicht aufhalten. Um den
150jährigen Trend in Hessen fortzusetzen, hat die hes-
sische CDU das Bauen in Überschwemmungsgebieten
wieder zugelassen. Gleichzeitig will Hessen aber keine
Retentionsräume für das Hochwasserkonzept beitragen.

Die Zeiten, in denen Hessen lediglich einen finanziellen
Beitrag zum Hochwasserschutz leistet, müssen ein Ende
finden.

(Kramer, CDU: Bleiben Sie
bei der Wahrheit!)

Polderbau in Trebur muss angegangen werden, wenn
wir den Empfehlungen der Hochwasserschutzgemein-
schaft vom Rhein folgen wollen.

Danke.

(Anhaltend Beifall bei SPD
und FDP)

Präsident Grimm:

Es spricht Herr Kollege Hohn.

Abg. Hohn, FDP:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Als ich letzte Woche die Presseerklärung von der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gelesen habe – Sie
mögen es mir nachsehen, ich muss es einfach so banal
sagen – war meine erste Reaktion: Der Braun war ent-
weder besoffen oder er war im Urlaub in zu heißen Ge-
filden.

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Überlegen Sie sich jetzt einmal,

was Sie sagen! –
Zuruf der Abgeordneten Frau Grützmacher,

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Braun, anders kann ich mir Ihre Äußerung
nicht erklären, die FDP in Rheinland-Pfalz mache eine
schizophrene Politik in Sachen Hochwasserschutz.

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Ihr Stil ist unter aller Sau!)

Anders kann ich mir das nicht erklären.

Herr Kollege Braun, das geschieht nur mit dem Argu-
ment, die Landtagsfraktion der FDP vertrete auf der
einen Seite Polderbau und im Bereich Neuhofen sei ein
FDP-Bürgermeister, der dagegen ist. Lieber Herr Kolle-
ge Braun, dies ist der Unterschied zwischen unserer
Partei und der Ihren, dass wir keine Sippenhaft haben,
sondern dass bei uns ein Bürgermeister auch eigene
Gedanken von sich geben kann. Das ist der Unter-
schied.

(Vereinzelt Beifall bei der FDP –
Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Haha!)

Meine Damen und Herren, die Lage an Flüssen bedeu-
tet in unterschiedlichen Zeitabständen regelmäßig immer
wieder Hochwasser. Die FDP unterstützt deshalb die
erfolgreichen Schutzmaßnahmen der Landesregierung,
die aus den Komponenten Hochwasserschutz und
Hochwasservorsorge bestehen und bereits 1995 be-
schlossen und national und international abgestimmt
wurden. Große Bedeutung liegt in der umfassenden
Information der Bürgerinnen und Bürger über die beste-
henden Schutzkonzepte. Schutzkonzepte enden nicht
an Landesgrenzen. Sie sind über Länder- und Staats-
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grenzen hinweg abzustimmen. Sie erfordern eine ganz-
heitliche Betrachtung.

(Kramer, CDU: Das liegt doch vor!)

Das rheinland-pfälzische Schutzkonzept besteht aus
folgenden Elementen: Natürlicher Wasserrückhalt auf
der Fläche, technischer Hochwasserschutz, dass heißt,
in Polderbau und Deichertüchtigung, und Hochwasser-
vorsorge.

Aus den Beobachtungen der aktuellen Hochwasserkata-
strophe ergibt sich nach Auffassung der FDP in Rhein-
land-Pfalz kein Hinweis darauf, dass das rheinland-
pfälzische Hochwasserschutzkonzept grundlegend revi-
diert werden müsste. Deshalb wendet sich unsere Frak-
tion entschieden gegen die Panikmache der GRÜNEN.
Wer mit den erschütternden Bildern, der Lebensangst
der Menschen und mit der Not von 4 Millionen Betroffe-
nen,

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Ihr lernt doch nie dazu!)

die zum Teil alles verloren haben, hier im Land Stim-
mung machen will und Angst verbreitet, diskreditiert sich
selbst, Herr Kollege Braun.

(Beifall der FDP)

So geht zum Beispiel die Kritik der GRÜNEN über den
Bau der Polder, die nicht nur den Bereich des
Oberrheins schützen, sondern auch die Überflutungs-
gefahr im Mittelrheintal entschärfen, völlig an der Sache
vorbei. Die Kritik ist insoweit unverständlich und gerade-
zu zynisch.

(Vereinzelt Beifall bei FDP und SPD)

Das Hochwasserschutzkonzept ist zukunftsorientiert,
zielführend, und es greift.

Weil sich unsere Anstrengungen in Rheinland-Pfalz
darauf konzentrieren, die Menschen zu schützen und
ihren materiellen Schaden so weit wie möglich zu be-
grenzen, fordert unsere Fraktion zum ersten „lessons
learnt“, also gelernte Lektion. „Lessons learnt“ ist ein
hochaktueller Forschungsansatz des Deutschen For-
schungsinstituts für Katastrophenschutz und des Deut-
schen Komitees für Katastrophenvorsorge, mit dem
Konsequenzen für Hochwasservorsorgestrategien aus
der aktuellen Hochwasserkatastrophe abgeleitet werden
sollen.

(Vereinzelt Beifall bei der FDP)

Zweitens fordern wir, über Versicherungsmöglichkeiten
aufzuklären. Das Ministerium für Umwelt und Forsten
und die Versicherungswirtschaft sollten in den hochwas-
sergefährdeten Gebieten die Menschen umfassend
darüber aufklären, wie sie sich gegen Hochwasserschä-
den versichern können. Die größten Schäden beim Elbe-
Hochwasser sind der Gefahrengruppe zuzuführen, bei
der die niedrigsten Versicherungsbeiträge angefallen
wären.

Wir fordern zum Dritten, keine neuen Baugebiete in
Hochwasserbereichen auszuweisen. Im Rahmen der
Vorsorgemaßnahmen sollte nach Auffassung unserer
Fraktion dafür Sorge getragen werden, dass den Emp-
fehlungen für hochwasserangepaßtes Bauen gefolgt
wird. Mit der Planung von Baugebieten in Überschwem-
mungsgebieten leisten sich die kommunalen Träger der
Bauleitplanung einen Bärendienst.

(Beifall der FDP und vereinzelt
bei der SPD)

Über geeignete Möglichkeiten auch bei Respektierung
der kommunalen Planungshoheit, hochwasserange-
paßtes Bauen zu ermöglichen, muss nach Überzeugung
unserer Fraktion jetzt diskutiert und entschieden werden.
Ob man dabei so weit gehen will, wie in der Schweiz,
rote Zonen auszuweisen, sei dahingestellt. Nach Einwir-
kung von Hochwasser, Lawinen und Muren besteht dort
heute schon Bauverbot. Ich denke, man sollte überle-
gen, ob das eine Möglichkeit für uns wäre.

Eine vierte Forderung ist es, die Verbraucher zu schüt-
zen.

(Glocke des Präsidenten)

Im Sinne eines konkreten und effizienten Verbraucher-
schutzes hält unsere Fraktion eine Optimierung der
Planung für notwendig.

Lassen Sie mich zum Schluss noch weitere Forderun-
gen anfügen. Dazu gehört die Fertigstellung der Polder.
Das ist eine ganz wichtige Geschichte.

Der sechste Punkt ist die Ertüchtigung der Deiche.

Meine Damen und Herren, vergleicht man die Ergebnis-
se der Forschung des dänischen Statistikers Björn Lom-
borg mit den Intensionen und Handlungsfeldern des
rheinland-pfälzischen Hochwasserschutzkonzepts, so
stellt man fest, dass in den Hauptpunkten, Verbesserung
der Versickerung in der Fläche und Vermeidung einer
ufernahen Bebauung weitgehende Deckungsgleichheit
mit denen von Lomborg erkannten Ursachen für Flutka-
tastrophen besteht.

(Glocke des Präsidenten)

Auch dadurch wird erneut deutlich, wie vorausschauend
und zukunftsorientiert die Hochwasserstrategie in
Rheinland-Pfalz ist.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei FDP und SPD)

Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, eine Bemerkung des Herrn
Kollegen Hohn zu dem von ihm vermuteten Gemütszu-
stand des Kollegen Dr. Braun veranlaßt mich anzumah-
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nen, dass jedem Kollegen und jeder Kollegin in diesem
Haus der kollegiale Respekt gebührt. Das sollten wir
doch beachten.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Ministerin Conrad wollte nach der ersten Runde
das Wort haben.

Frau Conrad, Ministerin für Umwelt und Forsten:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Zu Beginn dieser Debatte über Hochwasserschutz
und Konsequenzen aus der Überschwemmungskata-
strophe an Elbe und Donau darf ich auch namens der
Landesregierung den Opfern dieser Katastrophen uns e-
re ausdrückliche  Solidarität  und  Unterstützung aus-
drücken.

(Beifall im Hause)

Diese Solidarität und Unterstützung drückt sich auch
dadurch aus, dass wir wie im ganzen Bundesgebiet
insbesondere auch in unserem Land eine ungeahnte
und überaus große Spendenbereitschaft der Menschen
haben. Dafür möchte ich mich namens der Landesregie-
rung ausdrücklich bedanken. Wir sind stolz auf diese
Spendenbereitschaft.

(Beifall der SPD und der FDP)

Ich möchte mich bei den Einsatzkräften des Katastro-
phenschutzes aus unserem Land bedanken, die von
Anfang an, inzwischen seit Wochen in diesen Gebieten
und jetzt beim Aufräumen und beim Wiederaufbau hel-
fend tätig sind. Ich glaube, sie haben Großartiges gelei-
stet. Wir sind ihnen zu Dank und zu Anerkennung ihrer
Leistung verpflichtet.

(Beifall der SPD, der FDP, des
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der CDU)

Ich möchte auch betonen, dass sich der Ministerpräs i-
dent in der ganz entscheidenden Frage, wie die finan-
ziellen Folgen dieser Hochwasserkatastrophe behandelt
werden und welche Konsequenzen die Bundesregierung
hier zu ziehen hat, ganz klar positioniert hat, indem er
deutlich formuliert hat, dass das Aussetzen der zweiten
Stufe der Steuerreform um ein Jahr absolut richtig ist.
Dies bedeutet Hilfe sofort und auch eine gerechte, näm-
lich stärkere Verteilung der Lasten auf die Schultern der
Starken als auf die Schultern der Schwachen.

(Beifall der SPD, der FDP und des
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich glaube – diese Fragen
sind gestellt worden –, natürlich hat diese Hochwasser-
katastrophe etwas mit Klimaveränderungen zu tun. Aber
wir können natürlich nicht so tun, als sei das Einzel-
ereignis eine unmittelbare Wirkung einer bestimmten
Klimaveränderung. Es ist die Summe und die Zunahme
und die Häufung solcher extremer Wetterereignisse, die

im Übrigen von allen Klimaforschern und auch von der
Versicherungswirtschaft seit über zehn Jahren prognos-
tiziert worden sind. So überraschend können sie also
nicht sein.

Ich will auch sagen, dass sich das Schadenspotenzial so
erhöht hat, dass – um Ihnen einmal eine Zahl zu nen-
nen – in den letzten 40 Jahren die Versicherungsleistun-
gen für solche Katastrophen um den Faktor 1.500 erhöht
wurden. Damit sieht man, dass damit auch ganz we-
sentliche ökonomische und soziale Fragen verknüpft
sind.

Herr Dr. Braun, natürlich haben Sie Recht – aber das
brauchen wir nicht erst heute von Ihnen angemahnt zu
haben –, wir müssen eine klimaverträgliche Energiepoli-
tik einleiten. Es gibt hier große Rahmenkonzepte, auch
über eine Enquete-Kommission der Bundesregierung.
Wir werden in Abstimmung dieser Rahmenkonzepte
unsere Hausaufgaben im Land dazu machen. Im Übri-
gen – ich denke, das können wir morgen bei der Nach-
haltigkeitsdebatte diskutieren – sind wir mit unseren
Förderprogrammen für erneuerbare Energien auf dem
richtigen Weg.

Es wird auch gefragt, ob uns am Rhein eine solche
Hochwasserkatastrophe treffen kann. Man muss das
eindeutig bejahen. Wir können dies nicht ausschließen.

Die Frage, ob wir am Rhein für eine solche Situation
besser gerüstet gewesen wären, kann man zumindest
grundsätzlich mit ja beantworten, weil wir durchaus
andere Bedingungen vorzufinden haben. Sie zeigen
meines Erachtens insgesamt, dass wir mit unserer Poli-
tik des Hochwasserschutzes und der Hochwasservor-
sorge wirklich auf dem richtigen Weg sind.

(Beifall der SPD und
bei der FDP)

Die Abflussvergleiche beweisen dies deutlich. Wir haben
schon bei Hochwässern vor wenigen Jahren einen höhe-
ren Abfluss zum Beispiel in Maxau gehabt, als er jetzt in
Dresden an der Elbe aufgetreten ist. Wir können zumin-
dest davon ausgehen, dass unsere Deiche in diesem
Zusammenhang nicht gefährdet worden wären. Wir
haben im Gegensatz zu der Elbe in den letzten Jahren
und – so kann man sagen – seit über hundert Jahren die
Deiche kontinuierlich erneuert. Sie haben einen anderen
Aufbau und sind technisch stärker ausgelegt.

Wir haben heute zusätzlich Polder einsatzbereit, die ein
solches Auflaufen von Hochwasser entlasten. Dennoch
sage ich, wir haben natürlich noch einiges zu tun, um am
Oberrhein einen 200-jährigen Hochwasserschutz tat-
sächlich wiederherzustellen. Das ist unser gemeinsames
Ziel.

Ich will auch sagen, wir wären auch im Katastrophen-
schutz, ohne jetzt irgendwelche Vorwürfe an diese jun-
gen Bundesländer richten zu wollen, wahrscheinlich
logistisch und durch die lange Zeit der Übung besser
ausgestattet und vielleicht an einigen Punkten besser
einsatzbereit gewesen, weil wir hier eine kontinuierliche
Fort- und Weiterbildung und logistische Ausstattung
betreiben, um jederzeit im Katastrophenfall tatsächlich
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einsatzbereit zu sein. Wir konnten deswegen mit uns e-
ren Kräften vor Ort eine solche Unterstützung leisten.

(Beifall der SPD und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, natürlich wissen die Men-
schen an unseren großen Flüssen, aber auch an den
Nebenflüssen von Rhein oder Mosel, dass sie sich auf
Hochwässer einzustellen haben und wir insgesamt nicht
nur wegen dieser Extremhochwässer einen Hochwas-
serschutz und Hochwasservorsorge zu betreiben haben.
Dies war und ist ein ganz herausragender Schwerpunkt
der Politik unserer Landesregierung.

Seit 1991 – um Ihnen dies noch einmal zu sagen – ha-
ben wir mittlerweile 180 Millionen Euro investiert. Wir
haben ein Hochwasserschutz- und -vorsorgekonzept,
dem der Landtag im Übrigen 1995 einstimmig zuge-
stimmt hat, welches umgesetzt wird und im Übrigen auf
drei Säulen beruht: natürlicher Rückhalt durch Versicke-
rung und Renaturierung, technischer Hochwasserschutz
durch Rückhalten und Abwehren und aber auch die
Stärkung der Eigenvorsorge durch Hochwassermelde-
dienst und ein angepasstes Planen und Bauen in Über-
schwemmungsräumen.

Gerade wenn ich die erste Säule noch einmal darstellen
will, haben wir mittlerweile allein über die „Aktion Blau“
an über 1.000 Gewässern mit einer Gesamtlänge von
3.800 Kilometern – das entspricht ungefähr 25 % der
gesamten Länge aller Gewässer in Rheinland-Pfalz –
Renaturierungsprojekte umgesetzt. Dies ist eine Spit-
zenleistung im Vergleich aller Bundesländer.

(Beifall der SPD und bei der FDP)

Wir setzen dies raumverträglich und im Konsens und im
Dialog mit den Menschen vor Ort ein. Ein Beispiel wäre
das Naheprogramm, welches ganz intensiv mit der
Landwirtschaft diskutiert worden ist, um eine standortge-
rechte Landnutzung auch noch in Überschwemmungs-
gebieten zu ermöglichen.

In der zweiten Säule des Hochwasserschutzes müssen
wir auf der einen Seite jedem sagen: Wir haben Nach-
holbedarf, weil bis in die 70er-Jahre durch die Staustu-
fen am Oberrhein der ursprünglich 200-jährige Hoch-
wasserschutz auf einen 50-jährigen Hochwasserschutz
reduziert worden ist. Natürlich habe ich zunächst einmal
Verständnis – laienhaft stellt man sich das vielleicht so
vor –, dass man glaubt, durch die Erhöhung der Deiche
jetzt sofort wieder einen 200-jährigen Hochwasserschutz
herstellen zu können. Das geht nicht. Erstens einmal hat
der Mittelrhein schon eine riesige Vorbelastung durch
den Ausbau und die Eindeichung des Rheins im letzten
Jahrhundert zu ertragen.

Wenn man zweitens jetzt erhöhen würde, gibt es Studi-
en, dass dann am Mittelrhein das Hochwasser noch
einmal um bis zu 80 Zentimeter ansteigen würde. Dann
würde es nicht nur in den Erdgeschossen, sondern be-
reits im ersten Stock stehen, und das Schadenspotenzial
wäre geradezu dramatisch.

Im Übrigen – um das auch zu sagen – gibt es bereits
seit 1991 ein Deichhöheabkommen, auf das sich die

Länder Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Hes-
sen verständigt haben.

(Kramer, CDU: Unter CDU-Regierung –
Pörksen, SPD: Na und? Kleinkariert!)

Wir wollen dies von unserer Seite auch nicht verletzen.
Das heißt nicht, dass wir am Oberrhein nichts tun, aber
das ist der Zusammenhang, weswegen wir Rückhalte-
räume schaffen müssen, auch und gerade durch Pol-
derbau, weil dort die Überschwemmungsmassen und
Flächen sind, die verhindern, dass der Pegel über eine
bestimmte Marke ansteigt. Das ist ein Gesamtkonzept.
Deswegen geht am Polderbau absolut nichts vorbei.

(Beifall der SPD und der FDP)

Wir haben in den internationalen Abkommen 44 Millio-
nen Kubikmeter Retentionsraum versprochen. Wir ha-
ben ca. 18 Millionen Kubikmeter Rückhalteraum mittler-
weile geschaffen. Drei Polder sind einsatzbereit: Dax-
lander Au, Flotzgrün und Kollerinsel. – Auch die Deich-
rückverlegung Worms-Bürgerweide ist betriebsbereit.

Ich muss auch dazu sagen, wir wären weiter, wenn wir
nicht an anderen Stellen wirklich immer wieder Klagen
gegen diese Maßnahmen hätten.

An dieser Stelle will ich auf die aktuelle Diskussion ein-
gehen. Herr Böhr, ich finde es in Ordnung und bedanke
mich ausdrücklich auch vonseiten der Landesregierung
für die Unterstützung, die Sie unserem Konzept damit
zukommen lassen, dass Sie bei Ihrem Gespräch mit der
CDU-Fraktion von Hessen einen Solidarbeitrag im Sinn
eines Hochwasserschutzes durch Vorsorge oder Pol-
derbau in Hessen eingefordert haben. Ich kann nur noch
einmal verstärken, was Frau Schleicher-Rothmund eben
angesprochen hat, ich habe genauso die Bitte, das, was
Sie dort fordern, was Sie von uns an Umsetzung einfor-
dern – auch Herr Abgeordneter Licht hat das eben noch
einmal getan –, dann auch in Ihrer Partei vor Ort so zu
kommunizieren, dass man wirklich nicht sagen kann, in
Mainz fordern sie, aber vor Ort verhindern sie nach dem
Sankt-Florians-Prinzip. Das ist keine Glaubwürdigkeit.

(Starker Beifall der SPD und vereinzelt
Beifall bei der FDP –

Zurufe der Abg. Frau Grützmacher,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,

und Kramer, CDU)

Ich möchte zum Schluss noch kurz auf das eingehen,
was die GRÜNEN von uns gefordert haben. Auch dort
liegen Sie um einiges falsch. Sie sagen nicht „Polder-
bau“, sondern Sie sagen „mehr Rückhalteraum durch
Deichrückverlegung“. Das ist nicht mehr möglich. Wo
das möglich ist, tun wir das. Wir können die Menschen
nicht von dort umsiedeln, wo sie in den letzten Jahren
gesiedelt haben. Deswegen müssen die Polder das
ersetzen, was durch Deichrückverlegung nicht mehr
machbar ist.

Im Übrigen bräuchten sie für die Deichrückverlegung,
wenn sie denselben Effekt haben wollten, die vier- bis
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zehnfache Fläche. Dadurch wird die Unglaubwürdigkeit
oder Nichtdurchsetzbarkeit ihrer Forderung deutlich.

(Zuruf der Abg. Frau Grützmacher,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will noch einmal die Frage ansprechen, die jetzt eine
Rolle spielt. Natürlich werden wir auch Deiche ertüchti-
gen. Wir sind kräftig dabei. Das Programm läuft bis
2009.

In Richtung Hessen will ich die Botschaft schicken: Mei-
ne Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen der
Landesregierung in Hessen, es ist Zeit, auch in Hessen
die Konsequenzen aus den Hochwasserkatastrophen an
Elbe und Donau zu ziehen und Ihren Solidarbeitrag im
Sinne eines Polderbaus, von mir aus bei Trebur oder auf
anderen Flächen, zu leisten. Wir sind gesprächsbereit.
Es kann nicht sein, sich nur kostenmäßig zu beteiligen.
Im Übrigen befinden wir uns ständig im Briefwechsel und
im Gespräch mit Hessen. Wir haben unsererseits auch
angeboten, dass wir uns in Hessen sogar finanziell be-
teiligen würden. Ich würde mir durch einen solchen Soli-
darbeitrag versprechen, dass es leichter wäre, auch auf
der rheinland-pfälzischen Seite die Kommunen und auch
die Menschen vor Ort davon zu überzeugen, dass sie
mit Restriktionen und Einschränkungen leben müssen.
Aber das ist nur dann machbar, wenn man nicht sagen
kann, die drüben machen nichts. Solidarität ist also auch
an dieser Stelle keine Einbahnstraße.

(Beifall der SPD und bei der FDP)

Ich habe gesagt, es bedarf dreier Säulen. Wir haben
einen gut ausgebauten  Hochwassermeldedienst.  Aber
– ich komme sicherlich auf ein Thema zu sprechen, das
uns allen am Herzen liegt – wir haben in der letzten Zeit
vielleicht nicht mehr so die Akzeptanz dafür, dass man in
Überschwemmungsgebieten nicht so bauen kann, wie
man das möchte. Dies kommt nicht zu spät, sondern zur
richtigen Zeit, weil wir in ein richtiges Klima hineinkom-
men. Deswegen habe ich auch mit Herrn Kollegen Zuber
und Herrn Kollegen Mittler abgestimmt, dass wir zu einer
solchen Gesprächsrunde, einem runden Tisch, mit den
kommunalen Spitzenverbänden und den Kammern
einladen, um eine größere Verbindlichkeit in der Umset-
zung eines hochwasserangepassten Planens und Bau-
ens vor Ort bekommen zu können. Ich bin zuversichtlich,
dass wir dies erreichen können.

Meine Damen und Herren, wir sind weiter, als die Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das in einer Presseerklä-
rung dargestellt hat.

Wir haben solche Überschwemmungsgebiete nicht erst
bei etwas über 200 km festgesetzt, wie Sie dies ge-
schrieben haben, sondern bei weit über 2000 Flusskilo-
metern.

(Zuruf des Abg. Licht, CDU)

Ich denke, dass wir dies zusammen mit den Gemeinden
in Zukunft zügig weiter betreiben wollen.

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. Die
Landesregierung will und wollte einen größtmöglichen

Hochwasserschutz, aber auch eine größtmögliche
Hochwasservorsorge umsetzen. Wir brauchen dazu die
Unterstützung und den Willen der Menschen und auch
der Gemeinden vor Ort. Ich denke, das Verbindende
dabei ist zu begreifen, dass wir an den Flüssen in einer
Schicksals- und damit in einer Solidargemeinschaft
leben.

Vielen Dank.

(Anhaltend Beifall der SPD
und der FDP)

Präsident Grimm:

Es spricht Herr Abgeordneter Dr. Braun.

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Vorab eine
Feststellung: Frau Ministerin, Sie haben es richtig ge-
stellt. Die 2000 km Grenzziehung sind inzwischen vor-
handen. Wir hatten die Zahlen von 1998 oder 1999 aus
einer Drucksache des Landes. Da waren es 300 km. Wir
hatten damals immer gefordert, dass dies schnell pas-
siert.

Ich möchte vorab gleich sagen, die Verwaltung im Um-
weltministerium, die Wasserverwaltung, hat ihre Haus-
aufgaben gemacht. Es wäre schön, wenn es schneller
gegangen wäre. Aber sie hat ihre Hausaufgaben ge-
macht. Das, was auch im Internet auf den Seiten der
Kommission zum Schutz des Rheins zu sehen ist, ist
sehr beeindruckend. Inzwischen sind diese Linien gezo-
gen. Wer nicht seine Hausaufgaben gemacht hat, das ist
die Politik. Die Politik hat die Hausaufgaben nicht ge-
macht, weil die Umsetzung dessen, was vorgegeben
worden ist, nicht stattfinden konnte.

Ich möchte eine Kleinigkeit erwähnen. Es sind immer
kleine Gebiete, um die es geht. Ich kenne das aus mei-
ner Heimatgemeinde oder meiner Heimatstadt Ludwigs-
hafen. Da wurde ein Damm vorverlegt. Das ist ganz
wenig, ein halber Hektar. Die Ausgleichsmaßnahme
wurde beschlossen, aber noch nicht umgesetzt, das
heißt, man muss Druck dahinter setzen, dass Aus-
gleichsmaßnahmen auch umgesetzt werden. Ich nenne
die Kratzaue bei Mainz-Budenheim. Für eine Firma
wurde in einem Überschwemmungsgebiet für
240.000 Quadratmeter eine Ausnahmegenehmigung
erteilt. Es wird heute noch aufgeschüttet. Die
240.000 Quadratmeter wurden durch Worms-Bürger-
weide ausgeglichen. Die Deichrückverlegung, die wir zu
Recht feiern – dies ist ein gutes Projekt –, wird zum Teil
dadurch aufgefressen, dass woanders in die Hochwas-
sergebiete hineingebaut wurde. Das ist das politische
Problem, das wir haben, das wir auch vor Ort in den
Kommunen haben und das meistens alle vor Ort betrifft.

Meine Damen und Herren, die Ehrlichkeit gehört zur
Debatte.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Wenn Sie sich die Internetseiten anschauen - ich habe
das Lob schon entsprechend verteilt -, dann sieht man,
Ludwigshafen und Mannheim, wären bei einem 200-
jährigen Hochwasser unter Wasser. Das sind Schäden,
die man sich jetzt erst einmal ausmalen muss.

Frau Conrad, es geht nicht darum, dass es keine Alter-
nativen zu den Poldern gibt. Es gibt Alternativen zu den
Poldern. Diese sind aber sehr teuer. Man muss den
Bauern das Land abkaufen. Man muss Camper aus den
Campinggebieten vertreiben und die Pachtverträge nicht
verlängern. Diese Alternativen sind politisch sehr teuer.
Sie sind auch finanziell sehr teuer. Aber sie sind not-
wendig, und zwar deshalb, weil die Polder allein nicht
ausreichen werden.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Von der Konzeption der Polder wissen wir auch, bei
einem Regenereignis, das größer ist als das, wofür die
Polder ausgelegt sind, laufen die Polder voll und wir
haben keine weitere Steuerungsmöglichkeit mehr. Die
Fließgeschwindigkeit des Rheins verringert sich nicht
durch Polder, sondern wir können die Hochwasserstän-
de abziehen. Das ist eine technische Maßnahme. Das
mag vor Ort an der einen oder anderen Stelle sinnvoll
sein. Nur, wenn die Polder voll gelaufen sind, dann ist
durch Polder kein Hochwasserschutz mehr zu gewähr-
leisten. Wenn die Deichkrone erreicht ist, schwappt der
Rhein über.

Nachdem wir wissen, dass es auch im Sommer stärkere
Regenereignisse geben kann, wissen wir auch, dass es
im Vorfeld Maßnahmen zu mehr Bodenversickerung
geben muss. Die ökologische Landwirtschaft nimmt
allein durch die andere Düngung, Gründüngung etc.
mehr Wasser in den Boden auf. Bisher ging es meistens
um die Winterhochwasser. Das sind große Maßnahmen,
die umgesetzt werden müssen. Mit gesteuerten Poldern
werden wir das Problem nicht lösen können.

Wir befinden uns in einer neuen Dimension der Diskus-
sion des Hochwasserschutzes. Wir sind schon jenseits
dieses Polderkonzepts. Aber wir müssen jetzt darüber
nachdenken, ob Fließpolder und Deichrückverlegung
keine Alternativen gegenüber gesteuerten Poldern bei-
spielsweise in Altrip sind, wo sich die Menschen dage-
gen wehren. Da gibt es eine Deichrückverlegung mit 1,4
Millionen Kubikmetern. Es sollen aber noch knapp 8
Millionen Kubikmeter Polder hinzukommen. Es ist die
Frage, ob es Alternativen dazu gibt und wie man mit den
Leuten vor Ort redet.

Herr Kollege Hohn, ich möchte nur einen Satz zu Ihnen
sagen: Da haben die GRÜNEN bisher ernsthaft disku-
tiert. Dann kam die FDP und hat versucht, Wahlkampf
zu machen und von Schreckgespensten geredet, die die
GRÜNEN aufbauen.

Herr Hohn, auf Ihrem Niveau möchte ich nicht weiter
diskutieren. Eine FDP, die inhaltlich am Boden liegt, will
ich nicht auch noch treten.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Abg. Creutzmann, FDP)

Sie wissen vielleicht nicht, dass der Bürgermeister vor
Ort – Sie haben in der FDP nicht viele hauptamtliche
Bürgermeister – offensichtlich von Ihrer Pressekonferenz
nicht unterrichtet war. Er hat gesagt, dass er gegen den
Polder klagen will und die FDP in Waldsee und Neuho-
fen – das ist doch Ihr Wahlkreis  – genau diese Linie fährt
und damit am stärksten gegen Ihr Konzept opponiert.
Was Sie machen, ist in höchstem Maß unredlich und
gehört nicht in die parlamentarische Debatte, meine
Damen und Herren.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Abg. Dr. Schmidt, SPD)

Präsident Grimm:

– Diese Möglichkeiten bietet die Geschäftsordnung
nicht, Herr Vizepräsident. Sie können sich aber zu Wort
melden.

Es spricht nun Herr Kollege Dr. Enders.

Abg. Dr. Enders, CDU:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte
die Thematik um einen Aspekt erweitern. Die Flutkata-
strophe in Deutschland hat uns die Verletzlichkeit uns e-
rer Umgebungsstrukturen deutlich gemacht. Vorberei-
tungen zur Beherrschung von Katastrophen gingen
bisher von begrenzten Schadensereignissen aus, die
beherrschbar waren. Die Rücknahme der Bevorratung
und die Kürzung der Finanzhilfen für den Katastrophen-
schutz bedürfen deswegen der Korrektur.

So wurden in den letzten Jahren die Finanzmittel für den
Zivilschutz vom Bund um ca. 50 % gekürzt.

(Mertes, SPD: In welchem letzten Jahr?)

– In den letzten vier Jahren.

(Mertes, SPD: Und was war in
den letzten 16 Jahren davor?)

Die bisherige Trennung der Zuständigkeiten des Kata-
strophenschutzes muss neu überdacht werden. Wir
benötigen eine Neuorganisation des Zivilschutzes und
des Katastrophenschutzes. Das ist nicht nur meine Mei-
nung, sondern auch der Deutschen Gesellschaft für
Katastrophenmedizin.

Ich will offen sagen, dass ich positiv feststellen kann,
dass wir in Rheinland-Pfalz nach dem 11. Sep-
tember 2001 vonseiten der Landesregierung Ansätze
gefunden haben, um dies zu verbessern. Ich wünsche
mir allerdings etwas mehr Biss bei der Umsetzung.

(Beifall bei der CDU)

Diese Neuorganisation – ob das einem passt oder
nicht – braucht mehr Mittel. Sie braucht mehr Mittel, weil
wir aktive Prävention betreiben, die sich auszahlt. Man
spart im Endeffekt viel Geld, wie die aktuellen Ereignisse
gezeigt haben, wenn man vernünftig Prävention in die-
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sem Maß betreibt. Für diese Neuorganisation sind eine
Reihe von Maßnahmen und eine Optimierung des Vor-
handenen notwendig. Deswegen kann ich die Landesre-
gierung nur auffordern, sich bei der jetzigen bzw. der
neuen Bundesregierung dafür einzusetzen, dass einige
Dinge intensiviert werden.

Ich will zwei ganz banale Beispiele nennen. Wir haben
heute Morgen über die Ganztagsschule gesprochen. Die
Erste-Hilfe-Ausbildung in Deutschland, nicht nur in
Rheinland-Pfalz, muss viel stärker intensiviert werden.
Dies gehört zur beruflichen und schulischen Qualifikati-
on. Die neunte Klasse der Ganztagsschule ist dafür
meines Erachtens eine hervorragende Gelegenheit. Das
ist besser als der zwanghafte Besuch des Kurses für
lebensrettende Sofortmaßnahmen für Führerscheinbe-
werber, um große Teile der Bevölkerung in erster Hilfe
auszubilden. Das kann sich irgendwann einmal auszah-
len. Leider kam es bereits im Jahr 2001 zu einer drasti-
schen Reduzierung der finanziellen Förderung der Erste-
Hilfe-Ausbildung durch die jetzige Bundesregierung.

Ein weiterer Punkt, der vom Land beim Bund reklamiert
werden sollte, ist folgender: Ich erwarte, dass sich die
Landesregierung für die vollständige Auslieferung aller
Fahrzeuge und die Ausstattung der Bundeskomponen-
ten einsetzt. Das ist noch nicht erfolgt. Ebenso gehören
regelmäßige Katastrophenschutzübungen ins Gesetz.
Das kann nicht dem Gusto des Einzelnen vor Ort über-
lassen bleiben, sondern es muss im Gesetz geregelt
werden, damit es entsprechend durchgeführt wird.

Wir benötigen gemeinsame Rahmenkonzepte zwischen
Bund und Ländern zur Weiterentwicklung und Verbesse-
rung des Zivilschutzes. Man spricht in diesem Zusam-
menhang von so genannten Task-force-Konzepten für
besondere Gefahren- und Schadenslagen. An der Elbe
war es eine besondere Gefahren- und Schadenslage.

Ferner muss der Bund – dafür ist der Druck der Länder
notwendig – neue Aufgaben beschreiben und die Aus-
dehnung des Anwendbarkeitsbereichs des Zivilschutz-
gesetzes auf Katastrophenszenarien mit nationaler Di-
mension erreichen. Dazu gehört die Zusammenarbeit
mit der Bundeswehr im zivilen Katastrophenschutz. Das
muss intensiviert und optimiert werden. Das läuft zwar
bereits recht gut, aber es müssen bereits im Vorfeld
Absprachen getroffen werden. Wie notwendig die Bun-
deswehr ist und wie sehr sie geholfen hat, das konnte
man an der Oder sehen und jetzt auch an der Elbe.
Deshalb gilt der Bundeswehr ein großer Dank.

(Beifall der CDU)

Präsident Grimm:

Es spricht Frau Abgeordnete Schleicher-Rothmund.

Abg. Frau Schleicher-Rothmund, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Lassen Sie
mich zunächst einmal auf den Katastrophenschutz ein-
gehen. Ich denke, die Ereignisse im Osten haben ge-
zeigt, dass es teilweise sehr gut funktioniert hat und

teilweise nicht funktioniert hat. Ob das immer eine finan-
zielle Frage war, das sei einmal dahingestellt. Was man
aus den Berichten derzeit wahrnehmen kann, ist, dass
an einzelnen Stellen keine optimale Vernetzung vorhan-
den war. Dies gilt es aufzugreifen und zu sagen: Wir
werden uns darüber berichten lassen. Wir werden die
Erfahrungen, die dort gemacht worden sind, nutzen. Wir
werden auch die Helferinnen und Helfer aus Rheinland-
Pfalz anhören und uns aus deren Sicht das Funktionie-
ren des Katastrophenschutzes in einer solchen Situation
beschreiben lassen.

(Beifall bei der SPD)

An dieser Stelle erscheint es mir angebracht, dass wir
uns ganz herzlich bei all denjenigen bedanken, die tat-
kräftig vor Ort gegen die Wassermassen gekämpft ha-
ben und die Menschen geholfen haben, das Leid, das
den Menschen durch die Flut widerfahren ist, zu lindern.
Ich denke, ich spreche im Namen der ganzen Fraktion,
wenn ich mich bei allen Helferinnen und Helfern bedan-
ke, die im Osten vor Ort waren.

(Beifall bei der SPD)

Zur Frage der Finanzierung des Hochwasserschutzes:
Wenn 180 Millionen Euro zur Minimierung der Hochwas-
serrisiken nicht viel sind, dann weiß ich es auch nicht
mehr. Das ist eine gigantische Summe. Nun kommt
wieder die Fraktion, die uns immer zum Sparen auffor-
dert, und trägt uns wieder die Sparleier vor und sagt uns,
dass wir dabei aber wieder mehr Geld ausgeben sollten.
Das gibt wieder einmal kein schlüssiges Bild und muss
einmal ganz deutlich gesagt werden.

(Beifall bei der SPD)

Ich wünsche mir für diese Debatte, dass wir den Hoch-
wasserschutz über eine Aktualitätsdebatte hinaus be-
trachten. Er ist eine große überregionale Aufgabe. Er ist
eine große überregionale Verantwortung, die wir mit
Weitsicht und einer gewissen Souveränität zu erfüllen
haben. Das heißt, aus meiner Sicht haben Parteienge-
plänkel und Kirchturmdenken bei dieser Debatte herzlich
wenig Platz.

Herr Dr. Braun, ich möchte die einzelnen Punkte des
rheinland-pfälzischen Konzepts einmal durchgehen. Wir
haben den natürlichen Wasserrückhalt durch Versickern
und Renaturieren. Die „Aktion Blau“ ist ein kleiner Bei-
trag, aber durch die vielen kleinen Beiträge wird eine
große wirksame Summe erreicht. Das muss man ganz
klar sehen. In diesem Zusammenhang sollte an das
Bienwald-Projekt erinnert werden, das einen Beitrag
dazu leisten kann und das es daher zu unterstützen gilt.

Beim technischen Hochwasserschutz, also bei der
Hochwasserrückhaltung, der Deichrückverlegung und
der Deichertüchtigung, ist die rheinland-pfälzische Lan-
desregierung über das vertragliche Volumen in Höhe
von 44 Millionen Kubikmetern Wasser hinausgegangen
und hat mittlerweile Maßnahmen geschaffen, damit
60 Millionen Kubikmeter Wasser erreicht werden. Die
von Ihnen vorgeschlagene Art der Vorgehensweise wird
bewirken, dass wir weitaus mehr Fläche brauchen. Sie
kennen doch die Diskussionen vor Ort. Es geht doch
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auch darum, einen pragmatischen Weg zu finden. Wir
müssen einen Weg finden, der gangbar ist. Es nutzt
nichts, wenn wir uns in Dogmatismus und Doktrinen
verheddern. Wir müssen den Hochwasserschutz für alle
Menschen herstellen.

Zur weitergehenden Hochwasservorsorge durch Flä-
chenvorsorge und Verhaltensvorsorge: Die Diskussion
über die Flächenvorsorge ist sicherlich die Diskussion,
die wir vor Ort in der Kommunalpolitik mit steuern kön-
nen. Der aktuelle Vorschlag für den neuen Raumord-
nungsplan sieht vor, dass die Tiefgestade als Vorbehalt-
und Vorrangflächen dem Hochwasserschutz gewidmet
werden sollen. Das findet in der Kommunalpolitik nicht
immer großen Anklang. Hierbei gilt es aber, in einem
sachorientierten Dialog Überzeugungsarbeit zu leisten.

Dafür plädiere ich; denn es geht doch wirklich um den
Schutz der Menschen in Rheinland-Pfalz. Ich warne
davor, Panikmache zu betreiben und zu sagen: Schaut
einmal, so würde das aussehen, wenn hier die gleiche
Menge Regen fallen würde. – Das war eine außerge-
wöhnliche meteorologische Konstellation. Das Tief, das
sich über dem Mittelmeer zusammengebraut hat, konnte
sich deshalb, weil es im Sommer entstanden ist – ei-
gentlich ist das eine Konstellation für das Frühjahr oder
für den Herbst –, immens mit Feuchtigkeit vollsaugen.
Wir hatten eine ähnliche Konstellation 1997 bei dem
Oder-Hochwasser. Das entbindet uns natürlich nicht von
der Diskussion,

(Glocke des Präsidenten)

inwieweit wir Menschen Einfluss auf unser Klima neh-
men. Ich hoffe, dass auf dem Umweltgipfel in Johannes-
burg auch diese Frage behandelt wird.

Ich danke Ihnen.

(Beifall der SPD und der FDP)

Präsident Grimm:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Creutzmann das Wort.

Abg. Creutzmann, FDP:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Dr. Braun, ich halte es für sehr unred-
lich, was Sie tun. Ich will das in aller Sachlichkeit sagen.
Sie haben eben Altrip angesprochen. Da gibt es einen
einstimmigen Ratsbeschluss gegen den Polderbau mit
den Unterschriften aller. Das, was von Ihrer Gruppierung
vertreten wird und direkt die GRÜNEN unterstützt, ist
auch dagegen.

(Zuruf  des  Abg.  Dr.  Braun,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Jetzt hören Sie doch einmal ganz ruhig zu. Lassen Sie
mich doch auch einmal etwas sagen.

In der Gemeinde Neuhofen gibt es einen einstimmigen
Ratsbeschluss aller Fraktionen – CDU, SPD und FDP;
die GRÜNEN sind dort nicht vertreten –, die dagegen
sind. Das muss man zur Kenntnis nehmen.

Das ist zwar nicht mein Wahlkreis, aber ich war in Wald-
see, und ich persönlich sage den Menschen dort nichts
anderes als das, was ich auch im Parlament sage. Ich
habe darauf gedrungen, dass die Hördter Rheinauen als
Retentionsraum aufgenommen werden. Ich habe ge-
sagt, dass damit nicht die Illusion verbunden ist, dass
dadurch die Polder in Römerberg oder in Altrip-
Neuhofen verschwinden. Wir brauchen die 60 Millionen
Kubikmeter Retentionsraum. Ich war bei den Menschen
und habe gesagt, dass man sie ernst nehmen soll. Frau
Ministerin, dass ist auch Appell an Sie, einen Dialog zu
führen und den Menschen die Ängste zu nehmen.

Dort gibt es einen Landwirt, der mir sagt: Wenn wir den
Retentionsraum bekommen, dann kann ich keinen Ver-
tragsanbau mehr machen. – Man muss zur Kenntnis
nehmen, dass das natürlich die Existenz des Landwirts
bedeuten kann. Dennoch kann ich das nicht nachvoll-
ziehen; denn wenn ein Hochwasser kommen würde,
kann ich natürlich von dort keine Ernte in den Verkehr
bringen. Aber nur deshalb, weil ich dort einen Retenti-
onsraum vorsehe, kann ich nicht sagen, es gibt dann
keinen Vertragsanbau mehr, wodurch die Existenz des
Landwirts in Frage gestellt wird.

(Zuruf  des  Abg.  Dr.  Braun,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Herr Kollege Dr. Braun, die FDP greift die Probleme
vor Ort auf und diskutiert sie mit den Menschen. Aller-
dings weisen wir mit aller Entschiedenheit zurück, wenn
Sie in Presseerklärungen von schizophrener Politik der
FDP sprechen. Deshalb sollten Sie nicht so empfindlich
sein.

(Zuruf  des  Abg.  Dr.  Braun,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Sie beschweren sich über den Kollegen Hohn. Man
kann darüber diskutieren, ob seine Äußerungen parla-
mentarisch korrekt waren. Sie wählen aber auch nicht
immer eine Ausdrucksweise, dass man nicht beleidigt
sein könnte.

Vielen Dank.

(Beifall der FDP und der SPD)

Präsident Grimm:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Braun das Wort.

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Creutz-
mann, nur zur Aufklärung: Die Tischvorlage der FDP zur
Pressekonferenz, die sie mit niemandem vor Ort abge-
stimmt haben, ist Ihr Problem. Die FDP hat aber auf der
ersten Seite zweimal die GRÜNEN mit Panikmache usw.
angegriffen. Wir hätten die Absicht, mit der Not und dem
Elend der Bevölkerung in Deutschland Wahlkampf zu
betreiben. Damit haben Sie angefangen.

Hören Sie auf, sich angegriffen zu fühlen. Lassen Sie die
Tatsachen so stehen und hören Sie auf, inhaltsleer
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einfach immer nur den Versuch zu unternehmen, den
Wahlkampf gegen die GRÜNEN zu führen. Wir diskutie-
ren ein ernstes Thema. Das ernste Thema sollten wir
nicht so diskutieren, wie das durch Herrn Hohn gesche-
hen ist, sondern für dieses ernste Thema sollten wir
gemeinsam nach Lösungen suchen. Genau darum rin-
gen wir, und genau darum ringen auch die Menschen
vor Ort beispielsweise beim Polderbau.

Ich will das nicht zum Zentrum machen, aber ich muss
das noch einmal erklären: Bei dem Polder in Altrip han-
delt es sich um ein Bauwerk, das Einlass und Auslass
an derselben Stelle hat. Wenn das Wasser hinein fließt,
bleibt es lange im Polder stehen, bis es wieder ablaufen
kann. Andere Polder sind anders gestaltet.

Der Auwald kann sich renaturieren oder sich wieder
bilden, wenn der Deich zurückverlegt ist. Deshalb ist die
Hördter Rheinaue als Retentionsraum durchaus diskutie-
renswert und mit 17 Quadratkilometern und einem Ein-
stauvolumen von 17 Millionen Kubikmetern nach meiner
Schätzung – vielleicht sind es mehr, oder vielleicht sind
es auch weniger – natürlich auch in die Diskussion ein-
zubeziehen.

Es geht aber nicht mehr – das muss in das Bewusstsein
eindringen – um die Diskussion, ob ein Landwirt eventu-
ell Äcker abgeben muss. Nein, für den Schutz, den wir
benötigen, müssen viele die Äcker aufgeben. Das ist
nun einmal so. Manche müssen auch ihr Camping-
grundstück aufgeben. Auch das ist so. Wenn zum Bei-
spiel bei Wörth eine Raffinerie schließt und nach Indien
verkauft wird, müsste man dort renaturieren und dort
Hochwassergebiete ausweisen und nicht neue Gewer-
begebiete ansiedeln.

(Kramer, CDU: Das sind
aber Arbeitsplätze!)

– Herr Kramer, ja, da gibt es die Problematik, dass wir
dann sofort wieder in die Diskussion hineinkommen,
dass es sich um Arbeitsplätze handelt. Natürlich wollen
wir auch Arbeitsplätze. Müssen wir die aber in den
Rheinauen ansiedeln oder haben wir vernüftige Instru-
mentarien in den Kommunen, die woanders auszuwei-
sen?

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Abg. Kramer, CDU)

Da entstehen dann 1.000 Arbeitsplätze. Wir können das
nicht demgegenüber abwägen, dass dann wieder ande-
re Katastrophen entstehen. Ich fordere die Sensibilität
vor Ort, dass dem Rhein wieder Platz zurückgegeben
wird, wenn solche Möglichkeiten bestehen. Das muss
die Politik der Landesregierung sein und das muss auch
die Politik des Parlaments in Einigkeit sein. Das ist mei-
ner Meinung nach für die Zukunft sehr wichtig.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben 1998 eine ähnliche Debatte geführt. Da ging
es allerdings um ein Winterhochwasser. Damals hat
Herr Staatssekretär Härtel – damals noch im Umweltm i-
nisterium – die Niederschlagsmengen genannt. Es wa-
ren keine 200 mm im Oktober, also in einem Monat. Er

merkte damals an: Das sind Mengen, die sonst nicht auf
uns zukommen.

An der Elbe oder an den Flüssen, die in die Elbe mün-
den, waren es nun 400 mm verteilt über mehrere Tage,
aber konzentriert an einem Tag über 300 mm. Wir mö-
gen davon profitieren, dass wir mit den Vogesen eine
andere Lage als im Erzgebirge haben, aber ein solches
Ereignis in Rheinland-Pfalz oder am Rhein muss uns
zum Umdenken zwingen. Der technische Hochwasser-
schutz würde nichts mehr nützen. Wir müssen all das,
was wir in Zukunft tun, auch darauf ausrichten, dass wir
so bauen, die Kommunen so erweitern und die Deiche
so ertüchtigen, dass solch verheerende Überschwem-
mungen bei uns nicht passieren können. Wir brauchen
also Platz für Rheinauen, wir müssen renaturieren, und
wir können das Hochwasser nicht mit technischen Bau-
werken steuern.

Insgesamt ist es wichtig – das sollte die Diskussion noch
einmal deutlich machen –, die Nachhaltigkeit in den
Vordergrund zu stellen. Das gilt nicht nur für die Arbeits-
plätze in den Rheinauen, sondern auch für die Energie-
politik. Wir müssen jetzt umsteuern. Es ist ohnehin
schon fast fünf nach zwölf. Wenn wir jetzt nicht umsteu-
ern, werden wir das nicht mehr lenken können, was auf
uns zukommt.

Die Rückversicherer sind inzwischen anscheinend die
Freunde der GRÜNEN. Sie haben nämlich ausgerech-
net, welche Schäden für das Bruttosozialprodukt entste-
hen, wenn wir so weiter machen. Die Rückversicherer
haben in einer Studie festgestellt, dass in 50 Jahren das
Schadensvolumen durch Wetterkatastrophen – wenn wir
den Weg nicht ändern – das Bruttosozialprodukt der
Welt übersteigt.

(Glocke des Präsidenten)

Das ist also ein Weg, den wir nicht mehr gehen können.
Wir wollen keine ideologische Debatte, sondern wir
wollen eine Vernunftdebatte führen.

Vielen Dank.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Grimm:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Licht das Wort.

Abg. Licht, CDU:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Ministe-
rin, ich setze bei Ihrem Appell an, den Sie an die Union
gerichtet haben. Es ist meiner Meinung nach auch ein
untauglicher Versuch und man wird der Debatte nicht
gerecht, wenn Sie gerade als Ministerin an dieses Pult
treten und Gemeinsamkeit in wichtigen Fragen einfor-
dern, aber wenn Sie dann selbst versuchen, Keile in die
Gemeinsamkeit hineinzutreiben.

(Beifall der CDU)
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Sie wissen genau – ich muss das in aller Deutlichkeit
sagen –, dass es vor Ort natürlich auch Christdemokra-
ten gibt, die anders denken. Das gilt aber vor allen Din-
gen auch – wir haben es gehört – für die FDP. Wir wis-
sen auch, dass es Sozialdemokraten gibt, die dort an-
ders denken.

(Kramer, CDU: SPD-Bürgermeister! –
Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Selbst GRÜNE!)

– Herr Kollege Braun, richtig, selbst GRÜNE. Wir wollen
einmal festhalten, dass es auch um Empfindlichkeiten
vor Ort geht, zum Beispiel um das Kehren vor der eige-
nen Haustür. Wir wollen das überhaupt nicht ausschlie-
ßen.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wir sprechen über Rheinland-
Pfalz und darüber, dass es beispielsweise über den
Einbezug der Hördter Rheinauen - das haben wir von
fast allen Seiten gehört - seit über sieben Jahren Einig-
keit im Parlament gibt. Sie haben aber bis heute diese
Frage nicht geprüft. Das stand bereits 1996 in Ihrem
Koalitionsvertrag. Sie geben keine Antwort darauf, ob
Sie dies tun oder nicht und in die Verhandlungen vor Ort
einfließen lassen. In diesem Zusammenhang erwähne
ich auch die Erhöhung der Deiche, die vor Ort gefordert
wird.

Es ist unseriös, wie Sie damit umgehen. Sie sagen vor
Ort, Geld spielt keine Rolle. So werden Sie in der Zei-
tung zitiert. Ist das so? Wissen das Ihr Finanzminister
und Ihr Kabinett?

(Beifall des Abg. Jullien, CDU)

Sie machen es sich ein bisschen zu einfach.

Wir unterstützen dort, wo es notwendig ist. Sie wissen,
dass wir das auch bei eventuellem Widerstand vor Ort
tun.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auf zwei
Punkte hinweisen. Natürlich ist es für uns unvorstellbar
gewesen, was im Osten und in Bayern an Niederschlag
gefallen ist. Ich verweise noch einmal auf die Historie.
1799 – diese Jahreszahl ist mir noch in Erinnerung –
hatten wir – so wurde aus dem Osten berichtet – noch
wesentlich höhere Niederschläge.

Meine Damen und Herren, ich möchte den Klimaschutz
nicht beiseite schieben. Wir werden darüber noch weiter
diskutieren. Es ist wichtig, dass man darüber spricht.

Lassen Sie mich noch einen Blick auf einen Punkt wer-
fen. Die SPD fordert eine Pflichtversicherung. Das ist
ganz aktuell. Man will vor Ort zeigen, dass man etwas
tut. Ich zitiere die Landesregierung, die in der Drucks a-
che 12/6738 ganz eindeutig erklärt hat: „Der Einführung
einer Elementarschadensversicherung in Form einer
Monopolversicherung steht das europäische Recht ent-
gegen. Aufgrund der 3. EG-Richtlinie Schadensversiche-
rung vom 18. Juni 1992 mussten zum 1. Juli 1994 alle
bestehenden Versicherungsmonopole aufgehoben wer-

den. Neue Versicherungsmonopole dürfen nicht ge-
schaffen werden.“ So viel, damit die SPD unterrichtet ist.

Da wir dies wissen und darüber breit diskutiert haben,
war unsere Forderung, dass man sich neue Gedanken
machen muss. Im Osten und in Bayern hat man die Idee
des Elementarschadensfonds kreiert, weil man keine
Leistungen über die Versicherungen vornehmen und
auch in Zukunft eine solche Pflichtversicherung nicht
umsetzen kann.

Lassen Sie uns über diesen Gedanken, den wir mehr-
fach eingeführt haben, nachdenken.

(Glocke des Präsidenten)

Ich lade alle Fraktionen dazu ein. Vorsorge beginnt
dann, wenn man weiß, wie man im Schadensfall mit den
Betroffenen umgeht. Schnelle bürokratische Hilfe darf
nicht zum Unwort werden.

(Beifall der CDU)

Präsident Grimm:

Es spricht Herr Abgeordneter Hohn.

Abg. Hohn, FDP:

Herr Präsident, wenn mein Ton dem Stil dieses hohen
Hauses abträglich war, bitte ich, dies zu entschuldigen.

Lassen Sie mich noch einmal auf das zurückkommen,
was der Kollege Braun gesagt hat. Das Niveau haben
Sie mit Ihrer Presseerklärung festgelegt. Sie haben einer
politisch anders denkenden Gruppierung Schizophrenie
unterstellt.

Was Sie mit dieser heutigen Aktion tun, ist Wahlkampf
pur. Wenn man vor dem Hintergrund einer solchen Na-
turkatastrophe, wie sie an der Elbe passiert ist, eine
Grundsatzdiskussion über CO2 anzettelt und alles in
einen Topf wirft, ist das für mich Wahlkampf pur.

Wie sinnvoll oder unsinnig eine solche Politik ist, sehen
Sie daran, dass Ihre Freunde in Berlin gleichzeitig einen
neuen Vertrag über die Kohlesubvention unterzeichnen.
Hier fehlt mir das Verständnis. Was Sie betreiben, ist
reine ideologische Politik, die nichts weiter zum Ziel hat,
als Wahlkampf zu betreiben.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich das Ganze
noch einmal festhalten. Einen hundertprozentigen
Hochwasserschutz werden wir nicht bekommen. Des-
halb ist auch der Weg, den Polderausbau in Rheinland-
Pfalz und insbesondere in den Rheinauen fortzuführen,
der richtige Weg. Der Weg, den Sie vorschlagen,
braucht die vierfache Fläche an Flächenmanagement.
Es handelt sich um einen Eingriff in das Privateigentum
der Menschen, wie zum Beispiel der Land- und Forst-
wirte vor Ort. Dieser Weg des Polderausbaus ist der
einzig sinnvolle Weg. Vom Flächenmanagement her
gesehen, gibt es dazu keine Alternativen.
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Meine Damen und Herren, ich erinnere an die Diskus-
sionen, die vor Ort in den betroffenen Gemeinden ge-
führt werden. Die Gemeinden müssen sich die Frage
ganz allein stellen. Sie müssen entscheiden, ob bei
einem entsprechend gesteuerten Polderbau alle 10 oder
20 Jahre durch die Überflutung der Grundwasserspiegel
ansteigt und sich im Keller drei Zentimeter oder vier
Zentimeter Grundwasser ansammeln oder – wie an der
Elbe – drei Meter oder vier Meter Wasser im Keller oder
sogar teilweise Wasser im zweiten Stockwerk befinden.

Herr Kollege Braun, lassen Sie doch diese Diskussion in
den Regionen führen. Sie haben den Bürgermeister von
Neuhofen angeführt. Der Kollege Creutzmann hat es
Ihnen schon gesagt. Es handelt sich um einen einstim-
migen Ratsbeschluss. Ich denke, auf diese Diskussion
sollten wir uns in diesem Hause nicht einlassen.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch einen
Punkt anführen. Gesteuerter Polderbau ist meines Er-
achtens nicht nur in den Rheinauen, sondern auch an
den Flussoberläufen sinnvoll. Als unmittelbar Betroffener
sage ich Ihnen, dass man Regenrückhaltemaßnahmen
wie Kaskadenbauweisen entsprechend wie Polder steu-
ern soll. Dann kann man schon in den Oberläufen viel
Wasser von der Mosel und vom Rhein fernhalten.

(Beifall des Abg. Kramer, CDU)

Spätestens bis Ende 2003 werden die neuen Wasser-
rahmenrichtlinien der EU Gesetzeskraft haben. Dann
wird die Versickerung von Oberflächenwasser vor Ort
möglich sein. Schon heute wird dies bei dem Erteilen
von Baugenehmigungen praktiziert. Ein richtiger Weg ist,
dass wir dort, wo es möglich ist, die Wässer auf der
Fläche zurückhalten.

Ich möchte noch einmal betonen: Einen hundertprozen-
tigen Hochwasserschutz wird es nicht geben. – Ich den-
ke, dass die Landesregierung auf dem richtigen Weg ist
und der ins Auge gefasste Polderbau bis zum Jahr 2003
konsequent fortgeführt wird. Ich glaube, es gibt zu dem
von der Landesregierung eingeschlagenen Weg keine
Alternativen.

(Beifall der FDP und der SPD)

Präsident Grimm:

Es spricht noch einmal Frau Staatsministerin Conrad.

Frau Conrad, Ministerin für Umwelt und Forsten:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte
zu den einzelnen Punkten noch einmal Stellung neh-
men.

Herr Braun, Sie haben gemeint, man bräuchte ein ande-
res Hochwasserschutzkonzept. Wir brauchen kein ande-
res Hochwasserschutzkonzept, sondern einen zügigen
und konsequenten Ausbau dieses Hochwasserschutz-
konzepts.

(Beifall der SPD)

Ich komme auf das zu sprechen, was Herr Dr. Enders
gesagt hat. Die Zusammenarbeit zwischen dem Kata-
strophenschutzpersonal und dem Technischen Hilfswerk
sowie der Bundeswehr braucht man nicht zu fordern.
Diese gehört zu den Vorbereitungen und zu den Übun-
gen im Katastrophenschutz.

Die Wasserwirtschaftsverwaltung hat Einsatzpläne mit
dem Wehrbereichskommando II in Mainz seit fünf Jah-
ren ausgearbeitet. Sie werden auch regelmäßig bespro-
chen und vor Ort zugestellt. Sie werden auch aktuali-
siert. Ich glaube, auch da sind wir eher auf der sicheren
Seite. Diese Abstimmung läuft kontinuierlich.

Noch einmal zu den Diskussionen, die es jetzt gegeben
hat. Herr Licht, zur Frage, wer vor Ort entschädigt wird
und wie wir mit den Bauern umgehen: Es ist so, dass
wir, wenn wir Polderflächen ausweisen, schon in den
Verhandlungen vor Ort auf Konsens und auf Dialog
setzen. Das setzt voraus, dass wir entweder Flächen
erwerben oder mit den Landwirten andere Nutzungskon-
zepte vereinbaren. Sie bekommen, wenn sie andere
Nutzungen vorsehen müssen, einen pauschalen Aus-
gleich ausgezahlt. Im Fall der Überflutung bekommen
sie einen möglichen Ernteausfall erstattet. Auch das
gehört zu den Bausteinen eines fairen Umgangs mit den
Nutzern vor Ort.

(Beifall bei SPD und FDP)

Sie haben vorhin einen Artikel hoch gehalten. Ich bin
nun einmal nicht für die Schlagzeilen verantwortlich. Ich
weiß aber, was ich gesagt habe.

(Kramer, CDU: Sie haben
es aber gesagt!)

Das war eine Veranstaltung in Jockgrim unter der Über-
schrift: „Leben am Strom.“ Das war eine beeindruckende
Vorstellung, im Übrigen auch der Gemeinde Neupotz,
wie sie sich ein hochwasserangepasstes Konzept und
Entwicklungskonzept für die – – –

(Zuruf des Abg. Kramer, CDU)

– Hören Sie mir doch bitte einmal zu. Meistens wird man
schlauer, wenn man zuhört.

Ich habe dort gesagt: Oft ist es in der Politik so, dass
manche guten Konzepte scheitern, weil kein Geld vor-
handen ist. Diesmal sei es eher so, dass wir Geld ha-
ben, auch dank ihrer Zurverfügungstellung im Haushalt,
um vor Ort solche Konzepte zu unterstützen. Ich habe
positiv darauf hingewirkt und motiviert, dass solche
Konzepte vorgelegt werden, weil wir sie tatsächlich auch
finanzieren können. In diesem Zusammenhang ist in
dem vorgetragenen Sinn meine Äußerung vor Ort zu
verstehen gewesen.

(Beifall bei SPD und FDP)

Herr Licht, zu der Frage: Pflichtversicherung jetzt? – Ich
halte die Forderung der SPD, über eine Pflichtversiche-
rung nachzudenken, grundsätzlich für richtig. Es ist auch
nicht dadurch widerlegt, dass sie auf eine alte EU-
Entscheidung Richtung Monopolstellung von Versiche-
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rungen verweisen, weil wir in einigen Bereichen, zum
Beispiel bei der Autoversicherung, eine Pflichtversiche-
rung vorgeschrieben haben und dennoch die Möglichkeit
haben, uns im Wettbewerb zu versichern. Sie haben nur
den Versicherungsnachweis pflichtgemäß vorzulegen.
Das ist ein Unterschied und darf nicht mit einem Mono-
polverbot an dieser Stelle verwechselt werden. Deswe-
gen widerspricht das nicht der Forderung, wie sie von
der SPD aufgestellt worden ist. Es gibt vielleicht ein
anderes Problem in diesem Zusammenhang, das wir
dann klären müssen.

Wir haben – das war im Übrigen auch diese Landesre-
gierung – zusammen mit den Versicherungen überhaupt
erst wieder Hochwasserschäden versicherbar gemacht.
Es gab viele Gespräche, unter anderem mit der Münch-
ner Rück. So ist ein Drei-Zonen-Modell entstanden. Im
Übrigen weigern sich die Versicherungsträger – ich weiß
nicht ob flächendeckend, und wenn, dann nur zu ganz
hohen Versicherungsbeiträgen –, in den Zonen bis 10-
jähriges Hochwasser überhaupt zu versichern. Zwischen
10- und 50-jährigem Hochwasser haben sie einen abge-
stuften, aber entsprechend hohen Versicherungsbeitrag
zu leisten. Wenn man von Normalwerten reden kann,
wird diese erst ab 50-jährigem Hochwasser angeboten.
Das ist das, was wir überhaupt in vielen Gesprächen mit
den Versicherungsunternehmen erreicht haben.

Zum Schluss noch eine Bemerkung zu den aktuellen
Polderdiskussionen. In Altrip ist es fast makaber, was
vor Ort diskutiert wird. Die Altriper können es auch von
mir hören. Wir würden ihnen das nicht zumuten. Altrip
profitiert von dem Polder Waldsee. Das ist eindeutig
bewiesen, weil Altrip im Rückstaugebiet des Neckarein-
flusses liegt. Wenn man den Neckareinstau teilweise
abhält, ist Altrip weniger gefährdet. Das ist eindeutig so.
Deswegen werde ich das auch persönlich vor Ort noch
einmal kommunizieren, um auch dort für mehr Ver-
ständnis zu werben, weil Altrip selbst etwas davon hat.

Zu dem Thema „Hördter Rheinauen“. Es war nicht not-
wendig, uns an dieser Stelle weiter zu drücken. Trotz-
dem bin ich dem Landrat dankbar. Ich habe gesagt, wir
werden im Bereich Leimersheim und Sondernheim – das
war auch ein Anliegen der Frau Abgeordneten Schlei-
cher-Rothmund – die Deiche bis zum Jahr 2003/2004
ertüchtigen.

(Zuruf des Abg. Kramer, CDU)

Die Vorarbeiten sind jetzt mittlerweile gelaufen. Es gibt
aber weder ein Junktim noch gibt es einen hochwasser-
technischen Zusammenhang, um das auch an dieser
Stelle deutlich zu machen.

Das Gebiet Hördter Rheinauen insgesamt, das wesent-
lich größer ist als das von Herrn Brechtel angesproche-
ne Naturschutzgebiet, wird von uns – dazu haben wir
einen klaren Auftrag des Landtags – überprüft. Aber ich
sage bewusst noch einmal, es ist eine ergebnisoffene
Überprüfung. Es wäre gut, wenn es in das Polderkon-
zept hineinpassen würde. Aber es gibt keine Vorent-
scheidung. Die Moderation läuft durch Dritte und nicht
nur durch unser Haus vor Ort. Wir werden sehen, wie
die Ergebnisse aussehen. Wir werden sie dann auch
dem Landtag vorstellen.

Abschließend bin ich zuversichtlich nach dieser Debatte.
Wenn wir es wirklich ernst nehmen, vielleicht unter dem
Eindruck der Katastrophen, die auch in Rheinland-Pfalz
bei extremen, ganz flächendeckenden Regenereignis-
sen nicht ausgeschlossen sind, die nicht nur die Hoch-
wässer an Rhein und Mosel, sondern auch Über-
schwemmungen in den Gemeinden gegebenenfalls von
hinten verursachen, dann kommen wir vielleicht zu einer
mehr nach vorn gerichteten Diskussion. Das würde uns
in die Lage versetzen, wirklich zügiger ein gutes Konzept
zum Hochwasserschutz mit den Menschen vor Ort um-
zusetzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und FDP)

Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache.

Wir treten jetzt in die Mittagspause ein. Wir setzen die
Beratungen um 14:30 Uhr fort.

U n t e r b r e c h u n g   d e r   S i t z u n g:   13:18 Uhr.

W i e d e r b e g i n n   d e r   S i t z u n g: 14:30 Uhr.

Vizepräsident Creutzmann:

Meine Damen und Herren! Wir fahren in der
29. Plenarsitzung des rheinland-pfälzischen Landtags
fort.

Wir kommen jetzt zu den Punkten 15 und 16 der Ta-
gesordnung:

Geordneten Ausbau der Windenergie
in Rheinland-Pfalz voranbringen

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 14/1135 –

Nutzung von Windenergieanlagen (WEA)
Antrag der Fraktionen der SPD und FDP

– Drucksache 14/1294 –

Die Fraktionen haben eine Redezeit von zehn Minuten je
Fraktion beantragt. Herr Dr. Braun, ich wollte nach Stär-
ke der Fraktionen vorgehen. Haben Sie etwas dagegen,
dass Frau Kollegin Mohr beginnt?

(Schweitzer, SPD: Nach der Qualität
fängt die Kollegin Mohr an!)

Das sind zwei Anträge.

(Zuruf von der CDU: Zeitliche
Reihenfolge!)

– Das kann ich jetzt nicht feststellen.
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Herr Kollege Dr. Braun, Herr Wirz, sind Sie damit ein-
verstanden, wenn Frau Kollegin Mohr von der SPD-
Fraktion – – –

(Wirz, CDU: Ich habe grundsätzlich
nichts  dagegen,  Herr  Präsident.
Aber ich bitte doch  festzustellen,
ob in der Geschäftsordnung nicht
steht, dass nach der Reihenfolge

der Eingänge der Anträge
vorzugehen ist!)

– Es mag sein, aber das können wir in der Schnelle der
Zeit nicht feststellen.

(Mertes, SPD: Wie wäre es mit einer
Unterbrechung der Sitzung?)

In der Geschäftsordnung steht nichts drin, sagt mir der
Kollege von der Verwaltung. Deswegen beginnen wir
jetzt mit Frau Kollegin Mohr.

Frau Mohr, Sie haben das Wort.

Abg. Frau Mohr, SPD:

Danke schön, Herr Präsident. Meine Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen. Die Diskussion um die
Windkraft im Land hat durch die Pressekonferenz der
CDU noch einmal richtigen Aufwind bekommen.

Bei dieser Pressekonferenz haben sich die Herren Licht
und Wirz weit aus dem Fenster gelehnt. Ich zitiere wört-
lich aus Ihrer Tischvorlage. Sie schreiben: „FDP und
SPD bleiben mit ihrer Linie weit hinter den Erfordernis-
sen zurück. Sie sind handlungsunfähig. Die einzige
politische Kraft, man höre und staune,

(Zuruf des Staatsministers Bauckhage)

die das Problem der Windkraftanlagen in den Griff be-
kommt, ist die CDU.“

(Beifall der CDU)

So weit, so gut.

Meine Damen und Herren, hören Sie zu, dieser Text
stand auf Seite 6 der Tischvorlage. Auf Seite 3 ist dann
zu lesen: „Kein Kraftwerk wird die Windenergie ersetzen
können.“

Meine Damen und Herren, lassen Sie sich diesen Satz
einmal auf der Zunge zergehen. „Kein Kraftwerk wird die
Windenergie ersetzen können.“

Also, ich weiß nicht, was Sie damit meinen.

(Lelle, CDU: PISA!  –
Stretz, SPD: Wahrscheinlich

umgekehrt!)

Herr Licht und Herr Wirz, sicher ist das ein inhaltlicher
Fauxpas, ein nicht gewollter Fauxpas. Aber ich meine,
nicht nur dieser Satz, sondern auch weite Teile Ihrer drei

Anträge, die noch im Ausschuss für Wirtschaft und Ver-
kehr hängen, haben vergleichbare inhaltliche Mängel.

(Beifall der SPD und der FDP)

Sie stilisieren darin Probleme hoch, die eigentlich kaum
welche sind und die über die Anwendung des geltenden
Rechts weitestgehend ausgeschaltet werden können.

Hinzu kommt noch, dass angesichts der Hochwasser-
schreckensmeldungen in der Bundesrepublik und des
katastrophalen Regens in weiten Teilen Mittel- und Süd-
europas die von Ihnen in Ihrer Tischvorlage angeführten
schwerwiegenden Nebenwirkungen der Windkraft, wie
Belastungen durch Geräusche, Landschaftsentstellung,
Schattenwurf und Eisabwurf, mehr als zynisch sind.

Man sieht ganz deutlich, Sie haben eigentlich nichts
verstanden. Es ist deutlich zu erkennen, dass in den
letzten Jahrzehnten die Wetterextreme stark zugenom-
men haben. Wurden in den 60er-Jahren 14 große Na-
turkatastrophen gezählt, waren es in den 80er-Jahren
schon 70.

Das ist ein deutliches Zeichen dafür, dass das Klimas ys-
tem durch die unkontrollierten C02-Emissionen zuse-
hends aus dem Lot gerät.

Bislang haben wir den Anteil der Treibhausgase in der
Atmosphäre bereits um 4 % erhöht. Da das Klimasystem
sich erst über einen Zeitraum von 40 Jahren an die
Veränderungen anpasst, ist eine weitere Erwärmung
heute nicht mehr zu verhindern.

Die bundesdeutsche Klimapolitik der letzten vier Jahre
war und ist bestimmt durch das couragierte Ziel, die
Treibhausemissionen bis 2005 um 25 % zu reduzieren.
Die SPD in Rheinland-Pfalz unterstützt diese Zielset-
zung mit aller Deutlichkeit.

(Beifall der SPD und vereinzelt bei
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dabei streben wir eine Verdoppelung des derzeitigen
Beitrags der regenerativen Energien am Nettostromver-
brauch von heute 7 % an, also eine Verdoppelung auf
ungefähr 15 %.

Der Ausbau der Stromerzeugung auf der Basis der er-
neuerbaren Energien wie Wasserkraft, Windkraft, Pho-
tovoltaik, Holz, Biogas und Geothermie bietet für unser
Bundesland große Chancen.

Mit einem konsequenten Ausbau können wir viele öko-
logische aber auch ökonomische Probleme lösen und
Ziele erreichen.

(Beifall der SPD und vereinzelt bei
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Solche Ziele wären unser Beitrag zum Klimaschutz – wir
sind dem Kyoto-Protokoll verpflichtet –, eine weitere
drastische Reduktion von Säuren und sonstigen Schad-
gasemissionen, die die Wälder versauern, die Reduktion
der Abhängigkeit von Energieimporten, die Erhöhung
der Wertschöpfung im eigenen Land, aber auch die
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Entwicklung von Technologiekompetenz, um nur einige
zu nennen.

Es ist klar, dem Ausbau der Windkraft kommt für uns
eine besondere Bedeutung zu; – –

(Beifall der SPD und vereinzelt bei
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Herr Wirz, hören Sie zu, schreiben Sie nichts auf.

(Heiterkeit bei der SPD)

– – denn von allen erneuerbaren Energien ist sie die
technisch ausgereifteste Technologie. Sie wird in einem
Gutachten der Sachverständigen für Umweltfragen bei
der Bundesregierung als die umweltfreundlichste Ener-
gieform eingestuft, noch besser als Solar- und Bioener-
gie.

In Rheinland-Pfalz wurden im Jahr 2000  105 Anlagen
mit einer Leistung von zusammen 122 Megawatt gebaut.
Dadurch hat sich die installierte Windkraftleistung um
48,5 % erhöht. Zurzeit stehen 517 Anlagen im Land mit
einer Nennleistung von 422,5 Megawatt.

Meine Damen und Herren der CDU-Opposition, Sie
müssen beim Anhören dieser Zahlen die reinsten Qua-
len durchlebt haben;

(Schmitt, CDU: Wir sind leidensfähig!)

denn um die Worte meines Kollegen Franzmann zu
gebrauchen, kämpfen Sie doch wie Don Quichotte und
Sancho Pansa gegen diese sich drehenden Dinger.

(Stretz, SPD: Aber wer ist
jetzt wer?)

Für alle Parteien im Landtag hat die Anhörung am
28. Februar ganz deutlich gezeigt, dass die rechtlichen
Instrumente grundsätzlich ausreichen.

Meine Damen und Herren der CDU, keine einzige in
Rheinland-Pfalz gebaute Windkraftanlage ist ohne Bau-
genehmigung gebaut worden, also kann von Wildwuchs
keine Rede sein.

(Beifall der SPD und vereinzelt bei
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei konsequenter Anwendung der zur Verfügung ste-
henden rechtlichen Instrumente kann jede Kommune
den Aufbau und Ausbau von Windkraftanlagen steuern,
so wie es in ihr städtebauliches Konzept passt.

Über die vorhandenen Vorgaben der Regional- und
Bauleitplanung kann grundsätzlich eine Regelung in
Bezug auf die infrage kommenden Standorte erfolgen.

Um Nutzungskonflikte zu minimieren

(Glocke des Präsidenten)

und einen Interessenausgleich vor Ort zu gewährleisten,
können die Kommunen durch entsprechende Auswei-

sung im Flächennutzungsplan und in den Bebauungs-
plänen verstärkt die planerische Steuerung von Wind-
energieanlagen vornehmen.

Zurzeit befinden sich die Raumordnungspläne in der
Fortschreibung. Alle Kommunen können ihre Interessen
in diesem Anhörungsverfahren noch einbringen.

Meine Damen und Herren, bei den Grundsätzen der
Raumordnung handelt es sich nur um allgemeine Aus-
sagen, die im Wege der Abwägung und unter Betrach-
tung der konkreten Situation überwunden werden kön-
nen.

(Unruhe im Hause)

Welche Relevanz die Windenergie für eine Verbands-
gemeinde entwickeln kann, – – –

(Glocke des Präsidenten)

Vizepräsident Creutzmann:

Ich darf Sie doch herzlich bitten, den Geräuschpegel
etwas abzusenken und Gespräche draußen zu führen,
wenn dies erforderlich ist. Vielen Dank.

Abg. Frau Mohr, SPD:

Danke.

Welche Relevanz die Windenergie für eine Verbands-
gemeinde entwickeln kann, möchte ich Ihnen am Bei-
spiel des Energieparks Morbach im Hunsrück verdeutli-
chen. Der Bürgermeister ist übrigens ein CDU-Mann, ein
kluger und zukunftsfähiger Mann, wie ich meine.

(Beifall bei der SPD)

14 Windräder mit zwei Megawatt Nennleistung werden
pro Jahr ca. 45 Millionen Kilowatt Windstrom produzie-
ren.

(Unruhe im Hause)

Der Jahresstromverbrauch der Verbandsgemeinde Mor-
bach liegt bei 47 Kilowatt. Mit 14 Windrädern werden
also 95 % des Jahresstromverbrauchs einer typischen
ländlichen Verbandsgemeinde in Rheinland-Pfalz abge-
deckt.

Meine Damen und Herren von der CDU, Sie schreiben
in Ihren Veröffentlichungen: „Windkraftanlagen sind in
der Bilanz mehr eine Belastung als ein Gewinn.“ Das ist
traurig, würde ich sagen.

(Zurufe von der CDU: Bravo! –
Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, meine Redezeit läuft ab. Ich
möchte nur noch auf den letzten Punkt unseres Antrags
eingehen, bei dem es um die Abrissverfügung, die Be-
grenzung der Baugenehmigungen und die Hinterlegung
einer Bürgschaft oder eines Wahlversicherungsab-
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schlusses geht. Unsere Anträge decken sich weitestge-
hend. Insofern kann ich nun auf eine Diskussion ver-
zichten. Mein Vorschlag lautet, die Anträge der SPD und
des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an den Ausschuss zu
überweisen, sie dort zusammen mit den drei Anträgen
der CDU zu beraten und anschließend an das Plenum
zurück zu überweisen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall der SPD und der FDP)

Vizepräsident Creutzmann:

Meine Damen und Herren, ich darf Gäste im rheinland-
pfälzischen Landtag sehr herzlich begrüßen. Ich begrü-
ße Mitglieder des gemischten Chors aus Daaden. Herz-
lich willkommen im Landtag Rheinland-Pfalz!

(Beifall im Hause)

Ich begrüße weiterhin sehr herzlich die Seniorinnen und
Senioren der Lebensabendbewegung Zweibrücken.
Herzlich willkommen im rheinland-pfälzischen Landtag!

(Beifall im Hause)

Das Wort hat Herr Kollege Wirz.

Abg. Wirz, CDU:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Frau Kollegin Mohr, ich bin sehr nachhaltig beein-
druckt von der Tatsache, dass Sie sich in Ihrem Rede-
beitrag mehr mit unseren Anträgen beschäftigt haben als
mit Ihrem eigenen. Das hat mich doch etwas beein-
druckt, meine Damen und Herren!

Ich möchte auch gar nicht verhehlen, dass die Tisch-
vorlage in dem einen Punkt einen Dreher enthielt. Das
passiert bei Ihnen auch schon einmal.

(Zuruf der Abg. Frau Mohr, CDU)

Aber verehrte Frau Kollegin Mohr, wenn Sie die gesamte
Tischvorlage so intensiv gelesen hätten, wie Sie sich
einzelne Passagen herausgezogen haben, dann hätten
Sie feststellen müssen, dass unser Anliegen insgesamt
schlüssig ist. Ich komme damit zu Ihrem Antrag und
beziehe mich vorweg auf einen Satz: Wenn Sie sagen,
dass die rechtlichen Instrumente grundsätzlich ausrei-
chen, verstehe ich natürlich überhaupt nicht, weshalb
dieser Antrag der Koalition beraten wird; denn wenn es
so wäre, wie Sie es dargestellt haben, wäre dies ent-
behrlich, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben es heute mit zwei Anträgen zu tun, und zwar
mit einem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der in seiner Analyse der Ist-Situation teilweise
zwar Richtiges feststellt, aber in seiner Zielrichtung un-
serer politischen Überzeugung nicht entspricht, verehrter
Herr Kollege Dr. Braun. Weiterhin gibt es den Alternativ-

antrag der Koalition zum Antrag des BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und zum Antrag der CDU, der bereits im Juni
beraten wurde. Dieser Antrag trifft in seiner Wirkung
aber nicht die Kernprobleme, sondern er laboriert nur an
sekundären Auswirkungen, nämlich der administrativen
Behandlung von Baugenehmigungen und einer Sicher-
stellung der Entfernung der Anlagen nach Ablauf einer
befristeten Baugenehm igung.

Wir stimmen dem im Übrigen zu.

(Frau Mohr, CDU: Ah! –
Beifall bei der SPD)

– Ja, wieso nicht? Das können Sie nachlesen. Dies
entspricht im Wortlaut genau dem Text unseres Antrags
vom 24. Juni dieses Jahres. Ich bin immer froh, wenn
Sie bereit sind, etwas dazuzulernen. In diesem Punkt
haben Sie es getan.

Ihr Antrag gibt in seinem Vorspann eine richtige Ziel-
richtung wieder, nämlich den Anteil an erneuerbaren
Energieformen zu erhöhen und die CO2-Emissionen
deutlich abzusenken. So weit, so gut. Damit sind wir
auch einverstanden. –  Dass aber ausgerechnet die
Windenergienutzung dies bewirken soll, das ist schon
abenteuerlich, meine Damen und Herren.

(Stretz, SPD: Das steht gar nicht drin!)

Wenn wir mit den bisher installierten Anlagen gerade
einmal 1,5 % des Primärenergiebedarfs im Land decken
können, dann frage ich mich, wie es dann erst aussehen
soll, wenn ein Vielfaches dieses Wertes mit der Wind-
energie erreicht werden soll.

(Beifall der CDU)

Die derzeit geltenden rechtlichen Regelungen wirken im
Übrigen wie eine Gelddruckmaschine für die Investoren
auf Kosten der Allgemeinheit.

(Zurufe von der SPD: Keine
Neiddiskussion!)

– Nein, nein! Wir sind mit Ihnen politisch weder verwandt
noch verschwägert. Die Neiddiskussion ist uns nicht
eigen.

(Schwarz, SPD: Doch, doch, doch!)

Darin sind Sie viel besser.

(Schwarz, SPD: Das ist eine
pure Neiddiskussion!)

Meine Damen und Herren, selbst wenn Sie die ganze
Republik voller Windräder stellen,

(Schwarz, SPD: Das wollen wir
doch gar nicht!)

können Sie derzeit ohne die Möglichkeit der Energie-
speicherung und damit einer ständigen Verfügbarkeit der
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Windkraft kein einziges Primärenergiekraftwerk erset-
zen. Nehmen Sie das doch bitte einmal zur Kenntnis.

(Licht, CDU: Das ist der Punkt!)

Es geht also munter weiter mit der Verbrennung fossiler
Brennstoffe.

Was Sie allerdings mit dieser Grundhaltung erreichen,
ist, dass von vielen unserer noch weitgehend unzer-
störten Landschaften demnächst nichts mehr übrig sein
wird.

(Schwarz, SPD: Du musst doch verrückt
sein! Du bist doch Techniker! Du solltest

etwas davon verstehen! –
Weitere Zurufe von der SPD)

Meine Damen und Herren, was ist übrigens von den mit
starken Worten gefassten Parteitagsbeschlüssen der
FDP übrig geblieben, die sich in der Tendenz ganz ge-
nau wie wir gegen den Wildwuchs bei der Windenergie
wenden?

(Licht, CDU: Das ist eine
spannende Frage!)

Die FDP hat auf ihrem Parteitag unter anderem be-
schlossen, sich auf Bundes- und Landesebene dafür
einzusetzen, die diesbezügliche gesetzliche Festlegung
der Einspeisevergütung gemäß den entsprechenden
Paragraphen zügig auf Wettbewerbsniveau abzusen-
ken. – Bravo! Genau dasselbe wollen wir auch. Auch
das haben wir in unserem Antrag deutlich gemacht,
meine Damen und Herren.

(Beifall der CDU)

Im Parteitagsbeschluss der FDP vom 20. April dieses
Jahres steht unter anderem: „Die Privilegierung für
Windkraftanlagen gemäß § 35 Baugesetzbuch ist aufzu-
heben.“ – Bravo! Auch das wollen wir, meine Damen
und Herren. Auch das steht in unserem Antrag vom 24.
Juni.

(Beifall der CDU)

Ich muss an die Kollegen von der FDP die kritische
Frage stellen: War dies nur ein erneutes Beispiel für
unglaubwürdiges politisches Verhalten, oder ist dieser
Antrag in der Tat nur der Minimalkonsens, der in dieser
Koalition geblieben ist?

Sie sollten langsam wirklich einmal zur Kenntnis neh-
men, dass es mittlerweile auch den Umweltverbänden
dämmert, welcher ökologische Preis für diese Politik
bezahlt werden muss. Dieser Preis ist uns zu hoch,
meine Damen und Herren.

(Licht, CDU: Richtig! –
Beifall der CDU)

Vizepräsident Creutzmann:

Das Wort hat nun Herr Kollege Reinhold Hohn.

Abg. Hohn, FDP:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Sie gestatten
mir, dass ich auch im Namen des Kollegen Presl noch
einmal die Lebensabendbewegung aus Zweibrücken
ganz herzlich begrüße. Ich freue mich, dass Sie hier im
Landtag anwesend sein können.

(Dr. Weiland, CDU: Das geht nicht!
Seit wann sind Sie der Präsident? –

Jullien, CDU: Führen wir
das neu ein?)

Ebenso begrüße ich die Gäste aus Daaden.

(Dr. Weiland, CDU: Ich möchte sie für
unsere Fraktion auch begrüßen! –
Jullien, CDU: Herr Creutzmann,

dass ist nicht zulässig!)

Es ist nicht das erste Mal, dass sich unsere Fraktion für
die Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien ein-
setzt. Insbesondere die Technik der Brennstoffzelle
sowie die Energiepotenziale im Bereich der Biomasse,
der Wasserkraft, der Geothermie, aber auch der Wind-
kraft sollten verstärkt genutzt werden.

Dabei muss es das Ziel sein, die Wettbewerbsfähigkeit
erneuerbarer Energien möglichst schnell zu erreichen.
Gerade bei der Nutzung der Windenergie hat die FDP-
Fraktion erhebliche Bedenken, ob das Erneuerbare-
Energien-Gesetz des Bundes mittel- und langfristig der
Windkraft wirklich nutzt.

(Beifall des Abg. Wirz, CDU)

Durch die völlig überhöhte Einspeisevergütung werden
nämlich auch wirtschaftlich ungeeignete Standorte für
Windkraftanlagen ausgewählt, die sich nur kurzfristig
unter den derzeitigen Förderbedingungen rechnen.

Meine Damen und Herren, daraus resultiert die Gefahr,
dass bald zahlreiche Windkraftruinen in der Landschaft
stehen werden, ohne Strom zu produzieren.

(Dr. Gölter, CDU: Sehr richtig!)

Letztendlich wird sich das aber äußerst negativ auf die
Akzeptanz der Bevölkerung gegenüber der Windkraft
auswirken.

(Dr. Gölter, CDU: Auch das ist wahr!)

Meine Damen und Herren, vor diesem Hintergrund bietet
auch die vom Bundesumweltminister gefeierte Weltmeis-
terschaft Deutschlands bei der Nutzung von Windener-
gie mehr Anlass zu Nachdenklichkeit als Grund zur
Freude.

Ende 2001 betrug in Deutschland die installierte Lei-
stung pro Kopf der Bevölkerung 106 Watt, zum Ver-
gleich dazu, in den USA sind es 15 Watt, Spanien 85
Watt, Italien 12 Watt und Frankreich 2 Watt.

Vater dieser Meisterschaft ist allein die Einspeisevergü-
tung nach EEG. Sie führt neben den erwähnten unwirt-
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schaftlichen Standortentscheidungen mittelfristig auch
zu Problemen bei den Herstellern und zu überhöhten
Strompreisen bei den Tarifkunden.

(Beifall der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU)

Meine Damen und Herren, es darf auch nicht vergessen
werden, dass mit zunehmender Zahl von Windenergie-
anlagen gleichzeitig neue Gasturbinenkraftwerke er-
richtet werden müssen. Die Windanlagen liefern nämlich
keinen Strom, wenn Flaute herrscht oder wenn sie beim
Sturm abgeschaltet werden müssen.

(Beifall bei der CDU)

Der Strompegel muss aber vergleichbar einem Wasser-
standspegel konstant bei 50 Herz gehalten werden. Für
den nicht gelieferten Strom müssen dann die aus-
schließlich wegen der Windenergie neu zu bauenden
Gasturbinen einspringen. Meine Damen und Herren,
deren Bau erfordert nicht nur enorme finanzielle Investi-
tionen und verteuert damit den Strom für die Bürger und
Unternehmen noch weiter, sondern deren Bau ver-
schlechtert auch die CO2-Bilanz.

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz ist Bundesrecht. Das
Land kann aber verhindern, dass in Zukunft Windkraft-
ruinen die Landschaft verschandeln werden.

Diesem Ziel dient der gemeinsam mit der SPD-Fraktion
eingebrachte Antrag, in dem die Landesregierung auf-
gefordert wird, die Landesbauordnung zu ändern, um
künftig die Genehmigung für Windenergieanlagen zeit-
lich befristen zu können. Nach Auffassung unserer Frak-
tion muss sichergestellt werden, dass nach Erlöschen
der Baugenehmigung Abrissverfügungen erlassen wer-
den, für die Erfüllung der Abrissverpflichtung Gebühren
erhoben werden und die Baugenehmigung für die Er-
richtung von Windenergieanlagen befristet erteilt werden
kann.

(Beifall bei der FDP)

Das bedeutet, die Befristung soll sich auf die Betriebs-
dauer beziehen.

Meine Damen und Herren, die FDP-Fraktion will aber
nicht nur Bauruinen verhindern. Sie will einen ungeord-
neten Wildwuchs und eine „Verspargelung“ der Land-
schaft bei der Errichtung von Windenergieanlagen aus-
schließen.

(Beifall und Zurufe von der CDU:
Bravo! –

Schmitt, CDU: Gute Rede! –
Dr. Gölter, CDU: Die Rede wird

immer besser!)

Windenergie muss sich an den örtlichen Gegebenheiten,
den wirtschaftlichen Grundlagen und an dem Willen der
Bevölkerung orientieren. Sie muss in das Landschafts-
bild passen und darf nicht gegen den Widerstand der
Bevölkerung durchgesetzt werden.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb sind die Kommunen nachträglich aufzufordern,
von ihrer Planungshoheit und den sich daraus ergeben-
den Steuerungsmöglichkeiten umfassend Gebrauch zu
machen.

Meine Damen und Herren, genau dort liegt der Knack-
punkt. Das ist der Punkt, an dem die Diskussion in den
letzten Monaten dazu geführt hat, dass die Kommunen,
die in diesem Bereich Defizite hatten, im Grunde nach-
gebessert haben. Das wissen Sie doch von der CDU-
Fraktion genau. Tun Sie doch nicht so, als würden wir
heute das erste Mal über diese Dinge reden. Der Antrag
von Ihrer Seite ist doch im Grunde genommen vollkom-
men illusorisch.

Die Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts Ko-
blenz zeigt nachdrücklich, dass die Kommunen nicht
jede Verschandelung der Landschaft hinnehmen müs-
sen. Auch hier gibt es mittlerweile Rechtssicherheit.

(Beifall bei der CDU)

Trotz bundesrechtlicher Privilegierung müssen die
Kommunen nicht überall im sogenannten Außenbereich
Windkraftanlagen zulassen. Insofern ist auch die Dis-
kussion über Privilegierung absurd, Herr Kollege
Schmitt. Wenn sie es wollen, haben die Kommunen
Handlungsspielraum.

(Schwarz, SPD: So ist es! Da
setzt der Neidkomplex ein!)

– Ihr seid der Zeit immer ein bisschen hinterher. Aber
das bekommen wir noch hin.

(Jullien, CDU: Darüber lässt
sich reden!)

Die Bevorzugung der Windenergie endet dort, wo öffent-
lichen Belangen ein größeres Gewicht einzuräumen ist
als den Vorteilen der Windkraftnutzung. Zu solchen
öffentlichen Belangen gehören neben dem Landschafts-
bild zum Beispiel auch der Lärmschutz, der Tourismus
und der Schutz der Natur.

Meine Damen und Herren, darüber hinaus können die
Kommunen in ihren Flächennutzungsplänen Flächen für
Windenergieanlagen darstellen und somit andere
Standorte im Gemeindegebiet ausschließen. Auch in
diesem Fall greift die Privilegierung dann nicht.

Ferner können die Kommunen dank ihrer Beteiligung an
der Aufstellung der regionalen Raumordnungspläne
durch ihr Abstimmungsverhalten darauf hinwirken, dass
bestimmte Flächen für die Nutzung durch Windenergie
ausgeschlossen werden. Auch das ist im Moment schon
möglich, Herr Kollege.

Eine interessante Idee ist eine gemeindeübergreifende
Koordination der Ansiedlung von Windenergieanlagen
mittels eines gemeinsamen Flächennutzungsplans.

(Schmitt, CDU: Kann man machen!)

Per saldo betehen also hinreichend Einwirkungs- und
Regulierungsmöglichkeiten für die Errichtung von Wind-
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energieanlagen, die bei den Kommunen liegen und von
den Kommunen genutzt werden sollten, ich sage sogar,
genutzt werden müssten. Ich halte es für eine Rhetorik,
wenn die CDU-Fraktion meint, mit der Abschaffung der
baurechtlichen Privilegierung im Baugesetzbuch allein
sei eine „Verspargelung“ der Landschaft zu verhindern.
Diese Intention ist ein wirkungsloses Instrument. Wie es
anders geht, habe ich versucht, Ihnen darzulegen.

Ebenso unverständlich ist der von den GRÜNEN favori-
sierte hemmungslose Ausbau der Windenergie. Es liegt
inzwischen auf der Hand, dass man dann eine falsche
Standortpolitik betreibt und das Ziel untergräbt, regene-
rative Energien möglichst bald wettbewerbsfähig zu
machen, wenn man an den hohen Subventionen für die
Windkraft festhalten möchte. Lassen Sie mich in dem
Zusammenhang noch einflechten, wir sind froh über
jeden Arbeitsplatz. Wir sind auch über die Arbeitsplätze
froh, die mit der Windenergietechnik geschaffen wurden.
Man sollte auch nicht verhehlen, dass zurzeit jeder Ar-
beitsplatz in der Windenergie mit 150.000 DM bzw.
75.000 Euro subventioniert wird.

(Schmitt, CDU: Hört! Hört!)

Meine Damen und Herren, was für die Steuerung der
Errichtung von  Windenergieanlagen gilt, das muss in
gleicher Weise für die Steuerung des Abrisses von nicht
mehr betriebenen Anlagen gelten. Jeder, der sich gegen
die von SPD und FDP beantragte Abrissverpflichtung
wendet, wendet sich damit gegen den Schutz der Land-
schaft.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei FDP und CDU –
Wirz, CDU: Wer tut das denn? –

Jullien, CDU: Beifall von der CDU!)

Vizepräsident Creutzmann:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Braun das Wort.

(Jullien, CDU: Herr Hohn, wir machen
einmal einen gemeinsamen

Arbeitskreis!)

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das war eine
historische Stunde in diesem Parlament.

(Jullien, CDU: Das haben Sie gut
erkannt, Herr Dr. Braun!)

Es ist zumindest meiner Erfahrung nach noch nicht
vorgekommen, dass Regierungsfraktionen so gegen-
sätzlich aufeinander einhauen, wie das eben passiert ist.

(Frau Mohr, SPD: Was?)

Ich weiß nicht, wie Sie sich einigen werden. Herr Hohn,
das, was Sie vorgetragen haben, war das CDU-
Programm.

(Jullien, CDU: Exakt!)

In Ihrem Antrag haben Sie etwas anderes stehen. In
Ihrem Antrag haben Sie das Bekenntnis zum Ausbau
der Windenergie stehen. Diese Koalition und dieser
Landtag setzen sich mehrheitlich für den Ausbau der
Windenergie und für den Ausbau der erneuerbaren
Energien mit einer Verdoppelung bis zum Jahr 2010 ein.
So war es zumindest bisher.

Vielleicht haben Sie das im letzten Jahr, als wir das
beschlossen haben, nicht mitbekommen. Das sind die
Grundlagen, auf denen wir argumentieren und agieren.

(Jullien, CDU: Die FDP ist
einsichtiger geworden!)

Was Sie nun zum Besten gegeben haben, hat damit
wirklich nichts zu tun. Soweit muss das einmal festge-
stellt werden.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Man kann hier nicht die Parteitagsreden halten und
hinterher anders abstimmen. Der Spagat, den Sie die
ganze Zeit versuchen, kann auf Dauer nicht gelingen.

(Zuruf des Abg. Bischel, CDU)

Sie reden gegen „Verspargelung“ der Landschaft und
haben aber von Ihrem Wirtschaftsminister, dem stellver-
tretenden Ministerpräsidenten, das Gutachten in Auftrag
geben lassen.

(Dr. Gölter, CDU: Sehr gut!)

Das geht zu Recht davon aus, dass in Rheinland-Pfalz
noch 1.000 neue Windkrafträder dazugebaut werden
können, wenn man die Windkraft fördert.

(Licht, CDU: Der Herr Kollege möchte
eine Zwischenfrage stellen!)

Diese können in den Gebieten der Privilegierung gebaut
werden.

Vizepräsident Creutzmann:

Herr Kollege Dr. Braun, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Hohn?

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Ja gern, aber kurz und verständlich.

(Heiterkeit bei der CDU –
Dr. Schmitz, FDP: Für Sie

verständlich!)

– Für die Mehrheit verständlich, nicht nur für die FDP.

Abg. Hohn, FDP:

Herr Kollege Dr. Braun, Sie dürften wissen, dass ich
keine Probleme habe, meine Zwischenfrage kurz und
verständlich zu stellen.
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Ich habe das Gefühl, dass Sie meinem Vortrag nicht
zugehört haben. Ich habe eingangs klar und dezidiert
gesagt, dass wir uns für Windenergie, für erneuerbare
Energien einsetzen. Ich habe auch ganz klar gesagt,
dass das auf ein marktgerechtes Niveau bezüglich der
Einspeisevergütung zurückgeführt werden muss; denn
nur – – –

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Hohn, welche Frage stellen Sie? Nein, wir machen
hier kein – – –

(Hohn, FDP: Sie betreiben – – –)

– Herr Hohn, natürlich, Sie haben in der Konsequenz
immer das Gegenteil gefordert.

(Hohn, FDP: Sie haben nicht
zugehört!)

– Ich habe sehr wohl zugehört. Die CDU hat auch zuge-
hört und dauernd Beifall geklatscht, weil Sie das Pro-
gramm der CDU vorgetragen haben. Herr Hohn, lassen
wir das. Das ist Ihr internes Problem in der Koalition.

Für mich ist die Frage, wie wir in Rheinland-Pfalz erneu-
erbare Energien weiter fördern können. Erneuerbare
Energien müssen in Rheinland-Pfalz weiter gefördert
werden. Wir haben heute Morgen über das Hochwasser
gesprochen. Wir wissen, dass im Moment in Johannes-
burg der Weltgipfel tagt. Wir müssen weltweit klare
Richtlinien erlassen, dass erneuerbare Energien geför-
dert werden. Wir haben beschlossen, die erneuerbaren
Energien bis 2010  zu verdoppeln. Im Moment sind es
etwa 6 % bis 7 %, und es muss auf 12 %, 14 % oder
15 % gebracht werden. 15 % habe ich von der SPD zum
ersten Mal gehört. Das ist ein ehrgeiziges Ziel. Das
unterstützen wir voll und ganz. Wenn wir das tun wollen,
können wir das nicht allein mit Solarenergie, Wasserkraft
und Biomasse tun, sondern wir müssen in Rheinland-
Pfalz auch Windkraft fördern.

(Zuruf des Abg. Lelle, CDU)

Es gibt 511 Windkrafträder in Rheinland-Pfalz. Sie tra-
gen im Moment schon mit fast der Hälfte der erneuerba-
ren Energien zur Einspeisung bei. Das heißt, das an-
wachsende Potenzial ist im Moment hauptsächlich
Windenergie. Windenergie ist sinnvoll, weil sie sehr
effektiv ist, weil sie im Vergleich zur Solarenergie ko-
stengünstig ist. Das gilt auch für den Vergleich mit man-
cher Biomasse. Sie ist leicht ausbaufähig.

Herr Hohn, wenn Sie und die CDU fordern, die Wind-
kraftförderung zurückzuschrauben, ist das unverantwort-
lich, wenn man das vor dem Hintergrund der Klimakata-
strophe sieht. Wir haben im Moment keine anderen
Möglichkeiten. Sie von der CDU könnten auch sagen,
klar, wir wollen Atomkraftwerke, nachdem wir das in
Rheinland-Pfalz in Mühlheim-Kärlich endlich losgewor-
den sind. Wir wollen weitere Atomkraftwerke bauen. Das
sind die Alternativen.

Die eine Alternative heißt Energieeinsparung plus er-
neuerbare Energien, und die andere Alternative heißt
Atomkraftwerk, wenn man CO2-frei neuen Strom gewin-
nen will.

(Wirz, CDU: Oder Wasserstoff!)

Das sind die einzigen Möglichkeiten. Einen dritten Weg
gibt es nicht.

(Bischel, CDU: Was sind Sie
bereit dazuzuzahlen? –

Wirz, CDU: Doch, Wasserstoff!)

Deswegen ist es wichtig, dass wir klar zur Förderung der
Windkraft stehen.

Wir haben in Rheinland-Pfalz Gesetze, die vorschreiben,
dass die Kommunen planen können und dürfen, wo
Windkrafträder bevorzugt auszuweisen sind. Das wurde
schon erklärt. Das können die Kommunen tun. Das
müssen sie tun. Wenn sie es nicht tun, kann es passie-
ren, dass ein Windkraftwerk an einem falschen Standort
steht. Das ist in Rheinland-Pfalz in ganz wenigen Fällen
passiert. Die Landesregierung muss dafür sorgen, dass
die Kommunen in ihrer kommunalen Hoheit entspre-
chend planen können und diese Pläne ausweisen.

Diese Instrumente sind vorhanden. Wir brauchen keinen
Antrag, der das Baurecht ändert. Wir brauchen keinen
Antrag der CDU, die das Erneuerbare-Energien-Gesetz
abschaffen will.

(Zuruf des Abg. Licht, CDU)

– Natürlich brauchen wir den nicht. Den hatten Sie ge-
stellt.

Wir brauchen auch keinen Antrag von SPD und FDP, die
vorschreiben wollen, dass Windkrafträder wieder abge-
baut werden. Es ist absolut üblich und Standard, dass es
im Moment Bankbürgschaften gibt, dass solche Wind-
krafträder, die aufgebaut werden, wieder abgebaut wer-
den.

Sie haben ein theoretisches Problem. Windkrafträder
sind Gewerbebetriebe. Wenn Sie fordern, dass Gewer-
bebetriebe nur auf Zeit zugelassen werden, dann müs-
sen wir das allgemein für alle Betriebe fordern. Ich glau-
be, SPD, FDP und CDU sind nicht der Meinung, dass
man Gewerbe zeitlich begrenzt zulässt. Aus diesem
Grund braucht man die Landesbauordnung nicht zu
ändern. Man kann sie gar nicht ändern, weil es unzuläs-
sig ist, verschiedene Betriebe verschieden lang zuzulas-
sen. Es ist ohnehin festgelegt, dass nach Stilllegung
eines Betriebs dieser Betrieb wieder abgerissen werden
muss. Dabei ist es egal, ob es ein Windkraftwerk oder
eine Chemieanlage ist. Sie betreiben einen Kampf ge-
gen Windmühlen, absolut nur Don Quichotte und San-
cho Pansa. Wenn Sie sich klar zur Windkraft bekennen,
brauchen Sie diesen Antrag und diese Einschränkung
nicht.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Ich komme zur vor Ort oftmals stattfindenden Diskussi-
on, ob Landschaftsschutz Vorrang hat. Es gehört für uns
zur Verantwortung der Kommunen und der Windkraftbe-
treiber, vor Erstellung einer Windkraftanlage in den Dia-
log mit den Bürgerinnen und Bürgern zu gehen. Um die
Akzeptanz der Windkraft zu erhalten, braucht man die-
sen Dialog. Von vornherein ist es ohnehin verboten, in
Naturschutzgebieten oder in FFH-Gebieten oder in Vo-
gelschutzgebieten Windkraftanlagen aufzustellen. Das
ist ein Kampf gegen Windmühlen, den Sie führen. Diese
Sachen sind alle geregelt.

Wir hatten im Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr eine
Anhörung mit Fachleuten und Spezialisten, die die Anla-
gen genehmigen. Diese Fachleute haben durch die
Bank weg gesagt, das gesetzliche Regelwerk in Rhein-
land-Pfalz reicht aus, um die Windkraft in Rheinland-
Pfalz zu steuern.

Anstatt die riesigen Potenziale, die bei erneuerbaren
Energien im Arbeitsmarkt liegen, vonseiten der CDU und
FDP positiv aufzugreifen und weiterzutragen, kämpfen
Sie einen Kampf gegen die ländlichen Räume. In der
Windkraft und in den erneuerbaren Energien stecken
Zukunftsarbeitsplätze, stecken Investitionen in Milliar-
denhöhe,  stecken  Arbeitsplätze   in  der   Fertigung,
stecken Arbeitsplätze in der Wartung und steckt Wert-
schöpfung im ländlichen Raum. Die Wertschöpfung, die
die erneuerbaren Energien in die ländlichen Räume
bringt, erreichen Sie nicht durch andere Maßnahmen.

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU)

Ich mache zur CDU abschließend zwei Bemerkungen.
Herr Wulff, stellvertretender CDU-Vorsitzender und
CDU-Fraktionsvorsitzender in Niedersachsen, hat sich
eindeutig zum Erneuerbare-Energien-Gesetz bekannt
und zum Ausbau der Windkraft.

(Glocke des Präsidenten)

Ihr Spitzenkandidat, Herr Stoiber, hat am Freitag noch
einmal festgestellt, dass die erneuerbaren Energien im
Erneuerbare-Energien-Gesetz weiter gefördert werden
sollen. Ich nehme an, das nehmen Sie zur Kenntnis. Sie
werden mit uns gemeinsam vielleicht nach den Wahlen,
wenn Sie nicht mehr auf Stimmenfang sind, vernünftige
Politik mit den erneuerbaren Energien machen.

Vielen Dank.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Creutzmann:

Wir haben jetzt zwei Kurzinterventionen, und zwar zu-
nächst Herr Kollege Kuhn und dann Herr Kollege Wirz.

Abg. Kuhn, FDP:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wie das
manchmal so üblich ist, werden Dinge, die gesagt wer-

den, nicht gehört und andere verdreht. Aus diesem
Grund möchte ich einige Klarstellungen vornehmen.

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Da sind Sie aber Meister!)

Dieser Antrag ist ein gemeinsamer Antrag von SPD und
FDP. Wenn Sie ihn lesen, werden auch hier die grund-
sätzlichen Positionen im Hinblick auf erneuerbare Ener-
gien beschrieben. Das ist hundertprozentig klar. Das ist
vom Kollegen Hohn auch so gesagt worden.

(Beifall des Abg. Dr. Schmitz, FDP)

Wenn dann jetzt auf einmal hier der Touch hereinkommt
– das kennen wir von gestern, und es ist immer dassel-
be –, das sei nicht in Ordnung, dass sich die FDP-
Fraktion gegen ein Konzept zur Nutzung erneuerbarer
Energieträger wendet, dann ist das in der Tat Unfug. Wir
stehen ganz selbstverständlich zu diesem Antrag.

(Zurufe von der CDU)

– Nein, lassen Sie mich einmal bitte. In diesem Antrag
wird ganz deutlich gemacht, dass es äußerst sinnvoll ist,
den Rechtsrahmen zu ergänzen und anzupassen.

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Ich denke, das ist eine Kurzintervention!)

Das ist eine sinnvolle, seriöse, auf die Landessituation
bezogene Maßnahme, die von SPD und FDP getragen
wird.

(Beifall der FDP)

Es ist ein gemeinsamer Antrag, der diese Position be-
schreibt, und es sind landespolitisch gesehen sehr sinn-
volle Maßnahmen.

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Eine Kurzinterpretation von Herrn Kuhn
vielleicht, aber keine Kurzintervention!)

– Herr Dr. Braun, wenn ich das noch einmal deutlich
machen kann, es hat – – – 

(Jullien, CDU: Herr Präsident,
greifen Sie doch einmal ein!)

Herr Hohn hat in keiner Weise – – –

Vizepräsident Creutzmann:

Herr Kollege Kuhn, nach der Geschäftsordnung müssen
Sie immer wieder gegen den Kollegen Dr. Braun argu-
mentieren, ansonsten müsste ich Ihnen das Wort ent-
ziehen.

Abg. Kuhn, FDP:

Ich habe ihn gerade wieder im Visier gehabt.
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Vizepräsident Creutzmann:

Kurzintervention heißt natürlich, Sie müssen zu dem
Redner, der vorher gesprochen hat, einen Bezug her-
stellen.

Abg. Kuhn, FDP:

Selbstverständlich. Das ist für mich kein Problem, ganz
im Gegenteil. Er ist das Ziel meiner Äußerungen. Natür-
lich. Seine Äußerungen vermitteln einen falschen Ein-
druck.

Es ist auch richtig, dass die FDP-Fraktion für den Aus-
bau der Windenergie eintritt. Wenn von Herrn Kollegen
Hohn, lieber Herr Braun,

(Heiterkeit im Hause)

hier Skepsis geäußert wird, ob die Höhe der Subvention
letztendlich der Zukunft der Windenergie zuträglich ist,
dann lassen Sie sich doch einmal gesagt sein, auch das
ist eine Position, die letztendlich auch im Interesse rege-
nerativer Energien und auch der Windenergie vorge-
bracht wird. Ich bitte Sie, ein bisschen seriöser zu sein
und die Dinge nicht zu verdrehen.

(Glocke des Präsidenten)

Der Antrag ist völlig klar. Wir haben Konsens in den
Koalitionsfraktionen auch im Grundsätzlichen.

(Beifall der FDP und bei der SPD –
Zuruf von der CDU: Eine windige

Kurzintervention!)

Vizepräsident Creutzmann:

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Kollegen Wirz
das Wort. Herr Kollege Wirz, ich habe auf die Regeln
hingewiesen.

Abg. Wirz, CDU:

Herr Präsident, ich werde mich nur auf Herrn Dr. Braun
beziehen.

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr
Dr. Braun, ich möchte auch noch einmal einige Klarstel-
lungen deutlich machen. Uns geht es nicht um die Ab-
schaffung der Windenergie.

(Beifall der Abg. Frau Mohr, SPD)

Uns geht es auch nicht um die Abschaffung der Förde-
rung der Windenergie. Uns geht es um die Verhinderung
des Übermaßes der derzeit im EEG vorgesehenen Re-
gelungen.

(Beifall der CDU)

Das müssen Sie endlich einmal zur Kenntnis nehmen.
Die derzeitigen Regelungen des EEG wirken wie eine

Gelddruckmaschine für die Investoren, aber nur in die-
sem Bereich. Wo bleiben denn die anderen Technologi-
en? Wo bleibt beispielsweise die Förderung der Tech-
nologie von Brennstoffzellen auf Wasserstoffbasis?

(Hartloff, SPD: Auch das
ist passiert!)

Wo bleibt die Förderung der Energieerzeugung aus
Biomasse, Erdwärme und Wasserkraft.

(Hartloff, SPD: Das passiert
doch alles!)

Wenn man diese gleichgewichtig fördern würde, würde
es auch dort Übermaße geben. Wir wollen zurück auf
ein Normalmaß. Das ist unser Petitum.

(Hartloff, SPD: Zurück in die
Vergangenheit, und das

geschwind!)

– Sie qualifizieren sich damit selbst, wenn Sie uns unter-
stellen, dass wir nicht für die Förderung von erneuerba-
ren Energien wären. Das sollten Sie endlich einmal zur
Kenntnis nehmen.

Vizepräsident Creutzmann:

Herr Kollege Dr. Braun möchte auf die Kurzintervention
antworten.

(Hartloff, SPD: Jetzt wende Dich
aber an den Richtigen!)

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Zur Anwort auf die Kurzintervention für beide Herren:
Festzustellen ist, es freut mich sehr, dass sich beide nun
sehr klar zur Förderung erneuerbarer Energien bekannt
haben.

(Kuhn, FDP: Das ist aber
ganz neu!)

Das ist eine Grundlage, auf der wir weiter diskutieren
müssen.

Herr Wirz und Herr Kuhn, wir haben im EEG einen Pas-
sus auf Bundesebene,

(Kuhn, FDP: Degressiv!)

also im Erneuerbare-Energien-Gesetz, in dem es heißt,
jedes Jahr wird überprüft, ob die Förderung nicht ange-
glichen werden muss.

(Kuhn, FDP: Richtig! Ja!)

Der Jahresbericht wurde von Wirtschaftsminister Müller
vorgelegt.

(Dr. Weiland, CDU: Wer ist das denn?)
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Ende des Jahres wird entschieden, ob angeglichen
werden muss. Da brauchen Sie nicht aus dem EEG
auszuscheren. Da brauchen Sie auch nicht aus der
ganzen Systematik auszuscheren.

Wenn Sie wüssten, wie die Lage vor Ort ist, wüssten
Sie, dass wir im letzten Jahr ein sehr windschwaches
Jahr hatten. Das heißt, fast keine dieser Windanlagen
hat überhaupt irgendeine Rendite abgeworfen. Sie kön-
nen also Ihre Neiddebatte völlig sein lassen und brau-
chen nicht zu behaupten, es gäbe 15 % Rendite jährlich.
Es ist nicht so.

(Wirz, CDU: Es ist wohl so!)

Die Investoren sind inzwischen bestimmt auch etwas
vorsichtiger. Gerade deswegen brauchen wir die Förde-
rung auf Dauer und nicht heute hü und morgen hott.
Deswegen ist es richtig, wenn jetzt – daran können Sie
überhaupt nichts ändern – 9 Cent gezahlt werden, dass
die dann auf 20 Jahre gezahlt werden. Wenn bei Solar-
energie 45 Cent gezahlt werden, dann werden 45 Cent
gezahlt, und zwar auf 20 Jahre. Dass das Einspeiseent-
gelt für neue Anlagen jedes Jahr neu überprüft wird, ist
Teil des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, so von Rot-
grün im Bundestag gegen die Stimmen von FDP und
CDU verabschiedet. Nehmen Sie also zur Kenntnis,
dass diese Angleichungen Teil des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes sind.

Herr Wirz, nehmen Sie zur Kenntnis, dass Biomasse in
der gleichen Höhe gefördert wird, nämlich mit der glei-
chen Einspeisevergütung wie Windkraft, und auch Was-
serkraftwerke gefördert werden, also insgesamt ein sehr
ausgeglichenes Paket zusammengestellt wurde.

(Zuruf des Abg. Wirz, CDU)

Alle erneuerbaren Energien werden gefördert, und die
Brennstoffzelle – Herr Wirz, wenn Sie die Systematik
kennen würden – muss in der Erforschung gefördert
werden. Dafür gibt es Forschungsmittel. Aber die kann
natürlich nicht in der Anwendung jetzt so gefördert wer-
den. Herr Wirz, wenn Sie das nächste Mal aufgeklärt
hier an das Pult gehen, können Sie gar nicht anders, als
die rotgrüne Energiepolitik zu loben.

Vielen Dank.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abg. Frau Mohr, SPD)

Vizepräsident Creutzmann:

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Staatsminister
Bauckhage das Wort.

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die Landesregierung hat bereits im August vergan-
genen Jahres in der Anwort auf die Große Anfrage der
CDU-Fraktion ausführlich zur Nutzung der Windenergie

Stellung genommen. Die grundsätzliche Haltung der
Landesregierung ist also hinlänglich bekannt. In der
Beantwortung der Großen Anfrage wird deutlich, dass
regenerative Energien und damit auch die Windenergie
langfristig einen wichtigen Beitrag zur Sicherung der
Energieversorgung leisten können. So konnten durch die
Nutzung der Windenergie fossile Brennstoffe eingespart
werden. Dies reduziert die Importabhängigkeit von fos-
silen Energieträgern und trägt gleichzeitig auch dazu bei,
dass die Emissionsausstöße verringert werden können;
denn das ist auch vor dem Hintergrund der Hochwas-
serkatastrophe der letzten Tage eines der wichtigsten
Ziele insgesamt.

Ich sage das deshalb, weil ich der Meinung bin, wir
brauchen einen vernünftigen Mix. Wir müssen allerdings
auch daran denken, dass wir die Wettbewerbsfähigkeit
insgesamt nicht gefährden, aber ein vernünftiger Mix
muss herbei, wenn wir das Ziel 25 % CO2-Emissionen-
Verminderung bis 2005 erreichen wollen und am Ge-
samtenergieverbrauch den Anteil der regenerativen
Energien verdoppeln wollen.

Meine Damen und Herren, dem Nutzen der Windenergie
kann an den einzelnen Standorten eine Beeinträchtigung
der umgebenden Natur und des Landschaftsbildes ent-
gegenstehen. Aus diesem Grund muss in jedem Einzel-
fall eine sachgerechte Abwägung zwischen den Interes-
sen des Natur- und Landschaftsschutzes und der Ener-
gieversorgung stattfinden. Wesentliche Voraussetzung
für eine Windenergienutzung, die von der Bevölkerung
akzeptiert wird, ist ein geordneter Ausbau, der sich auf
Sonderflächen konzentrieren sollte. Die Landesregie-
rung hat deshalb im Zusammenhang mit der baurechtl i-
chen Privilegierung von Windkraftanlagen die Auswei-
sung von Nutzungsflächen für Windenergie veranlasst.

Dies ist ein richtiger und wichtiger Schritt zu einem ge-
ordneten Ausbau der Windkraftnutzung. Durch positive
Standortzuweisung an einer oder mehreren Stellen im
Plangebiet kann der übrige Planungsraum von Wind-
energieanlagen freigehalten werden. Dies gilt für den
Planbereich der Regionalplanung und das Gebiet der
Gemeinde und Verbandsgemeinde.

Die kommunalen Gebietskörperschaften wurden seit der
Einführung der Privilegierung in das Baugesetz in unter-
schiedlicher Weise über mögliche Handlungserforder-
nisse informiert. Sie wurden darauf hingewiesen, dass
die Einrichtung von Windenergieanlagen durch entspre-
chende Standortbestimmungen in den regionalen Raum-
ordnungsplänen bzw. in den Flächennutzungsplänen der
Gemeinden gesteuert werden könne.

Um bauliche Fehlentwicklungen zu verhindern, wurde
den Gemeinden empfohlen, ihre Flächennutzungspläne
fortzuschreiben, um mit diesem Instrument die Errich-
tung von Windenergieanlagen steuern zu können. Da-
neben wurden 1996 in einer gemeinsamen Verwal-
tungsvorschrift der berührten Ministerien und in einem
späteren gemeinsamen Rundschreiben aus dem Jahr
1999 einheitliche Kriterien für die Beurteilung der Zuläs-
sigkeit von Windkraftanlagen erarbeitet.

Das gemeinsame Rundschreiben wird gegenwärtig
überarbeitet und den neuen Erfordernissen angepasst.
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In diesem Zusammenhang wird die Landesregierung die
Gemeinden nochmals auf die planungsrechtlichen Mög-
lichkeiten eines geordneten Ausbaus hinweisen.

Meine Damen und Herren, auf der Ebene „Regionalpla-
nung“ haben die Planungsgemeinschaften in den letzten
Jahren Zug um Zug Sonderflächen für die Windkraftnut-
zung ausgewiesen. Derzeit erfolgt in allen fünf Pla-
nungsgemeinschaften des Landes eine Gesamtfort-
schreibung der regionalen Raumordnungspläne. Dabei
wird durch die vorgesehene Ausweisung von Vorrang-
und Vorhaltungsgebieten sowie durch die Ausweisung
von Ausschlussgebieten eine klare, einheitliche, planeri-
sche Steuerung vorbereitet.

Der Auftrag des Landesentwicklungsprogramms Rhein-
land-Pfalz von 1995, also LEP III, räumliche Leitbilder für
den Einsatz geeigneter regenerativer Energien zu erar-
beiten, ist an die Regionalplanung gerichtet. Mit der
Erarbeitung der entsprechenden Fortschreibung der
regionalen Raumordnungspläne und deren Genehmi-
gung wird dieser Auftrag für den Bereich Windenergie
abgeschlossen sein. Ob und inwieweit sich auch für
andere regenerative Energieträger eine weitere räumli-
che Konkretisierung als sinnvoll darstellt, wird im Rah-
men der demnächst anlaufenden Fortschreibung des
LEP III geprüft.

Meine Damen und Herren, aus meinen Ausführungen ist
erkennbar, dass die Forderungen, wie sie im Antrag der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN formuliert sind, in
der Vergangenheit bereits von der Landesregierung
umgesetzt worden sind.

Die im Antrag der Fraktionen der SPD und FDP ange-
sprochenen Fragen einer Sicherheitsleistung, so die
Frage der zeitlichen Befristung von Baugenehmigungen
für Windenergieanlagen, sind bereits im Rahmen einer
Anhörung zum Bereich der Windenergie breit erörtert
worden. Diese Anhörung haben der Ausschuss für Wirt-
schaft und Verkehr und der Ausschuss für Umwelt und
Forsten im Februar dieses Jahres durchgeführt.

Die Landesregierung wird prüfen, ob mit der Änderung
der Landesbauordnung die dafür notwendigen rechtl i-
chen Voraussetzungen geschaffen werden können.

Im Übrigen beinhaltet der Antrag der Fraktionen der
SPD und FDP noch einmal den Hinweis auf andere
regenerative Energien.

Sie wissen, ich habe neulich in Speyer eine Geother-
mieanlage gefördert, wovon ich viel halte, weil die Geo-
thermie den Vorzug hat, dass man zum einen die
Grundlast damit bedienen kann und zum anderen auch
ein entsprechender Wirkungsgrad gegeben ist. Bei der
Windenergie besteht das Problem der Wirkung. Man
kann immer nur dann Energie erzeugen, wenn Wind
herrscht. Ein anderes Problem ergibt sich bei der Grund-
und Spitzenlast.

Ich sage noch einmal, wir brauchen bei den regenerati-
ven Energien einen breiten Mix, um die Ziele der Co2-
Emissionsreduzierung zu erreichen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese muss
erreicht werden.

Darüber hinaus brauchen wir diesen Mix auch, um eine
Energiesicherheit zu gewährleisten. Von daher gesehen
hat die Landesregierung die richtigen Wege eingeschla-
gen, um dies zu gewährleisten und auch den regenerati-
ven Energien den entsprechenden Raum zu geben,
damit sie genutzt werden können.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall der FDP und der SPD)

Vizepräsident Creutzmann:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Licht das Wort.

Sie haben noch vier Minuten Redezeit.

Abg. Licht, CDU:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich will noch
einmal ein paar Punkte festhalten. Von Herrn Kollegen
Wirz wurde unterstrichen, die Union bekennt sich zu
erneuerbaren Energien. Sie streitet in der Tat darüber,
wo und wie begrenzte Mittel eingesetzt werden. Wir
haben nur begrenzte Ressourcen, was die Finanzkraft
anbelangt.

Herr Minister Bauckhage hat gerade von einigen Alter-
nativen in diesem Bereich gesprochen. Die Vermeidung
ist ein großes Feld. Die Energieeffizienz ist ein großes
Feld. Man müsste darüber streiten, ob das, was wir
zurzeit verstärkt für die Windenergie einsetzen, dort zu
wesentlich effektiveren Wirkungsgraden führen würde.
Darüber streiten wir. Nichtstun wäre unverantwortlich.
Das kann man uns in der Tat nicht vorwerfen.

Meine Damen und Herren, zu einem weiteren Punkt:
Frau Mohr, sie verwechseln etwas, wenn Sie von instal-
lierten Leistungen sprechen. Sie müssen draußen sa-
gen, dass der Wirkungsgrad 16 % beträgt. Das ist das
Problem der Windenergie gerade in dem Bereich, wie
wir in Rheinland-Pfalz über diese Energieart reden.
Wenn Sie irgendwo von einem Versorgungsgrad von
95 % sprechen, dann ist das eine theoretische Größe,
wenn der Wind weht. Wenn der Wind jede Stunde konti-
nuierlich 365 Tage im Jahr wehen würde, dann könnte
man über solche Wirkungsgrade reden. Aber die Praxis
sieht anders aus.

Ich bin Herrn Kollegen Hohn von der FDP dankbar, der
seine Parteitagsrede gehalten hat; denn die FDP hat
sich sachlich-fachlich mit diesem Problem auseinander
gesetzt und kommt zu dem gleichen Ergebnis wie wir.

Herr Bauckhage, Sie haben das heute auch noch einmal
vorgetragen.

Es gibt es aber den kleinen Unterschied, nämlich dass
Ihr Parteitag Dinge beschließt und dann am Schluss bei
Punkt 6 steht – ich habe ihn hier –: Die FDP-Land-
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tagsfraktion wird gebeten, in gleicher Absicht auf die
Landesregierung einzuwirken. 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Kuhn, ich bin
gespannt, ob die Abstimmung zu einer Doppelmoral
führt, ob die Abstimmung zu den Anträgen, die noch
kommen werden, genau zeigt – – –

(Zuruf des Staatsministers Bauckhage)

Es geht nicht, dass Sie draußen Ihre Parteitagsanträge
verschicken, woraus hervorgeht, was Sie von der FDP
für tolle Kerle sind und wie effizient Sie mit den Mitteln
umgehen, und im Landtag wird völlig anders gehandelt.
So geht das nicht.

(Beifall der CDU)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auch noch
zu dem Punkt kommen, den die die Regierung tragen-
den Fraktionen im Koalitionsvertrag niedergeschrieben
haben. Sie haben zu diesem Punkt „Windkraft“ sehr
sensibel niedergeschrieben – ich zitiere –: ... nicht gegen
den Willen der Bevölkerung. 

Meine Damen und Herren, das ist eine sehr gewichtiger
Satz. Wie sehen Theorie und Praxis aus? Sie sagen, wir
wollen den Kommunen nichts einschränken. Die Kom-
munen können – – –

Das Landschaftsbild endet nicht an kommunalen Gren-
zen, am Kirchturm des Bürgermeisters, an einer Ver-
bandsgemeindegrenze.

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD)

Darum braucht es – das sagen wir in aller Deutlichkeit –
eine weitere landesplanerische Komponente, um Wild-
wuchs zu verhindern. Wir sind auf dem Weg zum Wild-
wuchs.

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD)

Es gibt im Land Rheinland-Pfalz Bereiche, die – Gott sei
Dank! – von diesem Wildwuchs noch verschont sind.
Aber wenn die Privilegierung erhalten bleibt, dann wer-
den Sie diesen Wildwuchs nicht eindämmen können. Die
Privilegierung bringt auch gewisse Rechte mit sich.

(Glocke des Präsidenten)

Darum ist es richtig und wichtig. Da befinden wir uns im
Übrigen mit den GRÜNEN durchaus im Einklang. Las-
sen Sie uns genau über diesen Punkt der richtigen
Steuerung sprechen. Dann werden wir nicht gegen die
Bevölkerung, sondern mit der Bevölkerung handeln,
auch im Sinne der Energieeffizienz für das Land Rhein-
land-Pfalz.

(Beifall der CDU –
Zuruf des Abg. Pörksen, SPD)

Vizepräsident Creutzmann:

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Abgeordneten
Schwarz das Wort.

Abg. Schwarz, SPD:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Diese Debatte ist für mich über weite Strecken nicht
nachvollziehbar; denn wir halten uns zugute, dass wir
vor drei Jahren den Planungsgemeinschaften die Mög-
lichkeit gegeben haben, aufgrund von Untersuchungen
auszuweisen, wo sie in der Lage sind und die Notwen-
digkeit und den Zweck erkennen können, Windkraftanla-
gen zu errichten.

(Zuruf des Abg. Licht, CDU)

Wir setzen sehr viel auf Selbstverwaltung vor Ort. Wol-
len Sie denn wirklich den Planungsgemeinschaften, den
Ortsbürgermeistern, den Verbandsbürgermeistern und
den Räten das Recht und die Einsicht absprechen, dass
sie nicht in Ihrem Sinn und nicht gegen die Bevölkerung
handeln?

(Beifall bei der SPD)

Diese ganze Diskussion ist eine reine Neiddiskussion.
Darüber können Sie mit Ihren Bürgermeistern reden. Sie
sind doch begeistert davon, dass ein solches Windkraft-
werk errichtet wird, aber natürlich nur dort, wo es sich
lohnt.

Unser Antrag, den wir gestellt haben, soll sicherstellen,
dass es bei uns darauf ankommt, auf keinen Fall den
Leuten, die vor Ort die Verantwortung tragen, diese aus
der Hand nehmen zu wollen. Wir wollen Ihnen ein In-
strument an die Hand geben. Deshalb geht es darum,
die Bauordnung durch entsprechende Verordnungen
nachzubessern.

Die Koaltitionsvereinbarung gibt für die Koalition ganz
klar vor, dass wir im Rahmen des Energiemix weiter
Windenergie einsetzen wollen, und zwar dort, wo es
geht, und wo die Bevölkerung in der Lage ist mitzuzie-
hen. Wir werden den Teufel tun und das Ministerium für
Umwelt und Forsten oder das Ministerium des Innern
und für Sport entscheiden lassen, wo ein solches Wind-
kraftwerk aufgestellt wird. Das entscheiden die einzelnen
vor Ort.

(Beifall bei SPD und FDP)

Deshalb ist die ganze Diskussion eine Scheindiskussion.
Herr Billen ist nicht da, sonst hätte er schon längst ge-
brüllt. Es ist eine Situation entstanden, in der man sich
gern gegenseitig das Geschäft abluchsen möchte. Die-
jenigen, die es nicht bekommen haben, schreien wie
wild, und die haben Sie hinter sich, aber sonst nieman-
den.

(Beifall der SPD und FDP)

Vizepräsident Creutzmann:

Als Gäste im rheinland-pfälzischen Landtag begrüße ich
den Ortsbürgermeister und die Ratsmitglieder der Orts-
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gemeinde Adenau sowie Bürgerinnen und Bürger aus
Fell. Seien Sie herzlich wil lkommen!

(Beifall im Hause)

Herr Hohn, Sie haben das Wort.

Abg. Hohn, FDP:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege
Licht, Ihre Strategie ist völlig durchsichtig. Was Sie be-
zwecken wollen, merkt jeder. Sie sind ein bisschen ner-
vös, da die Bundestagswahl ansteht. Sie sollten die
Dinge aber nicht durcheinander bringen.

Wenn Sie schon einen Parteitagsbeschluss zitieren,
dann sollten Sie auseinander halten können, was einer-
seits Sache einer Landtagsfraktion ist, was diese auch
umsetzen kann, was wir gemeinsam mit der Fraktion der
SPD auf den Weg gebracht haben, und was anderer-
seits Bundesangelegenheit ist. Wenn Sie heute die
Privilegierung nach § 35 Baugesetzbuch ändern wollen,
dann müssen Sie das auf Bundesebene machen. Das
wissen Sie doch. Weshalb zitieren Sie heute so schein-
heilig und zweideutig Sachen, die überhaupt nicht pas-
sen und auf die weder die Landtagsfraktion der SPD
noch die der FDP Einfluss nehmen können. Es ist doch
durchsichtig, was Sie machen.

(Beifall bei FDP und SPD)

Ich möchte das bestätigen, was Herr Kollege Schwarz
gesagt hat. Jetzt wollen wir wieder zur Realität zurück-
kommen. Die Diskussion über Windenergieanlagen hat
in den vergangenen Monaten dazu geführt, dass die
Kommunen begriffen haben, welch ein Instrument der
Planungshoheit sie über Flächennutzungspläne und
Bebauungspläne überhaupt haben. Eine Kommune, die
heute noch nicht begriffen hat, wie sie vorrangige Ge-
biete aufgrund der Vorschlagslisten der Planungsge-
meinschaft ausweist und andere Gebiete ausschließt, ist
doch selbst schuld. Was Sie hier machen, ist doch ein
reines Scheingefecht. Das bringt uns in der Sache in
keiner Weise weiter.

(Beifall bei FDP und SPD)

Wenn Sie von der CDU-Fraktion ernsthaft für erneuerba-
re Energien sind, dann hören Sie doch mit diesem Her-
umgeeiere auf! Wenn man etwas will, dann soll man sich
ganz klar dazu bekennen und sagen: Dort, wo es mach-
bar ist und von den Planungsgemeinschaften ausgewie-
sen worden ist, dort machen wir es. Wo es unsinnig ist,
da lassen wir es.

Eine „Verspargelung“ der Landschaft wollen wir auch
nicht. Gegen den Willen der Bevölkerung wollen wir das
auch nicht. Dann kann ich dem, was Herr Kollege
Schwarz sagt, voll und ganz zustimmen.

(Beifall der FDP und der SPD)

Vizepräsident Creutzmann:

Zu einer Erwiderung hat Herr Kollege Licht das Wort.

Abg. Licht, CDU:

Meine Damen und Herren, der Herr Wirtschaftsminister,
der zufällig Mitglied der FDP ist und auch nach wie vor
der FDP-Landtagsfraktion angehört – ich denke, dass er
bis zum jetzigen Tag sein Mandat noch nicht abgegeben
hat –,

(Dr. Weiland, CDU: Aber er denkt
darüber nach!)

hätte auch von diesem Platz aus reden können. Eigent-
lich wollte ich nichts mehr erwidern. Dann hat aber Herr
Kollege Hohn mit einem Faustschlag, um seine Argu-
mentation zu bekräftigen, das Pult verlassen, um mir zu
erklären, was der Unterschied zwischen FDP-
Landesparteitag und FDP-Landtagsfraktion ist; diese
hätten überhaupt nichts miteinander zu tun. Meine Da-
men und Herren, dann will ich Ihnen eine Erwiderung
doch nicht mehr ersparen.

Die FDP hat zur Windkraft Beschlüsse gefasst, die sie
sich leicht gemacht hat. Sie hat sich im Land damit be-
schäftigt. Sie hat sich mit dem Pro und Kontra dieser
erneuerbaren Energie beschäftigt. In der Abwägung des
Pro und Kontra kommt sie zu den Beschlüssen, die sie
gefasst hat. Dann wird die Landtagsfraktion unter Punkt
6 aufgefordert, sich in der gleichen Weise im Plenum zu
verhalten.

Meine Damen und Herren, dieser Punkt 6 ist nicht um-
sonst von den Delegierten aufgenommen worden. Viel-
leicht haben sie Erfahrung mit dieser Landtagsfraktion,
wie sie mit Parteitagsbeschlüssen umgeht.

(Beifall der CDU)

Herr Kollege Hohn, ich kann es Ihnen nicht ersparen,
Ihnen noch einmal diesen Punkt 6 vorzuhalten.

(Staatsminister Bauckhage:
Schicken Sie ihn zu!)

– Ich schicke ihn gern zu. Denken Sie daran, bei Ihrer
Abstimmung so zu verfahren, wie Sie Ihre Landespartei
aufgefordert hat.

(Beifall der CDU)

Vizepräsident Creutzmann:

Wir sind nun am Ende der Debatte über den Ausbau der
Windenergie in Rheinland-Pfalz und die Nutzung der
Windenergieanlagen. Es wurde vorgeschlagen, die
Anträge an den Ausschuss  für  Wirtschaft und Verkehr
– federführend – und an den Ausschuss für Umwelt und
Forsten zu überweisen. Gibt es Widerspruch? – Dem ist
nicht so. Ich bedanke mich sehr herzlich.

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf:

Pflege der Zukunft – Pflege mit Zukunft
in Rheinland-Pfalz

Antrag der Fraktion der CDU
– Drucksache 14/1169 –
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Die Fraktionen haben eine Redezeit von zehn Minuten
vereinbart. Das Wort hat Herr Kollege Dr. Rosenbauer.

Abg. Dr. Rosenbauer, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und
Herren! Der heute von der CDU-Fraktion eingebrachte
Antrag beschäftigt sich mit einer der größten Herausfor-
derungen der Landessozialpolitik. Hierbei handelt es
sich um die Sicherung einer menschlichen und hoch-
wertigen Pflege von Pflegebedürftigen.

Dieses Thema existiert für uns alle schon sehr lange.
Allerdings spielte sich das Thema in den vergangenen
Wochen wieder vermehrt in den Vordergrund. Die tägli-
chen Medien, Hilferufe und Alarmsignale müssen nun
endlich auch von der Politik, insbesondere von der Lan-
desregierung, wahrgenommen werden.

Allerdings darf es nicht nur bei der Wahrnehmung blei-
ben, sondern es müssen Taten folgen. Dieser Forderung
trägt der Antrag der CDU-Fraktion Rechnung. Die pfle-
gerische Versorgung der Bevölkerung auf einem hohen
Niveau zu sichern, muss unser Ziel sein.

Die Mitbürger, die Hilfe brauchen, müssen sich auch in
der Zukunft auf eine leistungsfähige, zuverlässige und
menschliche Versorgungsstruktur verlassen können.
Das ist einfach eine Frage der Würde im Alter.

Betrachten wir aber die heutige Situation. Bereits heute
gibt es vielerorts Engpässe in Bezug auf die Pflegekräf-
te. Die Arbeitsbelastungen haben bedingt durch Einspa-
rungen und durch intensivere Pflege erheblich zuge-
nommen. Das Ansehen der Pflegeberufe hat in der
Öffentlichkeit in den vergangenen Wochen gelitten. Als
Beispiel sei nur der MDK-Bericht genannt, der ungewollt
leider zu diesem Ergebnis geführt hat. Viele Pflegerin-
nen und Pfleger vor Ort haben sich durch die Berichter-
stattung persönlich angegriffen gefühlt, obwohl sie ei-
gentlich vor Ort eine tolle Arbeit leisten.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Die Aussagen im MDK-Bericht lassen sich sicherlich
nicht auf alle Altenheime und ambulanten Dienste über-
tragen.

Der Nachwuchs an Pflegekräften kann nicht als ges i-
chert angesehen werden. Das hat auch etwas mit dem
Image und der Attraktivität des Pflegeberufs zu tun.

Also halten wir heute fest: Bereits jetzt ist die Situation in
der Pflege auf das Höchste angespannt.

Deshalb lassen Sie mich an dieser Stelle all denjenigen,
die tagtäglich diese schwierige Aufgabe übernommen
haben, einmal danken. Jeder, der einmal eine Woche in
einem solchen Altenzentrum gearbeitet hat, weiß, was
das bedeutet. Ich kann nur sagen: Danke und Respekt!

(Beifall der CDU)

Meine Damen und Herren, die weitere Entwicklung wird
insbesondere durch vier Faktoren bestimmt werden:

1. Wir kennen alle die demographische Entwicklung. Sie
ist immer wieder vorgeführt worden. Die Zahl der Senio-
ren wird zunehmen. Obwohl sie im Alter fitter sind, wird
aber die Zahl der zu Pflegenden bei den betagteren
Personen zunehmen. Dies wird ein Mehrbedarf sein.

2. Zu der Situation kommt hinzu, dass die familiäre Pfle-
ge in Zukunft höchstwahrscheinlich weiter zurückgehen
wird; dies einfach deshalb, weil viele Kinder oder Enkel-
kinder nicht mehr in der Nähe, sondern weiter weg woh-
nen, sodass sie die Älteren überhaupt nicht mehr pfle-
gen können. Dies ist auch eine Auswirkung der von der
Politik immer wieder geforderten Mobilität und Flexibil i-
tät. Hier kommt die Kehrseite irgendwann einmal zum
Vorschein. Auch in diesem Bereich wird die Anzahl der
zu Pflegenden steigen.

3. Eine Zuwachsrate wird ebenfalls durch erst im Alter
bedingte Krankheiten kommen, die erst im Alter entste-
hen. Es wird immer wieder auf die Demenz verwiesen.
In Rheinland-Pfalz haben wir immerhin über 40.000
Menschen, die daran leiden.

4. Dieser Punkt wird eigentlich noch viel zu wenig disku-
tiert. Das ist die Einführung des neuen Entgeltsystems in
Krankenhäusern, dem so genannten DRG-System. Das
bedeutet, die Personen und Patienten werden früher
entlassen und werden ambulant betreut werden müssen.
Dies heißt wiederum, dass wir nicht nur eine quantitative
Verschiebung in der Pflege haben, sondern wir werden
auch eine hohe qualitative Verschiebung haben. Die
Ansprüche an das Pflegepersonal draußen im ambu-
lanten Dienst werden weiter steigen.

Diese vier Faktoren werden bei den Pflegeberufen, den
zu Pflegenden und den damit Beschäftigten zu einer
erheblichen Anspannung der Situation führen. Wenn wir
– damit meine ich die Politik und insgesamt die Gesell-
schaft – uns nicht gemeinsam auf diese Veränderungen
einstellen und schnellstmöglich vorbereitende Maßnah-
men einleiten werden, wird die Pflege in Rheinland-Pfalz
selbst zu einem Pflegefall. Dies ist aus unserer Sicht
nicht zu verantworten. Deshalb haben wir heute in uns e-
rem Antrag eine Reihe von sinnvollen Vorschlägen un-
terbreitet, um das Thema breit gefächert angehen zu
können.

Dies betrifft insbesondere die Erhebung und die Analyse
von Daten, um dann endlich zu konkreten Handlungs-
maßnahmen kommen zu können. Das Konzept soll sich
dann später aus originär landespolitischen Maßnahmen
ergänzt durch bundespolitische Initiativen zusammen-
setzen.

Ich will nicht auf die einzelnen Punkte eingehen, die wir
fordern, aber es wird dringend Zeit, dass wir handeln.
Wir hatten bereits 1996 einen Gesetzentwurf zur Ausbil-
dung in der Pflege eingebracht. Leider ist dieser Ge-
setzentwurf damals abgelehnt worden. Ich könnte eine
Reihe von Maßnahmen und Anträgen vortragen, die
ebenfalls alle abgelehnt worden sind. Heute haben wir
das Dilemma, und das Dilemma wird immer größer. Wir
müssen endlich handeln.

Vielen Dank.
(Beifall der CDU)
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Vizepräsident Creutzmann:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dröscher das Wort.

Abg. Dröscher, SPD:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! „Fünf gesunde Jahre zusätzlich.“ So bringt der
Heidelberger Gerontologe Andreas Kruse das Ergebnis
der Verbesserung der Lebensbedingungen und des
medizinischen Fortschritts in der zweiten Hälfte des
vergangenen Jahrhunderts auf einen für uns alle doch
begreifbaren Punkt. Das bedeutet, dass auf der einen
Seite viele von uns in Selbstständigkeit und Aktivität ein
hohes Lebensalter erreichen werden, ein Lebensalter
allerdings, etwa jenseits des 80. Geburtstags, in dem
unsere Widerstandsfähigkeit nachlässt und die Verletz-
lichkeit wächst.

Nun gelingt es zum Glück vielen älteren Menschen,
chronische Erkrankungen und Pflegebedürftigkeit sowie
die Auseinandersetzung mit der Endlichkeit zu verar-
beiten, dies allerdings unter der Voraussetzung, dass
tragfähige soziale Beziehungen existieren und eine gute
medizinische sowie pflegerische Versorgung vorhanden
ist. Deshalb kann ich den ersten Satz Ihres Antrags
uneingeschränkt unterschreiben, lieber Herr Kollege Dr.
Rosenbauer. Pflege ist ein elementarer Bestandteil
unserer sozialen Kultur, und die pflegerische Versorgung
ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.

Auch die Zielvorstellung, die Verwirklichung eines mög-
lichst selbstständigen und selbstbestimmten Lebens ist
etwas, das wir meiner Meinung nach alle in uns als
Wunsch tragen.

Eine leistungsfähige pflegerische Versorgungsstruktur ist
dabei allerdings nur ein Baustein im Netzwerk von Prä-
vention, Rehabilitation und Hilfen,  in  dem  zunehmend
– das sind auch Forderungen aus neuerer Zeit – die Be-
troffenen mit ihrer Kompetenz und ihrer Verantwortung
für diese Vorgänge eine größere Rolle spielen sollen.

Prognosen – damit komme ich zu dem dritten Punkt
Ihres Antrags, bei dem wir bereits ein bisschen ausein-
ander laufen – sind immer mit Unwägbarkeiten behaftet.
Wenn es um Bedarfslagen, wie insbesondere um die
künftige Entwicklung des Pflegebedarfs, geht, werden
außer den demographischen Gegebenheiten aber auch
kulturelle, medizinische und soziale Kriterien herange-
zogen werden müssen. Die wichtigste Größe – Sie ha-
ben das auch erwähnt – ist dabei die Entwicklung der
Familienstruktur. Als Tendenz gilt sicher, niedrige Ge-
burtenraten und steigende Lebenserwartungen werden
weiter bei regionalen Unterschieden zu einer starken
Verschiebung der Altersstruktur führen. Die Verschie-
bungen werden voraussichtlich stärker sein, als noch vor
einigen Jahren angenommen wurde.

Bei einem anderen Punkt bin ich anderer Meinung als
Sie. Die Enquete-Kommission des Deutschen Bundes-
tags hat festgestellt, dass die häusliche Pflege derzeit zu
fast drei Viertel von Personen geleistet wird, die zu den
Pflegebedürftigen in einem engen verwandtschaftlichen
Verhältnis stehen – überwiegend Ehepartner, Eltern,

Kinder, Schwiegerkinder –, aber angesichts des Struk-
turwandels der Familie müssen wir sehen, wie lange
sich diese Situation aufrechterhalten lässt.

Die Ergebnisse der Enquete-Kommission zeigen, dass
es entgegen vieler Erwartungen bisher keine Anzeichen
für eine Destabilisierung dieser familiären Unterstüt-
zungsnetzwerke gibt. Das bedeutet nicht, dass man das
vernachlässigen sollte, aber dadurch wird deutlich, dass
Familien eine viel höhere Kraft haben, und die emotio-
nalen Bindungen sehr stark sind und dort, wo nur ein
Kind vorhanden ist, die Unterstützung genauso stattfin-
det wie bei zwei Kindern. Die Annahme einer Abnahme
des familiären Hilfepotenzials lässt sich im Moment also
nicht nachweisen. Zu diesem Bereich gehen die Modell-
rechnungen im Moment auch etwas in die Ferne.

Ein weiterer Punkt, der sich daraus ableiten lässt, dass
die komplexen Bedarfssituationen im Pflegebereich auch
nach differenzierten Versorgungssystemen verlangen.
Ich will an einem Beispiel aufzeigen, dass sich hier auch
Veränderungen ergeben. Ich nehme das Beispiel De-
menz, das auch Sie genannt haben, Herr Kollege Dr.
Rosenbauer. Wir befinden uns da mitten in einem Para-
digmenwechsel von dem, was auf der einen Seite die
politischen Maßnahmen sind – Verbesserung der Ta-
gespflege, Qualitätssicherung, Heimgesetz usw. –, hin
zu Orientierungen auf der anderen Seite, die sich verän-
dern.

Wir sehen, dass eine Stabilisierung der hoch Stressge-
fährdeten – so kann man das nennen – in der häusli-
chen Pflegesituation – die Vermeidung von Heimüber-
siedlungen – in den Vordergrund tritt, fördernde Impulse
für die Versorgungslandschaft gefordert sind, wir neu
definieren müssen, wie Leistung und Qualität hier aus-
sehen, wir den Begriff Normalität neu formulieren müs-
sen und die Gestaltung des Lebensraums, in dem ein
Kranker mit seinen Einschränkungen leben kann, mehr
in den Vordergrund tritt.

(Beifall der SPD und der FDP)

Das sind Veränderungen hinsichtlich dessen, was wir an
Zielen haben.

Ich komme noch einmal zu Ihrem Antrag. Bei aller Sym-
pathie für die Fleißarbeit – das ist ein großer Antrag –
sind wir – das können Sie verstehen – im Punkt 6 ande-
rer Meinung. Diesem widersprechen wir energisch. Sie
behaupten, die derzeitige Bundesregierung und die
Landesregierung hätten den gesellschaftlichen Stellen-
wert und die Zukunft der Pflege nicht erfasst.

(Zurufe der Abg. Schweitzer
und Pörksen, SPD)

Ich glaube, die Fakten sprechen eine andere Sprache. In
nur dreieinhalb Jahren hat die Bundesregierung eine
erhebliche Zahl von Initiativen bis zu fertigen Gesetzen
geführt, zum Beispiel das Heimgesetz, das Pflegequali-
tätssicherungsgesetz, das Altenpflegegesetz, das im
Moment von Bayern zum Ruhen gebracht wurde, und
die Ergänzungsgesetze zum Pflegeversicherungsgesetz.
Das alles ist in dreieinhalb Jahren erfolgt, nachdem
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16 Jahre vorher nicht so viel passiert ist. Auf das Pflege-
versicherungsgesetz gehe ich am Schluss noch ein.

Auch das Land kann seit 1991 durchaus auf eine Reihe
von Erfolgen zurückblicken. Wir haben zurzeit – das ist
eine konsequente Fortsetzung dieser Politik der Landes-
regierung seit 1991 – die Pflegeoffensive „Menschen
pflegen“ der Sozialministerin in der Diskussion. Ich will
dem nicht vorgreifen. Das wird wahrscheinlich später
noch entsprechend erläutert. Auf jeden Fall ist diese
Einschätzung, die Sie vorbringen, nicht zutreffend.

Ich will dies an einem weiteren Beispiel erläutern. Sie
haben in Ihrem Antrag erwähnt, dass Hessen eine Ima-
gekampagne gestartet hat. Hessen leidet natürlich dar-
unter, dass durch die Politik der CDU-Landesregierung
in Hessen von 1996 etwa 3.500 Plätzen in der Altenpfle-
geausbildung noch gerade 2.700 Plätze übrig geblieben
sind. Dann muss man natürlich Imagekampagnen laufen
lassen.

(Beifall der SPD)

Wir sind uns einig, dass die wachsende Nachfrage nach
professionellen Pflegekräften dazu führen muss, dass
wir gemeinsame Anstrengungen unternehmen. Das will
ich nicht abstreiten. Ich wäre froh gewesen, wenn im
Vorfeld der Überlegungen zur Pflegeversicherung die
Offenheit und das Interesse an den Menschen, die pfle-
gebedürftig sind, und an den Pflegenden so groß gewe-
sen wäre, wie es jetzt ist; denn die Pflegeversicherung
trägt in sich bereits Probleme, an denen wir heute noch
reparieren, dass nämlich der Pflegebedürftigkeitsbegriff
des deutschen Sozialrechts nicht den gerontologisch-
pflegewissenschaftlichen Ansatz verfolgt, sondern ledig-
lich von verrichtungsbezogenen Kriterien ausgegangen
ist. Das führt zu all diesen Problemen mit dem MDK.
Damit sind wir damals hinter den allgemein anerkannten
Stand in der pflegewissenschaftlichen Diskussion zu-
rückgefallen.

Ich will etwas zitieren, was damals 1993 eine Bundes-
konferenz zur Qualitätssicherung für Pflegebedürftigkeit
veröffentlicht hat. Ich zitiere mit Genehmigung des Prä-
sidenten: „Die Verfasserinnen und Verfasser dieses
Memorandums wollen in der Öffentlichkeit dafür werben,
die längst überfällige Neuordnung der Sicherung bei
Pflegebedürftigkeit nicht lediglich als Finanzierungspro-
blem aufzufassen und politisch zu behandeln. Wir sind
der Auffassung, dass die Neuordnung der Kostenträger-
schaft bei Pflegebedürftigkeit ein zentraler Baustein
eines sozialpolitischen Gesamtkonzepts zur quantitati-
ven und qualitativen Verbesserung in der pflegerischen
Versorgung der Bevölkerung sein muss, um über diesen
Weg die Lebenslage der vielen pflegebedürftigen Behin-
derten und älteren Menschen wie auch ihrer professio-
nellen und nicht professionellen Pflegepersonen ent-
scheidend zu verbessern.“

Ich habe zu diesen Leuten gehört, die damals versucht
haben, Minister Blüm auf einen Weg zu bringen, der die
Qualitätsanforderungen mit berücksichtigt hätte. Es ist
nicht gelungen. Ihr Antrag zeigt viele dieser Probleme
auf, die dadurch entstanden sind.

Die SPD-Fraktion wird mit Ihnen über diesen Antrag und
die Folgerungen, die uns ins Haus stehen, gern weiter
diskutieren.

(Glocke des Präsidenten)

Wir stimmen einer Überweisung an den zuständigen
Ausschuss zu.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall der SPD)

Vizepräsident Creutzmann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich
Herrn Kollegen Marz das Wort.

Abg. Marz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Der Satz, dass die Pflege eine Zukunftsaufgabe ist,
ist kein leeres Gerede, sondern ergibt sich zwingend
unter anderem aus der demographischen Entwicklung
und aus der Tatsache, dass glücklicherweise immer
mehr Menschen älter werden und damit leider immer
mehr Menschen im hohen Alter möglicherweise gepflegt
werden müssen.

Deshalb müssen wir uns dieser Aufgabe widmen. Von
daher ist es nie verkehrt, dazu einen Antrag zu stellen.
Es kommt natürlich immer darauf an, was in einem sol-
chen Antrag steht und ob er uns weiterbringt oder nicht.

Ich möchte zu Beginn noch einmal an die Situation im
Bereich der häuslichen Pflege erinnern, weil der Kollege
Dröscher auch schon etwas darauf eingegangen ist. Die
Familienangehörigen, die das übernehmen, sind in aller
Regel Frauen. Wenn prognostiziert wird – ich stimme
Ihnen zu, dass man sich nicht so sicher sein kann –,
dass wir Probleme im häuslichen Bereich bekommen, ist
das sicherlich richtig.

Es mag sein, dass das an sich ändernden Strukturen im
familiären und sozialen Umfeld liegt. Es liegt zum Teil
auch daran, dass Familienangehörige diese Aufgabe
einfach nicht mehr aushalten. Wir sollten verhindern,
dass diese Menschen ins moralische Abseits geraten.
Es ist hochgradig verständlich, dass es Menschen gibt,
die das nicht mehr aushalten.

Wenn wir die Probleme sehen, die in der Pflege auf uns
zukommen, ist es nicht falsch, sich auch antragsmäßig
in den Parlamenten damit zu beschäftigen. Es ist auch
nicht falsch, Berichte abzufordern; denn Berichte können
in der Regel zu einer sachlichen Auseinandersetzung
beitragen.

Sehr verehrter Kollege Rosenbauer, wenn man solche
Anträge schreibt, sollte man nicht Entwicklungen aus-
blenden, die es gerade in den vergangenen Jahren
gegeben hat. Das haben Sie leider getan. Sie haben
sowohl auf Landesebene als auch auf Bundesebene
Entwicklungen ausgeblendet.
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Ein kleines Beispiel auf Landesebene: Es kommt nicht
so häufig vor, dass wir Regierungsmitglieder lobend
erwähnen. Sie sehen, wir können das auch. Frau Mini-
sterin Dreyer hat aus Anlass ihrer 100-Tage-Bilanz die
Pflege an erster Stelle erwähnt. Das fand ich bemer-
kenswert. Das lässt mich hoffen, was die Prioritätenset-
zung angeht.

(Beifall der SPD, der FDP und des
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe keinen Anlass, am guten Willen zu zweifeln.
Das sollte man nicht ignorieren. Man sollte auch nicht
die Entwicklungen ignorieren, die es in den vergangenen
dreieinhalb Jahren auf Bundesebene gegeben hat, zum
Beispiel die Reform der Altenpflegeausbildung. Diese
wurde bereits erwähnt.

Erwähnt wurde nicht, dass das nach zehn Jahren Dis-
kussion den Bundesrat und den Bundestag passiert
hatte und endlich 16 unterschiedliche Lösungen auf
Landesebene für eine einheitliche Regelung abgelöst
hat. Das ist ein wichtiger zentraler Punkt, wenn man
Pflegekräfte gewinnen will. Was passiert dann? Bayern
blockiert das Ganze. Nun hängt das. Diese Regelung
kann nicht in Kraft treten, weil Bayern dachte, es müsste
vor dem Bundesverfassungsgericht klagen.

(Beifall des Abg. Dr. Schmitz, FDP)

Die Blockierer aus derselben politischen Familie verlan-
gen uns ab, einem solchen Antrag zuzustimmen, was
aus vielerlei Gründen schwer fällt, auf die ich allerdings
nicht im Einzelnen eingehen will.

Ich will Ihnen nur ein Beispiel nennen. Sie verlangen uns
ab, die Landesregierung zu kritisieren. Sie wissen, das
tun wir gern, wenn sie es verdient hat. Sie hat es häufig
genug verdient. In diesem Fall ist es nicht so einfach,
wie das in Ihrem Antrag aussieht. Sie versuchen – das
fällt schon schwerer – uns abzuringen, dass wir auch
noch die Bundesregierung kritisieren, was aufgrund Ihrer
Motivlage vielleicht verständlich, aber aufgrund der
Sachlage keineswegs gerechtfertigt ist.

Gänzlich unmöglich wird aber eine Zustimmung zu ei-
nem solchen Antrag, wenn Sie uns abverlangen, dass
wir auch noch die Landesregierung in Hessen für eine
zweitklassige, dürftige Imagekampagne in diesem Be-
reich loben. Das ist nun wirklich zu viel.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Rosenbauer, Sie haben in Ihrem Antrag die
Novellierung des Heimgesetzes ausgeblendet. Das neue
Heimgesetz ermöglicht eine Stärkung der Interessen-
vertretungen in den Heimen, eine Stärkung der Selbs t-
bestimmung der Heimbewohner. All das findet bei Ihnen
offensichtlich nicht statt. Dreieinhalb Jahre politischer
Entwicklung in diesem Bereich sind an Ihnen relativ
spurlos, zumindest was die Erkenntnis angeht, vorüber-
gegangen.

Die Qualität der ambulanten Dienste ist durch das Pfle-
gequalitätssicherungsgesetz verbessert worden. Auch
das müssen Sie zur Kenntnis nehmen. Die Pflegediens t-

verträge werden heute wesentlich strenger gefasst, als
das in der Vergangenheit der Fall war. Bei Ihnen keine
Spur von Anerkennung, nur Kritik.

Zusätzliche Hilfen für Demenzkranke. Sie haben die
Demenzkranken selbst erwähnt. Auch hier im Rahmen
einer sachlichen Auseinandersetzung muss man alle
Teile nennen. Wenn man alle Teile nennt, erst dann
gewinnt man Glaubwürdigkeit, um auch Kritik zu üben.
Wenn Sie aber einzelne Teile ausblenden, verlieren Sie
diese Glaubwürdigkeit.

Ich sage nicht, dass nicht noch wesentlich mehr getan
werden muss. Ich habe eingangs gesagt, dass noch ein
Riesenproblem auf uns zu kommt, dass wir noch sehr
viel werden tun müssen, auch aus gesellschaftlichen
Kostengründen, um dieses Problem in den Griff zu be-
kommen. Keiner hat heute ein Patentrezept.

Wir müssen das System der ambulanten, der teilstatio-
nären und der stationären Pflege überdenken und wei-
terentwickeln. In der heutigen Konstellation wird das in
Zukunft so, wie das heute ist, nicht mehr funktionieren.
Wir müssen aber auch die Unterbringung von Menschen
in Heimen oder ähnlichen Einrichtungen weiterent-
wickeln. Es geht nicht mehr. Die Bedürfnisse, das Le-
bensgefühl auch alter Menschen hat sich selbstver-
ständlich verändert, die nicht mehr auf maximal 12 Qua-
dratmetern wohnen wollen und in Zwei- oder Drei-Bett-
Zimmern, sondern die Individualität muss natürlich auch
ein Menschenrecht sein und zum Tragen kommen.

Wir müssen uns auch – es gibt dazu bereits Versuche –
mit Menschen aus anderen Ländern, anderer ethnischer
und kultureller Herkunft im Alter auseinander setzen.
Das ist ein Problem, dass uns zunehmend zuwächst.
Dem müssen wir uns auch im Rahmen dessen, was
Integration bedeutet, widmen und im Rahmen dessen,
was Pflege bedeutet. Wir haben deshalb auf Bundes-
ebene gefordert, für die kommende Legislaturperiode
eine Enquete-Kommission „Menschen in Heimen“ einzu-
setzen. Ich denke, es ist der richtige Zeitpunkt, um
grundsätzlich über diese Fragen nachzudenken.

Wir müssen uns aber auch – ich habe das eingangs
erwähnt, weil ich das für sehr wichtig halte und weil das
sehr häufig etwas unter den Tisch fällt – der Frage der
Pflegenden stärker widmen, der Unterstützung nicht nur
der Profis, sondern auch der Laien, um Ihnen Ihre Auf-
gabe und Ihren Beruf nicht nur leichter, sondern auch
erträglicher zu machen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Respekt, der diesen Menschen gegenüber entgegen
gebracht wird, ist mehr als berechtigt, wenn man sich
vorstellt oder erlebt, was diese Menschen, seien Sie
Profis oder Laien, tagtäglich leisten.

Wir müssen  uns  schließlich  auch  der  Frage  widmen
– das betrifft nun wieder den familiären Bereich bzw. das
soziale Umfeld –, wie Pflege und Berufstätigkeit mitein-
ander zu vereinbaren sind. Wir haben nicht nur das
Problem, wie Kindererziehung und Berufstätigkeit mit-
einander zu vereinbaren sind, sondern wir werden auch
zunehmend das Problem bekommen, wie Pflege im
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häuslichen Bereich und Berufstätigkeit miteinander zu
vereinbaren sind.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, an einigen
Beispielen konnte ich, glaube ich, zeigen, wie kurz die
CDU mit ihrem Antrag leider gesprungen ist. Ich denke,
es herrscht Einverständnis, dass wir diesen Antrag na-
türlich zum Anlass nehmen, erneut im sozialpolitischen
Ausschuss über die Problematik zu diskutieren. Ich
hoffe, dass wir in dieser Diskussion auch weiter kommen
und zu substantiellen Verbesserungen gegenüber dem
kommen, was die CDU heute vorgeschlagen hat, damit
wir in der Sache tatsächlich auch weiterkommen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Creutzmann:

Für die FDP-Fraktion hat Herr Abgeordneter Dr. Schmitz
das Wort.

Abg. Dr. Schmitz, FDP:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wir haben schon oft über die Pflege gesprochen,
und wir werden noch oft über die Pflege zu sprechen
haben. Von daher schließe ich mich Ihnen an, Herr
Marz, wenn Sie sagen, es sei begrüßenswert, dieses
Thema auch mit großen Anträgen zu untermauern, Fra-
gen zu stellen, Konzepte abzufragen.

Es wurde schon hinreichend darauf hingewiesen, dass
neben den vielen Sachen in diesem Antrag, die nichts
kaputt machen, insbesondere die etwas voreilige Er-
kenntnis, dass die Landesregierung, so in ihrer Presse-
konferenz im Juni 2002, insbesondere in den bisherigen
Äußerungen der rheinland-pfälzischen Sozialministerin
eine diffuse Auffassung zeige und sie offenbar die Di-
mension des Themas nicht erkannt habe, doch etwas
eigentümlich anmutet. Das passt nicht zusammen. Zum
einen stellt dieser Antrag viele Fragen, die wir alle ha-
ben, die uns in Zukunft beschäftigen werden. Auch die-
ser Antrag gibt keine Antworten. Das halte ich eindeutig
fest. Dennoch zieht man vorab Monate vorher schon den
Schluss, in einer eigenartigen Befangenheit auf die
Ressortchefin einzuprügeln. Das finde ich unmöglich.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Wir sollten uns stattdessen mit diesem Thema so seriös
befassen, dass wir nicht alle immer nur in den gleichen
Sprechblasen die Problematik hin und her wälzen. Das
haben wir schon zur Genüge getan. Wir wissen aber
alle, wie die demographischen Voraussetzungen sind.
Wir wissen alle, wie die DIC sich auswirken werden. Wir
wissen alle, wie die Familien und die Bevölkerungsent-
wicklung ist. Das müssen wir nicht immer wiederholen.
Aber wir wissen alle noch nicht, weder rot noch schwarz,
noch grün, noch gelb, wie wir diese zunehmenden Pro-
bleme auf Dauer wirklich so lösen, dass sie dem ent-
sprechen, was die CDU in ihrem eigenen Antrag unter
Nummer 2 formuliert, „die Länder sind für die Vorhaltung

einer leistungsfähigen und zahlenmäßig ausreichenden
und wirtschaftlich pflegerischen Versorgungsstruktur
verantwortlich.“ Es bedarf in einem solch schwierigen
Strauß von unterschiedlichen Zielen eines sorgfältigen
Abwägens. Auch die Wirtschaftlichkeit gehört dazu, auch
die Menschlichkeit, natürlich an allererster Stelle. Es
muss funktionieren.

Wir haben, wenn ich das gesellschaftliche Umfeld an-
spreche, schon eigentümliche gesellschaftliche Verwer-
fungen, für die auch keine Partei im einzelnen die Ver-
antwortung trägt. Wir haben eine schon fast überzogene,
zum Teil wirklich übertriebene Liebe und übertriebene
Fixierung auf den eigenen Nachwuchs. Ich erlebe es
zum Teil in der eigenen Familie. Überall schießen neue
Babyausstatter, Geschäfte und Grossisten aus dem
Boden. Auch wirtschaftlich schlecht gestellte Familien
würden nicht daran denken, sich einen Kinderwagen
secondhand zu kaufen. Die Pflege dieser Kinder wird als
etwas Bereicherndes, Fruchtbares und Schönes ange-
sehen. Aber Windel ist Windel. Ich muss sagen, es ist
für mich schwer nachvollziehbar, dass wir die gleichen
Pflegeprobleme, die gleichen Pflegeaufgaben im Alter
nur widerwillig als Gesellschaft annehmen.

Herr Dröscher, ich unterstreiche diese Freude, die Sie
zum Ausdruck gebracht haben, dass bis jetzt und hof-
fentlich noch eine ganze Zeit die familiäre Solidarität
unter den kleinen Familien

(Dröscher, SPD: Und Sorge!)

und Sorge um diese Menschen noch nicht gelitten hat.

Hochachtung vor diesen Familien. Hochachtung unab-
hängig davon, ob fünf oder sechs Kinder sich die Pflege
teilen oder es Einzelkinder sind, die diese schwere Auf-
gabe übernehmen.

Herr Marz, ich finde das großartig. Wir sollten als Land-
tag diesen Menschen unsere Hochachtung zum Aus-
druck bringen.

Es ist nicht alles gut, und es ist nicht alles für die Zukunft
geregelt. Ich glaube, wir haben in der Vergangenheit
auch Dinge auf den Weg gebracht, die uns irgendwann
vielleicht einholen können.

Wir haben uns mit der Frage befasst, als die Pflegever-
sicherung installiert wurde: Zusätzliches Sozialversiche-
rungssystem, umlagefinanziert oder kapitalgedeckt?

Die Auseinandersetzung ist lange geführt worden. Die
FDP hat ursprünglich das kapitalgedeckte Verfahren
favorisiert, hat sich aber dann zu einer Modifikation des
umlagegedeckten Verfahrens durch den Koalitionspart-
ner bewegen lassen.

Ich glaube, wir müssen in der Pflegeversicherung auf
Dauer zumindest kapitalgedeckte Teilsegmente einfüh-
ren. Anders wird es nicht gehen. Das Ansparen für die
Pflegeversicherung in beispielsweise der privaten Kran-
kenversicherung zeigt einen richtigen Weg.

Wir müssen akzeptieren, dass sich ein Teil der Proble-
matik, die in den nächsten Jahrzehnten auf uns zu-
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kommt, von denen zu lösen ist, die dann das Problem
darstellen werden und im Umfeld eines schwierigeren
Generationenvertrags nicht immer nur von der geringen
Zahl derer, die nachwachsen, für eine zunehmende Zahl
derer, die diese Leistungen dringend benötigt.

Meine Damen und Herren, noch einmal zur Rolle, die
das Land spielt. Ich finde, das Land spielt in diesen
Fragen eine außerordentlich positive Rolle.

(Beifall der FDP und der SPD)

Es ist in der Tat so, dass beide Sozialminister in Rhein-
land-Pfalz, beide SPD-Sozialminister, diese Fragen sehr
ernst genommen haben und rechtzeitig in die richtige
Richtung gegangen sind. Deshalb gehe ich gern auf
Ihren Zwischenruf ein, was die hessische Imagekampa-
gne angeht, Herr Dr. Rosenbauer.

Diese Notwendigkeit hatten wir nicht, jetzt für Pflegeper-
sonal zu werben. Hoffentlich werden wir sie auch in
Zukunft nicht haben.

Wir sollten diesen Beruf in diesem Haus nicht schlech-
treden. Wir brauchen diese Leute. Wenn Bayern über
ein Normenkontrollverfahren eine bundeseinheitliche
Ausbildung blockiert – das wurde schon gesagt –, dann
ist das eine Schweinerei.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Wenn man weiß, unter welchen Aspekten Bayern das
getan hat, dann ist es noch weniger nachvollziehbar.

Das ist auch nicht im Sinn der CDU-regierten Länder.
Das wissen Sie so gut wie ich.

Meine Damen und Herren, was wird, über das hinaus,
was ich ausgeführt habe, die Vergangenheit, die Zukunft
von uns fordern? Womit werden wir uns über Kapital-
deckungssegmente auseinander setzen müssen?

Wir werden unbedingt viele unterschiedliche Details
anstoßen müssen. Das kann nicht immer ein Mehr an
Qualität und Quantität sein. Es sollte es sein, wenn
finanzierbar. Aber es kann nicht immer mehr sein, weil
wir jetzt über Pflegeversicherung sprechen.

Wir haben gestern über Krankenversicherung gespro-
chen. Wir müssen weg von einem System, in dem jeder
Sozialpolitiker immer nur die Höhe seines Kirchturms im
Auge hat.

(Kramer, CDU: Sehr gut!)

Das Sozialversicherungssystem ist ein einheitliches,
gemeinsames System, das gemeinsam erfolgreich sein
wird oder gemeinsam seine Aufgaben nicht mehr erfül-
len kann.

In diesem Sinn glaube ich auch, dass der Staat in Zu-
kunft nicht für den gesamten pflegerischen Bereich in
der Konsequenz, wie wir es jetzt organisiert haben,
zuständig sein sollte, sondern in ferner Zukunft, nach
langen Übergangszeiten, für ein System, in dem der
Staat selbst ordnungspolitische Grundsätze definiert und

vielleicht als Task Forsk die Probleme versorgt, die
privatversicherungstechnisch und im Familienverbund
nicht zu lösen sind, meine Damen und Herren.

Wir können es uns in diesem Bereich nicht leisten, wie
das leider in manchen gesellschaftlichen Fragen Usus
geworden  ist,  privat  die  „Schmankerln“  zu  kassieren
– wir erben das Häuschen der Oma –, die Probleme
aber im Wesentlichen auf die staatliche Ebene zu ver-
schieben.

(Beifall der FDP und der SPD)

Meine Damen und Herren, das wird mit Sicherheit nicht
gelingen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall der FDP und der SPD)

Vizepräsident Creutzmann:

Für die Landesregierung hat Frau Staatsministerin
Dreyer das Wort.

Frau Dreyer, Ministerin
für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Herren und Da-
men! Wenn nur Ihre mündlichen Einlassungen im Raum
stehen würden, dann könnte ich meine Redezeit in ei-
nem Zehntel sozusagen abschließen und sagen, einver-
standen, wir diskutieren im Detail im Sozialpolitischen
Ausschuss, sehr geehrter Herr Abgeordneter
Dr. Rosenbauer.

Aber es gibt nun einmal diesen Antrag, der im Raum
steht und den wir heute diskutieren. Deshalb muss ich
auch darauf das eine oder andere einfach sagen.

Das Erste, was ich betonen möchte, ist, dass die Pflege
und die Zukunft der Pflege für die Landesregierung
natürlich ein Schwerpunkt ihres politischen Handelns
darstellt. Das war in den ganzen Jahren schon so, und
es ist auch unter meiner neuen Amtszeit der Fall.

(Zuruf des Abg. Kramer, CDU)

Es stimmt also nicht, was im Antrag steht. Deshalb be-
tone ich das noch einmal ganz ausdrücklich.

Dabei verstehen wir die Pflege und die Versorgung der
pflegebedürftigen Menschen als eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe; denn nur durch das Zusammenwir-
ken der Angehörigen, der ehrenamtlich Helfenden und
der professionellen Dienste und Einrichtungen ist es auf
Dauer möglich, qualitativ hochwertige Pflege zu sichern
und zu finanzieren.

Ich denke, in dem Punkt sind wir uns alle einig. Es wur-
de auch in den Redebeiträgen deutlich.

Ich ergänze gern noch einmal, es sind immerhin noch
72,5 % der Pflegebedürftigen, die im häuslichen Umfeld
gepflegt werden. Sie leben zu Hause und werden von
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Angehörigen gepflegt oder allein durch die ambulanten
Pflegedienste.

Ich bin nicht sicher, dass sich an dieser Zahl wirklich
etwas verändert, sondern die Tendenz ist eher eine
umgekehrte. Obwohl sich Familienstrukturen sehr ver-
ändert haben, gibt es ein immer größer werdendes Stre-
ben von älteren Menschen, zu Hause oder möglichst
lange in ihrem eigenen Umfeld zu bleiben. Ich denke,
das wird auch die Zukunft ganz klar bestimmen.

Sehr geehrte Herren und Damen Abgeordnete, das
Land ist sich natürlich seiner Verantwortung bewusst,
was seine eigene Rolle betrifft, und nimmt diese eben
nicht nur erst seit der Einführung der Pflegeversicherung
wahr, sondern schon viel länger.

Den Ländern ist die Bereitstellung der notwendigen
Pflegeinfrastruktur übertragen. Ich denke, das Land
Rheinland-Pfalz war frühzeitig bundesweit eigentlich
beispielhaft dieser Aufgabe nachgekommen.

Nach wie vor gibt es kein anderes Land – ich muss das
einfach in diesem Zusammenhang nennen –, das dem
Grundsatz der Pflegeversicherung, ambulant vor statio-
när, durch eine zielgerichtete bedarfsorientierte Planung
und eine umfassende Förderung zur Sicherstellung
dieser Infrastruktur für eine flächendeckende Grundver-
sorgung mehr Rechnung trägt, als das in Rheinland-
Pfalz der Fall ist.

Dies ist auch immer wieder umstritten und angegriffen.
Aber ich denke, vom Ergebnis her sind wir uns mögli-
cherweise schon alle einig.

Ich nenne auch die 133 ambulanten Hilfezentren, früher
Sozialstationen, als ein Beispiel, um die häusliche Kran-
kenpflege usw. sicherzustellen, die vielen privaten Pfle-
gedienste, die das tun, und natürlich auch die Planungen
der Landkreise und der Kommunen gemeinsam mit dem
Land und gemeinsam mit Landes- und Kommunalförde-
rung hinsichtlich des ausreichenden Angebots an statio-
närer Pflege.

Diesbezüglich möchte ich gern einen Punkt in dem An-
trag aufgreifen, der immer wieder, wenn ich mit Ihnen
diskutiere – auch schon in der Vergangenheit, als ich
noch Kommunalpolitikerin war –, aufgegriffen und an
dem festgemacht wird, dass das Land nicht auf dem
aktuellen Stand der Entwicklung sei, den Planungsricht-
wert.

Drei Worte zu dem Planungsrichtwert. Der Planungs-
richtwert bedeutet nicht, dass wir einen Status quo fest-
gestellt haben. Die Kommunen – sowohl die zuständigen
Landkreise als auch die kreisfreien Städte – sind nach
dem Landesgesetz verpflichtet, regelmäßig ihre Bedarfs-
planung fortzuschreiben.

Der Richtwert ist ein Richtwert. Wir wenden ihn als
Richtwert an, nicht als Planwert oder Ähnliches. Das
bedeutet, wenn Kommunen klar machen, dass ihr Be-
darf weiter gehend ist als der festgelegte Richtwert,
dann geht das natürlich Hand in Hand mit dem Land und
wird dementsprechend auch berücksichtigt.

Warum gehen wir nicht von dem Richtwert ab? Auch das
möchte ich ganz gern noch einmal erörtern. Ich glaube,
letztendlich gibt es sehr wenige Kommunen, die wirklich
eine Veränderung der Richtgröße wollen. Ich weiß, wo-
von ich spreche.

Der Richtwert ist eines der wenigen Steuerungsinstru-
mente, um vor Ort ganz klar im planerischen Sinn zu
entscheiden, dass die ambulanten Einrichtungen und die
teilstationären Einrichtungen Vorrang vor den stationä-
ren haben.

Damit gibt es sowohl den Kommunen als auch dem
Land ein Steuerungsinstrument in die Hand, den vielen
Anfragen, zusätzliche stationäre Einrichtungen bauen zu
wollen, Einhalt zu gebieten. Deshalb bleiben wir, in
nächster Zeit auf jeden Fall, bei diesem Richtwert.

(Beifall der SPD und der FDP)

Ich möchte an dieser Stelle den Einwand des Abgeord-
neten Marz noch einmal aufgreifen und begründen,
weshalb wir eigentlich nicht geneigt sind, vom Richtwert
abzurücken. Die Zukunft liegt nicht darin, dass wir zu-
nehmend gleiche oder ähnlich gelagerte stationäre Ein-
richtungen bauen. Die Wünsche der Seniorinnen und
Senioren sind inzwischen sehr differenziert, was das
Wohnen betrifft. Die einen möchten möglichst lange zu
Hause bleiben, die anderen möchten in Haus- oder
Wohngemeinschaften leben, was früher eigentlich ein
Privileg der Studierenden war.

Im Land existieren zwischenzeitlich etliche Modellpro-
jekte mit Hausgemeinschaften für Demenzkranke. Ich
denke, wir müssen uns auch zukünftig in diese Richtung
bewegen. Wir müssen unseren ambulanten Bereich
weiter stärken, um den Bedürfnissen der Menschen
Rechnung zu tragen, die möglichst lange zu Hause
bleiben wollen, aber auch kommunal über alternative
Wohnformen nachdenken und nicht einfach eine Ein-
richtung nach der anderen bauen. Das sollte auch uns e-
re gemeinsame Zukunftsrichtung sein.

Ich möchte noch ein Wort zu den neueren Einrichtungen
verlieren. Wenn Sie ab und an einmal eine neuere Ein-
richtung besuchen, merken Sie auch, dass es dort so-
wohl auf der kommunalen Ebene und der Trägerebene
als auch in Abstimmung mit dem Land natürlich eine
Entwicklung gab. Natürlich haben die Träger ihre Kon-
zeptionen inzwischen den neuen Bedürfnissen ange-
passt. Ich nenne beispielhaft das Thema „Demenz“. Es
gibt in der Altenpflege kaum mehr ein neues Haus, das
nicht beispielsweise mit Farbgestaltung, mit Hausge-
meinschaften innerhalb der stationären Einrichtung, mit
Rundläufen oder ähnlichen unterstützenden Angeboten
agiert. Dies zeigt sehr deutlich, dass Träger natürlich
auch diese Bedürfnisse aufgreifen.

Das heißt nicht, dass wir in Zukunft nichts zu tun hätten.
Wir müssen uns um dieses Thema kümmern, und wir
müssen gemeinsam mit den Trägern Konzepte weiter-
entwickeln. Aber es zeigt schon, dass natürlich eine
Offenheit für die Weiterentwicklung besteht und vom
Land in diesem Punkt unterstützt wird.
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Die Redezeit reicht leider nicht aus, auf jeden Punkt
einzugehen.

(Kramer, CDU: Wir diskutieren
es im Ausschuss!)

Deshalb halte ich es für sehr sinnvoll, dass wir im Aus-
schuss darüber sprechen können. Aber ich möchte noch
zwei Punkte herausgreifen. Dies ist zum einen das
Thema „Ausbildung“ und zum anderen das Thema
„Fachkräftemangel“.

Ich habe mich ein bisschen darüber gewundert, dass
ausgerechnet die CDU-Seite der Landesregierung vor-
wirft, in diesem Bereich nichts getan zu haben.

(Vizepräsidentin Frau Hammer
übernimmt den Vorsitz)

Ich verweise zunächst auf die Fachschulverordnung, die
im Jahr 2000 geändert worden ist und deren damalige
Novellierung ein Schritt zur Motivierung, zur Stärkung
und zur Weiterentwicklung der Pflege in Rheinland-Pfalz
war.

Der eigentliche Punkt aber ist das Altenpflegegesetz.
Darauf brauche ich nicht mehr einzugehen, weil die
Abgeordneten Marz, Dr. Schmitz und Dröscher darauf
hingewiesen haben, dass dieses gut gemeinte und in-
haltlich sinnvolle Gesetz schon mindestens seit einein-
halb Jahren aufgrund einer Verfassungsbeschwerde von
Bayern beim Bundesverfassungsgericht liegt und wir im
Land nicht in der Lage sind, die Umsetzung möglichst
schnell vorzunehmen, obwohl wir uns darauf geeinigt
haben. Wir hoffen darauf, dass die Entscheidung bald
kommt und werden an diesem Punkt umgehend han-
deln.

Ich komme im Weiteren zum Thema „Fachkräfteman-
gel“. In diesem Zusammenhang erwähne ich die neue
Pflege- und Qualitätsoffensive „Menschen pflegen“. Ich
sage es gern: Diese Kampagne heißt „Menschen pfle-
gen“, und dies aus zwei Gründen: Zum einen stellen wir
auf diejenigen Menschen ab, die gepflegt werden, und
zum anderen meinen wir damit auch die Menschen, die
pflegen und deshalb im übertragenen Sinne auch ge-
pflegt werden müssen. Beide Seiten sind damit gemeint.

Im Rahmen dieser Kampagne haben wir uns sehr viel
ausgedacht, was das Thema „Fachkräftemangel“ betrifft.
Es sind kurz-, mittel- und langfristige Maßnahmen, die
im Rahmen der Bildungs- und Fachkräfteoffensiven in
Rheinland-Pfalz gebündelt umgesetzt werden.

Als einige Bausteine nenne ich beispielsweise die Neu-
ordnung der Krankenpflegeausbildung, in die wir uns
schon kräftig eingemischt haben, die Werbe- und Ima-
gekampagne, die in der Tat nicht mit der in Hessen zu
vergleichen ist, mit der wir jedoch das Ziel verfolgen, die
Schülerzahlen in den Pflegeberufen wieder zu erhöhen.
Deshalb werden wir ab November bestimmte Aktivitäten
in Gang setzen, die beispielsweise konkret in den
Schulen umgesetzt werden.

Es gibt mehrere Modellprojekte in der Pflegeausbildung.
Zwei davon habe ich selbst mit eröffnen bzw. besuchen

können. Dies ist zum einen das Thema „Krankenpflege-
hilfe im ambulanten Bereich“, beispielsweise in Sim-
mern, oder das Thema „Kinderkrankenpflege und Kran-
kenpflege“ im Rahmen eines Ausbildungsgangs in Ben-
dorf. Ein anderes Beispiel ist die Initiative für mehr prak-
tische Ausbildungsplätze in der Altenhilfe, eine Studie,
die wir zur Verweildauer in Pflegeberufen in Auftrag
geben, und als Letztes die Initiative zur Darlegung von
Möglichkeiten, wie auch Migrantinnen und Migranten im
Bereich der Pflege beschäftigt werden können.

Dies sind nur kleine Bausteine eines Maßnahmenpakets
im Rahmen des Themas „Ausbildung und Fachkräf-
temangel“. Darüber hinaus wurden natürlich alle mögli-
chen anderen Themen mit berücksichtigt, und wir haben
uns Gedanken darüber gemacht.

Meine Zeit läuft aber ab, daher verschiebe ich die Aus-
führungen zu diesem Thema in den Sozialpolitischen
Ausschuss. Ich freue mich auf die Debatte dort und
denke, dass wir konstruktiv an diesem Thema arbeiten
werden, in Zukunft die Pflege in Rheinland-Pfalz sehr
positiv weiterentwickeln können und in puncto Zukunft
der Pflege optimistisch in die Zukunft schauen können.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Es ist Ausschussüberweisung an den Sozialpolitischen
Ausschuss beantragt. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist
nicht der Fall. Dann wird so verfahren.

Meine Damen und Herren, ich begrüße weitere Bes u-
cher bei uns im Landtag, und zwar Mitglieder der Karne-
valsgesellschaft Ulmen sowie Mitglieder des Ortskartells
Hornbach. Herzlich willkommen im Landtag!

(Beifall im Hause)

Ich rufe die Punkte 18 und 19 der Tagesordnung auf:

Jahresbericht 2001 des Bürgerbeauftragten
Besprechung des Berichts (Drucksache 14/934)

auf Antrag der Fraktion der CDU
– Drucksache 14/944 –

Bericht des Petitionsausschusses
gemäß § 112 GOLT

Ich bitte zunächst den Vorsitzenden des Petitionsaus-
schusses um seinen Bericht. Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dröscher.

Abg. Dröscher, SPD:

Frau Präsidentin, Herr Bürgerbeauftragter, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Eine weiter steigende
Zahl von Eingaben, ein hoher Bekanntheitsgrad, ein
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großer Anteil positiv abgeschlossener Eingaben – Fazit:
Die Bürgerinnen und Bürger des Landes nutzen ihr
Petitionsrecht und sind bei den beteiligten Gremien
offenbar auch gut aufgehoben.

Der Bericht des Bürgerbeauftragten ist in gewohnter
Weise ausführlich und von einer guten Qualität. Ich
möchte nur auf wenige Dinge aus dem Bericht selbst
eingehen. An der Verteilung der Schwerpunkte hat sich
relativ wenig geändert: Die Ordnungsverwaltung und das
Sozialwesen sind weiterhin gemeinsam mit etwa einem
Drittel der Eingaben zu vermerken, landwirtschaftliche
Fragen, Sozialwesen, Rechtsfragen aus dem Tarif-,
Beamten- und Sozialrecht, Rechtspflege und Baurecht
mit jeweils etwa 10 % und, was uns in dem Berichtsjahr
wieder besonders beschäftigt hat und auch weiter be-
schäftigt, Eingaben zu Fragen aus dem Ausländerwesen
mit knapp 10 %.

Im Petitionsausschuss hat uns im Berichtsjahr und ins-
besondere in den vergangenen Monaten dieses Jahres
die Diskussion über das Zuwanderungsgesetz erheblich
beschäftigt und berührt. Insbesondere die zu erwarten-
den Regelungen im Zusammenhang mit Härtefällen
werden sich in Zukunft auf unsere Arbeit auswirken.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will nicht
die ausführlich dargelegten Ergebnisse wiederholen,
sondern einige Ergänzungen aus der Sicht des Aus-
schusses und seines Vorsitzenden vorbringen.

Die von der Verfassung vorgegebene Arbeitsaufteilung
mit dem Plenum, bei der der Petitionsausschuss ein
entscheidendes Organ ist, bewährt sich. Die Zusam-
menarbeit mit der Institution des Bürgerbeauftragten
wird jetzt schon weit über 25 Jahre im Land Rheinland-
Pfalz so gehandhabt. Sie ist Modell für einige andere
Bundesländer geworden.

Diese Struktur ist nicht nur bewährt, sondern die Zu-
sammenarbeit und der Informationsfluss zwischen dem
Ausschuss, den beteiligten Ministerien, der Landesregie-
rung und dem Bürgerbeauftragten und seinem Büro sind
hervorragend. Es gibt eine kollegiale Zusammenarbeit
im Ausschuss. Auch die Landtagsverwaltung trägt ein
gerüttelt Maß dazu bei, dass diese Arbeit so gut funktio-
niert.

Ich möchte deshalb an dieser Stelle ein herzliches Dan-
keschön an alle Beteiligten richten, an den Bürgerbeauf-
tragten mit seinem Büro. Ich bitte auch um Überbringung
des Danks an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

(Beifall im Hause)

Von meiner Position als Ausschussvorsitzender möchte
ich auch noch einen ganz besonderen Dank an die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Landtagsverwaltung
richten, die unseren Ausschuss betreuen und hervorra-
gende Arbeit leisten.

Neben diesem Dankeschön möchte ich auf das hinwei-
sen, was uns aus Ausschusssicht über die vom Bürger-
beauftragten geleistete Vorarbeit hinaus besonders
beschäftigt hat. Ich möchte auf erfolgreiche Legislativ-
eingaben in den Bereichen Nachbarschaftsrecht, land-

wirtschaftliches Sortenschutzgesetz, Jagdgebühr und
Ähnliches hinweisen. Ein weiteres Thema, bei dem wir
keinen Riesenerfolg haben, bei dem sich aber andeutet,
dass Bewegung in eine Sache gekommen ist, ist die
Kehr- und Überprüfungsordnung.

(Beifall  des Abg. Dr.  Braun,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Einige der Kolleginnen und Kollegen werden schon seit
Jahren Erinnerung daran haben. Wir hatten sehr span-
nende Gespräche auch mit Vertretern des Ministeriums.

In diesem Berichtsjahr sowie im laufenden Jahr zeichnet
diesen Ausschuss vielleicht besonders aus, dass es uns
gelungen ist, Instrumente, die uns nach der Verfassung
und den Gesetzen zur Verfügung stehen, zunehmend zu
nutzen. Die Petenten profitieren sehr von den neuen
Regelungen der Geschäftsordnung des Landtags, dass
wir nämlich direkt an Fachausschüsse überweisen kön-
nen. Der Ausschuss hat dies bereits mehrfach gemacht.

Wir sehen mit großem Interesse die Arbeit, die beim
Protokoll geleistet werden muss. Die neue Regelung
dass ein Protokoll geschrieben wird, hilft uns aber sehr,
damit wir nachher auch nachvollziehen und kontrollieren
können.

Wir haben die vorhandenen Instrumente, die es schon
von Anfang an gibt, in diesem Jahr zunehmend genutzt,
bis hin zu Überweisungen zur Berücksichtigung an die
Landesregierung. Ein besonderer Fall ist vom Bürgerbe-
auftragten geschildert und auch pressemäßig sehr stark
verarbeitet worden. Ich meine die Friseurmeisterin, die
jetzt offenbar ihren Beruf ausüben darf.

(Jullien, CDU: Luxemburg!)

Ergänzend dazu möchte ich einen Hinweis geben. Es
gibt natürlich auch enttäuschte Erwartungen und Wün-
sche. Zunehmend erleben wir, dass Bürgerinnen und
Bürger, die vom Bürgerbeauftragten und/oder vom Peti-
tionsausschuss Unrealistisches erwartet haben, nachher
mit dem Ergebnis nicht zufrieden sind. Diese Vorstellun-
gen über Recht und Gerechtigkeit, die in einigen Fällen
auch sehr auslegungsbedürftig sind, sind manchmal
sehr unterschiedlich. Wenn es nicht nach dem Willen
des Petenten geht, wird in Einzelfällen dem Ausschuss
und dem Bürgerbeauftragten fehlendes Gespür für
Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Bürgernähe vorge-
worfen. Wir haben dies bis zu extremen Dingen erlebt.
Aber auch solche Eingaben werden mit Ernst und Sorg-
falt behandelt. Der Hinweis darauf sollte gegeben wer-
den, dass die Arbeit nicht immer nur Friede, Freude,
Eierkuchen ist.

Ich möchte noch ein paar Worte zur Strafvollzugskom-
mission sagen. Die Strafvollzugskommission als ständi-
ger Unterausschuss des Petitionsausschusses wird im
Petitionsausschuss jeweils auch auf der Tagesordnung
behandelt. Wir versuchen die Verbindung herzustellen,
da nicht alle Mitglieder des Petitionsausschusses Mit-
glied in der Strafvollzugskommission sind. Wir sind da-
bei, wie dies jeder Ausschuss in seiner Wahlperiode
macht, auch nacheinander die Justizvollzugsanstalten
zu besuchen. Es sind sehr interessante Besuche. Es
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existiert eine sehr gute Zusammenarbeit mit der Landes-
regierung. Frau Weber-Lejeune ist jedesmal bei diesen
Besuchen dabei. In der nächsten Woche sind wir in
Ludwigshafen.

Die Kooperation mit dem Justizministerium führt zu
Lösungen in Einzelfällen. Wir haben uns eine besondere
Sache vorgenommen. Im Oktober wird eine Anhörung
zu der Problematik der Russlanddeutschen im Strafvoll-
zug stattfinden, weil wir bei unseren Besuchen festge-
stellt haben, dass dies offenbar eine besondere Proble-
matik ist.

Ich würde mir wünschen, dass wir uns noch etwas häu-
figer mit dem Rechtsausschuss abstimmen würden,
damit Dinge nicht doppelt behandelt werden. So weit zur
Strafvollzugskommission.

Zum Schluss möchte ich noch einmal darauf hinweisen,
dass wir in der Besetzung des Ausschusses im vergan-
genen Jahr leider durch den Tod von Johannes Berg
einen Wechsel hatten. Wir dürfen nicht vergessen, dass
Johannes Berg Erhebliches zu der Arbeit im Ausschuss
beigetragen hat. Nachgerückt für ihn ist Frau Kollegin
Meurer, die auch meine Stellvertreterin in der Strafvoll-
zugskommission geworden ist. Die Zusammenarbeit
klappt sehr gut.

Ich bedanke mich noch einmal herzlich für die im Be-
richtsjahr sowie im laufenden Jahr gute Zusammenarbeit
und wünsche mir auch für die Zukunft, dass dies weiter
so funktioniert.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall im Hause)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Ernst das Wort.

(Dr. Schmitz, FDP: Haben Sie
ein Lunchpaket dabei?)

Abg. Ernst, CDU:

Meine Damen und Herren, ich halte eine zehnminütige
Rede, da brauche ich schon Verpflegung.

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir haben den Antrag auf Aussprache gestellt
und sind trotzdem nur zweiter Sieger. So hart ist das
parlamentarische Leben. Erlauben Sie mir aber trotzdem
einige Anmerkungen.

Eine Zahl lässt aufhorchen, dass nämlich die Zahl der
Neueingaben im Jahr 2001 erneut angestiegen ist. Ich
denke aber, es kann nicht unser Ziel und auch nicht das
Ziel des Bürgerbeauftragten sein, dass es zu einem
Anstieg der Zahlen kommt. Es geht letztlich darum, dass
die Zahl der Unzufriedenen reduziert werden muss. Ich
denke, erst wenn das erfolgt ist, kann man von erfolgrei-
cher Arbeit sprechen.

Erlauben Sie mir einige Anmerkungen zum Bericht. Der
Bericht ist sehr umfangreich. Man könnte auch sagen, er
ist an einigen Stellen künstlich aufgebläht. Zum Beispiel
nimmt der Abdruck der Grundrechte der Europäischen
Union beinahe ein Viertel des Gesamtberichts ein. Es
werden Einzelbeispiele doppelt aufgeführt, für die, die
das mitverfolgen wollen, die laufenden Nummern 35 und
66. Man stellt sich bei einem Einzelbeispiel die Frage, ob
der Bürgerbeauftragte jetzt schon als Einsatzleiter der
Polizei fungiert, um, wie in diesem Einzelbeispiel Num-
mer 31 deutlich wird, eine Gebäudesicherung zu initiie-
ren.

(Staatsminister Zuber: Sicherheit
geht uns alle an!)

– Es ist jeder aufgerufen. Man muss aber auch eines
sagen: Die prozentualen Anteile der Eingaben liegen im
normalen Schwankungsbereich. Wir haben lediglich im
Strafvollzug ein paar statistische Ausreißer.

Ich denke, es ist erfreulich, dass die Zahl der Problem-
fälle in der Zusammenarbeit mit den Verwaltungen ab-
genommen hat, ich betone, geringer geworden ist; ganz
weg sind sie noch nicht.

Die Forderung nach Senkung der Gebühren und der
Verkürzung der Prüfintervalle ist bei den Legislativein-
gaben zur Kehr- und Überprüfungsordnung verstärkt
vorzufinden. Ich denke, die Landesregierung ist gefor-
dert, das Landesgebührengesetz so zu ändern, dass der
Bürger auch nur tatsächlich erbrachte Leistungen der
Schornsteinfeger zu bezahlen hat.

In diesem Zusammenhang komme ich gern dem
Wunsch des Kollegen Marz nach und überreiche im
Namen meiner Kolleginnen und Kollegen die passende
Kopfbedeckung für die demnächst wieder zu erwartende
Eingabe der Schornsteinfeger, damit Sie auch die ent-
sprechende Anzugsordnung wieder haben. Ich darf dies
gern machen.

(Abg. Ernst hält einen Zylinder hoch –
Beifall im Hause –

Mertes, SPD: Der würde Sie auch
gut kleiden, so schwarz ist er!)

Ich sage frei nach Konrad Beikircher, es gibt Leute, die
können das tragen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Land-
tagsplenum hat im vergangenen Jahr die Geschäftsord-
nung in einigen Punkten geändert, und für die weitere
Arbeit des Petitionsausschusses ist meines Erachtens
eine von ganz besonderer Bedeutung, die in § 101 der
Geschäftsordnung geregelt ist. Ich darf zitieren: „Gegen-
stände, die über die einzelne Eingabe hinausgehen und
von allgemeiner Bedeutung sind, kann der Petitionsaus-
schuss den zuständigen Fachausschüssen zuleiten.“

Dies hat nichts mit Mehrarbeit zu tun, sondern durch
diese Ergänzung der Geschäftsordnung ist sicherge-
stellt, dass der Petitionsausschuss die übrigen Fachaus-
schüsse mit aus seiner Sicht wesentlichen Eingaben
befassen kann, dass heißt, dass sich die vom Petitions-
ausschuss ausgewählten Fachausschüsse auf Antrag
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eines Ausschußmitglieds oder einer Fraktion mit den
Ihnen zugeleiteten Gegenständen befassen können.
Erfreulich in diesem Zusammenhang ist auch das Er-
gebnis des Gutachtens des wissenschaftlichen Dienstes;
denn das geht davon aus, dass die vom Landtag in
Petitionsangelegenheiten praktizierten Verfahren verfas-
sungsgerecht sind und verfassungsrechtlichen Beden-
ken begegnen, indem Sie sagen, sie sind verfassungs-
konform. Auch der Hinweis, dass jeder Abgeordnete das
Recht hat, sich durch Einsichtnahme in die dem Petiti-
onsausschuss zugeleitete Vorlage über Sach- und
Rechtslagen der einzelnen Petitionen zu informieren, ist
aus unserer Sicht äußerst sinnvoll.

Meine Damen und Herren, für meine Fraktion bleibt
festzuhalten, dass die Institution des Bürgerbeauftragten
und der Petitionsausschuss hilfreiche Unterstützer bei
den vielfältigen Anliegen der Bürgerinnen und Bürger
sind. Diese gilt es weiterhin zu unterstützen.

Positiv wertet meine Fraktion natürlich auch die kolle-
giale Zusammenarbeit im Ausschuss, aber auch die
kollegiale Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern des
Büros und dem Bürgerbeauftragten; das möchte ich
betonen.

(Beifall bei CDU, SPD, FDP und vereinzelt
bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Mensch mit seinen Sorgen steht an erster Stelle und
muss zukünftig so behandelt werden, und zwar unab-
hängig von aktuellen Mehrheitsverhältnissen im Parla-
ment. Damit meine ich nicht den Bürgerbeauftragten.
Meine Damen und Herren, in diesem Sinn auf eine gute
gemeinsame Zeit im Sinn aller Hilfesuchenden.

Herzlichen Dank.

(Beifall im Hause)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Burgard das Wort.

Abg. Burgard, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Aussprache zum Jahresbericht 2001, die
Ihnen der Bürgerbeauftragte Ullrich Galle gemäß § 7 des
Landesgesetzes im März vorlegte, ist Gelegenheit, hier
im Parlament die Arbeit zu beleuchten, Entwicklungen in
Augenschein zu nehmen und die Arbeit anzuerkennen.

Von 1974 bis heute haben die Bürgerbeauftragten des
Landes rund 75.000 Eingaben der Bürgerinnen und
Bürger bearbeitet. 2001 gab es hier einen absoluten
Höchststand. Im Gegensatz zu Herrn Kollegen Ernst
meine ich, dass es schon positiv ist, wenn sich die Bür-
gerinnen und Bürger an den Bürgerbeauftragten wen-
den, um Probleme nicht gerichtlich zu lösen, sondern mit
dieser Einrichtung einen Weg finden, gemeinsam eine
Lösung herbeizuführen.

Ich denke, es ist auch eine Anerkennung für eine Ein-
richtung, die die Rechtsstaatlichkeit und die Respektie-
rung der Menschenrechte fördert. Die Bürgerinnen und
Bürger von Rheinland-Pfalz setzen ihr Vertrauen in
diese Einrichtung. Sie fühlen sich seit 1995 mit ihren
Anliegen beim Bürgerbeauftragten Ullrich Galle gut
aufgehoben. Er ist ein gefragter Mann. Seine Sprechta-
ge vor Ort nehmen durchschnittlich 20 Petenten wahr.
So war er letzte Woche im Kreis Bernkastel-Wittlich und
führte allein an einem Tag 42 Petenten zu sich.

Großes Interesse fand am 3. Oktober 2001, dem Tag
der Deutschen Einheit, die Informationsausstellung in
Mainz im Landtag. Die SPD-Fraktion und die breite
Öffentlichkeit erkennt die Arbeit des Bürgerbeauftragten
mit seinem Team ausdrücklich an.

(Beifall bei SPD und FDP)

Jede einzelne Eingabe wird mit großem Engagement
bearbeitet. Manch harte Nuss wird geknackt. Er findet
immer mehr Unterstützung aller Verwaltungen. Der
Erfolg gibt Motivation beim Bürgerbeauftragten, seinem
Team und bei den Mitgliedern des Petitionsausschus-
ses. Über 68 % der Eingaben schließen mit positivem
Bescheid oder teilweiser Hilfestellung ab. Gemeinsam
tragen Sie eine besondere Verantwortung, wenn es um
die Bewältigung von Anliegen der Bürgerinnen und Bür-
ger geht. Bei dem einen sind es scheinbar kleine Geld-
beträge, die fehlen, die aber letzten Endes große Sum-
me ausmachen. Bei anderen ist der Bürgerbeauftragte
die Rettung bei der Bewältigung menschlicher Schick-
salsschläge.

Ein hartes Schicksal sind insbesondere dauerhafte Be-
hinderungen. Gerade die Eingaben von Eltern, die sich
für ihre Kinder mit Behinderungen einsetzen, verdienen
unsere Unterstützung, da sich Hilfe im Kindesalter auch
unter dem Aspekt der Finanzen lohnt.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Integrationsförderung, Beförderung und der Einsatz von
Integrationshelfern darf nicht an mühsamen Verwal-
tungsgängen scheitern.

Das Gleichstellungsgesetz für behinderte Menschen,
das seit Mai 2002 in Kraft trat, ist ein Meilenstein in der
Behindertenpolitik. Nicht nur Veränderungen bei den
technischen Problemen, sondern Veränderungen in den
Haltungen, in den Köpfen soll es bewirken. Das neue
Landesgesetz wird die Position von Menschen mit Be-
hinderungen auch gegenüber Behörden stärken. Es wird
in Zukunft so manche Eingabe hoffentlich unnötig ma-
chen.

Die ständigen Eingaben zur Förderung von Lese-,
Rechtschreib- und Rechenschwäche zeigen, dass es
einer bundeseinheitlichen Regelung zum Wohl der Kin-
der bedarf. Wir haben die Hoffnung, dass dies im Inter-
esse der betroffenen Kinder bald gelingt.

Hoffnungen setzt die SPD-Landtagsfraktion und das
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flücht-
linge in Nürnberg, das der Petitionsausschuss Anfang
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des Jahres besuchte, auf das neue Zuwanderungsge-
setz. 9,5 % der Eingaben beim Bürgerbeauftragten be-
treffen das Ausländerwesen. Rheinland-Pfalz ist und
bleibt ein weltoffenes und ausländerfreundliches Land.

Durch das vertrauensvolle Zusammenwirken von In-
nenminister Zuber und vielen Ausländerbehörden, dem
Bürgerbeauftragten und dem Petitionsauschuss wurden
wieder mehrere menschliche Härtefälle gemildert. Das
geschah auch durch die Anwendung der Altfallregelung.
In Zukunft kann die Ausländerbehörde, auf Ersuchen
einer von der Landesregierung eingestellten Stelle, in
Härtefällen eine Aufenthaltserlaubnis erteilen. Das ist ein
Fortschritt durch das Zuwanderungsgesetz in der Be-
wältigung schicksalhafter Fragen. Härtefallregelungen
statt jahrelanger Duldung sind menschenfreundlicher
und sorgen schnell für Klarheit.

(Beifall  bei der  SPD  und vereinzelt bei der
FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die SPD-Fraktion geht davon aus, dass noch im Jahr
2002 die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
in Karlsruhe vorliegt und im Januar 2003 ein Gesetz in
Kraft tritt, das garantiert, dass nach wie vor Artikel 16
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes Anwendung findet,
politisch Verfolgte genießen Asylrecht.

Von Bedeutung im Bericht sind die Eingaben aus dem
Strafvollzug, die teilweise durch die hohen Belegungs-
zahlen und die baulichen Gegebenheiten bedingt sind.
Mit der Fertigstellung der neuen Justizvollzugsanstalt
Rohrbach und dem vorgesehenen Neubau der Justiz-
vollzugsanstalt Wittlich hoffen wir, dass die menschen-
würdige Unterbringung in den Justizvollzugsanstalten
weiterhin gewährleistet ist und die Eingaben abnehmen.

Emissionen sind ein ständiges Thema in den Berichten
der Bürgerbeauftragten. Neu wird im Jahresbericht 2001
erstmals die Thematik der Mobilfunksendemasten aus-
führlich dargestellt. Wir haben im Plenum diese Them a-
tik gestern behandelt und machen auch so deutlich,
dass wir die Ängste – ob begründet oder nicht – auf-
nehmen und Lösungen anstreben, die ein angstfreies
Wohnen in Gemeinden möglich machen.

Wenn wir uns im Bericht die vorgestellten Einzelfälle
anschauen, so sehen wir zum Teil, dass das Eigeninter-
esse der Petenten vor dem Gemeinwohl gesehen wird,
dass, wenn es zum Beispiel um Stadtführungen geht,
man sich dadurch belästigt fühlt, anstatt erfreut zu sein,
dass Gäste den Wohnort kennen lernen wollen. Wir
müssen aufpassen, dass das Miteinander in unserem
Land obenan steht.

Immer wichtiger ist die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit, so in der Großregion. Hier ist die Vernetzung
der Bürgerbeauftragten zu vertiefen. Gerade im Bereich
der Wirtschaftsbeziehungen, der Arbeitsplätze und Fra-
gen der Sozialversicherung ist eine engere Zusammen-
arbeit notwendig.

Probleme bei der Anerkennung von Prüfungen sind in
der EU einheitlich zu lösen. Die gelegentliche Diskrim i-
nierung von Inländern, wenn sie in anderen EU-Ländern
Prüfungen ablegen, ist unerträglich. Mit Recht weist der

Bericht des Bürgerbeauftragten auf die immer größere
Bedeutung der Europäischen Union hin, die in der
Charta der Grundrechte der EU in Artikel 43 die Bedeu-
tung von Bürgerbeauftragten unterstreicht.

2001 haben mehrere Bürgerbeauftragte deutscher Bun-
desländer eine Arbeitsgemeinschaft gegründet, deren
Sprecher Ullrich Galle ist. Auch das ist ein Beleg für die
Anerkennung des bundesweiten Modells Rheinland-
Pfalz.

Heute hat das Parlament auch Gelegenheit, Dank ge-
genüber dem Bürgerbeauftragten und seinem Team zu
sagen, die den Petitionsausschuss im Rahmen der ge-
meinsamen Arbeit wesentlich unterstützt haben. Die
Arbeit im Ausschuss war mit den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Landtagsverwaltung und interfraktionell
im Interesse der Bürgerinnen und Bürger positiv.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, abschließend
stelle ich fest, die Tätigkeit des Bürgerbeauftragten war
auch 2001 erfolgreich, unerlässlich und ein Bindeglied
von Bürgerinnen und Bürgern zum Landtag, im wahrsten
Sinn des Wortes bürgernah.

Vielen Dank.

(Beifall der SPD, der FDP und des
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Herr
Abgeordneter Marz das Wort.

(Staatsminister Zuber: Mit Zylinder! -
Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Ist das erlaubt?)

Abg. Marz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Gestatten Sie mir zunächst, dass ich mich noch
einmal von dieser Stelle aus ganz herzlich beim Kolle-
gen Ernst für das nette und nützliche Geschenk bedanke
– das habe ich noch gebraucht –, wenngleich es auch
dazu geführt hat, dass meine Fraktionsvorsitzende
spontan einige Repräsentationstermine entdeckt hat, die
nun gleich für mich infrage kommen sollen. Erschwerend
kommt hinzu – das wissen Sie –, leider kann ich Ihnen
wegen der Verschwiegenheitspflicht im Petitionsaus-
schuss dazu nicht mehr verraten, nur so viel, das Ge-
schenk zeigt, wie nah wir manchmal an den Problemen
und an den Menschen und auch an bestimmten Berufs-
gruppen dran sind, mit denen wir uns beschäftigen.
Wenn ich die Signale des Bürgerbeauftragten richtig
deute, werde ich sehr bald diese Kopfbedeckung zum
Einsatz bringen können.

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
We „kehr“ for you)

– Ja, in Berlin.
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Wenn ich sage, wie direkt und nah wir an den Proble-
men der Menschen dran sind, dann meine ich damit,
dass es kaum politische Betätigungsbereiche gibt, in
denen man wirklich so direkt mit Einzelschicksalen kon-
frontiert ist wie durchgängig im Petitionsausschuss.

Ich will einmal eine Lanze für die Bürgerinnen und Bür-
ger brechen, die hier ganz selbstverständlich ihre dem o-
kratischen Rechte und Beteiligungsmöglichkeiten wahr-
nehmen.

(Vereinzelt   Beifall  bei   dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei all dem Gerede über Politikverdrossenheit und so
weiter sollte man auch einmal hervorheben, wie viele
Menschen ihre Beteiligungsrechte ganz selbstverständ-
lich und ganz ernsthaft auch wahrnehmen.

Ich sprach von besonderen Schicksalen, aber an diesen
besonderen Schicksalen manifestiert sich eines: Wie
wirken unsere Gesetze, wie wirken unsere Verordnun-
gen, wie wirkt unser Staat insgesamt? – Von daher ist
der Petitionsausschuss und das Institut des Bürgerbe-
auftragten auch ein Institut der Gesetzesfolgenabschät-
zung.

Ich muss dem Kollegen Ernst leider in der Einschätzung
etwas widersprechen, dass es uns darum gehen müsse,
die Zahl der Eingaben sozusagen zu reduzieren. Viel-
leicht habe ich Sie auch falsch verstanden. Ich glaube,
das kann nicht unsere Aufgabe sein. Unsere Aufgabe ist
natürlich, die Eingaben entgegenzunehmen und zu
bearbeiten. Die Aufgabe der Behörden, des Staates ist
es, die Zahl der Eingaben nach unten zu drücken, indem
das Verhalten und die Gesetze so werden, dass die
Bürgerinnen und Bürger möglichst zufrieden werden. Wir
im Petitionsausschuss und der Bürgerbeauftragte müs-
sen sozusagen das bearbeiten – häufig als letzte In-
stanz –, was niemand anders mehr bearbeiten kann.

Es wurde schon eine Reihe von Beispielen genannt.
Lassen Sie mich einen Bereich in diesem Zusammen-
hang erwähnen, was im Bericht des Bürgerbeauftragten
unter dem Thema „Ausländerwesen und Staatsbürger-
schaftsrecht“ aufgelistet ist. Hier verbergen sich – ohne
die anderen Dinge schmälern zu wollen – tatsächlich
Einzelschicksale, manchmal sehr dramatische Einzel-
schicksale. Manchmal muss man zumindest den Ein-
druck haben – manchmal erweist es sich auch –, dass
es da um Leib und Leben der Beteiligten geht. Da wird
sehr persönlich spürbar, welche Verantwortung wir tra-
gen.

Wir müssen immer wieder darauf hinweisen, dass auch
der Petitionsausschuss und der Bürgerbeauftragte
selbstverständlich nur im Rahmen bestehender gelten-
der Gesetze handeln können. Leider gibt es immer noch
häufig das Missverständnis, als könnten wir uns sozusa-
gen über bestehende Gesetze hinwegsetzen. Das kön-
nen wir nicht. Es fällt manchmal schwer. Das sage ich
auch an dieser Stelle. Wir müssen jenseits jeden politi-
schen Streits, den wir über einzelne Regelungen, bei-
spielsweise in dem angeführten Ausländerrecht und im
Flüchtlingsrecht, haben, entscheiden und uns an gesetz-
liche Regelungen halten, auch wenn wir sie nicht für

richtig halten, auch wenn wir im politischen Raum dafür
kämpfen, dass sie geändert werden.

Um das einmal deutlich zu machen, will ich einmal auf-
zeigen, wie absurd manchmal geltende Regelungen
auch daherkommen. Ich glaube, egal aus welcher politi-
schen Kaste wir kommen, geht es uns manchmal allen
so – auch im Ausländerrecht –, dass wir das für absurd
halten. Da reist eine Familie vor knapp 10 Jahren in die
Bundesrepublik ein und stellt Asylanträge. Alles wird
abgelehnt. Es gibt inzwischen so genannte Altfallrege-
lungen mit Fristen, die besagen, wenn die bis zu einem
bestimmten Tag eingereist sind, können sie einen ges i-
cherteren Aufenthaltsstatus bekommen. Nun stellt sich
heraus – denn diese Altfallregelungen sind natürlich
später erlassen worden –, sie haben diese Frist um vier
Wochen, sechs Wochen oder drei Tage versäumt. Dann
sagt das geltende Recht, dass diese Menschen gehen
müssen. Wenn wir Frist hören, dann meinen wir Fristen,
wie man sie vielleicht beim Finanzamt bei Wider-
spruchsbescheiden und so weiter versäumen kann. Aber
da hat man selbst die Gewalt darüber. Man kennt die
Frist und weiß, wie man sie einhalten kann und wie man
sie versäumen kann. Diese Menschen kenne die Fristen
nicht, weil sie erst im Nachhinein erlassen werden.

Für solche Fälle ist es notwendig, dass wir auch nicht
jenseits der Gesetze handeln, aber dass die Gesetze
nicht nur herzlos und hart angewendet werden, sondern
dass wir über Härtefallklauseln und Härtefallkommissio-
nen auch abweichend entscheiden können.

Herr Bürgerbeauftragter, ich habe sehr fein wahrge-
nommen, dass Sie sich im Bericht dafür einsetzen, dass
die im Rahmen der Zuwanderungsgesetzgebung vorge-
sehenen Härtefallklauseln auch tatsächlich umgesetzt
werden. Das bringt nicht nur uns Entspannung im Petiti-
onsausschuss möglicherweise, es bringt vielleicht ande-
re Aufgaben, es bringt aber auch mehr Gerechtigkeit
und mehr Menschlichkeit in die Frage, wie wir mit Men-
schen umgehen, die als Flüchtlinge oder Kriegsflüchtlin-
ge aus anderen Ländern zu uns gekommen sind.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein Zweites zum Thema Zuwanderungsgesetz. Wir
bekommen sehr viele Eingaben, die sehr ähnlich klin-
gen. Aber sie sind nicht von denselben Leuten geschrie-
ben, sondern sie behandeln ähnliche Sachverhalte. Die
Leute schreiben uns, es soll jemand abgeschoben wer-
den, der seit vielen Jahren bei uns wohnt und voll inte-
griert ist. Nun soll er abgeschoben werden, weil er Fris-
ten nicht einhalten kann und bestimmte andere Voraus-
setzungen nicht vorhanden sind. Er arbeitet, verdient
seinen Lebensunterhalt selbst. Er spricht die Sprache.
Er ist seit langer Zeit hier. Ganze Dorfgemeinschaften
und Kirchengemeinden setzen sich für solche Leute ein.
Der Integrationsstatus ist zweifelsohne erreicht.

Wenn ich mir den politischen Streit um Zuwanderung
anschaue, nicht nur bei uns, sondern auch in Deutsch-
land, dann ist ein Punkt doch relativ unstrittig, nämlich
dass Menschen, die zu uns kommen und bei uns bleiben
wollen, integriert werden müssen und integriert werden
sollen und wir hierfür Anstrengungen unternehmen.



Landtag Rheinland-Pfalz - 14. Wahlperiode - 29. Sitzung, 29. August 2002 1995

Ohne dass wir nun großartige Anstrengungen unter-
nommen haben, weil das Zuwanderungsgesetz mit
seinen Folgegesetzen noch nicht in Kraft getreten ist,
gibt es Menschen, die sich integriert haben. Das wird
niemand bestreiten. Trotzdem sollen sie gehen. Auch
daran sehen wir, dass diese Gesetze dringend geändert
werden mussten und müssen, um sie der Realität anzu-
passen und den Vorgaben einer humanistischen Politik,
einer menschlichen Politik zu folgen. Das war dringend
notwendig.

Ich hoffe, dass dieses Gesetz nicht nur im Interesse der
Arbeit im Petitionsausschuss und des Bürgerbeauftrag-
ten, sondern auch im Interesse der betroffenen Men-
schen und von uns allen in dieser Gesellschaft Anfang
des nächsten Jahres in Kraft treten kann.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie haben es
von den Vorrednern gehört. Man kann sich Beispiele aus
vielen Bereichen herausgreifen. Ich habe dieses Beispiel
bewusst gewählt, weil es mir sozusagen auf den Nägeln
brennt.

Bevor meine Redezeit abläuft möchte ich aber nicht
versäumen, für mich und für meine Fraktion dem Bür-
gerbeauftragten für die gute Zusammenarbeit zu dan-
ken, auch den Kolleginnen und Kollegen des Petitions-
ausschusses – Herr Kollege Ernst hat aufgezeigt, wie
kollegial die Zusammenarbeit ist –, natürlich den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der Landtagsverwaltung
und des Büros des Bürgerbeauftragten.

Ich danke Ihnen.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei SPD und FDP und vereinzelt

bei der CDU)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Schmitz das Wort.

Abg. Dr. Schmitz, FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Auch im Namen unserer Fraktion schließe ich
mich dem bereits artikulierten Dank an den Bürgerbe-
auftragten und sein Büro an.

Ich muss sagen als jemand, der zum ersten Mal seit
einem guten Jahr dem Petitionsausschuss angehört, es
gibt zwei Bereiche, die ich besonders erwähnen möchte:
eine hohe Professionalität und eine hohe Sensibilität.

Der Respekt vor der Institution „Der Bürgerbeauftragte“
gebietet nach meinem Dafürhalten, dass ich als Lum-
pensammler die Redezeit von zehn Minuten nicht noch
einmal ausnutze, um im Sinn des Vierten leeres Stroh zu
dreschen.

Ich möchte mich auf einen Punkt, besser auf zwei
Punkte konzentrieren, die mir besonders wichtig sind.

Zum Stichpunkt „hohe Sensibilität“: Ich finde es hervor-
ragend, dass der Ausschuss über alle Parteiunterschie-
de hinaus gerade im Bereich des Ausländerwesens
zeigt, dass er einerseits nicht gewillt ist, sich bei denje-
nigen, bei denen offensichtlich das Petitionsrecht als Teil
juristischer Spitzfindigkeiten und Tricksereien genutzt
wird, um individuelle Vorteile zu erzielen, darauf einzu-
lassen. Das finde ich hervorragend. Der Ausschuss ist
da wirklich konsequent.

Auf der anderen Seite – dies ist Ausdruck der Sensibili-
tät – finde ich es hervorragend, dass der gleiche Aus-
schuss – wie Herr Kollege Marz dies gesagt hat – in
Fällen offensichtlicher Härten und nicht nachvollziehba-
rer Stichtagsregelungen, dass eine Familie, bei der alles
stimmt und wo nachher 24 Stunden zu früh oder zu spät
den Ausschlag geben sollen, diese Menschen nach
fünfzehn Jahren mit Sack und Pack nach „Was-weiß-ich-
wohin“ zurückgeschickt werden, Nein sagt und in diesem
Fall anders entscheidet. Das finde ich hervorragend.
Das ist auch der Weg, den wir weiter beschreiten sollten.

Ich glaube, die erwarteten Härtefallregelungen werden
dem Petitionsausschuss auch neue Spielräume eröff-
nen.

Meine Damen und Herren, ein zweiter Punkt betrifft die
Frage – Herr Kollege Ernst hat es aufgeworfen – nach
der Effizienz dieser Einrichtung. Der Bürgerbeauftragte
achtet selbst sehr darauf – dies weiß ich –, aber wir
müssen aufpassen, dass aus der Institution des Bürger-
beauftragten kein „Querulantenbeauftragter“ wird.

Der Ausschuss nimmt seine Arbeit ernst, geht genau
darauf ein und sorgt dafür, dass Petenten ihr Recht
bekommen, ernst genommen werden und man sich um
diese einzelnen Fälle individuell kümmert. Aber man
kann den Ausschuss nicht missbrauchen, um für irreale
Forderungen, für die es keine Grundlagen gibt, dann
noch einmal eine neue Instanz zu suchen. Damit würde
man dieses Bürgerrecht aushöhlen. Das kann nicht in
unserem Sinn sein.

Meine Damen und Herren, ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall der FDP und der SPD)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Damit sind die Tagesordnungspunkte 18 und 19 erledigt.

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf:

Entlastung  der  Landesregierung  und  des
Rechnungshofs für das Haushaltsjahr 2000

Entlastung der Landesregierung Rheinland-Pfalz
für das Haushaltsjahr 2000

Antrag der Landesregierung
– Drucksache 14/551 –

Entlastung des Rechnungshofs Rheinland-Pfalz
für das Haushaltsjahr 2000
Antrag des Rechnungshofs

– Drucksache 14/610 –
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Jahresbericht 2001
Unterrichtung durch den Rechnungshof

– Drucksache 14/750 –

Stellungnahme der Landesregierung zum
Jahresbericht 2001 des Rechnungshofs

(Drucksache 14/750)
Unterrichtung durch die Landesregierung

– Drucksache 14/1020 –

dazu:
Kommunalbericht 2001

Unterrichtung durch den Rechnungshof
– Drucksache 14/1038 –

Beschlussempfehlung und Bericht des
Haushalts- und Finanzausschusses

– Drucksache 14/1230 –

Zur Beschlussempfehlung und zum Bericht des Haus-
halts- und Finanzausschusses erteile ich dem Berichter-
statter, Herrn Abgeordneten Bracht, das Wort.

Abg. Bracht, CDU:

Frau Präsidentin, Herr Rechnungshofpräsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wie in jedem Jahr
haben die Rechnungsprüfungskommission und der
Haushalts- und Finanzausschuss – mit Unterstützung
des Rechnungshofs – die Abwicklung des vorletzten
Haushaltsjahres, also des Jahres 2000, geprüft.

Der Bericht und die Beschlussempfehlung des Haus-
halts- und Finanzausschusses, die Entlastungsanträge
von Regierung und Rechnungshof, der Rechnungshof-
bericht und die Stellungnahme der Landesregierung
dazu liegen Ihnen vor.

Als Berichterstatter möchte ich, wie es in den letzten
Jahren üblich geworden ist, einige Beratungsergebnisse
hervorheben, die über den Einzelfall hinaus von beson-
derer politischer Bedeutung sind.

Ich will zuerst kurz auf die Lage der Landesfinanzen
eingehen.

Meine Damen und Herren, in der Regel sind die kritik-
würdigen Punkte von politischer Bedeutung, und des-
halb hat der Berichterstatter des Haushalts- und Finanz-
auschusses meist schlechte Nachrichten zu überbrin-
gen.

Umso mehr freut es mich, dass ich diesmal mit einer
guten Nachricht beginnen kann. Das Jahr 2000 war – im
Vergleich mit den Jahren zuvor – ein gutes Jahr für den
Haushalt; denn die Einnahmen stiegen um 3,1 %, die
Ausgaben aber nur um 1,3 %. Dies lag nicht etwa an
guter Politik, sondern vor allem an höheren Einnahmen
aus dem Länderfinanzausgleich und den Bundesergän-
zungszuweisungen.

Unser Land war wegen unserer Politik im Vergleich zu
anderen Ländern bedürftig geworden. Insofern war die
gute Nachricht nicht nur eine gute Nachricht.

Meine Damen und Herren, es war und ist richtig und
notwendig, auch bei guten Einnahmen sparsam zu wirt-
schaften. Insbesondere wäre es ein Fehler gewesen, die
Ausgaben des Jahres  2000 den Einnahmen anzupas-
sen. Die Notwendigkeit, sparsam zu wirtschaften, gilt
auch und gerade für den großen Bereich der Personal-
ausgaben bzw. der Personalkosten, für die das Land
mehr als 50 % seiner Einnahmen aus Steuern, Finanz-
ausgleich und Ergänzungszuwendungen aufwenden
muss. Die Ausgaben für das Personal stiegen um 1,5 %
an. Der Anstieg ist zwar höher als der Anstieg der Ge-
samtausgaben, er ist aber nur halb so hoch wie im
Jahr 1999.

Der Haushalts- und Finanzausschuss begrüßt das, auch
wenn die Steigerung im Vergleich mit anderen Ländern
immer noch hoch ist. Wir wissen aber, dass dieser Wert
auch die Vorsorge im Rahmen des Pensionsfonds für
Beamte einschließt. Wir wissen, dass die Versorgungs-
bezüge um über 5 % ansteigen und weiter ansteigen
werden. Ich will das an dieser Stelle nicht vertiefen. Ich
weise wie bereits vor einem Jahr noch einmal darauf hin,
wie schwierig die Personalkosten angesichts neuer
Schwerpunkte in den Bereichen Schule, Polizei und
Strafvollzug zu beherrschen sind. Die Landesregierung
bleibt jedenfalls weiter aufgefordert, alles zu tun, um die
Personalkosten zu begrenzen.

Ich merke ferner an, dass die Verschuldung im
Jahr 2000 auf nunmehr 4.555 Euro pro Einwohner an-
stieg. Bezogen auf die Pro-Kopf-Verschuldung der Ein-
wohner stieg sie sogar schneller als der Durchschnitt der
Flächenländer, obwohl Rheinland-Pfalz bei der Pro-
Kopf-Verschuldung bereits mit an der Spitze der Flä-
chenländer West liegt und nur noch von Schleswig-
Holstein und dem Saarland übertroffen wird.

Die Landesregierung musste ihr Ziel, die Nettoneuver-
schuldung bis zum Jahr 2006 abzubauen, auf den so
genannten Kernhaushalt beschränken, der die Neben-
haushalte nicht umfasst. Sie bleibt aufgefordert, die
Kredite auch der Nebenhaushalte, vor allem der Lan-
desbetriebe, in das Bemühen einzubeziehen, die Neu-
verschuldung zu reduzieren.

Meine Damen und Herren, das Land hat im Jahr 2000
noch einmal Rücklagen für die mageren Jahre gebildet,
in denen wir uns jetzt befinden. Wir haben uns bei der
diesjährigen Rechnungsprüfung damit befasst, wie die
Rücklage in den Jahren finanziert wird, in denen sie in
Anspruch genommen werden soll. Dafür stehen Kredit-
ermächtigungen aus dem Vorjahr bereit, die nicht aus-
geschöpft wurden. Rechtlich kann man das im Prinzip so
machen.

Problematisch ist allerdings die Höhe dieser Restkredit-
ermächtigung. Sie betrug Anfang des Jahres  2000
1,5 Milliarden DM, also immerhin 750 Millionen Euro. Für
diesen Betrag gelten die Veranschlagungen aus dem
jeweiligen Vorjahr, also die vom Landtag als Gesetzge-
ber vorgegebenen Zweckbestimmungen, nicht mehr.
Zwar hat die Landesregierung versichert, dass sie Res t-
kreditermäßigungen bis dato nur zur Finanzierung von
Haushaltsresten in Anspruch genommen hat. Angesichts
der Höhe des Betrags sollte sich der Landtag künftig
dennoch vorbehalten, im jeweils neuen Haushaltsjahr
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über die Inanspruchnahme der Restkreditermächtigung
mit zu entscheiden. Der Deutsche Bundestag beispiels-
weise sperrt einen Teil der Restkreditermächtigung; die
Aufhebung der Sperre bedarf der Zustimmung des
Haushaltsausschusses.

Eine weitere allgemeine Anmerkung: Der Rechnungshof
weist zu Recht darauf hin, dass einige Übersichten in
der Haushaltsrechnung widersprüchliche oder nicht
immer nachvollziehbare Angaben enthielten. Klarheit
und Transparenz der Rechnungslegung sind unerläss-
lich, um das Finanzgebaren der Regierung nachvollzie-
hen zu können. Insgesamt ist zwar durchaus anzuer-
kennen, dass die Landesregierung sich in vielen Fällen
bemüht, Forderungen dieses Hauses nach mehr Trans-
parenz nachzukommen, es fehlt aber immer noch eine
Art Konzernrechnung des Landes, die insbesondere den
Kostenvergleich zwischen herkömmlich wirtschaftenden
Behörden und den immer zahlreicheren Landesbetrie-
ben, die kaufmännisch wirtschaften, ermöglicht. Auch
der Vergleich mit den Zahlen anderer Länder wird immer
schwieriger, Herr Minister.

Meine Damen und Herren, über die Finanzlage der
Kommunen, wie sie sich nach dem Kommunalbericht
des Rechnungshofs darstellt, hat der Landtag auf Antrag
der CDU-Fraktion bereits im Mai-Plenum debattiert.
Problematisch erscheint – nicht zuletzt im Hinblick auf
den europäischen Stabilitätsfonds  –, dass die Einnah-
men sinken, während die Ausgaben im Jahr 2001 um
3,4 % emporgeschnellt sind. Die Ursachen für diese
Entwicklung sind vielfältig. In der Enquete-Kommission
„Kommunen“ wird Gelegenheit sein, sich damit näher zu
befassen. Wichtig ist, dass diese Kommission an erster
Stelle eine Analyse und Aufgabenkritik hinsichtlich der
kommunalen Leistungen vornehmen soll.

Eine solche Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik ist
auch für das Land unerlässlich; denn auch das Land
muss ernsthaft prüfen, welche Aufgaben die Landesver-
waltung heute und künftig erfüllen soll und welche Auf-
gaben sie überhaupt noch erfüllen kann.

Der Landtag hat bereits im Jahr 1999 im Rahmen des
damaligen Entlastungsverfahrens erste Ansätze einer
Aufgabenkritik und Aufgabenanalyse in einzelnen Res-
sorts zustimmend zur Kenntnis genommen. Auch die
Enquete-Kommission „Verwaltungsmodernisierung“ hat
in der vergangenen Wahlperiode betont, dass Aufga-
benkritik eine ständige Aufgabe der Landesregierung sei
und sein müsse. Schließlich hat der Gesetzgeber die
Landesregierung zu einer ständigen Aufgabenkritik
sogar förmlich verpflichtet. Danach hat die Landesregie-
rung Ende des Jahres  2004 erstmals über deren Ergeb-
nisse im Landtag zu berichten.

Meine Damen und Herren, der Rechnungshof hat ge-
prüft, wie weit die Aufgabenanalyse und -kritik innerhalb
der Landesregierung zwischenzeitlich gediehen ist. Er
musste leider feststellen, dass die Landesregierung
noch kein Konzept für eine systematische Aufgabena-
nalyse und -kritik vorweisen kann. Es ist völlig klar, dass
Aufgabenkritik schwierig ist. Das wollen wir nicht be-
streiten. Wer gibt schon gern zu, dass er etwas tut, was
er besser lassen sollte.

Deshalb muss dieser Prozess energisch vorangetrieben
werden. Ferner muss politisch entschieden werden, wo
die Prioritäten liegen. Das heißt: Was sind die Kernauf-
gaben unserer Landesverwaltung, und welche der vielen
wünschenswerten Dinge, die die Landesbehörden tun,
können wir uns heute finanziell noch leisten oder nicht
mehr leisten?

Mit anderen Worten: Aufgabenkritik ist ein finanzpoliti-
sches Gebot der Stunde. Der Bericht des Rechnungs-
hofs enthält wertvolle Hinweise für eine systematische
Aufgabenanalyse und -kritik. Der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss schlägt vor, dass die Landesregierung
berichtet, inwieweit sie diese Anregungen in ihrem eige-
nen Konzept aufgreift.

Meine Damen und Herren, ein paar Worte zum Thema
„Finanzhilfen und Beteiligungen“. Einer der Bereiche, in
denen eine Aufgabenkritik schnell messbare Erfolge
vorweisen könnte, sind die Finanzhilfen und Beteiligun-
gen des Landes. Die Informationen, die wir in diesem
Bereich für politische Entscheidungen benötigen, liegen
uns dank des Finanzhilfeberichts – darüber haben wir
gestern diskutiert – und auch des Beteiligungsberichts
zum größten Teil vor.

Der Rechnungshof hat dankenswerterweise wieder eine
Reihe von Finanzhilfen, Fördermaßnahmen und Lan-
desbeteiligungen unter die Lupe genommen. Nach der
Haushaltsordung dürfen Fördermaßnahmen nur veran-
schlagt werden, wenn – ich zitiere – „das Land an der
Erfüllung durch solche Stellen ein erhebliches Interesse
hat, das ohne die Zuwendungen nicht oder nicht im
notwendigen Umfang befriedigt werden kann.“ Für Lan-
desbeteiligungen gilt Vergleichbares.

In der Rechnungsprüfungskommission haben wir uns in
dem einen oder anderen Fall gefragt, ob diese gesetzl i-
chen Voraussetzungen angesichts der aktuellen Finanz-
not noch erfüllt sind. Der eine oder andere in der Kom-
mission hat sich sogar gelegentlich gewundert, was sich
das Land noch alles leistet.

Meine Damen und Herrn, unabhängig davon sind immer
wieder Vergabefehler bei der Verwendung von Finanz-
hilfen und fehlende Kontrollen seitens der Landesver-
waltung zu rügen. Natürlich bedeutet es Verwaltungs-
aufwand zu prüfen, ob Finanzmittel nach Recht und
Gesetz wirtschaftlich und zweckentsprechend eingesetzt
werden. Die Prüfungsergebnisse des Rechnungshofs
führen aber immer wieder vor Augen, wie oft Steuergel-
der verschwendet werden, wenn vernünftige Kontrollen
fehlen.

Wir konnten allerdings positiv festhalten, dass die Regie-
rung den Hinweisen des Rechnungshofs auf entspre-
chende Fehler regelmäßig nachgegangen ist und die
notwendigen Konsequenzen bereits gezogen oder zu-
mindest angekündigt hat.

Meine Damen und Herren, der Rechnungshof hat sich
mit den Stiftungen des Landes befasst. Dabei zeigte
sich, dass sich auch dort eine Aufgabenkritik lohnt. So
stellte sich heraus, dass insbesondere im Kulturbereich,
aber auch teilweise im Umweltbereich, Stiftungen viel-
fach die selben Dinge tun wie die Landesverwaltung.
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Davon abgesehen muss sich das Land auch die grund-
sätzliche Frage immer wieder neu stellen, ob es richtig
ist, umfangreiche Finanzmittel mittels Stiftungen aus
dem allgemeinen Haushalt herauszulösen und damit der
politischen Disposition weitgehend zu entziehen.

Im Übrigen sollte ein und dasselbe Ministerium eine
Stiftung nicht verwalten und zugleich kontrollieren. Diese
Kritik betraf insbesondere die Stiftung „Natur und Um-
welt Rheinland-Pfalz“. Wir haben beim DIZ gesehen,
wohin das führen kann.

Meine Damen und Herren, über den Zustand der Justiz
dieses Landes wird derzeit  viel debattiert. Auch wir
haben gestern in diesem Hause darüber gesprochen.
Aus der Rechnungsprüfung heraus kann ich die Diskus-
sion um ein weiteres Kapitel bereichern. Die Ausstattung
der Zivil- und Strafgerichte mit Informationstechnik ist
mangelhaft. Teils fehlt es völlig an EDV, und wo es wel-
che gibt, ist sie meist veraltet. Dazu hat der Minister
gestern auch hier Stellung genommen.

Gerade in der jetzigen Situation ist die Justiz aber auf
größtmögliche Effizienz angewiesen, um ihre Aufgaben
erfüllen zu können. Eine angemessene Ausstattung mit
Informationstechnik ist dazu unabdingbar. Von Seiten
des Ministeriums wurden durchaus ernst zu nehmende
Gründe für dieses Defizit genannt und auch dargelegt,
dass und in welcher Weise das Ministerium in den näch-
sten Jahren für eine angemessene Ausstattung der
Gerichte mit moderner Informationstechnik Sorge tragen
will. Das ist nachdrücklich auch und gerade vor dem
Hintergrund der aktuellen Finanzsituation zu unterstüt-
zen; denn das kostet Geld.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich drei Punkte
erwähnen, über die wir uns in der Rechnungsprüfungs-
kommission wirklich geärgert haben.

Der erste Punkt ist der Neubau des Fachbereichs Che-
mie der Universität Mainz. Dort wurden Räume entge-
gen der Bauplanung zweckentfremdet. Im Ergebnis
erhielten die Professoren deutlich größere Diensträume
als geplant. Dabei hat ganz offenbar jemand dem Minis-
terium und dem Rechnungshof die Unwahrheit gesagt.
Bei mir steht im Manuskript der umgangssprachliche
Begriff. Ich vermeide ihn, um nicht gerügt zu werden.
Dieser Begriff wäre aber sehr treffend.

Wir haben uns mit dem Fall bereits im vergangenem
Jahr befasst. Der Landtag hat die Landesregierung
aufgefordert, die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu
ziehen. Das ist nicht geschehen. Der Haushalts- und
Finanzausschuss empfiehlt, dies ausdrücklich zu miss-
billigen; denn ein solches Verhalten soll und muss uns e-
rer Auffassung nach ein Nachspiel haben. So darf man
weder mit dem Rechnungshof noch mit der Landesregie-
rung noch mit dem Landtag umgehen.

Der zweite Punkt betrifft die Reform der Landwirt-
schaftsverwaltung. Ich bin erst das zweite Jahr Mitglied
der Rechnungsprüfungskommission. Ich habe aber
bereits gelernt, dass die Reform der Landwirtschafts-
verwaltung eine unendliche Geschichte zu sein scheint.

Lassen Sie mich nur so viel sagen: Weder die Rech-
nungsprüfungskommission noch der Haushalts- und
Finanzausschuss sind mit dem bisher Erreichten zufrie-
den. Vieles dauert zu lang, und die bisher erzielten Ein-
sparungen, etwa bei der Wiederaufbaukasse der Wein-
baugebiete, sind dürftig.

Meine Damen und Herren, ich komme zum dritten
Punkt: Irritiert hat uns, dass die Stellungnahme der Lan-
desregierung zum Rechnungshofbericht dem Rech-
nungshof an einigen Stellen Aussagen in den Mund legt,
die der Rechnungshof gar nicht getroffen hat.

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft
und Weinbau hat, als es um die Förderung des Schie-
nenverkehrs ging, erst in der Rechnungsprüfungskom-
mission und erst nach einigem Drängen alle Fakten auf
den Tisch gelegt. Beides hat die Beratungen unnötig
belastet. Die zuständigen Mitarbeiter in den Ressorts
sollten noch einmal zur nötigen Sorgfalt im Umgang mit
dem Rechnungshof und dem Landtag angehalten wer-
den.

Meine Damen und Herren, im Übrigen – damit komme
ich zum Schluss meines Berichts – verliefen die Bera-
tungen in der Rechnungsprüfungskommission und im
Haushalts- und Finanzausschuss auch dieses Jahr
wieder sachlich, konzentriert und in großem Einverneh-
men. Dafür bedanke ich mich bei den Mitgliedern der
Kommission und des Ausschusses ganz herzlich.

Zu danken haben wir aber auch wieder dem Rech-
nungshof mit seinem Präsidenten Herrn Dr. Schneider
an der Spitze. Der Rechnungshof trägt ganz entschei-
dend zu einer funktionierenden Finanzkontrolle bei. Herr
Dr. Schneider, dabei wurden unter Ihrer Führung in den
vergangenen Jahren die Voraussetzungen einer poli-
tisch wirksamen Kontrolle weiter verbessert, insbeson-
dere durch die Beschleunigung des Entlastungsverfah-
rens, aber auch durch Prüfungsergebnisse, aus denen
sich - wie etwa bei der Aufgabenkritik im aktuellen Be-
richt - wichtige Folgerungen für die künftige Politik ge-
winnen lassen. Wir werden wohl in nicht allzu ferner
Zukunft bei anderer Gelegenheit ausführlicher auf Ihre
persönlichen Verdienste als Präsident des Rechnungs-
hofs eingehen können, Herr Präsident.

Meine Damen und Herren, die Rechnungsprüfungs-
kommission hat dieses Mal sämtliche Empfehlungen, die
dem Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses
zugrunde liegen, einstimmig beschlossen. Das zeigt, wie
ernst dieser Landtag über alle Fraktionsgrenzen hinweg
die Finanzkontrolle nimmt.

Enthalten hat sich die Vertreterin von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN in der Rechnungsprüfungskommission bei
Nummer 3 der Beschlussempfehlung, der Entlastung der
Landesregierung. Im Haushalts- und Finanzausschuss
hat sich die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei
allen vier Punkten der Beschlussempfehlung enthalten.
Im Übrigen fand die Beschlussempfehlung Zustimmung.

Meine Damen und Herren, zusammengefasst empfiehlt
der Haushalts- und Finanzausschuss, dass der Landtag
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1. den Feststellungen und Forderungen des Haus-
halts- und Finanzausschusses zustimmt und die
Landesregierung auffordert, dem Landtag über das
Veranlasste zu berichten,

2. vom Jahresbericht 2001 des Rechnungshofs
Kenntnis nimmt und die Jahresberichte für erledigt
erklärt, soweit der Haushalts- und Finanzausschuss
nichts anderes festgestellt oder gefordert hat,

3. der Landesregierung und

4. dem Präsidenten des Rechnungshofs für das Haus-
haltsjahr 2000 Entlastung erteilt.

Meine Damen und Herren, wir würden uns freuen, wenn
Sie dieser Empfehlung Folge leisten.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall im Hause)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Meine Damen und Herren, ich begrüße weitere Gäste im
Landtag, und zwar Spätaussiedler aus dem Kreis Kusel
und Mitglieder der Ungarisch-Deutschen Gesellschaft
Trier. Herzlich willkommen im Landtag!

(Beifall im Hause)

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten
Baldauf das Wort.

Abg. Baldauf, CDU:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie
mich zunächst einmal etwas Persönliches sagen. Herr
Kollege Bracht hat es erwähnt. Er war das zweite Mal
dabei. Ich durfte dieses Jahr das erste Mal dabei sein.
Es war eine sehr interessante und konstruktive Arbeit,
die zügig durchgezogen wurde.

Bevor ich eine vielleicht etwas kämpferische Rede halte,
muss ich dazu sagen, dass ich das bezüglich der Kom-
mission für eine sehr wunderbare Sache gehalten habe.
Ich bedauere es sehr, dass Sie es nicht weiter machen.
Irgendwann ist einmal ein zeitlicher Punkt gesetzt. Ich
wünsche alles Gute. Als junger Abgeordneter darf man
vielleicht noch sagen: Vielleicht habe ich die Möglichkeit,
das noch öfter wahrzunehmen.

Zum Kommunalbericht möchte ich einige Sachen sagen.
Die Mehrzahl der Kommunen pfeift zwischenzeitlich aus
dem letzten Loch. Die Finanzlage hat sich dramatisch
verschlechtert. Die Befürchtungen werden zwischenzeit-
lich weit überschritten.

Der Kommunalbericht 2001 zeigt deshalb auch scho-
nungslos und konturenscharf die tatsächliche Situation
auf. Das Finanzierungsdefizit ist ein objektiver Param e-
ter. Wenn man sich diesen zu Eigen macht, kommt man,
wie es der Kollege Bracht ausgeführt hat, für das Jahr
1999 auf eine Erhöhung um 102 Millionen Euro auf
heute 167 Millionen Euro.

Damit haben wir ein Fazit zu ziehen. Die Kommunen
haben seit Bestehen des Landes Rheinland-Pfalz bis
zum heutigen Tag die höchste Finanzierungslücke über-
haupt. In keinem anderen Flächenland – das ist das
Entscheidende – wiesen die Rechnungsabschlüsse seit
1990 durchgängig einen negativen Finanzierungssaldo
aus. Was dies für die Finanzierung und die Kreativität
bedeutet, liegt auf der Hand: fast 700 unausgeglichene
Haushalte mit 716 Millionen Euro Fehlbedarf, darunter
zehn kreisfreie Städte und zehn Landkreise. – Damit hat
sich der Fehlbedarf leider fast verdoppelt.

Zahlen sprechen natürlich für sich bzw. in diesem Fall
leider gegen die Landesregierung.

(Beifall des Abg. Schnabel, CDU)

Die Maßnahmen der Landesregierung zur Abmilderung
der Altfehlbetragsproblematik verschieben sich lediglich.
Die Bugwelle der Fehlbeträge zu Lasten der Verschul-
dung geht nach vorn. Das ist nichts anderes als ein
billiger Taschenspielertrick „linke Tasche, rechte Ta-
sche“ oder „rin in die Kartoffeln, raus aus den Kartoffeln“.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Trotz aller Bemühungen  können  die  Kommunen 2001
– das ist ein trauriges Schicksal – mit Sicherheit auch im
Jahr 2002 keine Konsolidierungserfolge erzielen. Ich
möchte in diesem Zusammenhang darauf hinweisen,
dass wir uns auch mit der so wichtigen Grundsicherung,
die ab dem 1. Januar 2003 eintreten soll, zu beschäfti-
gen haben. Wir haben noch vier Monate Zeit, darüber zu
sprechen, wie dies funktionieren soll. Das wird die Kas-
sen nicht vergrößern, sondern die Löcher größer reißen.

Die Städte haben in den vergangenen Jahren ihre
Haushalte so stark konsolidiert, dass die Ausgaben
heute auf dem Niveau von 1993 bei völlig neuen und
größeren Aufgaben liegen. Die Steuereinnahmen der
kommunalen Haushalte werden durch das Steuersen-
kungsgesetz im Zeitraum von 2002 bis 2005 um insge-
samt 590 Millionen Euro sinken, drastischer gesagt,
einbrechen.

(Zuruf des Abg. Itzek, SPD)

– Herr Kollege Itzek, Sie sind wahrscheinlich gleich dran.
Sie können uns dann erklären, wie Sie das meinen. Sie
stehen wahrscheinlich dazu. Wir würden es umschich-
ten. Ich hätte auch ein paar prima Ideen. Heute reden
wir über den Kommunalbericht 2001.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Zusätzlicher Konsolidierungsdruck entsteht für die
Kommunen durch die Zusage der Bundesregierung zur
Einhaltung der Kriterien des europäischen Wachstums-
und Stabilitätspakts mit einer Begrenzung des Ausga-
benzuwachses um 1,5 % – welch ein Hohn, wenn man
sich die Tarifabschlüsse anschaut – für die kommunalen
Gebietskörperschaften. Hier liegen die Tarifabschlüsse
nicht unter 2 %.

Konsolidierungserfolge werden für die Kommunen im-
mer schwieriger, weil die Einsparpotenziale weitgehend
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ausgeschöpft sind, nimmt man einmal die freiwilligen
Leistungen aus. Wer möchte diese schon gern ausspa-
ren? Dann brauchen wir keine kommunale Hoheit mehr.
Die Gewerbesteuer entwickelt sich immer mehr als un-
kalkulierbare Größe für jeden Kämmerer. Nur noch 78 %
des Vorjahrsaufkommens sind in die kommunalen Kas-
sen geflossen. Dies hat auch etwas mit den Rahmenbe-
dingungen zu tun, weshalb bei der Gewerbesteuer der
Rückgang bei den kreisfreien Städten bereits bei 42,4 %
liegt.

Dagegen ist die von den Kommunen zu zahlende Ge-
werbesteuerumlage von 1992 auf 2001 in neun Jahren
von 16,2 % um 8 % auf 24,6 % gestiegen. Das ist wohl
so. Das ist richtig. Das ändert nichts an den Tatsachen,
dass es vor Ort so ist.

Der Kommunalbericht räumt auch mit der von der SPD
und der FDP immer wieder verbreiteten Legende auf,
dass die Finanzausstattung der rheinland-pfälzischen
Kommunen über dem Länderdurchschnitt liege. Das ist
weit gefehlt. Wie der Kollege Bracht vorher ausführte,
erhalten die rheinland-pfälzischen Kommunen 630 Euro
je Einwohner an Steuereinnahmen. Bei den Flächenlän-
dern West sind es 799 Euro. Dies alles hat damit zu tun,
dass dem kommunalen Finanzausgleich jährlich immer
wieder Mittel entnommen werden und Aufgaben hinzu-
kommen. Allein in den letzten zehn Jahren fehlt den
Kommunen eine Milliarde Euro. Dieser Raubzug durch
die kommunalen Finanzen – so muss man das leider
bezeichnen – wird 2002 und 2003 fortgesetzt werden.
Für 2002 ist man mit einer Zahl von 63,8 Millionen Euro
sicherlich nicht auf der schlechtesten Seite.

Herr Dr. Schneider, der Landesrechnungshof stellt des-
halb richtig fest, dass die allgemeinen Zuweisungen
gegenüber 2001 sogar rückläufig wären, wenn die
Grunderwerbssteuer, die den Kommunen genommen
wurde, von den allgemeinen Finanzmitteln abgesetzt
würde. Das spricht für sich. Das ist nicht in Ordnung
und, um es etwas pointierter zu sagen, eigentlich ein
Skandal, was mit den Kommunen in Rheinland-Pfalz
passiert.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb am Schluss der eindringliche Appell an die
beiden Herren aus der ersten Reihe:

Herr Ministerpräsident und Herr Finanzminister, denken
Sie mehr an die Kommunen. Sie sind das Rückgrat
dieses Landes. Schöpfen Sie sie nicht weiter aus.

Vielen Dank.
(Beifall der CDU)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Für die SPD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Schmitt das
Wort.

Abg. Frau Schmitt, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich habe mich gefreut, dass ein junger Kollege
in die Debatte eingestiegen ist.

Herr Kollege Baldauf, ich habe mich allerdings ein biss-
chen gewundert – das gehört natürlich auch dazu –,
dass Sie so ausführlich auf den Kommunalbericht ein-
gegangen sind. Wir haben damals, als er vorgestellt
wurde, schon eine ausführliche Debatte geführt. Ich
möchte nur so viel dazu sagen,

(Baldauf, CDU: Dass Sie mir
Recht geben!)

dass die Situation der kommunalen Finanzen auch in
Rheinland-Pfalz nicht erfreulich ist. Sie ist kein rhein-
land-pfälzisches, sondern ein bundesweites Problem.

(Zuruf des Abg. Schnabel, CDU)

Sie haben sicher auch die Feststellung des Rechnungs-
hofs gelesen. Der Rechnungshof bescheinigt dem Land
Rheinland-Pfalz schriftlich, dass Rheinland-Pfalz für die
Kommunen überproportional mehr tut, als das andern-
orts der Fall ist. Wir haben heute morgen die Enquete-
Kommission eingesetzt. Ich hoffe, dass Sie gemeinsam
mit der Enquete-Kommission „Gemeindefinanzreform“
auf Bundesebene die Basis für strukturelle Reformen
legt. Das ist wichtig.

Gleichzeitig sage ich auch, dass es in den letzten Tagen
Vorschläge von der Sozialdemokratischen Gemeinschaft
für Kommunalpolitik (SGK) gab, dass man auch jetzt
schon dort, wo es möglich ist, strukturelle Veränderun-
gen anpacken kann; denn vor Ort haben wir die Mög-
lichkeit. Dann haben wir das Problem, dass man für
Entscheidungen Mut haben muss.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, um was geht
es bei diesem Entlastungsverfahren? Es geht einmal
darum zu prüfen, ob die Landesregierung für das Haus-
haltsjahr 2000 verantwortlich und rechtmäßig mit den
Finanzen dieses Landes umgegangen ist. Es geht ferner
darum, Lehren für die Zukunft zu ziehen.

Lassen Sie mich ein paar wesentliche Eckdaten, die der
Kollege Bracht schon genannt hat, noch einmal aufgrei-
fen. Für sich betrachtet ist das Haushaltsjahr 2000 ein
gutes Jahr gewesen. Natürlich hing das mit der Einnah-
mensituation zusammen. Wir hatten mehr Bundeser-
gänzungszuweisungen, eine Mehrzahlung aus dem
Länderfinanzausgleich, aber – Herr Kollege Baldauf, das
ist für mich entscheidend gewesen – wir haben trotz
dieser verbesserten Einnahmensituation restriktiv ge-
wirtschaftet. Wir haben – das haben Sie den Zahlen
entnehmen können – eine Ausgabensteigerungsrate von
1,3 % gehabt; wir haben 1,5 % geplant. Die Vorgabe des
Finanzplanungsrats war 2,0 %. Was ist das anderes als
erfolgreiches, restriktives Wirtschaften?

(Beifall bei SPD und FDP)

Herr Kollege Schnabel schüttelt den Kopf und lächelt. In
der gleichen Zeit – das sage ich Ihnen dazu – hatte
Bayern beispielsweise eine Ausgabensteigerung von
2,4 %.

(Zuruf des Abg. Schnabel, CDU)
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Baden-Württemberg hatte eine Ausgabensteigerung von
4,3 %. Ich denke, das unterstreicht noch einmal die
Relation.

Herr Kollege Baldauf, ich sage auch – darin sind wir uns
einig, Herr Kollege Bracht, mit dem Haushalts- und Fi-
nanzausschuss –, dass wir natürlich mit dieser restrikti-
ven Ausgabenwirtschaft weitermachen müssen. Die
getroffenen Maßnahmen jetzt nicht nur im Rahmen des
Doppelhaushalts, sondern auch die Haushaltssperre, die
Bewirtschaftungsmaßnahmen sind exakt dafür gedacht,
diesen Prozess fortzusetzen.

Sie wissen selbst, dass wir noch einmal unterstreichen,
an der jetzigen Vorgabe von 1 % Wachstum festhalten
zu wollen.

Trotz dieses geringen Ausgabenwachstums insgesamt
ist es uns gelungen, eine sehr hohe Investitionsquote zu
fahren. Wir liegen in Rheinland-Pfalz bei 12,6 %.

(Beifall des Abg. Kuhn, FDP)

– Herr Kollege Kuhn stimmt zu Recht zu. Damit liegen
wir weit über dem Durchschnitt der westlichen Flächen-
länder, Platz 2 hinter Bayern. Das ist auch keine Selbs t-
verständlichkeit. Wenn dann natürlich moniert wird, das
trägt zu einer höheren Kreditfinanzierungsquote bei,
7,1 %, wir hatten in den guten Jahren oft wesentlich
mehr. Der Bundesdurchschnitt betrug bis 2003 7,8 %.
Auch in dieser Beziehung halten wir uns noch im Rah-
men. Ich denke, wir haben damit auch wirtschaftlichen
Erfolg grundgelegt, beispielsweise Erfolge in der Ar-
beitsmarktpolitik erreicht. Das ist ein wichtiger Punkt für
die Zukunftsfähigkeit unseres Landes.

Lassen Sie mich noch ganz kurz, weil das auch immer
ein Problemfall ist, zur Steigerung der Personalausga-
ben etwas sagen. Wir haben eine Steigerungsrate von
1,5 %. Das ist sicherlich auf den ersten Blick ein heftiger
Anstieg, aber auch in dieser Beziehung, Herr Kollege
Baldauf, haben wir restriktiv gewirtschaftet.  Sie  wissen
– das ist jedes Jahr so –, dass wir natürlich nur bei den
aktiv Beschäftigten etwas tun können. Wenn wir schon
2 % Steigerung in den Tarifvertragsabschlüssen haben,
dann ist es natürlich sehr schwer, wirklich herunterzufah-
ren. Wir haben natürlich auch mehr Einstellungen. Wir
haben mehr Lehrer eingestellt, mehr Polizisten, mehr
Kräfte im Justizbereich. Sie haben doch gestern noch
mehr gefordert. Das hat auch Konsequenzen für die
Personalausgaben.

(Beifall bei SPD und FDP)

Ich bin froh, dass die Einzahlung des Landes in den
Pensionsfonds – bis 2006 sind das immerhin 860 Millio-
nen DM – zukünftig nicht mehr bei den Personalkosten
anfällt, sondern als Rücklagenbildung ausgewiesen wird,
weil ich glaube, es trägt zur Versachlichung dieser Stati-
stik bei.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Rheinland-
Pfalz hat bei der schwierigen Haushaltslage immer
schon innovative Wege gesucht. Ich möchte noch ein-
mal ausdrücklich das Bonus-Malus-System, das gerade
im Personalkostenbereich erfolgreich war, als erfolgrei-

ches Instrument hervorheben. Es ist das einzige Instru-
ment, das uns mit jährlich minus 1,5 % die Möglichkeit
gibt, tatsächlich einzusparen. Natürlich – da gebe ich
Ihnen Recht Frau Kollegin Thomas – sind wir mit dieser
Haushaltslage und den zukünftigen Entwicklungen nicht
zufrieden. Die Lage hat sich weiter verschärft. Sie ist
äußerst angespannt, gerade auch wegen der aktuellen
Situation bei den Steuereinnahmen.

Der weitere Anstieg der Verschuldung ist natürlich auch
im Jahr 2000 belastend gewesen. Trotzdem – das sage
ich auch, weil wir bei den Lehren für die Zukunft sind –
geht kein Weg an dieser konsequenten Konsolidierung
vorbei. Von daher sind wir mit den Schlussfolgerungen,
die wir gemeinsam in der Rechnungsprüfungskommissi-
on aber auch im Haushalts- und Finanzausschuss ge-
troffen haben, mit dem Rechnungshof völlig überein.

Ich möchte jetzt zwei, drei Punkte in der Kürze der Zeit
ansprechen, die auch mich und uns tatsächlich geärgert
haben. Ich finde es bei angespannter Haushaltslage
besonders ärgerlich, wenn es immer noch zu großzügige
Bauplanungen gibt, wenn es immer noch wirtschaftliche-
re Bauausführungen geben könnte und wenn die verga-
berechtlichen Bestimmungen nicht eingehalten werden.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Das ist so vor Ort. Wenn ich bedenke – das kommt sehr
selten vor, Herr Dr. Schneider –, dass man im Voraus
verhindern kann – oft kommen wir zu spät –, dass wir
zum Beispiel bei der Fachhochschule Mainz/Worms
durch die Verhinderung kostspieliger Bauten allein 50 %
des Budgets des Rechnungshofs haben einsparen kön-
nen, dann lohnt sich dieses Bemühen.

Wir haben im Bereich der Förderung des öffentlichen
Schienenverkehrs über die Beschaffung von Schienen-
fahrzeugen gesprochen. Wir als SPD-Fraktion unterstüt-
zen nachdrücklich, die Rückforderungsansprüche von-
seiten des Landes zu prüfen. Ich hoffe, dass wir in Zu-
kunft auch – das sage ich ganz deutlich – durch eine
veränderte Wettbewerbsposition der DB am Markt zu
klareren Verträgen kommen, bei denen klar ist, was
bestellt ist und was bezahlt werden muss.

Strukturelle Veränderungen stehen auch – das war
wiederum ein wichtiger Punkt – im Bereich der Agrar-
verwaltung an. Ich gehe davon aus, dass die Vorschlä-
ge, die wir an mehreren Stellen zu diesem Thema ge-
troffen haben, in die Agrarstrukturverwaltungsreform
eingehen werden. Ich denke, es muss gelingen, die
Lehr- und Versuchsanstalt für Viehhaltung Neumühle
und die Landesanstalt für Tierzucht und Qualitätsprüfung
Neumühle zusammenzulegen. Ich denke, es ist wichtig,
die Kundenbefragung abzuwarten, aber dann auch die
Schritte zu gehen, die neun Außenstellen in die Haupt-
stellen zu integrieren, natürlich ohne Verschlechterung
des Beratungsangebots. Das ist für uns ein wichtiger
Punkt. Aber ich denke, diese Reformen können und
müssen angepackt werden.

Vorhin wurde der Prozess der Aufgabenbesprechung
oder Überlegung von Ihnen angesprochen, Herr Kollege
Bracht. Es gibt ganz klare Positionen der Landesregie-
rung. Die Landesregierung wird diese Aufgabenanalyse
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2004 vorlegen. Ich gehe davon aus, dass wir auch als
Haushalts- und Finanzausschuss dort die Möglichkeit
nutzen werden, uns aktiv in diesen Prozess einzuklin-
ken.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, unter dem
Strich bleibt: Wir haben eine schwierige Situation. Wir
sollten uns weiter auf den Weg machen, die Instrumen-
te, die uns zur Verfügung stehen – den Finanzhilfebe-
richt haben wir gestern schon diskutiert –, weiter zu
verbessern. Wir sollten diesen restriktiven Weg beibe-
halten. Dann sind wir, glaube ich, trotz dieser schwieri-
gen Situation auf dem richtigen Weg.

Ich  möchte  zum  Abschluss  die   Gelegenheit  nutzen
– Herr Kollege Baldauf hat das seinerseits auch getan –,
mich für die äußerst konstruktive Diskussion in den
Gremien ganz herzlich bei Ihnen, Herr Dr. Schneider,
aber auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
Rechnungshofs und auch des Wissenschaftlichen Dien-
stes der Landtagsverwaltung zu bedanken. Das ist
schon eine harte Arbeit. Wir sind gut betreut worden.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat die
Abgeordnete Frau Thomas das Wort.

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sehr geehrte Damen und  Herren!  Zur  späten  Stunde
– ich finde zur späten Stunde –, es ist zwar noch nicht
Nacht, aber für ein solches Entlastungsverfahren schon
späte Stunde,

(Mertes, SPD: Es ist nie zu spät!)

weil die Aufmerksamkeit im Parlament, aber auch zum
Teil in der Öffentlichkeit – – –

(Mertes, SPD: Ruhig. So ruhig
ist es selten!)

– Ja, natürlich, so ruhig ist es selten morgens.

Aber die Aufmerksamkeit, und vor allem die Beachtung
in der Öffentlichkeit läßt nach.

Entlastungsverfahren und Rechnungsprüfungsprozess
sind quasi Pendants zur Haushaltsberatung. Ich finde,
dass wir seitens des Parlaments es nicht nur in der
Rechnungsprüfungskommission und im Haushalts- und
Finanzausschuss, sondern auch im Parlament mit der
entsprechenden Aufmerksamkeit, aber auch an entspre-
chend gutem Placement diskutieren sollten.

Ich will meinen Dank an den Anfang meiner Ausführun-
gen stellen. Ich möchte mich ganz herzlich beim Präsi-
denten des Rechnungshofs bedanken.

Ich habe zumindest in diesem Forum vermutlich das
letze Mal, die Möglichkeit. Ich blicke auf sechs Jahre
Arbeit in der Rechnungsprüfungskommission zurück. Es
waren sechs gute Jahre, auch sechs gute Jahre der
Zusammenarbeit mit Ihnen ganz persönlich. Herr
Schneider, aber auch mit Ihren Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern. Das bezog sich nicht nur auf die Phasen
der Arbeit der Rechnungsprüfungskommission, sondern
es gab zwischendurch immer wieder konstruktive, gute
und anregende Kontakte.

Dadurch wurde unsere Arbeit, auch in der Fraktion, und
das Auge für manchen kritischen Blick geschärft. Herzl i-
chen Dank dafür.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der CDU und der FDP)

Einen herzlichen Dank an die Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen der Landtagsverwaltung, die uns als Kommission
begleitet haben und uns viel in der Materialzusammen-
stellung und der Begleitung entlastet und unterstützt
haben.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der SPD und der FDP)

Ich möchte noch einen Punkt zu Beginn aufgreifen, den
Herr Bracht kurz erwähnt hat, nämlich, dass wir inner-
halb der Kommission das Anliegen des Rechnungshofs
unterstützt und die Landesregierung aufgefordert hatten,
die Spielregeln – eigentlich ist das Wort Spielregeln
falsch –, die Regeln der Zusammenarbeit und des Aus-
tauschs im Rahmen des Rechnungsprüfungsverfahrens
zu beachten.

Es gab an einigen Stellen Unstimmigkeiten und wirkliche
Missstimmung, nicht nur Missverständnisse, sondern es
gab auch sehr konkreten Ärger über die eine oder ande-
re Stellungnahme seitens der Landesregierung. Wir
bitten die einzelnen Ressorts mit Nachdruck, das in
Zukunft zu berücksichtigen.

Die Ergebnisse, zwei Tage komplette Beratungen, wird
man in diesen wenigen Minuten nicht abhandeln kön-
nen. Ich will kurz etwas zur Beurteilung der Haushaltsla-
ge sagen, zu den kommunalen Finanzen, aber auch zu
ganz konkreten Punkten, damit das Parlament, aber
auch die Öffentlichkeit vielleicht eine Vorstellung über
die Arbeit der Rechnungsprüfung bekommt.

Die Haushaltslage – meine Vorredner und Vorrednerin-
nen haben es angesprochen – war im Jahr 2000, wel-
ches wir zu prüfen hatten,  von der Einnahmensituation
– ich sage das vielleicht auch Ihnen zur Freude, Herr
Finanzminister Mittler – und auch von der Ausgabens i-
tuation her eigentlich erfreulich, weil es deutlich mehr
Einnahmen und weniger Ausgaben als in der Vergan-
genheit gab.

Ich sage aber dazu, es gibt die Notwendigkeit, weniger
auszugeben, weil wir nicht im gleichen Verfahren, im
gleichen Prozess weiter haushalten oder nicht haushal-
ten und uns weiter in dem Tempo verschulden können,
in dem wir das in der Vergangenheit gemacht haben.
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Der Landesrechnungshof stellt zu Recht fest, wie auch
in den vergangenen Jahren, dass wir in Rheinland-Pfalz
eine horrende Gesamtverschuldung haben, sie sich
Ende 2000 auf 19 Milliarden Euro beläuft und sich die
Pro-Kopf-Verschuldung des Landes aus Kredit-
marktmitteln auf 4.555 Euro beläuft. Das liegt auf jedem
Ihrer Köpfe, auf unserem Kopf, auf den Schultern von
jedem Einzelnen.

Das ist ein Betrag, der deutlich über dem Durchschnitt
aller Flächenländer liegt. Wir sind nicht die Schlechte-
sten, aber ich sage einmal, wir reihen uns ein hinter dem
Saarland, Schleswig-Holstein und zwei der neuen Bun-
desländer.

Das steht Rheinland-Pfalz sicher nicht gut zu Gesicht.
Vor allen Dingen schränkt uns das in der Handlungs-
möglichkeit in den künftigen Jahren ein.

Ich sage an der Stelle immer wieder, dass diese Zahlen
nicht die Gesamtverschuldung sind, sondern wir über
den Sonderweg, den Rheinland-Pfalz gegangen ist, über
die private Vorfinanzierung, natürlich daneben noch
einmal einen satten Haufen an Schulden aufgehäuft
haben.

Der liegt jetzt nicht auf dem Schuldenkonto der Landes-
regierung, sondern auf den Konten der Unternehmen,
die die Straßen gebaut haben. Wir zahlen das ab, und
dabei handelt es sich um einen satten Betrag von über
300 Millionen Euro. Das kommt noch zusätzlich hinzu.

Meine Damen und Herren, insofern ist die Haushaltssi-
tuation nicht berauschend. Es ist nicht nur die Einnah-
men- und Ausgabensituation zu sehen, sondern natür-
lich im Gesamtzusammenhang mit der Verschuldung zu
sehen und zu beurteilen. Die ist dramatisch, und sie wird
in den nächsten Jahren dramatischer.

Ich erinnere Sie – ohne das alles im Detail wieder aufl is-
ten zu wollen –, mit welchen Einnahmenausfällen
Rheinland-Pfalz in diesem und auch im nächsten Jahr
zu rechnen hat.

Mit welchen – ich sage einmal – überschießenden Aus-
gabenvorstellungen diese Landesregierung in die Haus-
haltsberatungen gegangen ist, mit welchem – ich sage
einmal – blinden Blick auf die Haushaltssituation die
Mehrheit des Parlaments diesen Haushalt verabschiedet
hat und jetzt mit Hin- und Herschieben zwischen Kern-
haushalt und Nebenhaushalten und verschiedenen
Einsparmöglichkeiten, zum großen Teil am Parlament
vorbei, versucht, diesen Haushalt zu bewirtschaften, das
ist natürlich keine Haushaltspolitik, die mit dem Blick
nach vorn geht,  sondern  das ist eine Fortführung einer
– ich sage es einmal vorsichtig, weil ich mir heute vor-
genommen habe, eine eher nachdenkliche Rede zu
halten – – –

(Mertes, SPD: Hui, hui!)

Es ist keine seriöse Haushaltspolitik, sondern es ist eine,
die darauf setzt, dass von der einen oder anderen Stelle
vielleicht doch noch etwas herüberkommt, was einen
retten könnte.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Baldauf hat viel über die Haushaltssituation der
Kommunen gesagt. Wir haben in der Vergangenheit
schon die eine oder andere Diskussion gehabt.

Ich will nur das, was Herr Baldauf gesagt hat, ergänzen.
Im Kommunalbericht des Rechnungshofs wurde mit den
aktuellen Zahlen deutlich gemacht, dass die Gesamtbe-
trachtung der kommunalen Haushalte in Rheinland-Pfalz
das Ergebnis bringt, dass sich insgesamt ein drastischer
Anstieg des Defizits eingestellt hat und – wenn man es
etwas differenzierter betrachtet – die Entwicklung aus-
einander geht zwischen der Entwicklung der kreisfreien
Städte mit enorm hohen Defizitanhäufungen, wirklich
bedrohlich auch in der Entwicklung für die einzelnen
kreisfreien Städte, und in einer anderen Entwicklung,
wenn wir die Landkreise oder kreisangehörigen Ge-
meinden betrachten.

In der Diskussion in der Rechnungsprüfungskommission
ist eins deutlich geworden, dass nämlich die Argumenta-
tion der Landesregierung, im Ländervergleich würde
Rheinland-Pfalz noch ganz proper dastehen, nicht zieht
und auch vom Rechnungshof nicht bestätigt werden
kann, weil es nämlich völlig unterschiedliche Quoten der
Kommunalisierung von Aufgaben gibt, weil die Länder
es untereinander natürlich verschieden handhaben,
inwieweit Sozialleistungen und andere Unterstützungs-
leistungen von den Kommunen erbracht werden.

Des Weiteren wurde deutlich, dass diese Darstellungen,
so wie sie uns von der Landesregierung in den vergan-
genen Diskussionen immer wieder vorgetragen wurden,
nicht haltbar sind.

(Staatsminister Mittler: Das ist dabei
berücksichtigt, Frau Kollegin!)

Meine Damen und Herren, das kann aber auch der
Landesrechnungshof in dem Vergleich nicht nachvoll-
ziehen. Ich empfehle Ihnen die Lektüre dieses Protokoll-
ausschnitts, weil dort gerade auf Unterschiede zwischen
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz eingegangen
wurde.

Meine Damen und Herren, ich will in dem Zusammen-
hang an eine Aufforderung erinnern, die wir als Fraktion
eingebracht haben, als es darum ging, die Enquete-
Kommission mit dem Schwerpunktthema „Kommunale
Finanzen“ einzurichten.

Wir hatten im Parlament gefordert, bis zum Abschluss
der Arbeiten in dieser Enquete-Kommission, die heute
erst ihre Arbeit aufgenommen hat, ein Moratorium quasi
zu beschließen und zu sagen, wir werden von Landes-
ebene keine Maßnahmen mehr unternehmen, die die
Belastung oder die Haushaltssituation der Kommunen
weiterhin verschlechtert, also das, was im Rahmen und
in der Hand der Landesregierung liegt.

Das haben Sie in dieser Form nicht unterstützt. Ich be-
fürchte, in dem Bemühen der Landesregierung, mit
ihrem Haushalt irgendwie noch zurecht zu kommen, ist
für die Kommunen mit weiteren Belastungen zu rechnen.
Ich glaube, keine der Kommunen, weder die Landkreise
noch die kreisfreien Städte, werden sich das leisten
können.
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Meine Damen und Herren, zum Thema „Landesverwal-
tung und Aufgabenkritik“ haben der Berichterstatter und
Herr Kollege Bracht sowie auch Frau Schmitt von der
SPD einiges gesagt. Ich möchte insbesondere zwei
Bereiche ansprechen.

Die Landwirtschaftsverwaltung ist eine schier unendliche
Geschichte, die nicht voran kommt und bei der ich das
Gefühl habe, dass es gerade in diesem Verwaltungsap-
parat der Landesverwaltung ein unglaubliches Behar-
rungsvermögen und eine sehr geringe Bereitschaft gibt,
tatsächlich Aufgabenkritik zu betreiben. Es kann doch
nicht sein, dass die Bedürfnislage nach Beratung, Unter-
stützung und Abwicklung in den rheinland-pfälzischen
Betrieben der Landwirtschaft und der Winzer immer
noch dieselbe ist wie die vor fünfzehn Jahren. Die
Struktur hat sich jedenfalls nicht wesentlich geändert.

Wenn wir auf der anderen Seite die Entwicklung der
Personalausgaben im Landeshaushalt sehen, wenn wir
wissen, dass sich in den letzten zehn Jahren, von 1990
bis 2000, die Versorgungsleistungen um fast 70 % als
Anteil gesteigert haben, dann werden wir in diesem Land
nicht drum herum kommen, gerade im Administrations-
bereich Optimierungen herbeizuführen. In vielen ande-
ren Bereichen werden wir uns das nicht leisten können.
Aber vor allen Dingen im Schulbereich, im Hochschulbe-
reich, zum Teil im Polizeibereich sowie in wesentlichen
Teilbereichen des Justizbereichs können wir nicht weiter
zusammenschrumpfen, und deshalb müssen die adm i-
nistrativen Bereiche optimiert werden, damit sie effekti-
ver arbeiten und dort Personalkosten eingespart werden
können.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Abg. Pörksen, SPD)

Das habe ich bisher im Landwirtschaftsbereich nicht
entdecken können. Seit Regierungsantritt dieser Lan-
desregierung hören wir aus dem Landwirtschaftsministe-
rium immer nur: Wir führen jetzt eine Kundenbefragung
durch, und dann gehen wir an die Reform heran. – Ich
erinnere mich, dass dies schon Ankündigungen aus der
letzten Legislaturperiode waren.

Es kommt mir immer so vor, als wenn dies eine Aufgabe
sei, als müsse man einen riesigen Augiasstall ausmis-
ten. Ich glaube, eine solche Aufgabe ist es. Man braucht
schon einen harten Besen, wenn man dem gewachsen
sein will.

Der zweite Punkt, den ich ansprechen möchte, ist die
Justizverwaltung. Ich habe in der Rechnungsprüfungs-
kommission bereits gesagt: Wenn wir über die Justiz-
verwaltung sprechen, kommt es mir so vor, als würden
wir über eine Verwaltung sprechen, die 40 Jahre zurück
liegt. Ganz so drastisch ist es nicht, aber natürlich ist es
notwendig – Herr Mertin, Sie haben es gestern selbst
angesprochen –, im Justizbereich noch viel stärker Inve-
stitionen zu tätigen, aber auch Verbesserungen vorzu-
nehmen, um in einer effektiveren Verwaltung mit mehr
Einsatz von EDV zu arbeiten.

(Kuhn, FPD: Das hat er erklärt!)

– Ja, das hat er erklärt. Das haben uns die verschiede-
nen Staatssekretärinnen in den letzten sechs Jahren
auch immer erklärt. Sie sagten, eigentlich müssten wir,
aber wir können noch nicht.

Ich glaube, dass es auch in diesem Bereich sehr wichtig
ist, Barrikaden zu überwinden.

(Unruhe im Hause)

Ich möchte noch zu der Förderung von Finanzhilfen und
zu Verträgen mit der DB AG, aber auch zur Förderung
der Handwerksmesse etwas sagen. Über diese Punkte
haben wir sehr kontrovers und sehr lange diskutiert. Ich
sage Ihnen, dies ist mit ein Punkt, weshalb wir große
Schwierigkeiten haben, die Landesregierung an diesem
Punkt zu entlasten. Wir werden es auch nicht tun.

(Unruhe im Hause)

Bei solchen großen Vertragsabschlüssen wie beispiels-
weise mit der DB AG, bei denen es um die Förderung
des öffentlichen Verkehrs geht, ist diese Landesregie-
rung nicht in der Lage, deutlich zu machen, wie sie nicht
erbrachte Leistungen der Bahn AG tatsächlich und kon-
kret mit der Bahn AG verrechnet.

(Glocke der Präsidentin)

Sie ist nicht in der Lage, dies darzustellen oder auch ihr
Recht einzufordern. Das sind für mich Punkte, die in der
Rechnungsprüfungskommission kontrovers, aber vom
Ergebnis her einheitlich diskutiert wurden. Das Wirt-
schaftsministerium ist gerade in diesem Bereich gefor-
dert, genauer hinzuschauen und nicht mit Protokollnoti-
zen und Vergleichen zu arbeiten.

Das Zweite ist die Handwerksmesse. Wir haben gestern
über Finanzhilfen diskutiert. Dies wäre ein Punkt, bei
dem sehr wohl die Kammern gefragt wären, sich stärker
zu engagieren, und wo sich das Land gut zurückziehen
könnte, weil es ein Aufgabenbereich der Kammern ist.
Ich bin der Meinung, dass mit diesen Finanzhilfen und
mit dieser Art der Vertragsgestaltung im  Wirtschaftsmi-
nisterium geschludert wird und wir in diesem Bereich
noch einen großen Aufklärungsbedarf haben.

Vielen Dank.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Meine Damen und Herren, ich möchte darum bitten, den
Geräuschpegel etwas zu senken. Die Zeit ist zwar schon
fortgeschritten, aber es ist sicherlich für den Redner
etwas unangenehm, gegen einen lauten Geräuschpegel
ansprechen zu müssen.

Herr Kollege Kuhn, Sie haben das Wort.

Abg. Kuhn, FDP:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich kann es
vorweg nehmen: Die FPD-Fraktion wird der Be-



Landtag Rheinland-Pfalz - 14. Wahlperiode - 29. Sitzung, 29. August 2002 2005

schlussempfehlung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses folgen und die Landesregierung Rheinland-
Pfalz sowie den Rechnungshof für das Haushalts-
jahr 2000 entlasten.

Grundlage für die finanzpolitische Einschätzung des
Haushaltsjahres 2000 ist der Jahresbericht 2001 des
Rechnungshofs. Die Haushaltsrechnung 2000 kommt
der Veranschlagung des Haushaltsplans sehr nahe. Man
kann geradezu von einer Punktlandung sprechen, wobei
der Anstieg der Ausgaben laut Haushaltsrechnung et-
was geringer ausfiel als im Haushaltsplan vorgesehen.

Eine solche Punktlandung ist durchaus ein Indiz für eine
professionelle Abwicklung des Haushaltsplans in diesem
Jahr. Die laufenden Einnahmen des Landes stiegen
stärker als die laufenden Ausgaben. Daraus leitet sich
ein Überschuss der laufenden Rechnung von
477 Millionen Euro ab. Einer der Gründe liegt in der Tat
in höheren Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich
und bei den Ergänzungszuweisungen des Bundes.

Die Personalausgaben stiegen mit 1,5 % etwas höher
als die Gesamtausgaben von 1,3 %. Diese Zahlen muss
man einer differenzierten Betrachtung unterziehen. Zu-
nächst einmal ist festzustellen, dass sich die eigentl i-
chen Personalausgaben im Vergleich zu 1999 nicht
erhöhen. Die Erhöhung der Versorgungsausgaben setzt
sich wie bekannt seit vielen Jahren kontinuierlich fort.
Die Ursache ist in den bekannten demographischen
Phänomenen zu suchen.

Darüber hinaus ist bekannt, dass die Landesregierung
ihre eisernen Sparziele im Verwaltungsbereich auch in
den Folgejahren konsequent fortsetzt. Erhöhte Perso-
nalausgaben wie zum Beispiel im Bildungsbereich oder
im Polizeibereich sind politisch gewollt. Dies spiegelt
sich natürlich auch in den Zahlen wieder. Aber wenn
man die Gesamtzahlen sieht, muss man feststellen,
analog dazu ist in anderen Bereichen an Personalkosten
konsequent gespart worden.

Wenn wir einen Blick in die Zukunft werfen und uns an
der Finanzplanung ab 2004 orientieren, so wird in diesen
folgenden Jahren eine durchschnittliche Erhöhung der
Personalausgaben von nicht mehr als 2 % avisiert.

Dies ist gerade im Hinblick auf die weiter steigenden
Versorgungsausgaben ein ehrgeiziges Ziel. An dieser
Stelle darf man darauf hinweisen, dass die Einrichtung
des Finanzierungsfonds für die Beamtenversorgung in
Rheinland-Pfalz eine weise Entscheidung war.

Meine Damen und Herren, die Investitionsquote von
12,6 % erreichte wieder einen sehr hohen Wert. Rhein-
land-Pfalz stand hinter Bayern im Ländervergleich der
alten Bundesländer auf Platz 2. Im Übrigen bleibt sie
trotz der angespannten Finanzlage im Schnitt der Haus-
haltsjahre 2002 und 2003 zweistellig und wird laut Fi-
nanzplan in den Jahren 2004 und 2005 ein hohes Ni-
veau behalten. Nur mit einem hohen Investitionsvolumen
werden wir in der Lage sein, die strukturellen Vorausset-
zungen für eine positive Entwicklung in Rheinland-Pfalz
zu ermöglichen.

Meine Damen und Herren, wenn wir nur die Kreditfinan-
zierungsquote mit der Investitionsquote vergleichen und
ihre Entwicklung beobachten, kommt man zu folgenden
Ergebnissen: Es ist positiv zu vermerken, dass sich seit
1997 die Schere zwischen der Investitionsquote und der
Kreditfinanzierungsquote kontinuierlich geöffnet hat und
gerade im Jahr 2002 die Differenz zwischen beiden
Quoten einen neuen Höchstwert erreicht hat.

Wie allgemein bekannt ist, nähern sich bedauerlicher-
weise in den Jahren 2002 und 2003 die beiden Kurven
wieder an, bedingt durch die weitgehend nicht vorher-
sehbaren Einnahmenverluste. Betrachtet man sich diese
in den Jahren 2004 und den Folgejahren geplante weite-
re Entwicklung, so wird sich der Abstand der Quote
analog zu der Zeit 2001 und früher wieder kontinuierlich
erhöhen. Dies zu erreichen, ist in der Tat ein finanzpoliti-
sches Ziel von höchster Priorität, weil nur so der finanz-
politische Spielraum erhalten und erweitert werden kann.

Dies gilt auch für die so wichtige Zinssteuerquote, die im
Jahre 2000 12,5 % betrug und in der Zukunft 13 % nicht
überschreiten wird. Der Abstand zwischen der Netto-
Kreditaufnahme und der verfassungsrechtlichen Kre-
ditobergrenze war im Jahr 2000 so groß wie seit vielen
Jahren nicht. Das ist sehr pos itiv.

Dass sich diese Entwicklung im gegenwärtigen Doppel-
haushalt nicht fortsetzen konnte, wurde hier schon oft
dargelegt und ist durchaus zu bedauern. Auch hier wird
es das Ziel der Finanzplanung sein, den Spielraum ab
2004 erheblich zu vergrößern. Bei den Schulden pro
Einwohner liegt Rheinland-Pfalz mit 4.555 Euro an der
Spitze einer Mittelgruppe. Schlechter stehen Branden-
burg, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und das
Saarland da. Deutlich besser als diese Mittelgruppe
stehen Hessen, Baden-Württemberg, Sachsen und an
der Spitze Bayern. Auch über die Hintergründe, warum
sich dies so entwickelt hat, ist oft gesprochen worden.

Wir sind uns alle einig, dass die Erhöhung der Pro-Kopf-
Verschuldung in den nächsten Jahren endgültig ge-
stoppt werden muss, dies nicht nur vordergründig, um
den Stabilitätskriterien zu genügen, sondern, wie eben
schon erwähnt, den politischen Handlungsspielraum für
die künftigen Generationen zu erhalten. An der Ernst-
haftigkeit dieses Vorhabens darf es unter der Vorausset-
zung einer normalen Einnahmenentwicklung keine
Zweifel geben.

Die zusammenfassenden Betrachtungen und Folgerun-
gen des Rechnungshofs werden von der FDP-Fraktion
unterstützt. Ich nenne Sie noch einmal zusammenfas-
send: Die Bemühungen des Landes zur Haushaltskon-
solidierung müssen fortgesetzt werden. Das angestrebte
Ziel der Verringerung der Neuverschuldung mit dem Ziel
eines Haushaltsausgleichs muss wie geplant mit Nach-
druck umgesetzt werden. Selbstverständlich muss der
Abbau der Verschuldung als Ganzes gesehen werden.
Da wurden wieder Zweifel geäußert. Den entsprechen-
den Unterstellungen der Opposition ist in diesem Hause
schon mehrfach entgegengetreten worden.

Eine strenge Ausgabendisziplin ist sicherzustellen. Wie
sich dies im Rahmen des Doppelhaushalts 2002/2003
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darstellt, muss an dieser Stelle nicht noch einmal betont
werden. Das ergibt sich in der Tat von selbst.

Das Ziel, die Ausgaben nicht stärker wachsen zu lassen
als die Einnahmen, ist weiter nachhaltig zu verfolgen.
Die vom Finanzplanungsrat empfohlene Begrenzung
des Ausgabenwachstums ist weiter einzuhalten und
nach Möglichkeit zu unterschreiten.

Die Begrenzung und Reduzierung der Personalausga-
ben ist in bestimmten Bereichen weiterhin ein Ziel mit
hoher Priorität. Investitionen und Investionsfördermaß-
nahmen sind selbstverständlich nach Prioritäten vorzu-
nehmen. Es ist geradezu zwangsläufig, dies im Zusam-
menhang mit einer permanenten Kontrolle, also Aufga-
benkritik, auch zu vollziehen.

In diesem Kontext wird auch in der Zukunft darüber
nachzudenken sein, welche staatlichen Aufgaben abzu-
bauen bzw. zu übertragen sind.

Zusammenfassend ist zu betonen, dass das Jahr 2000
aus finanzpolitischer Sicht ein gutes Jahr war. Leider hat
sich aus den bekannten Gründen in den folgenden Jah-
ren die Einnahmensituation drastisch verschlechtert. Die
Finanzplanung ab 2004 zeigt eine klare Perspektive im
Hinblick auf eine fortschreitende Haushaltskonsolidie-
rung auf.

Meine Damen und Herren, die FDP-Landtagsfraktion
stimmt dem Antrag auf Entlastung der Landesregierung
für das Haushaltsjahr 2000 zu. Dies gilt selbstverständ-
lich auch für den Antrag des Rechnungshofs.

Bevor ich zum Kommunalbericht komme und einige
Worte dazu aus der Sicht der FDP-Fraktion sagen wer-
de, bedanken wir uns ganz herzlich beim Rechnungshof
insgesamt und bei seinen Mitarbeitern für die Arbeit, vor
allen Dingen für die konstruktive Zusammenarbeit in der
Rechnungsprüfungskommission. Ich habe manchmal
den Eindruck, es entwickelt sich ein Geist, den man mit
dem des Petitionsausschusses vergleichen kann. Es
werden in der Tat gemeinsam parlamentarische Interes-
sen verfolgt. Es ist nach meiner Einschätzung ein sehr
gutes Instrument. Wie in den vergangenen Jahren hat
die Zusammenarbeit auch über die Fraktionsgrenzen
hinweg wirklich gut funktioniert, wie schon dargestellt
wurde.

Meine Damen und Herren, weil die Zeit vorangeschritten
ist, möchte ich ganz kurz auf der Grundlage des Kom-
munalberichts 2001 einige wenige Anmerkungen zur
Situation unserer Kommunen machen. Zu den Fakten:
Die Haushaltslage der Gemeinden und Gemeindever-
bände hat sich in der Tat im Jahr 2000 bedauerlicher-
weise verschlechtert. Das Finanzierungsdefizit hat sich
vor dem Hintergrund rückläufiger Gesamteinnahmen von
1,2 % und höheren Gesamtausgaben von 3,4 % erhöht.

Der negative Finanzierungssaldo bezogen auf die Sum-
me aller Haushalte stellt im Übrigen nicht nur im Hinblick
auf das Jahr 2000 ein wachsendes Problem dar. In
diesem Zusammenhang muss natürlich, wie so oft im
Leben, differenziert werden.

Die Lage der kreisfreien Städte ist anders zu beurteilen.
Wir kennen die Situation. Viele Gemeinden können ihre
Haushalte ausgleichen oder sogar einen Überschuss
erwirtschaften. Es gibt viele Kommunen, die äußerste
Konsolidierungsanstrengungen unternehmen. Es gibt
aber auch Kommunen, von denen man das nicht immer
behaupten kann.

In der Zukunft bedarf es in der Tat neuer politischer
Vorgaben und mutiger Entscheidungen, um die Aufga-
ben der Kommunen klar zu definieren und ihnen eine
angemessene Finanzausstattung zu sichern.

Die feststellbaren strukturellen Verwerfungen werden
gerade im Hinblick auf die Entwicklung der Gewerbe-
steuereinnahmen der kreisfreien Städte deutlich. Einige
Beispiele möchte ich nennen. Speyer und Landau haben
ein leichtes Plus, alle anderen ein deutliches Minus. Bei
den Mindereinnahmen steht Mainz mit rund 37 Millionen
Euro im Vergleich zu 2000 an der Spitze. An der abso-
luten Spitze liegt Ludwigshafen mit 141 Millionen Euro.
Dass wir hier eine Sondersituation haben, ist allgemein
bekannt. Hier zeigt sich die Schwäche der Einnahmen-
situation. In der Enquete-Kommission erwarten wir eine
tabulose Bestandsaufnahme und Lösungsvorschläge im
Interesse unserer Gemeinden. Es muss im Konsens
entwickelt werden.

Die FDP-Fraktion misst dem Thema „Zukunft der Kom-
munen“ höchste Priorität ein. Wir werden uns in dieser
Enquete-Kommission konstruktiv einbringen und das
Ziel, zu gemeinsamen Lösungen zu kommen, nicht aus
dem Auge verlieren. Nur mit einer gemeinsamen Kraft-
anstrengung werden wir dies erreichen.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei FDP und SPD)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Meine Damen und Herren, wir begrüßen weitere Gäste
im Landtag, und zwar Mitglieder der Arbeitsgemein-
schaft 60 plus der SPD Mainz. Herzlich willkommen im
Landtag!

(Beifall im Hause)

Das Wort hat Herr Kollege Bracht.

Abg. Bracht, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Nachdem Herr Kollege Baldauf zum Kommunal-
bericht in der Debatte gesprochen hat, will ich noch
einige pointiertere Anmerkungen aus Sicht der CDU-
Fraktion zum Bericht des Landesrechnungshofs selbst
machen.

Meine Damen und Herren von der Regierung und den
Regierungsfraktionen, es bleibt dabei, der Bericht des
Rechnungshofs für das Jahr 2000 und der Kommunalbe-
richt 2001 sind für Sie, insbesondere für Sie, Herr Mini-
sterpräsident und Herr Finanzminister, ein Zeugnis, das
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Sie sich gehörig hinter die Ohren schreiben sollten.
Punkt für Punkt listen die Rechnungsprüfer die finanzpo-
litischen Fehler dieser Landesregierung auf. Die weit
überdurchschnittliche Verschuldung über viele Jahre
hinweg und die mangelnde Ausgabendisziplin sind zu
nennen. Herr Kollege Kuhn, Sie sprachen von der
Punktlandung in dem Jahr. Frau Kollegin Schmitt sagt,
man habe es restriktiv gehandhabt.

(Frau Schmitt, SPD: Das stimmt auch!)

Herr Minister, ich habe den Betrag nicht genau im Kopf,
über Bundesergänzungszuweisungen und Länderfi-
nanzausgleich haben Sie unplanmäßig zusätzlich über
500 Millionen DM bekommen, glaube ich.

(Frau Schmitt, SPD: Das ändert
doch nichts an – – –)

Herr Kuhn, haben Sie das eingeplant gehabt? Wenn
man dennoch eine Nettokreditaufnahme von
782 Millionen Euro, 1,5 Milliarden DM im Jahr zu ver-
zeichnen hat, dann war das keine restriktive Ausgaben-
politik und keine Punktlandung, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall der CDU)

Als weiteren Fehler listet der Rechnungshof der Landes-
regierung die gefährlichen Risiken auf, die das Land
gerade mit dem neuen Haushalt eingegangen ist und die
sich mit der katastrophalen Steuerentwicklung im Haus-
haltsvollzug bestätigen.

Meine Damen und Herren, Sie mussten auch bei den
letzten Haushaltsberatungen Ihren sturen Kopf durch-
setzen. Anstatt zu sparen, haben Sie draufgesattelt oder
verlagert. Sie haben damit diesem Land weiter Schaden
zugefügt. Dabei hatte Ihnen die CDU-Fraktion mit Ihren
Änderungsanträgen eine Steilvorlage gegeben, die exakt
die Schwachstellen sozialliberaler Haushaltspolitik auf-
griff, die der Rechnungshof aufgelistet hat.

Ich habe es in meinem einleitenden Bericht gesagt, in
Rheinland-Pfalz steigen die Personalkosten überdurch-
schnittlich. Wir hatten bei den Haushaltsberatungen
beantragt, die Rückführung des Personals der Ministeri-
en auf den Stand von 1991 vorzunehmen und damit
jährlich 1,5 Millionen Euro einzusparen. Ich gebe zu, das
war anspruchsvoll. Das hätte man vielleicht im ersten
der beiden Haushaltsjahre noch nicht sofort und kom-
plett erreicht.

Meine Damen und Herren, Sie versuchen es doch noch
nicht einmal, Sie machen das Gegenteil. Es ist eine
schlimme Entwicklung. In der Zeit, in der Sie Personal
einsparen sollen, wird gleichzeitig das Personal in der
Staatskanzlei erheblich ausgedehnt.

(Beifall bei der CDU)

Der Rechnungshof fordert, die neuen Aufgaben vorran-
gig durch Einsparungen in anderen Bereichen zu finan-
zieren und die Summe der Ausgaben des Landes so
weit wie möglich einzuschränken. Wir hatten alle unsere
Vorschläge für verstärkte Anstrengungen des Landes für
die Familien, die Schulen, die Innere Sicherheit durch

Kürzungen an anderer Stelle zu 100 % bei den Haus-
haltsberatungen gegenfinanziert. Sie haben bei diesen
Haushaltsberatungen nur draufgesattelt, egal ob bei der
massiven Aufstockung Ihres Ministerpräs identen-
Propaganda-Apparats, der Staatskanzlei, oder den vie-
len hundert anderen Haushaltswohltaten. Genau das
rächt sich jetzt.

Ich komme zum dritten Punkt. Der Rechnungshof hat
gefordert, die Investitionen und die Investitionsförderung
streng nach Prioritäten vorzunehmen und zeitlich zu
strecken. Auch hierzu hatten wir bei den Beratungen
konkrete Vorschläge gemacht, und zwar in Bereichen, in
denen die Konjunktur nicht abgewürgt würde. Wenn Sie
heute Ihre relativ hohe Investitionsquote loben, dann
vergessen Sie dabei, dass Sie mit Ihrer anderen Politik
bezüglich der Kommunen denen jedwede Investitions-
möglichkeit nehmen und damit die Gesamtinvestitions-
quote massiv nach unten fahren.

(Beifall der CDU)

Das ist eine schlimme Politik, die hier vonstatten geht.

(Ministerpräsident Beck:
Wie ahnungslos!)

Meine Damen und Herren, Herr Ministerpräsident, Sie
sollten sich ein Stück zurückhalten.

(Ministerpräsident Beck: Das
ist ahnungslos!)

Sie haben unsere Vorschläge damals abgelehnt. Einige
aber tauchen erfreulicherweise bei Ihrer jetzigen Ein-
sammelaktion wieder auf.

(Bischel, CDU: Das haben
wir schon gemerkt!)

Das hätten Sie wirklich einfacher haben können.

Die Quintessenz des Berichts des Rechnungshofs ist
unzweideutig. Die Landesregierung hat bei ihrer Haus-
haltspolitik ein Ausgabenproblem. Das lässt sich nach
diesem Bericht wirklich nicht mehr leugnen.

(Beifall bei der CDU –
Billen, CDU: So ist es!)

Dieses Ausgabenproblem besteht nicht erst seit diesem
oder letztem Jahr, nein, es hat sich über Jahre aufge-
baut. Es hat sich deshalb aufgebaut, weil Sie und viel-
leicht auch wir nicht  ausreichend  genug  bereit  waren
– das gebe ich gerne zu –, Aufgabenkritik zu üben,
Schwerpunkte zu verlagern ohne draufzusatteln und
weniger wichtige Aufgabenpositionen zu streichen.

(Schweitzer, SPD: Nennen Sie
doch einmal einige!)

– Herr Kollege Schweitzer, wir haben alle möglichen
genannt. Diese haben Sie in den Haushaltsberatungen
nicht gelesen.

(Zuruf der Abg. Frau Schmitt, SPD)
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Sie hätten sich besser mit unseren Anträgen beschäfti-
gen sollen, dann hätten Sie jetzt nicht eine so dumme
Frage stellen müssen,

(Vereinzelt Beifall bei der CDU –
Zuruf von der SPD)

oder hätten Sie den Bericht des Rechnungshofs gele-
sen; denn auch da steht genug drin.

Trotz jahrelanger Mahnungen des Rechnungshofs hat-
ten wir nahezu regelmäßig eine Steigerung der Ausga-
ben, obwohl die Investitionen gesunken sind. Wir hatten
eine Steigerung der Ausgaben nicht nur im Personalbe-
reich, sondern vor allem bei anderen konsumtiven Aus-
gaben wie zum Beispiel Zuschüsse für vieles vielleicht
Wünschenswertes, sicher aus unserer Sicht auch manch
Unsinniges, aber häufig waren diese Ausgaben zumin-
dest nicht notwendig.

Meine Damen und Herren, wir hatten und haben über
Jahre zu wenig Einnahmen, um diese Ausgaben zu
decken. Das ist unser gemeinsames Problem in diesem
Parlament und bei dieser Regierung. Wenn im Jahres-
bericht 2000 die Einnahmen tatsächlich einmal stärker
stiegen als die Ausgaben, so haben Sie, von den Regie-
rungsfraktionen, sich blenden lassen. Der Ihnen heute
zur Beschlussfassung vorliegende Bericht des Haus-
halts- und Finanzausschusses stellt eindeutig fest, dass
dies vor allem an höheren Einnahmen aus dem Länder-
finanzausgleich und den Bundesergänzungszuweisun-
gen lag. Weil wir im Vergleich zu anderen Ländern
schlechter wurden, haben wir diese bekommen.

Der Haushalt 2000 ist kein Aushängeschild für diese
Regierung, auch wenn er besser abschloss als erwartet.
Dieser Haushalt gleicht eher der Glühbirne, die noch
einmal hell aufflackert, bevor sie durchbrennt.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, der Bericht des Rechnungs-
hofs belegt, wir hatten und haben ein Ausgabenproblem.
Ich wiederhole das bewusst. Das haben Sie nicht ange-
gangen, Herr Ministerpräsident. Sie waren und sind zu
Aufgabenkritik nicht bereit, wie die letzten Haushaltsbe-
ratungen bewiesen haben, als Sie selbstherrlich unsere
Einsparvorschläge ausgeschlagen und Ihre Ausgaben-
mehrungen durchgesetzt haben.

(Ministerpräsident Beck: Wir sind
schlimme Menschen!)

– Ja, das ist so. Selbsterkenntnis ist der erste Weg zur
Besserung Herr Ministerpräsident. Selbst dass diese
Ihre Politik zu einer Rekordneuverschuldung im Haus-
haltsplan für 2002/2003 geführt hat, lässt Sie kalt.

(Glocke der Präsidentin)

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss. Wer in der
heutigen Zeit nicht zu Aufgabenkritik bereit und in der
Lage ist, ist nicht politikfähig.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Das gilt für Sie im Land ebenso wie für die Bundesregie-
rung, die in dreienhalb Wochen ihre Quittung für diese
Politikunfähigkeit bekommen muss und sicher auch
bekommen wird.

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall der CDU)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Zu einer Kurzintervention hat Frau Abgeordnete Schmitt
das Wort.

Abg. Frau Schmitt, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Sehr geehrter Herr Kollege Bracht, dass Sie heute
das Forum hier benutzen, in einer bisher sehr sachlich
geführten Debatte über die Entlastung für das Haus-
haltsjahr 2000 Wahlkampf zu betreiben, konnte man
schon fast erwarten.

(Jullien, CDU: Frau Kollegin!)

– Nein, das hat etwas mit Wahlkampf zu tun.

(Jullien, CDU: Es geht um den
Bericht des Rechnungshofs!)

– Genau. Auf die Feststellung des Rechnungshofs neh-
me ich jetzt Bezug. Herr Kollege Jullien, was ist es denn
anderes, wenn Ausgabensteigerungen laut Finanzpla-
nung bei 2 % angestrebt waren, wir jetzt bei 1,5 % lan-
den wollten und wir bei 1,3 % ankommen – ich habe das
eben ausführlichst erklärt –, als restriktive Haushaltspoli-
tik? Sagen Sie mir das einmal.

(Beifall der SPD und der FDP –
Zuruf des Abg. Jullien, CDU –

Zuruf des Abg. Itzek, SPD)

– Nein, Herr Kollege.

Jetzt sage ich Ihnen noch etwas. Es ist nicht das Haus-
haltsjahr 2000, das isoliert im Raum steht. Herr Kollege
Jullien, haben Sie Ihre Ausgabenpolitik in den zehn
Jahren von 1981 bis 1991 einmal hinterfragt? Wissen
Sie, was das war? Das war eine inflationäre Politik,
obwohl sie damals  – – –

(Zurufe von der CDU)

– Doch. Sie hatten damals fette Jahre. Sie hatten Ein-
nahmesteigerungen von 6,4 %, und Sie haben es ge-
schafft, eine Ausgabensteigerung von damals sage und
schreibe durchschnittlich 4,5 % mehr hinzukriegen, Herr
Bracht. Jetzt sagen Sie, wir könnten nicht wirtschaften.

(Zurufe von der SPD)
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Wir haben restriktiv gewirtschaftet, und wir werden das
fortsetzen.

(Starker Beifall der SPD und
Beifall bei der FDP –

Ministerpräsident Beck: Dann treten
wir doch  nicht zurück, wenn

das so ist!)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Die FDP-Fraktion hat noch drei Minuten Redezeit.

(Jullien, CDU: Mut verlassen!)

Dann frage ich Herrn Staatsminister Mittler, ob er das
Wort wünscht.

(Zurufe von der CDU und der SPD)

– Nicht, okay. Wir kommen zur Abstimmung über die
Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses – Drucksache 14/1230 –.

(Itzek, SPD: In der Rechnungsprüfungs-
kommission hat er das Maul gehalten,

nichts gesagt, der Bracht! –
Ministerpräsident Beck: Das war das

Beste, was er machen konnte!)

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Einzelab-
stimmung der Nummern 1, 2 und 4 beantragt. Wenn sich
kein Widerspruch erhebt, können wir die Nummern 1, 2
und 4 zusammen abstimmen, getrennt davon anschlie-
ßend Nummer 3.

Wer den Nummern 1, 2 und 4 in der Beschlussempfeh-
lung zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen! –

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
1,2, 3? – 1, 2, 4! Entschuldigung!)

Einstimmig?

(Itzek, SPD: Ja!)

Ich stelle fest, die Nummern 1, 2 und 4 sind einstimmig
angenommen worden.

Wir stimmen nun über Nummer 3 der Beschlussem p-
fehlung ab. Wer dieser Nummer zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen! – Gegenstimmen? –
Enthaltungen? –  Damit ist auch Nummer 3 mit den
Stimmen der SPD, der CDU und der FDP gegen die
Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenom-
men.

Ich stelle fest, dass damit der Landesregierung und dem
Rechnungshof Entlastung für das Haushaltsjahr 2000
erteilt wurde.

(Beifall der SPD und der FDP –
Ministerpräsident Beck: Dann müssen

wir doch nicht zurücktreten!)

Ich rufe Punkt 20 der Tagesordnung auf:

Mittelstand als Beschäftigungsmotor erhalten
Antrag der Fraktion der CDU

– Drucksache 14/1354 –

Für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeordneter Wirz das
Wort. Die Redezeit beträgt zehn Minuten.

Abg. Wirz, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich möchte den Antrag der CDU-Fraktion mit
dem Titel „Mittelstand als Beschäftigungsmotor erhalten“
wie folgt begründen: Wie kaum ein anderes Bundesland
ist Rheinland-Pfalz ein Land des Mittelstands.

(Staatsminister Bauckhage:
Das stimmt!)

Über 81 % aller Arbeitnehmer sind hier in Firmen unter
500 Mitarbeitern beschäftigt. Dies ist ein bundesdeut-
scher Spitzenwert.

(Schwarz, SPD: Jawohl!)

Seit zehn Jahren ist dieser Anteil um 7 Prozentpunkte
gestiegen, Tendenz weiter steigend.

Meine Damen und Herren, deutlicher kann man nicht
beschreiben, wo die Zukunft der Wirtschaft unseres
Landes liegt. Doch diesen Weg müssen wir mit sehr viel
Konsequenz und mehr politischem Geschick gehen als
bisher; denn auch diese Zahlen beschreiben die Lage
unserer Wirtschaft. Unaufhörlich steigt die Zahl der Mit-
bürgerinnen und Mitbürger, die außerhalb unseres Lan-
des ihren Arbeitsplatz haben. Der Überhangsaldo Aus-
pendler zu Einpendler ist bis 2001 von 113.000 im Jahr
1991 auf nun über 133.000 Arbeitnehmer gestiegen. Die
Zahlen schließen die Auspendler nach Luxemburg mit
ein. Das sind 9,72 % aller hier wohnenden Beschäftig-
ten. Das ist der zweithöchste Prozentsatz aller deut-
schen Bundesländer, meine Damen und Herren.

Mit 296 hier Beschäftigten pro 1.000 Einwohner sind wir
bei der Arbeitsplatzdichte das Schlusslicht in ganz
Deutschland. Jeder von uns kennt die schwierige Aus-
gangslage unseres Landes.

(Zurufe von der FDP)

– Herr Creutzmann, mit Ihnen redet doch keiner in die-
sem Zusammenhang. Das müssten Sie doch langsam
merken.

Aber das Alarmsignal, das uns alle und besonders die
Landesregierung aufwecken müsste, ist die Tatsache,
dass sich diese Abhängigkeit unseres Arbeitsmarkts und
der Lebenschancen unserer Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger von Wachstum und Wohlstand in den deutschen und
europäischen Nachbarländern unaufhörlich Jahr für Jahr
und Schritt für Schritt verschärft. So lautet eine Kernfra-
ge für die wirtschaftliche Zukunft unseres Landes: Was
können und müssen wir tun, damit in unserem Land
neue mittelständische Betriebe entstehen, damit die
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heimischen Unternehmen expandieren können, damit
ein weit größerer Teil der Menschen unseres Landes
hier in Rheinland-Pfalz Arbeit findet und damit in unse-
rem Land mehr Wohlstand geschaffen wird und nicht
zuletzt auch mehr Geld aus eigener Kraft in der Landes-
kasse zu haben, um Rheinland-Pfalz politisch zu ge-
stalten?

Mit unserem Antrag möchten wir in einer Lage ein Zei-
chen setzen, in der immer deutlicher wird, dass
Deutschland Schlusslicht in Europa zu werden droht und
Rheinland-Pfalz in großer Gefahr ist, als Schlusslicht in
Deutschland absolut den Anschluss zu verlieren.

(Vizepräsidentin Frau Grützmacher
übernimmt den Vorsitz)

In dieser Lage muss die Landesregierung endlich ent-
schlossen und konsequent für die Interessen dieses
Landes eintreten. Sie muss dafür kämpfen, dass die
bundespolitischen Rahmenbedingungen für die mittel-
ständische Wirtschaft entscheidend verbessert werden.
Deshalb muss in einem ersten Schritt erreicht werden,
dass der gesammelte Unfug, der in der nun ablaufenden
Legislaturperiode des Deutschen Bundestags angerich-
tet wurde, wieder beiseite geräumt und korrigiert wird,
meine Damen und Herren.

(Beifall der CDU –
Zurufe der Abg. Hartloff und

Schwarz, SPD)

– Franz, wenn du dich einmal mit dir selber beschäftigst,
kämst du zu ganz anderen Aussagen.

Meine Damen und Herren, der Antrag nennt die Haupt-
tehmen: Deregulierung des Arbeitsmarkts, Scheinselbs t-
ständigengesetz, geringfügige Beschäftigungsverhält-
nisse, mittelstandsgerechte Betriebsverfassung. –

Meine Damen und Herren, unsere Unternehmen müs-
sen von der Rekordabgabenbelastung befreit werden,
die wir in diesem Jahr erreichen. Der von Ihnen so ge-
priesenen Steuerreform zum Trotz ist die Einkommens-
belastung in Deutschland auf ein Rekordniveau gestie-
gen.

Was die Bundesregierung mit der einen Hand gegeben
hat, nimmt sie mit der anderen wieder weg.

Meine Damen und Herren, was nützt es einer Familie
oder einem Handwerksbetrieb, wenn er etwas weniger
Einkommensteuer, dafür aber jährlich saftigere Öko-
steuern, höhere Tabak- und Versicherungssteuern und
Sozialbeiträge zahlen muss?

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Die Tabaksteuer ist für den
Mittelstand entscheidend!)

Deshalb muss in einem ersten Schritt erreicht werden,
dass wenigstens die Steuerentlastung für 2003 nicht
aufgeschoben wird.

(Beifall der CDU –
Hartloff, SPD: Der rauchende Mittelstand!)

Dann brauchen wir eine Entlastung von Steuern und
Abgaben, deren Gesamtumfang Schritt für Schritt  auf
bis zu 40 Prozent sinken muss.

(Pörksen, SPD: Aha!)

Die Unternehmen müssen wieder in die Lage versetzt
werden, aus höheren Erträgen die Eigenkapitalbasis
entscheidend zu erhöhen. In der veränderten Banken-
landschaft – das ist wirklich nicht zum Lachen – droht
sonst ein Massensterben des Mittelstands. Die dram a-
tisch gestiegenen Insolvenzen dieses und des letzten
Jahres sind ein schrilles Alarmsignal.

Die Zahl der Beschäftigten im Baugewerbe ist im ersten
Halbjahr erneut um 4,3 % gesunken. Der Umsatzrück-
gang des Großhandels liegt bei 4,6 %, der Arbeitsplatz-
verlust bei 3 %.

Das ifo Institut hat erst vorgestern eine Expertise vorge-
legt, die uns allen größte Sorge bereiten muss. Die Pro-
gnosen für unsere Wirtschaft wurden für die zweite Jah-
reshälfte deutlich nach unten korrigiert. Ifo Präsident
Sinn hat in einem Interview der „WELT“ klar und un-
zweideutig gesagt, weshalb Deutschland zum ökonom i-
schen Schlusslicht Europas wird. Ich zitiere: Das liegt an
den Verkrustungen, an der gewaltigen Abgabenlast,
dem überbordenden Steuerstaat.

Die Industrie- und Handelskammer zu Koblenz hat vor
kurzem die Vorschläge der Wirtschaft präsentiert, wie
die strukturellen Grundlagen für Wachstum und Zukunft
zu schaffen sind.

(Zuruf des Abg. Hartloff, SPD)

Die Umfrage unter den Unternehmen des Kammerbe-
zirks zeichnet ein klares Bild, wo den Mittelstand der
Schuh drückt.

(Mertes, SPD: Von partei-
politischer Einseitigkeit!)

– Herr Kollege, es geht nicht darum, dass wir alles eins
zu eins übernehmen. Aber ich kann Ihnen nur raten,
diese sorgfältig ausgearbeiteten Thesen mit allem Ernst
zu prüfen und in die eigenen Überlegungen einzubezie-
hen.

(Beifall der CDU –
Zuruf des Abg. Pörksen, SPD)

Auf keinen Fall aber sollte der Ministerpräsident dieses
Landes Äußerungen, die nicht in den „ideologischen
SPD-Kram“ passen, als – so wörtlich – „parteipolitische
Aussagen“ beschimpfen.

(Beifall der CDU –
Keller, CDU: Jawohl!)

Wenn sich der Herr Ministerpräsident schon über irgend-
etwas aufregt, dann sollte er noch viel kritischere Be-
merkungen an die DGB-Gewerkschaften richten, die
sich einmal wieder als die zahlungskräftigsten und laut-
stärksten Wahlhelfer der SPD hervortun.

(Beifall der CDU –
Unruhe im Hause)
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Blindheit auf einem Auge hat noch niemandem geholfen,
aber schon gewaltig geschadet.

(Hartloff, SPD: Aber beidseitig
ist es viel schlimmer!)

Der Herr Ministerpräsident sollte die Stimmen aus der
Wirtschaft unseres Landes, auch wenn er jetzt nicht hier
ist, mit dem gebotenen Ernst aufnehmen und daraus die
notwendigen Schlussfolgerungen für eine vernünftige
Politik in Bund und Land ziehen. Blanke Nerven und
ideologische Scheuklappen waren noch immer schlechte
Ratgeber für erfolgreiche Politik.

Meine Damen und Herren, aber auch die Landespolitik
muss sich neu orientieren.

Herr Minister Bauckhage, im Zeichen drückender
Sparzwänge muss es nun endlich gelingen, die Struktur
der Wirtschaftsförderung zu bereinigen, die Programme
zu konzentrieren, den Mitteleinsatz punktgenau auszu-
richten. Wir müssen zugleich von allzu breit gestreuter
direkter Betriebsförderung auf die Verkehrserschließung
der Flächengebiete und deren Verbindung zu den Wirt-
schaftszentren der Nachbarn umschichten. Wir müssen
die Investitionskraft der Kommunen stärken, sonst geht
die Bauwirtschaft schlicht vor die Hunde.

Schichten Sie die überbordenden Mittel für den zweiten
Arbeitsmarkt um, damit an den Schulen besser Lesen,
Schreiben und Rechnen gelernt wird und die Kinder
ausländischer Eltern gleiche Bildungs- und Berufschan-
cen für den ersten Arbeitsmarkt bekommen.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Unsere Lage ist ernst. Aber wir haben die Mittel, das
Blatt zu wenden. Wir müssen es nur wollen. Diese Lan-
desregierung muss sich zu Taten aufraffen.

(Glocke der Präsidentin)

Nicht nur Schröder, sondern auch diese Landesregie-
rung werden an ihren Ergebnissen gemessen werden.

(Beifall der CDU)

Vizepräsidentin Frau Grützmacher:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Mertes das Wort.

Abg. Mertes, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! So viel Leidenschaft in später Stunde: Hat uns
Herr Kollege Wirtz alles gesagt?

(Jullien, CDU: Er hätte noch
mehr sagen können!)

– Ja, er hat zehn Minuten viel gesagt.

Er sprach unter anderem von „unserem Antrag“, also
von einem Antrag der CDU-Landtagsfraktion.

Wir haben das alle sehr sorgfältig gelesen. Weil wir
sorgfältig sind, sind wir auch ins Internet gegangen und
haben geschaut, wo es her ist.

Meine Damen und Herren, „unser Antrag“, das gegilbte
– ich werde Ihnen gleich sagen, wo es herkommt; sehen
Sie das richtig, haben Sie die Brille auf? –, also fast
alles, ist aus der Entschließung der Arbeitstagung der
CSU-Landtagsfraktion vom 14. bis 17. Januar in Wildbad
Kreuth. So viel eigene Leistung mit Leidenschaft vorge-
tragen.

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD –
Zurufe von der CDU)

Was sind Sie doch für ein Held. Sie haben es gut vorge-
tragen. Wissen Sie was: Eines der ehrlichsten Kompli-
mente für ein gutes Papier ist ein Plagiat. Herzlichen
Glückwunsch!

(Beifall der SPD und bei der FDP)

Dann hat man noch Rheinland-Pfalz darüber geschrie-
ben, das Datum geändert und – ich wäre ungerecht,
wenn ich eine ganz wichtige geistige Leistung ver-
schweigen würde – wo die Bayern im Grundsatz schrei-
ben, schreiben unsere Rheinland-Pfälzer „grundsätz-
lich“.

Meine Damen und Herren, so ist das nicht. Das darf
man nicht verschweigen.

(Beifall der SPD)

Von der Überschrift, genau in der Reihenfolge, bis auf
die wenigen rheinland-pfälzischen Bezüge ein Plagiat.

Wenn sie gesagt hätten, wir sind mit der CSU-Fraktion in
diesen zehn Punkten einig, dann hätte das einen ganz
anderen Eindruck gemacht. Aber sie haben es ver-
schwiegen. Das ist zumindest Täuschung, vielleicht
sogar Selbsttäuschung.

(Beifall der SPD –
Jullien, CDU: Wo ist da

die Täuschung?)

Da hat in den Ferien ein etwas gelangweilter Referent
am Computer gespielt, kam an die falsche Taste und auf
einmal war das CSU-Internet da. Das war die Hoffnung
für diesen Wahlkampfantrag.

(Beifall der SPD –
Jullien, CDU: Das ist ein Antrag

für den Mittelstand!)

– Wir kommen noch dazu.

Sie greifen zu. Es ist vollkommen klar.

Lieber Herr Kollege Werner Kuhn.

(Kuhn, FDP: Ja, hier!)
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Wir haben natürlich unterschiedliche Ansichten, wie wir
mit der Katastrophe im Osten finanziell zurechtkommen.
Das braucht auch nicht verschwiegen zu werden.

(Licht, CDU: Und im Land!)

Ihre Bundestagsfraktion hat heute erklärt, dass sie sich,
was die Vorlage der Bundesregierung angeht, enthalten
wird. Sie erwarten hier, dass zugestimmt wird. So viel
Klarheit ist in Ihren Handlungen.

(Beifall der SPD –
Zuruf des Abg. Jullien, CDU)

Alle Ministerpräsidenten, also auch die der CDU, haben
gesagt, wir halten das zwar nicht für den richtigen Weg,
aber wir werden im Bundesrat zustimmen. Sie sind ganz
allein auf der Flur, weil sie abschreiben und nicht selbst
nachdenken.

(Beifall der SPD –
Zuruf des Abg. Jullien, CDU)

Wer heute zu der Auffassung kommt, dass er die zweite
Stufe der Steuerreform nicht verschieben sollte, der
hätte eigentlich zu Anfang der Debatte der Steuerreform
im Bundesrat zustimmen müssen. Jetzt wollen sie et-
was, was sie im Bundesrat abgelehnt haben, was diese
Landesregierung am Ende mit der Steuerreform durch-
gesetzt hat.

Meine Damen und Herren, auch so viel Klarheit in Ihren
Handlungen.

(Beifall der SPD –
Jullien, CDU: Mittelstandsfeindlich!)

Ich kann verstehen, dass die Woche für Sie wirklich gut
angefangen hat. Als Sie am Sonntag den Fernseher
einschalten durften und konnten, haben Sie zur Kenntnis
nehmen können, dass Edmund Stoiber nicht immer
stottert.

(Jullien, CDU: Unterste Schublade!)

– Nein, das ist ein Erfolg der Logopädie. Sie sind auf
einer ganz hohen Welle. Das ist gar keine Frage. Aber
wenn das schon reicht, dann müssen Sie doch nicht so
weit gehen und einfach abschreiben.

Jetzt gehen wir einmal die Punkte im Einzelnen durch.

(Zuruf der CDU: Fasching!)

Sie verlangten in der vorherigen Woche, dass die Kapi-
talgesellschaften mit in das Steuerboot genommen wer-
den. Es sei eine absolute Ungerechtigkeit, wenn das
Vorgeschlagene nicht stattfindet. Darauf geht der Bun-
deskanzler ein, wenn er sagt: Wenn das die Bedingung
ist, die die CDU/CSU-Fraktion im Bundestag stellt, dann
werde ich sie erfüllen. – Was ist wiederum das Ergebnis:
Zwei Tage später lehnt die gleiche Bundestagsfraktion
das ab. Soviel zu Klarheit und Wahrheit in diesem Ge-
schäft, meine Damen und Herren.

(Beifall der FDP)

Jetzt gehe ich auf die weiteren Punkte ein. Meine Da-
men und Herren, wenn Sie das verwirklichen wollen,
was Sie vorhin gesagt haben, wie wollen Sie denn dann
all diese Aufgaben erfüllen? Sie wissen doch jetzt schon,
dass wir dazu nicht in der Lage sind.

Was die IHK angeht, daran habe ich meinen Spaß. Die
IHK zu Koblenz finanziert sich mit Zwangsbeiträgen. Ich
bin ein Mitglied der Gewerkschaft und zahle freiwillig
Beiträge. Das ist der Unterschied, meine Damen und
Herren.

(Beifall der SPD)

Wer Zwangsbeiträge selbst vom Dorfladen Buch pau-
schal in Höhe von 100 DM einbezieht, der hat sich neu-
tral in der politischen Diskussion zu verhalten. Sonst
wird die Frage gestellt werden, ob er weiterhin Zwang-
beiträge erheben sollte.

(Beifall der SPD)

Jetzt komme ich auf Ihren Vorschlag zur Änderung des
Betriebsverfassungsgesetzes zu sprechen. Hier steht
jemand, der war als junger Mensch Vertrauensmann der
Mannschaften, dann der Unteroffiziere und dann im
Betriebsrat. Ich sage Ihnen: Wer an die Betriebsräte
herangeht, der macht den zweiten Vorstand jeder Firma
kaputt. Damit löst er eine soziale Krise aus. Immer wenn
in diesem Land in irgendeiner Form etwas passiert ist,
dann ist der Betriebsrat letztlich das stabilisierende Ele-
ment.

(Beifall der SPD –
Zuruf des Abg. Wirz, CDU)

– Sie haben bestimmt keinen. Das kann ich mir gut
vorstellen in Ihrer Firma.

(Wirz, CDU: Herr Mertes, ich habe
wenigstens eine Firma, Sie nicht!)

– Deshalb brauchen Sie nicht hochmütig zu werden. Es
gibt nur zwei Sorten Arbeit zu bewerten: Die Arbeit ist
gut, oder sie ist schlecht. Vielleicht nehmen Sie das mit
auf Ihren Weg.

(Beifall der SPD)

Meine Damen und Herren, das Land Österreich hat das
gleiche Problem gelöst, indem es die vorgesehene
Steuerreform verschoben hat, weil es auch gesagt hat,
wie wir sagen: Wer beabsichtigt, bei den Erblasten die
Tilgungszeiten zu schieben, der macht neue Schulden. –
Ich will es Ihnen der Form halber aber nicht unter die
Nase reiben: Schauen Sie sich die Nachbarschaft an, in
der Sie sich bewegen. Dann werden Sie sehen, wer zu
diesen Fragen wie Stellung nimmt. Das, was wir jetzt
machen, ist der einzige Weg, diese Katastrophe mit
Anstand zu regeln. Wenn das nicht so wäre, dann
möchte ich gern die Aussagen der christlichen CDU-
Ministerpräsidenten von Ihnen bewertet haben. Sie
wissen, worum es geht. Sie aber nicht!

(Beifall der SPD)
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Etwas zurückhaltender will ich sagen – Herr Kollege
Böhr hat dienstliche Verpflichtungen, damit das klar ist –,
Christoph Böhr schreibt anschauliche Aufsätze über die
Verantwortungsgesellschaft, in denen er heroisch gegen
den Zeitgeist antritt. Meine Damen und Herren, der
heutige Zeitgeist heißt: Schnell helfen ist gut helfen.
Dafür müssen die Maßnahmen vorbereitet werden.

(Beifall der SPD)

Deshalb können wir sagen, dass es erstens ein Wahl-
kampfantrag war, Sie ihn zweitens abgeschrieben haben
und Sie ihn drittens schlecht vorgetragen haben. Durch-
gefallen!

(Anhaltend starker Beifall der SPD)

Vizepräsidentin Frau Grützmacher:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Wirz zu einer Kurzin-
tervention.

Abg. Wirz, CDU:

Frau Präsidentin! Herr Kollege Mertes, ein Wort zuvor:
Ich lasse mich weder von Ihnen zum Kasernenhofclown
machen noch bin ich bereit, Ihrem Vorbild zu folgen.

(Beifall der CDU)

Meine Damen und Herren, es gibt überhaupt nichts zu
verbergen. Wir haben im Rahmen der Tagung unserer
wirtschaftspolitischen Sprecher in Berlin mit allen CDU-
Fraktionen in den Ländern – auch mit der CSU sind wir
einig geworden – beschlossen, diesen Antrag inhaltlich
bezogen auf unser Land in unseren Landtag einzubrin-
gen. Das haben wir dann gemacht.

(Mertes, SPD: Was kommen
Sie erst jetzt damit?–

Unruhe im Hause)

Wer so oft wie Sie, zwar zeitversetzt und über Monate
hinweg, von anderen Anträgen abschreibt, der sollte
nicht den Oberlehrer spielen. Das paßt nicht zu Ihnen.

(Beifall der CDU)

Herr Mertes, ich bin nicht bereit, auf Ihre Polemik bezüg-
lich der Katastrophenhilfe für die Bundesländer im Osten
einzugehen. Das hat mit unserem Antrag und mit dem
Mittelstand in Rheinland-Pfalz überhaupt nichts zu tun.

Sie wissen ganz genau, dass die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion und auch unser Spitzenkandidat Edmund
Stoiber einmütig erklärt haben, dass Sie dafür stehen,
dass die Katastrophenhilfe im Osten notwendig ist und
nicht geschmälert, sondern durchgeführt wird. Es nutzt
überhaupt nichts, wenn Sie versuchen, einen anderen
Eindruck zu erwecken. Packen Sie sich an die eigene
Nase und sorgen Sie dafür, dass wieder einmal Mittel-
standspolitik für unser Land gemacht wird, aber nicht

aus ideologischer Verbrämung für irgendwelche Vor-
stellungen.

(Beifall der CDU)

Vizepräsidentin Frau Grützmacher:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Braun.

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Es wird Sie erstauen, aber ich will zum Inhalt dieses
Antrags Stellung nehmen. Es scheint etwas Neues in
dieser Debatte zu sein, dass man über Inhalte spricht.

Ich hatte eine ganz andere Einschätzung als Sie, Herr
Mertes. Ich habe nicht im Internet gesucht. Ich habe
gedacht, dass der Antrag so schlecht ist, dass die CDU-
Fraktion ihn nur selbst gemacht haben kann.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt Heiterkeit im Hause)

Dass man einen Antrag, der so voller Fehler steckt, auf
Bundesebene verabschiedet, spricht nicht für den Zu-
stand der CDU-Bundespartei.

Noch einmal zum Inhalt: Sie versuchen im Vorspann, die
Erfolge in der Wirtschaft und in der Sozialversicherung
zunächst einmal schlechtzureden. Natürlich kann man
keinen Wahlkampf machen und für eine Änderung
kämpfen, wenn man nicht zunächst einmal behauptet,
es sei alles furchtbar schlecht. Mich hat Ihre Rede an
eine Litanei erinnert. Dass Sie nicht zwischen jeden Satz
geschrieben haben, „Oh Maria hilf“, das war nun alles.
Sie haben von A bis Z aufgezählt, was an Schlimmem in
diesem Land passieren kann.

Ihr Antrag beinhaltet nicht nur Beschreibungen, sondern
auch Forderungen. Beispielsweise schreiben Sie, dass
das Steuerentlastungsgesetz nicht reiche und der Spit-
zensteuersatz weiter gesenkt werden müsse. Diese
Bundesregierung hat in den vergangenen vier Jahren
den Spitzensteuersatz aber gesenkt. Sie hatte das Ziel,
den Spitzensteuersatz auf 42 % zu senken. Wir sind
schon sehr nah daran.

(Zuruf von der CDU)

Wir haben es aber immerhin geschafft, ihn von der Spit-
ze, auf der er 1998 war, abzusenken.

(Mertes, SPD: Die Sie geschaffen haben! –
Wirz, CDU: Nachdem Sie die Steuer-

reform abgelehnt haben!)

Das – wenn Sie die ideologischen Scheuklappen weg-
lassen – in einer rotgrünen Bundesregierung. Früher
hätten Sie nie gedacht, dass das geht. Wir haben das
geschafft, und wir haben den Mittelstand in den letzten
Jahren durch Steuerentlastungen – das können Sie
nachrechnen – um 9 Milliarden Euro entlastet. Die näch-
ste Stufe, die jetzt verschoben wird, hätte noch einmal
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mehr bedeutet. Die Entlastungen liegen aber bei
9 Milliarden Euro.

(Jullien, CDU: Die anderen Belastungen
schaffen Sie über die Öko-Steuer!)

Da müssen Sie zuerst einmal rechnen.

– Herr Jullien, jetzt behaupten Sie, die Steuerentlastung
würde wegen der Öko-Steuer nicht greifen. Für die Ta-
baksteuer gilt das natürlich auch. Der Mittelstand ist
davon aber nicht so sehr betroffen.

(Jullien, CDU: Bei der Öko-Steuer nicht?)

– Nein, von der Tabaksteuer.

Herr Jullien, zur Öko-Steuer: Die Öko-Steuer ist eine
Steuer – ökologische Steuerreform hieß das ursprüng-
lich einmal –, die eine Lenkungswirkung haben soll.
Genau da – um noch einmal zum Inhalt zu kommen,
was Herr Stoiber in seinem Rededuell gegen Schöder
bestritten hat; sie können das in der „Financial Times
Deutschland“ nachlesen, eine Zeitung, die zumindest
wirtschaftliche Hintergründe kennt – ist von Stoiber
falsch argumentiert worden. Schöder hat auch einige
Fehler gemacht. In diesem Fall hat aber Stoiber falsch
argumentiert. Die Öko-Steuer hatte eine Lenkungswir-
kung, weil jede Steuer, die Preise erhöht, natürlich eine
Lenkungswirkung hat. Wir können sogar feststellen,
dass sie eine Umweltentlastungswirkung hat, nämlich
5 % weniger Spritverbrauch.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist die ökologische Lenkungswirkung. Also ist zu-
nächst einmal eine Öko-Wirkung eingetreten.

Die Steuer hatte aber auch eine andere Wirkung. Dies
dürfen Sie nicht verschweigen. Die Rentenbeiträge sind
gesunken auf 19,3 % und dazwischen einmal auf
19,1 %. Wo standen wir denn am Schluss der Kohl-
Regierung? Bei über 21 %.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD –

Jullien, CDU: Wo fließt die denn
hin, die Öko-Steuer?)

Dann kommen Sie mit Ihrem Punkt 3, mit der Senkung
der Sozialversicherungsbeiträge auf unter 40 %. Mister
40 % ist ja anwesend. Vielleicht wird auch die FDP dazu
reden. Wer hat es denn geschafft, über die 40 % zu
kommen? Das war die Kohl-Regierung zusammen mit
der FDP.

(Wirz, CDU: Wer hat denn die Steuerre-
form der Bundesregierung abgelehnt?)

– Ja, ganz zum Schluss wollten Sie die Steuerreform
noch zusammenzimmern. Nach 16 Jahren Regierung
ganz am Schluss zum Ende der Regierungszeit. Wer hat
es denn geschafft, 16 Jahre lang auf über 40 % zu
kommen? Die CDU und die FDP.

(Jullien, CDU: Sie sollten mal
Herrn Metzger hören!)

– Herr Jullien, als die CDU an die Regierung gekommen
ist, waren wir unter 40 %.

(Staatsminister Mittler: 34!)

Wir waren weit unter 40 %. Als Sie aufgehört haben,
waren wir weit über 40 %. Inzwischen sind wir knapp an
der 40 %-Grenze. Wir, die rotgrüne Bundesregierung,
haben es in Berlin geschafft, diese Belastung zu senken.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Abg. Creutzmann, FDP)

– Herr Creutzmann, lassen Sie Ihre ideologischen
Scheuklappen weg und Sie wählen uns auch noch. Wir
arbeiten daran. Wir geben da nicht auf. Vernunft setzt
sich immer durch.

Unter Punkt 4 Ihres Antrags fordern sie die Abschaffung
der pauschalen Sozialversicherungsabgaben bis
400 Euro. Das ist jetzt Ihre Linie. Ich weiß nicht, wann
Sie diesen Antrag beschlossen haben. Die Hartz-
Kommission redet aber über 500 Euro.

(Jullien, CDU: Nachdem die CDU
400 Euro vorgeschlagen hat!

Wieder ein billiges
Abschreiben!)

Man kann darüber diskutieren, ob das richtig oder falsch
ist. Wer lehnt aber die Hartz-Vorschläge eindeutig ab,
ohne sie überhaupt diskutiert zu haben? Das kommt
doch aus Ihren Kreisen. Wir sagen, wir können zunächst
einmal darüber reden, ob das sinnvolle Vorschläge sind
oder nicht.

(Jullien, CDU: Abgekupfert!)

Sie sind zumindest darin getoppt in den Vorschlägen.
Das sind Dinge, die umgesetzt werden, egal wie in der
nächsten Legislaturperiode der Bundestag zusammen-
gesetzt ist. Natürlich geht man da ran. Das ist doch
vollkommen klar. Das muss doch auch sein. Da ist Ihr
Antrag nicht neu. Das wissen Sie.

(Jullien, CDU: Aber Sie haben doch die
630-DM-Beschäftigungsverhältnisse
vermurkst! Sie haben diesen Murks

mitgetragen! –
Wirz, CDU: Sie haben nur

Murks mitgetragen!)

Deshalb ist er als Antrag für das Land Rheinland-Pfalz
unnötig.

Die nächste Behauptung, die Sie aufstellen, ist die, – – –

(Jullien, CDU: Das ist keine Behauptung,
sondern das ist eine zutreffende

Feststellung!)

Das ist eine Behauptung, die sogar richtig ist.

(Jullien, CDU: Eine zutreffende
Feststellung!)
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– Herr Jullien, jetzt lassen Sie mich doch einmal ausre-
den und mich das sagen, was ich sagen will. Die näch-
ste Behauptung ist die, dass es eine Erleichterung und
eine Befristung der Arbeitsverhältnisse für die Einstel-
lung älterer Arbeitnehmer geben müsse. Das ist richtig
so. Das ist eine richtige Behauptung. Es gibt auch von
der CDU richtige Behauptungen. Auch dazu gibt es aber
die entsprechenden Vorschläge von der Hartz-
Kommission. Das ist also auch nichts Neues und befin-
det sich schon lange in den Verhandlungen.

Die nächste Forderung, die Sie erheben, wird im Mo-
ment als Personal-Service-Agentur diskutiert. Das ist
also auch nichts Neues.

(Jullien, CDU: Das war aber
eine gute Forderung!)

Dann haben wir weitere Vorschläge mit der Ich-Agentur
und die Vorschläge zum Arbeitslosengeld. All das sind
Diskussionen, die die SPD, die GRÜNEN, die Arbeitge-
ber, die Arbeitnehmer, alle führen.

(Zurufe der Abg. Wirz und Jullien, CDU)

– Entschuldigen Sie, wenn ich das sage, aber die haben
alle schon geführt, bevor Sie im Ältestenrat angekündigt
haben, dass Sie noch einen Antrag einbringen werden.
Die Diskussion war da schon in vollem Gang. Der Antrag
war insofern ein reiner Schauantrag für diese letzte
Sitzung vor der Bundestagswahl.

(Jullien, CDU: Wir fordern die
Landesregierung auf!)

Sie haben den Antrag noch nicht einmal vor einer Wo-
che vorgelegt.

(Jullien, CDU: Natürlich!)

Sie haben ihn erst jetzt vorgelegt.

Inhaltlich ist aber wirklich die Spitze – Herr Wirz, Sie
haben das vorgetragen – die letzte Forderung – ich
zitiere aus Ihrem Antrag – „statt einer Fortführung der
Finanzierung des sogenannten Zweiten Arbeitsmarktes
aus Landesmitteln die Beherrschung der deutschen
Sprache durch Zuwanderer und die Kinder von auslän-
dischen Familien systematisch zu fördern...“

(Staatsminister Bauckhage: Das
ist dummes Zeug!)

Einen solchen Unsinn habe ich in einer Drucksache
dieses Landtags noch nicht gelesen. Man soll den
zweiten Arbeitsmarkt abschaffen, um Sprachunterricht
für den ersten Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Wer befin-
det sich im zweiten Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik
Deutschland? Sind das nur Ausländer; sind das Leute,
die kein Deutsch sprechen können?

(Jullien, CDU: Da sind aber viele
Ausländer dabei!)

Das kann doch wohl nicht sein. Bundesweit sind im
zweiten Arbeitsmarkt natürlich immer – das haben Sie

eingerichtet – sehr viele Menschen in Ostdeutschland
beschäftigt gewesen. Wollen Sie denen Sprachkurse
verschaffen? Was soll das? Man kann doch nicht völlig
verschiedene Dinge gegeneinander stellen, Herr Jullien.
Eine so unsaubere Arbeit wie diese habe ich hier noch
nie gesehen.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb würde ich sogar dafür plädieren, dass wir die-
sen Antrag gar nicht an den Ausschuss überweisen,
sondern über ihn direkt abstimmen; denn sonst müssen
wir uns noch einmal mit ihm beschäftigen.

Vielen Dank.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frau Grützmacher:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Creutzmann das Wort.

Abg. Creutzmann, FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir haben das schon erwartet – Wahlkampf pur
noch kurz vor der Bundestagswahl. Die CDU ist mit
reiner Polemik in die Palamentsdebatte gegangen. Herr
Kollege Wirz, ein Satz hat gestimmt, nämlich die Zukunft
der Wirtschaft liegt beim Mittelstand. Alles andere war
aber Polemik.

Ich muss allerdings sagen, dass Herr Kollege Mertes
dem auch gefolgt ist.

(Jullien, CDU: Aha!)

Herr Kollege Dr. Braun, von Ihnen sind wir das gewohnt.
Jetzt muss ich natürlich auch ein paar kritische Dinge
sagen.

Die letzten Menschen verlassen den rheinland-pfälzi-
schen Landtag.

Es ist schon ein wenig ein Armutszeugnis, einen Antrag
dienstags im Ältestenrat anzukündigen und ihn freitags
erst den Fraktionen zuzuleiten, wenn der Antrag abge-
schrieben ist. Herr Kollege Jullien, das hätte man auch
besser machen können.

(Jullien, CDU: Der war schon
am Mittwoch da!)

Die CDU-Landtagsfraktion unternimmt erneut den un-
tauglichen Versuch, das rheinland-pfälzische Parlament
als Wahlkampfforum zu missbrauchen. Alle Ihre Forde-
rungen, ob berechtigt oder unberechtigt, ob wahr oder
unwahr, gehören in den Deutschen Bundestag und nicht
in den rheinland-pfälzischen Landtag.

Darüber hinaus geht die CDU-Landtagsfraktion – wie
des Öfteren – schlampig mit ihren Anträgen um. Herr Dr.
Braun, ich kann Sie ausnahmsweise – wir sind nicht so
oft einer Meinung – unterstützen. Das, was in diesem
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Antrag zu lesen ist, ist schon teilweise abenteuerlich. Ich
zitiere: „Die Landesregierung wird deshalb aufgefordert,
beim Bund dafür einzutreten, dass folgende Maßnah-
men umgesetzt werden:“ Entweder muss das Land eine
Bundesratsinitiative starten oder – – –

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU)

– Herr Jullien, Sie trauen sich am 22. September nicht
viel zu; denn wenn Sie die Wahl gewinnen, könnten Sie
das alles umsetzen. Wenn Sie die Wahl nicht gewinnen,
benötigen Sie natürlich die Bundesratsinitiative der Lan-
desregierung.

Das ist mir bei Ihrem Antrag auch aufgefallen. Dieser
Antrag zeugt von wenig Selbstvertrauen, oder Ihr Antrag
ist ein Placebo-Antrag. Anders kann man diesen nicht
titulieren.

(Beifall der FDP und der SPD)

Meine Damen und Herren, viele der von der CDU-
Landtagsfraktion erhobenen Forderungen haben Sie
offensichtlich aus dem Wahlprogramm der FDP abge-
schrieben.

(Lelle, CDU: Das hat kommen müssen! –
Zuruf der Abg. Frau Thomas,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –

Unruhe im Hause –
Glocke der Präsidentin)

Vizepräsidentin Frau Grützmacher:

Meine  Damen  und  Herren,   Herr   Abgeordneter
Creutzmann hat das Wort.

Abg. Creutzmann, FDP:

Ich muss Frau Kollegin Thomas antworten.

Frau Kollegin Thomas, die Absicht haben wir erkannt,
was in diesem Antrag der CDU steht. Sie wollen noch
einmal kurz vor der Bundestagswahl – das versuchen
Sie und die CDU permanent – einen Keil in die Koalition
hineintreiben. Wenn der Kollege Braun von 500-Euro-
Jobs der Hartz-Kommission spricht, müssen Sie wissen,
dass die Hartz-Kommission das nur für Beschäftigte im
Haushaltsbereich und nicht für Beschäftigte in anderen
Berufen tun will. Es gibt schon Unterschiede.

(Jullien, CDU: Herr Creutzmann
entdeckt Gemeinsamkeiten!)

– Natürlich gibt es Gemeinsamkeiten. Diese wollen wir
gar nicht abstreiten. Diese hat Herr Kollege Mertes vor-
hin erwähnt. Es gibt auch hier wieder einen Unterschied.
Wir meinen – wir stehen dazu –, dass man das, was
jetzt aufgebracht werden muss, auch mit Haushaltsum-
schichtungen – wir haben dies vorgeschlagen, mit Ver-
äußerungsgewinnen der Bundesbank – machen kann.
Das ist auch ein redlicher Weg. Das wollte ich auch dem
Kollegen Mertes sagen. Die Bundesregierung meint, die

Probleme des Hochwassers mit einer Nicht-Steuer-
senkung bewerkstelligen zu können.

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Nachdem Sie die CDU so gelobt haben,

hat Herr Mertes schon Ihren Platz
eingenommen! –

Zuruf des Abg. Jullien, CDU)

– Da ist der Kollege Mertes.

Herr Jullien, Ihre „Herumeierei“ versteht doch draußen
kein Mensch.

(Beifall der FDP und der SPD)

Man kann so oder so sagen, aber diesen Eiertanz ver-
steht niemand. Zuerst sagen Sie, „Steuererhöhungen“,
das geht nicht. Dann sagen Sie, Sie lassen die Ausset-
zung der Steuersenkung passieren. Sie lassen sie im
Bundesrat passieren. Dann teilen Sie der staunenden
Bevölkerung mit: Wenn wir die Wahlen gewinnen, ma-
chen wir alles wieder rückgängig. – Sie handeln richtig
inkonsequent.

(Jullien, CDU: Was macht die FDP? –
Zurufe von der CDU)

– Wir haben eine klare Haltung. Wir haben immer ge-
sagt, dass wir die Aussetzung der Steuersenkung nicht
für richtig halten. Das ist auch anders lösbar. Das halten
wir durch.

(Jullien, CDU: Was sagt Ihr
Koalitionspartner?)

– Moment, man kann doch unterschiedliche Auffassun-
gen haben. Das ist doch gar kein Thema.

Herr Kollege, lassen Sie mich doch einmal auf Ihren
Antrag eingehen.

Herr Kollege Wirz, es ist wirklich eine dümmliche Aussa-
ge, dass die niedrige Arbeitslosenquote auch ein Ergeb-
nis davon sei, dass in unserem Land eine Rekordzahl
von Auspendlern bestünde.

Meine Damen und Herren, wenn man einerseits die
Mobilität der Menschen fordert und, weil es einem nicht
passt, diese Mobilität zerredet, ist das äußerst bedenk-
lich. Eine solch schwache Argumentation habe ich noch
nie erlebt.

(Beifall der FDP und der SPD)

Sie versuchen immer wieder, den Menschen einzure-
den, Sie dürften nicht in anderen Bundesländern arbei-
ten, weil das nicht in Ihre Ideologie passt und wir da-
durch in Rheinland-Pfalz eine niedrige Arbeitslosenquote
erhalten. Sie wissen ganz genau, dass wir an dritter oder
vierter Stelle im Bundesgebiet liegen.

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU –
Zurufe von der CDU)
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– Herr Kollege, hören Sie doch einmal zu. Diese Men-
schen, die hier wohnen, zahlen nämlich Einkommen-
steuer für dieses Land.

(Unruhe im Hause)

Frau Kollegin Morsblech, die schon länger im Parlament
ist, sagt immer wieder: Diese alte Leier. Man kann es
nicht mehr hören.

Nun beschimpfen Sie noch diese Landesregierung, dass
sie der Steuerreform zugestimmt hat. Ohne diese Zu-
stimmung der Landesregierung hätte es nämlich für alle
Bürger keine Einkommensteuerentlastung gegeben. Das
muss man einmal sagen. Die Bundesregierung hatte
einmal 43,5 % Spitzensteuersatz vorgesehen. Wir haben
42,5 % erreicht. Wir haben auch wieder den halben
Steuersatz für Veräußerungsgewinne bei den Perso-
nengesellschaften erreicht.

(Zuruf des Abg. Wirz, CDU)

Deswegen stehen wir zu dem, was die Landesregierung
getan hat. Es ist schon bemerkenswert, wie die CDU-
Landtagsfraktion ihre Anträge – ich darf es einmal sa-
lopp s agen – hinhaut.

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU)

– Herr Jullien, ich kann nichts dafür, wenn Sie die Anträ-
ge hinhauen. Das können Sie doch nicht bringen.

Ich zitiere aus dem Antrag: „Die den Kapitalgesellschaf-
ten zugestandenen Steuererleichterungen“ – –

(Zurufe von der CDU)

– Hören Sie doch einmal zu. Es tut weh, wenn man
solche Anträge schreibt. Herr Kollege Braun hat es
schon gesagt.

(Mertes, SPD: Abschreibt!
Abschreibt!)

– Das ist noch schlimmer.

– – „müssen auch den mit ihrem persönlichen Vermö-
gen“ – hören Sie zu, was für ein Ungestüm an Wort –
„haftenden Eigentümer-Unternehmern zugestanden
werden.“ Was ist denn das?

(Zurufe aus dem Hause)

– Das ist PISA. Es gibt Kapitalgesellschaften, bei denen
es auch Eigentümer-Unternehmer wie bei den Pers o-
nengesellschaften gibt.

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU)

– Ich verstehe es schon.

Herr Jullien, ich habe manchmal den Eindruck, Sie lesen
noch nicht einmal das, was Sie unterschreiben. Das
sollten Sie nicht tun. Sie sollten wenigstens einmal das
lesen, was Sie unterschreiben.

(Beifall bei FDP und SPD)

Sie beklagen immer wieder diese Unterschiede zwi-
schen Personen- und Kapitalgesellschaften.

(Jullien, CDU: Stimmt auch nicht!)

– Moment, langsam.

Herr Kollege Schnabel, das muss man immer sehr seri-
ös angehen. Man muss fairerweise sagen, dass die
Kapitalgesellschaften gewisse Steuerrückstellungen
nicht mehr durchführen dürfen.

Herr Jullien, Ihr Problem ist, dass wir im Moment keine
Körperschaftsteuer erhalten. Das ist das, was die öffent-
lichen Haushalte trifft. Das hängt natürlich damit zu-
sammen, dass durch die Einführung des Halb-Einkünfte-
Verfahrens die Gesellschaften durch die Ausschüttung
ihre früher bezahlte Körperschaftsteuer zurückholen
können.

Herr Minister, das hat dazu geführt, dass wir anstatt
25 Milliarden Euro Körperschaftsteuer zu erhalten, im
letzten Jahr leider 1 Milliarde haben zurückzahlen müs-
sen.

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU)

– Das wissen Sie doch als Steuerberater.

(Jullien, CDU: Das hätte man
vorher wissen müssen, Herr

Kollege Creutzmann!)

– Moment, auch hier muss man ehrlich sein. Die Bun-
desregierung hatte erwartet, dass innerhalb von
15 Jahren – deswegen hat sie auch „15 Jahre“ in das
Gesetz geschrieben – die Steuerrückzahlungen erfolgen
würden.

(Zurufe von der CDU)

– Man muss damit rechnen, dass die Unternehmen
teilweise so clever sind, durch Ausschüttungen die Kör-
perschaftsteuer zurückzuholen. Wenn neue Gesetze
gemacht werden, dann haben Menschen in den Steuer-
abteilungen schon darauf reagiert, bevor das Gesetz
überhaupt gemacht wurde.

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU)

Es gab Sonderausschüttungen von Unternehmen. Das
muss man wissen.

(Glocke der Präsidentin)

Herr Kollege Mertes, noch ein Punkt. Sie haben heute
Morgen gesehen, dass ich Beifall geklatscht habe, als
Frau Conrad den Weg der Steuererhöhungen, den die
Bundesregierung geht, gelobt hat. Für das Protokoll
muss ich Folgendes sagen: Das war ein Fehler. Ich
habe mich mit der Kollegin Morsblech unterhalten. Wir
bleiben bei der Meinung, dass bei einem solch großen
Volumen des Bundeshaushalts ein Einsparvolumen für
die Hochwasseropfer möglich gewesen wäre.

Vielen Dank.
(Beifall der FDP und der SPD)
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Vizepräsidentin Frau Grützmacher:

Herr Minister Bauckhage hat das Wort.

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es handelt sich um einen sehr durchsichtigen
Antrag, den das Parlament heute berät. Ich will nicht
diskutieren, von wem er stammt und woher er kommt.
Das habe ich auch nicht zu bewerten.

Es ist natürlich jeder in Deutschland gespannt, was die
CDU-Landtagsfraktion nun dazu zu sagen hat. Man wird
sich danach ausrichten. Man ist noch gespannter darauf,
wie Sie das interpretieren.

Herr Wirz, wenn Sie das sagen, hat das eine hohe Be-
deutung; denn wir machen uns nichts vor. Wir haben am
22. September Bundestagswahl. Dann wird entschieden.
Danach kann die neue Bundesregierung handeln.

Wir haben einen Staat, der so verfasst ist, dass es Län-
derkompetenzen, kommunale Kompetenzen und Bun-
deskompetenzen gibt. Von daher gesehen, ist das schon
eine merkwürdige Angelegenheit, dass wir um 19:20 Uhr
diese ganze Debatte führen, die übrigens ganz wenig
Landesbezug hat.

Den einzigen Landesbezug, den Sie uns hier erwähnen
konnten, war der, dass Sie sagten, die direkte Betriebs-
förderung soll ich umschichten und dafür Straßenbau-
maßnahmen betreiben. Meine sehr verehrten Damen
und Herren, man muss erstens sehen, wir haben nur
noch in einer Region ein Fördergebiet, das ist die Regi-
on Westpfalz, und dann müssen Sie den Arbeitnehmern
sagen, dann müssen wir Straßen bauen und Betriebe
fördern. Ich habe neulich noch eine große Ansiedlung in
einer Region in der Pfalz betreiben können. Da spielt es
schon eine Rolle, ob man die direkte Betriebsförderung
machen kann oder nicht. Dort ging es um 500 Arbeits-
plätze. Meine Damen und Herren, von daher gesehen
war das kein tauglicher konstruktiver Beitrag.

Ich will auch nichts dazu sagen, dass Sie sagen, man
solle ESF-Mittel nehmen und damit Sprachkurse an
Schulen durchführen. Das ist nicht nur absurd, sondern
einfach rechtswidrig. Deshalb sind diese Vergleiche
nicht tauglich.

Meine Damen und Herren es ist doch klar, dass der
Mittelstand gute Rahmenbedingungen braucht. Es gibt
durchaus unterschiedliche Auffassungen, einerseits
Sozialdemokraten, andererseits Freie Demokraten. Wir
haben keine unterschiedliche Auffassung darüber, wie
wir im Land die Rahmenbedingungen gut und richtig
setzen. Deshalb ist es auch nicht unsere Sache, darüber
hier zu streiten. Unsere Sache ist es, die Positionen klar
zu machen.

Nur an einer Ecke – das muss man in aller Klarheit sa-
gen dürfen –, als die Landesregierung die Mittelstands-
komponente in die Steuerreform brachte – das war näm-
lich diese Landesregierung –, unterhielten sich die CDU-

Minister noch über Halbeinkünfteverfahren, dann haben
wir die Mittelstandskomponente hineingebracht, nämlich
einmal den halben Steuersatz bei der Betriebsveräuße-
rung, zum Zweiten die Absenkung natürlich über fünf
Jahre hinweg – Politik ist die Kunst des Möglichen – auf
42 Punkte. Das war die rheinland-pfälzische Landesre-
gierung. Diese Schritte bedeuteten noch einmal eine
Rückgabe an den Steuerzahler von rund 7,5 Milliarden.
Ich kann es nicht mehr genau sagen, jedenfalls war es
schon ein Datum, das sich sehen lassen konnte.

Meine Damen und Herren, Sie sehen also, wir verstehen
unter einer guten Wirtschaftspolitik keine Blockadepoli-
tik. So kann man keine Wirtschaftspolitik machen. Das
gilt übrigens auch für andere, die blockiert haben.

(Beifall bei FDP und SPD)

Das ist das beste Beispiel, wie wir bei der Steuerreform
verfahren sind. Sie wollten die Steuerreform, die Sie jetzt
nicht ein Jahr aussetzen wollen, eigentlich ganz blockie-
ren.

(Beifall bei FDP und SPD –
Abg. Bracht, CDU: Das ist falsch!)

Das muss einmal ehrlicherweise gesagt werden. Herr
Bracht, das ist genau richtig. Ich habe den ehemaligen
Ministerpräsidenten dieses Landes erlebt, was er dort
gemacht hat. Das war so. Sie wollten dies nicht.

(Bracht, CDU: Wir wollten eine
andere Steuerreform!)

– Die andere Steuerreform war aber nicht zu machen.
Ich sage noch einmal: Politik ist die Kunst des Mögli-
chen. – Die Wirtschaft insgesamt im Land braucht ver-
lässliche Rahmenbedingungen.

Meine Damen und Herren, es ist auch klar, egal wie das
am 22. September ausgehen wird, es werden weitere
Reformen folgen müssen. Die Reformen müssen auch
an die Lohnzusatzkosten gehen. Es ist keine Frage,
dass man darangehen muss.

(Vereinzelt Beifall bei der FDP)

Es kann regieren, wer will. Jeder muss den Mut haben,
das zu tun.

Meine Damen und Herren, die Steuerreform geht auch
nicht am Mittelstand vorbei. Das Gegenteil ist eigentlich
richtig. Schauen Sie doch einmal in aller Nüchternheit
und Sachlichkeit das jüngste Gutachten des Sachver-
ständigenrats an, der eigentlich ein unverdächtiger Zeu-
ge ist.

(Staatsminister Mittler: So ist es!)

Die fünf „Weisen“ betonen: „Die Steuerreform als Ge-
samtpaket bevorzugt nicht ausschließlich die großen
Kapitalgesellschaften, sondern auch der Mittelstand
kann profitieren und wird profitieren.“

(Beifall bei FDP und SPD)
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Meine Damen und Herren von der CDU, eigentlich hätte
dies Ihre Bundespartei auch eingesehen, als sie zu-
nächst die Verschiebung der zweiten Stufe der Steuer-
reform als mittelstandsfeindlich angegriffen hat.

(Glocke der Präsidentin)

Sie sind einen Kurs gefahren, der eigentlich gar nicht
nachvollziehbar ist.

Vizepräsidentin Frau Grützmacher:

Herr Minister Bauckhage, gestatten Sie eine Zwischen-
frage?

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Lassen Sie mich bitte den Gedanken noch zu Ende
führen.

Herr Kollege Creutzmann hat das schon gesagt. Herr
Kollege Mertes, man kann das auch alles sehr moralisch
machen. Wir beide kennen uns gut. „Der einzige an-
ständige Weg“, auch wir machen anständige Vorschlä-
ge. Von daher messe ich das gern Ihrer Emotion zu.

Vizepräsidentin Frau Grützmacher:

Herr Minister Bauckhage, lassen Sie eine Zwischenfrage
zu?

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Ja, natürlich.

Vizepräsidentin Frau Grützmacher:

Bitte schön, Herr Jullien.

Abg. Jullien, CDU:

Herr Minister, Sie haben die Feststellungen der fünf
Wirtschaftsweisen angesprochen. Ich frage Sie im Hin-
blick auf die Umfrage der IHK Koblenz:

(Zuruf des Abg. Mertes, SPD)

Teilen Sie die Kritik des Ministerpräsidenten an dem
Ergebnis dieser Umfrage? Teilen Sie das Ergebnis die-
ser Umfrage, das ein klares Votum gegen Rotgrün ist?

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Herr Jullien, wie Sie werde ich auch zur Wahl gehen.
Das ist doch völlig klar. Jeder in diesem Staat hat auch
ein Recht, eine Regierung, auch diese Regierung, zu

kritisieren. Jeder hat auch ein Recht, die CDU zu kritisie-
ren.

Der Ministerpräsident hat übrigens eins nicht gemacht.
Er hat nicht die Ergebnisse kritisiert. Er hat kritisiert, wer
was gemacht hat. Man muss das immer richtig lesen,
dann hat man eine andere Geschäftsgrundlage.

(Mertes, SPD: Das ist jetzt
zu differenziert!)

– Gut, das mag sein.

Meine Damen und Herren, Rheinland-Pfalz hat sich
eigentlich immer im Bundesrat so verhalten, wie dieses
Land strukturiert ist. Unser Bundesland ist mittelstän-
disch strukturiert. In diesem Bundesland – ich sage das
noch einmal in aller Klarheit – in einer Zeit, als die
Großindustrie 100.000 Arbeitsplätze abbauen musste,
hat allein das rheinland-pfälzische Handwerk über
90.000 neue geschaffen. An dem Beispiel kann man,
glaube ich, sehr deutlich erkennen, wer hier Beschäfti-
gungs- und Ausbildungsplatzträger Nummer eins ist,
zum Zweiten sieht man sehr deutlich, dass der Mittel-
stand die Stärke unseres Arbeitsmarkts ist. Dann haben
wir uns übrigens auch im Bundesrat bei der Öko-Steuer
enthalten. Wir haben uns auch im Bundesrat bei der
Öko-Steuer enthalten, damit wir Klarheit haben. Wir
haben also immer eine klare Linie für diejenigen gefah-
ren, die in unserem Land die Träger der Wirtschafts-
struktur sind. Das ist der Mittelstand. Dabei lassen wir
uns von Ihnen nicht übertreffen.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch einige
Worte zum Arbeitsmarkt sagen, weil mir das wichtig
erscheint. Außer Zweifel ist bei uns in Deutschland der
Arbeitsmarkt sehr stark überreglementiert. Das ist übri-
gens auch kein Ergebnis der Gesetze der jetzigen Bun-
desregierung. Man muss immer fair sein. Das ist auch
ein Ergebnis der Gesetzgebung der letzten 10, 15 Jahre.
Das ist nicht nur ein Ergebnis dieser Bundesregierung.
Wenn ich mir den Arbeitsmarkt in Rheinland-Pfalz ins-
gesamt anschaue, dann muss man sagen, dann liegen
wir – das ist ein wahrer Parameter der Leistungsfähigkeit
und der Wirtschaftspolitik in diesem Land und der Ar-
beitsmarktpolitik – im Schnitt an dritt-, viertgünstigster
Stelle. Das bedeutet auch, dass dahinter nicht nur eine
statistische Zahl steckt, sondern Menschen. Arbeitslo-
sigkeit ist nicht nur ein finanzielles Problem, sondern ein
Problem der Selbstverwirklichung der Menschen. Ich bin
deshalb sehr vorsichtig.

(Beifall bei der SPD)

Das hat die Ursache darin, dass dieses Land sehr stark
mittelständisch geprägt ist. Es hat auch die Ursache,
dass der Mittelstand natürlicherweise sehr robust am
Arbeitsmarkt ist. Der Mittelständler hat nicht die Chance
eines großen Unternehmers, der ohne weiteres Stand-
orte verlagern kann, die andere aus unterschiedlichen
Gründen auch wegen der Rahmenbedingungen verla-
gert haben. Diese Chance hat der Mittelstand in der
Form nicht.

Lassen Sie mich noch ein Wort sagen. Auch die Ge-
samtkonzepte meiner Kollegin Malu Dreyer am zweiten
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Arbeitsmarkt – der zweite Arbeitsmarkt in Rheinland-
Pfalz ist auch ein Stück hin zum ersten Arbeitsmarkt
ausgerichtet – entlasten in entsprechender Form den
Mittelstand und haben auch dafür gesorgt, dass im Mit-
telstand ein guter Arbeitsmarkt ist, der jeden Vergleich
mit anderen Bundesländern aushält.

(Beifall bei FDP und SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in unserer
Koalitionsvereinbarung in Rheinland-Pfalz haben wir
festgelegt, dass eine Enquete-Kommission mit dem Titel
„Zukunft der Arbeit in Rheinland-Pfalz im neuen Jahr-
hundert“ eingesetzt werden soll.

(Zuruf von der CDU: Da kommen
Sie auch nicht weiter!)

Aufgabe der Kommission, die sich zur Zeit konstituiert,
ist es, nach neuen Möglichkeiten in der Arbeitsmarkt-
und Beschäftigungspolitik zu suchen.

Ich bin mir sicher, auch in diesem Bereich wird Rhein-
land-Pfalz einen wichtigen Beitrag zur Neugestaltung
und Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik in Deutsch-
land leisten können.

Meine Damen und Herren, wir haben es mit einem typi-
schen Wahlkampfantrag zu tun. Ich bin sicher, er wird
morgen eine Riesenresonanz in der Presse finden, des-
halb  muss man  eins  sagen,   das   ist   hochinteres-
sant, – – –

(Zuruf des Abgeordneten Wirz, CDU)

– Ich kann gern etwas dazu sagen, auch zur Frage der
Kapitalgesellschaften.

Es ist außer Frage, so auch jetzt bei der Frage, wie man
die Hochwasserschäden finanziert, – – –

Ich war schon überrascht – das hat der Kollege Creutz-
mann schon gesagt –, wie Sie sich verhalten haben. Erst
nein, dann ja, dann aber – das war die Höhe – haben
Sie gesagt: Wir lassen es jetzt durchgehen, um es am
23. September zu ändern.

Das muss mir einmal jemand erklären.

(Wirz, CDU: Die Finanzierung!
Dann sagen Sie dies auch!)

Das ist schwer verständlich.

(Jullien, CDU: Wie verhält sich
die Landesregierung? –

Keller, CDU: Wie verhält sich die
Landesregierung im Bundesrat?)

– Das werden Sie erfahren, wenn wir aus dem Bundes-
rat kommen, Herr Keller.

Wir haben eine gute Sitte. Die Sitte ist, dass wir immer in
der Kabinettsitzung vor der Bundesratssitzung das Ver-
halten festlegen. Ich tue den Teufel und sage heute

nicht, wie wir uns verhalten. Das werden Sie früh genug
erfahren.

Ich kann Ihnen versichern, wir werden uns in jedem Fall
so verhalten, dass der rheinland-pfälzische Mittelstand
dabei nicht zu Schaden kommt. So werden wir uns in
jedem Fall verhalten.

(Beifall der FDP und der SPD –
Keller, CDU: Das ist ein

klassischer Eiertanz!)

– Herr Keller, wissen Sie, was daran ein Eiertanz ist?
Dass man mit Stil eine Regierung führt. Das müssen Sie
mir einmal sagen. Es wäre einfach stillos,

(Frau Spurzem, SPD: Der weiß
doch gar nicht, was Stil ist!)

wenn jetzt die eine Seite erklärt und die andere Seite
erklärt, wie man sich verhält.

Wir werden uns so verhalten, wie wir es in der Kabinett-
sitzung festlegen, wie wir es immer getan haben. Sie
werden sich darauf verlassen können. Es wird eine
saubere Haltung sein.

(Beifall der FDP und der SPD)

Meine Damen und Herren, unsere Mittelstands- und
Wirtschaftspolitik ist immer orientiert an der
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der mittelständi-
schen Unternehmen.

(Unruhe im Haus)

Die mittelständischen Unternehmen werden wir stärken
und dadurch einen wesentlichen Beitrag zur Schaffung
und Sicherung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen
leisten, meine Damen und Herren.

Wir haben darüber hinaus ein breites Förderprogramm
mit Instrumenten, die die unterschiedlichen Begleitungen
auf den Weg bringen können.

Meine Damen und Herren, ich bin ganz sicher. Sie wer-
den staunen, wie die rheinland-pfälzische Landesregie-
rung sich verhält. Wir bleiben in einer klaren Linie. Wir
werden das so machen, wie wir es immer gemacht ha-
ben.

Wir entscheiden Dienstag und entscheiden dann Freitag
im Bundesrat.

(Mertes, SPD: Fünf Minuten
überzogen!)

– Vier Minuten.

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU)

Meine Damen und Herren, es liegt in der Hand des
Parlaments. Ich denke, es wird nach dem 22. September
noch viel Gelegenheit geben, über den Antrag im Aus-
schuss zu diskutieren.
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Es wird noch viel Gelegenheit geben, etwas Vernünfti-
ges und Gutes auf den Weg zu bringen. Nur davon kann
die Wirtschaft profitieren. Darauf will ich jetzt nicht ein-
gehen.

Nur so werden wir in aller Sachlichkeit, Nüchternheit und
Seriosität erreichen, dass wir am Schluss eine Arbeits-
markt- und Wirtschaftspolitik auf den Weg bringen, die
insgesamt erfolgreich ist, meine Damen und Herren.

Dafür – möchte ich eigentlich sagen – werden wir die
entsprechenden Unterstützungen geben, damit dies
passieren kann.

(Beifall der FDP und der SPD)

Vizepräsidentin Frau Grützmacher:

Meine Damen und Herren, der Minister hat seine Rede-
zeit  um  fünf  Minuten  überzogen.  Damit  stehen  jeder

Fraktion noch einmal fünf Minuten Redezeit zur Verfü-
gung. Ich sehe aber keine weiteren Wortmeldungen.

(Beifall im Hause –
Heiterkeit im Hause)

Damit ist die Debatte zu dem Antrag der  CDU-Fraktion
– Drucksache 14/1354 – beendet. Es wurde Aus-
schussüberweisung beantragt. – Dem wird zugestimmt.

Der Antrag – Drucksache 14/1354 – wird an den Aus-
schuss für Wirtschaft und Verkehr – federführend – und
an den Haushalts- und Finanzausschuss  überwiesen.

Meine Damen und Herren, ich schließe die 29. Plenar-
sitzung und lade Sie zur 30. Plenarsitzung morgen um
9:30 Uhr ein.

Auf Wiedersehen.

E n d e  d e r  S i t z u n g: 19:35 Uhr.


